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Reichweiten ...



Solange es auch nur die Mutmaßung von Unterschied und Eigentlichkeit
gibt und solange die Individualität und das Soziale ihre
gesellschaftlich gestützten Bahnen ziehen, kann der Theorie von Anfang
oder Ende der Räume und Zeiten, den Lehren von Unendlichkeiten oder den
Annahmen von Grenzen und Absehbarkeiten eine fundamental-dialektische
Funktion vorangestellt oder gar aufgefrachtet werden.

Wäre die Verschiedenheit, mithin der Unterschied, nicht noch vor dem
Beginn jeder denkbaren Evolution zu siedeln, ja sogar noch vor der
Entstehung von Jedem und Allem schon bereit, ihr spaltendes Werk zu
verrichten? Es wären sicher beide Behauptungen gleichermaßen vertretbar
und argumentativ geradezu endlos unter Beweis zu stellen.

Ein Circulus vitiosus muss allerdings daraus nicht entstehen, weil sich
die entsprechende Absehbarkeit auf eine wenn auch selbsterklärte
Beschränkung stützt. Erst dann können auch die uns allen doch so
vertrauten Reichweiten plausibler Erklärungen eingelöst werden, wenn
dabei gleichwohl die Echos fortlaufender Begründungen und abschließender
Bekenntnisse aufrechterhalten bleiben.

Die Artenvielfalt des Lebens und ihre unterschiedlichen Wege, die
Grenzen zu überschreiten, finden gewiss in ihrer Reichweitenentfaltung
eine der trefflichsten Ausdrucksformen.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 13. August 2022
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Wolfgang Schroeder / Markus Trömmer (Hg.)

Rechtspopulismus. Zivilgesellschaft. Demokratie

von Klaus Ludwig Helf, Juli 2022



Die AfD hat 2019 in ihrem Strategiepapier zum "Marsch durch die
Organisationen" aufgerufen, um "sich stärker in der Bürgergesellschaft
zu verankern", andererseits rief Björn Höcke dazu auf, "die sogenannte
Zivilgesellschaft, die sich aus Steuergeldern speist", trockenzulegen.
Beide Strategielinien widersprechen sich nicht, sondern bilden
durchaus eine sich gegenseitig ergänzende, umfassende langfristige
Strategie der Zangenbewegung der AfD und ihrer Umfeldorganisationen
auf ihrem Marsch durch die Institutionen auch in nichtstaatlichen,
bürgernahen Bereichen Einfluss zu gewinnen. Einerseits versucht sie,
sich zu profilieren durch Fundamentalkritik an den etablierten
zivilgesellschaftlichen Organisationen, gleichzeitig aber auch in der
Zivilgesellschaft selbst Fuß zu fassen - und das mit einem gewissen
Erfolg. Dies belegt eine Studie zum Thema "Bedrängte Zivilgesellschaft
von rechts. Intervention Versuche und Reaktionsmuster", die ein Team
um den Sozialwissenschaftler Wolfgang Schroeder von der Universität
Kassel im Jahr 1920 vorgelegt hat.

Auf der Basis von detaillierten Dokumentenanalysen und zahlreichen
Interviews untersuchten sie, mit welchen Themen und Aktivitäten
rechtspopulistischer und rechtsextremer Druck entwickelt wird und wie
die organisierte Zivilgesellschaft auf diese Interventionen reagiert.
Beispielhaft wurden Arbeitswelt, Gewerkschaften, Kirchen, Wohlfahrts-
und Sportverbände analysiert mit folgendem Ergebnis:
Rechtspopulistische Aktivitäten gibt es mit steigender Tendenz in
allen Bereichen der Zivilgesellschaft, sind aber bislang noch nicht
systematisch angelegt. Rechtspopulistische Akteure sind sich der
gesellschaftlichen und politischen Bedeutung der organisierten
Zivilgesellschaft bewusst und zielen darauf ab, bestehende Konflikte
innerhalb der untersuchten Bereiche zu politisieren, um sie zu
verstärken und thematische Anknüpfungspunkte für ihre politische
Agenda herzustellen, wie z.B. beim Umgang mit Flüchtlingen und
Migranten oder bei den Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie.

So nutzen rechten Akteure sogenannte Gelegenheitsfenster, um
Gewerkschaften als multikulturelle "Arbeiterverräter",
Wohlfahrtsverbände als "Asylindustrie" und Sportverbände als "Verräter
am Nationalsport" zu diffamieren. Den Kirchen wird vorgeworfen, die
Werte des christlichen Abendlandes zu verraten. Der Kulturbereich sei
mit seiner "linksgrün-versifften Multikulti-Ausrichtung" zum
Handlanger der "Systemparteien" und ihrer Politik geworden. Auf
"Hygiene-Demos" wird versucht, die Maßnahmen der Zivilgesellschaft zur
Bekämpfung der Corona-Pandemie ins Lächerliche zu ziehen. Die
zivilgesellschaftlichen Organisationen reagieren auf diese
Interventionsversuche nach keinem einheitlichen Muster und bewegen
sich zwischen Ignorieren und aktiver Ausgrenzung der rechten Akteure.
Die meisten Organisationen distanzieren sich eindeutig von rechten
Inhalten. Es müsse jetzt darum gehen - so die Studie - die
organisierte Zivilgesellschaft in ihrer positiven Rolle als Hort der
Demokratie zu stärken, damit sie ihren unverzichtbaren Beitrag für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt auch künftig leisten könne.

Das war auch das zentrale Thema einer Tagung am 24. und 25. September
2020 in Baunatal, wo die Studie intensiv diskutiert wurde. Das
vorliegende Buch ist eine Dokumentation dieser Tagung, deren
Ergebnisse in den Band eingeflossen sind. Die dort gehaltenen Referate
und Redebeiträge wurden zu wissenschaftlichen Beiträgen umgearbeitet.

Wolfgang Schroeder ist Professor für Politikwissenschaft und Leiter
des Fachgebiets "Politisches System der BRD - Staatlichkeit im Wandel"
an der Universität Kassel; Fellow am Wissenschaftszentrum für
Sozialforschung Berlin (WZB). Forschungsschwerpunkte: Politische
Parteien, Zivilgesellschaft, Arbeitsbeziehungen, Gewerkschafts-,
Verbände- und Sozialstaatsforschung. Markus Trömmer ist
Politikwissenschaftler und leitet das Team Promotionsförderung der
Abteilung Studienförderung in der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Nach einem orientierenden Vorwort der Herausgeber folgen fünfzehn
Beiträge von WissenschaftlerInnen und PraktikerInnen. Ein
Literaturverzeichnis ist jeweils angehängt. Die Artikel sind auf drei
Hauptkapitel verteilt: Einführende Überlegungen, Strategie und
Kommunikation und Einblicke in zivilgesellschaftliche Räume. Im Anhang
werden die Autorinnen und Autoren vorgestellt. Kapitel eins
beschäftigt sich mit grundlegenden und einführenden Überlegungen zur
Zivilgesellschaft und deren Bedrohungen von rechts, Kapitel zwei mit
strategischen und kommunikativen Aspekten rechtspopulistischer
Akteure, Kapitel drei mit ausgewählten zivilgesellschaftlichen Räumen
(Arbeitswelt, Gewerkschaften, christliche Kirchen und deren Verbände
und Sport).

Wolfgang Schröder, Jennifer Ten Elsen, Samuel Greef und Lukas Heller
fassen die Ergebnisse ihrer Studie zusammen, die Ausgangspunkt für die
Tagung und für diesen Band darstellen. Sie weisen nach, dass die
rechten Akteure die Bedeutung der organisierten Zivilgesellschaft
erkannt hätten und versuchten infolgedessen, Anschlussmöglichkeiten zu
finden und für sich zu nutzen: "Rechte Aktivitäten machen Konflikte
sichtbarer, intensivieren sie und bedienen vorhandene Sorgen und
Ressentiments. Bestehende Konfliktlinien innerhalb der
zivilgesellschaftlichen Arenen werden von rechts aufgegriffen..." (S.
29). Bei den "Einführenden Überlegungen" geht es um einen
Problemaufriss, worin die relevanten Fragestellungen von den
Organisatoren der Tagung skizziert werden.:

"In unserem Text untersuchen wir die Wechselwirkung von rechten
Aktivitäten und zivilgesellschaftlichen Reaktionen am Beispiel der
zivilgesellschaftlichen Räume von Arbeitswelt, Religion, Freier
Wohlfahrtspflege, Kultur sowie Sport und diskutieren zwei Fragen: 1.
Welche Themen und Logiken zeichnen rechte Aktivitäten in den fünf
Bereichen aus? 2. Welche Reaktionen sind im Umgang mit diesen
Aktivitäten erkennbar?" (S. 17). Dabei erfolgt auch eine
Differenzierung in Form einer tabellarischen Auflistung von
Unterscheidungskriterien von Extremismus und Populismus, die, so die
Herausgeber, nicht darüber hinwegtäuschen dürfe, dass
Rechtspopulismus "als Brücke, Kontinuum und Möglichkeitsraum zwischen
einer demokratisch konstituierten Öffentlichkeit und
rechtsextremistischen Positionen verstanden werden kann. Insbesondere
dann, wenn ein homogen gedachter Volkswille exklusiv beansprucht und
als Legitimation für antidemokratische und der Volkssouveränität
entkoppelte Verfahren genutzt wird, werden die Begriffsgrenzen
durchlässig" (S. 21).

Der Bonner Parteienforscher Frank Decker skizziert die AfD, die sich
in ihrer kurzen Geschichte in verschiedenerlei Hinsicht gewandelt
habe. Die Partei lebe davon, dass sie mittlerweile über eine stabile
Kernwählerschaft verfüge, die durch populistische und rechtsextreme
Einstellungsmerkmale zusammengehalten werde. Eine reine
Stigmatisierungs-Strategie könne diese Allianz nicht
auseinandertreiben: "Blickt man auf die Nachfrageseite der
Wähler_innen, erscheint es nur schwer vorstellbar, dass das Potential
der AfD in absehbarer Zukunft nennenswert dezimiert werden könnte. Die
Zahl derer, die sich im herrschenden Modernisierungskonsens der
Regierenden nicht repräsentiert fühlen, lässt sich durch noch so gutes
Regieren bestenfalls schrittweise reduzieren - wenn überhaupt" (S.
50). Die nach wie vor bestehenden und sich noch verschärfenden
soziokulturellen, sozialen und ökonomischen Probleme und
Konfliktlinien (u.a. Migrationsdruck, soziale Spaltung, ungerechte
Vermögens- und Einkommensverteilung, ansteigende Armut) würden einen
veritablen Resonanzboden für diese Partei bieten.

Siri Hummel stellt ein Analyseraster der Zivilgesellschaft vor mit
drei Formen von rechtsextremen Strategien, die der Selbstorganisation,
der Kaperung und der Diffamierung anderer Organisationen. Als Fazit
der Untersuchungen und der Erfahrungen aus der alltäglichen Praxis
kann man feststellen, dass rechtsextreme und rechtspopulistische
Kräfte nach wie vor systematisch und auf vielen Wegen mit geschickten
Methoden versuchen, die Arbeit der Verbände und Vereine in ihrem Sinne
zu beeinflussen und zu lenken: "Sie nutzen dabei vielfach die ihnen
zur Verfügung stehenden politischen Instrumente und verwenden im Kern
einer Sprache, die bewusst mit Begriffen aus der diktatorischen
Vergangenheit durchsetzt ist und die Grenzen des Sagbaren verschiebt.
Der großen Mehrheit der Vereine und Verbände ist die Aufgabe durchaus
bewusst, sich weiterhin nachhaltig mit Demokratiestärkung beschäftigen
und sich aktiv gegen antidemokratische Handlungen zu stellen" (S.
324).

Der vorliegende Band belegt erstmals empirisch die Einflussnahmen
rechtspopulistischer und rechtsextremer Akteure in die Organisationen
der Zivilgesellschaft und zeigt Möglichkeiten zur Abwehr im Sinn der
Stärkung der wehrhaften Demokratie, denn nach Brecht gilt offenbar
auch heute noch: "der Schoß ist fruchtbar noch, aus das dies kroch".



Wolfgang Schroeder / Markus Trömmer (Hg.): Rechtspopulismus.

Zivilgesellschaft. Demokratie. Verlag J. H.W. Dietz Nachf. GmbH Bonn

2021, Broschur, 336 Seiten, 28,00 Euro.

 * 

Quelle:

© 2022 by Klaus Ludwig Helf

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 13. August 2022 
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Zucker im Tank (Hg.)



Glitzer im Kohlestaub

Vom Kampf um Klimagerechtigkeit und Autonomie
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Zwei Jahre Corona-Pandemie haben zwar zu einem vorübergehenden
Rückgang klimaschädlicher Emissionen geführt, aber auch die
Mobilisierung für den Kampf um Klimagerechtigkeit stark behindert.
Dabei hatte die Klimakrise 2019 durch die von Fridays For Future
initiierte Massenmobilisierung eine nie gekannte Präsenz in der
Öffentlichkeit erhalten. Die Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung setzten
dem jedoch ein jähes Ende, wiewohl der Zusammenhang zwischen der
Ausbreitung zoonotischer Infektionserkrankungen und der weltweiten
Naturzerstörung inzwischen allgemein anerkannt wird, es also auch
eine ökologische Dimension pandemischer Krisen gibt. 

Damit nicht genug hat der Überfall Russlands auf die Ukraine und die
dagegen gerichtete Politik der NATO-Staaten auch in der
Klimaschutzpolitik zu einer "Zeitenwende" geführt. Der zuvor schon in
der Ostukraine militärisch ausgetragenen und nun vollständig
entbrannten Blockkonfrontation scheinen sich alle anderen politischen
Handlungsimperative nachzuordnen, das gilt auch für das erklärte
Ziel, dem fossilen Brand des Planeten Einhalt zu gebieten. So schwach
ausgeprägt die Bemühungen bis dahin waren, auch nur die in Paris 2015
vereinbarten Klimaziele zu erreichen, so erweist sich die
klimapolitische "Zeitenwende" als krisenimperialistisch (Tomasz
Konicz) [1] begründete Stärkung der fossilen Produktionsweise, deren
vollständige Überwindung schon zuvor in weiter Ferne lag. Hier hat
sich nichts gewendet, hier wird mit kriegsökonomischen Mitteln
fortgeschrieben, was kapitalistische Produktivkraftentwicklung
überhaupt erst ermöglicht hat - die umfassende Extraktion
menschlicher Arbeitskraft und fossiler Energiequellen zur Entfachung
eines industriellen Brandes, dessen Produktivität die eigenen
Grundlagen kannibalisiert.

So wenig die weitere Aufrüstung der Bundeswehr Einfluss auf das
Kriegsgeschehen in der Ukraine nimmt, also aus ganz anderen Gründen als
sofortiger Hilfe für die Angegriffenen in die Wege geleitet wurde, so
wenig konnte die Erkenntnis, dass die Abhängigkeit von
Energieimporten ein politisches Druckmittel erster Wahl sein kann,
überraschen. In einem umfassenden Planspiel hat das Bundesamt für
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 2018 die Probleme eines auch
längerfristigen Gasmangels in Deutschland durchgespielt. Wenn einer
dem Bundesinnenministerium unterstellten Agentur staatlichen
Krisenmanagements bewusst ist, dass es sich bei der Versorgung mit
Erdgas um eine kritische Infrastruktur von eminenter Bedeutung für
die Funktionsfähigkeit der bundesrepublikanischen Gesellschaft
handelt, kann kaum behauptet werden, dass irgendjemand auf den
Kommandohöhen von Staat und Kapital am 24. Februar vor völlig neuen
Bedingungen energiepolitischer Art gestanden hätte.

Der nationale Energiemix ist seit jeher eine Angelegenheit
geostrategischer Aufstellung insbesondere für einen hochproduktiven
Industriestandort wie die rohstoffarme Bundesrepublik. Dass deren
exportorientiertes, andere Länder durch deren aktiv betriebene
Verschuldung erfolgreich bewirtschaftendes Akkumulationsregime
jahrzehntelang durch kostengünstige Erdöl- und Erdgaslieferungen aus
Russland subventioniert wurde, wird nun als Fehlentwicklung
verurteilt, weil die hegemonialen Ambitionen Deutschlands, der EU und
der NATO im Osten an Grenzen gestoßen sind, die die Russische
Föderation ihrerseits mit kriegerischen Mitteln wieder nach Westen
verschieben will. Dass deren Führung dafür Gründe hegemonialer,
geschichtspolitischer und kulturalistischer Art geltend macht, ändert
an der krisenimperialistischen Genese des Problems nichts.
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Ernstzunehmende emanzipatorische Absichten werden wie stets bei
Waffengängen zwischen kapitalistischen Staaten von keinem der aktiven
und informellen Kriegsakteure verfolgt. So sehr die Ukraine als
Nationalstaat ihr Recht auf Selbstverteidigung geltend machen kann,
so sehr verblutet ihre Bevölkerung für Ziele, die nicht die ihren
sind, sondern von den Interessen der an diesem Krieg beteiligten
Staatsapparate und Kapitalfraktionen bestimmt werden. Sich von einer
"multipolaren Weltordnung" mehr zu versprechen als die Fortsetzung
staatlicher Krisenkonkurrenz und blutiger Hegemonialkämpfe erweist
sich angesichts dessen, dass der Niedergang des selbsterklärten
Welthegemons USA keineswegs das Entflammen neuer Ressourcenkriege und
Territorialkonflikte verhindert, sondern geradezu befeuert, als
vergebliche Hoffnung. Dem Problem eines sich selbst zu produktiv
gewordenen, den Geschäftsbetrieb mit immer mehr Schulden und
anwachsender soziale Verelendung aufrechterhaltenden Kapitalismus ist
angesichts der unaufschiebbaren Transformation fossiler Produktion
und aller dadurch bestimmten gesellschaftlichen Verhältnisse kein
national organisiertes Staatswesen gewachsen.

Dass den in der Ukraine zu verteidigenden Werten "Freiheit und
Demokratie" harte geopolitische Handlungsmotive zugrunde liegen,
dämmert zumindest denjenigen, die sich fragen, in welchem Verhältnis
die Produktion materieller Not zur Durchsetzung beanspruchter
demokratischer und humanitärer Ziele beitragen soll. Diese können
desto weniger glaubwürdig vertreten werden, je mehr Menschen ihr
Leben bei ihrer angeblichen Verteidigung verlieren, das betrifft
nicht nur die direkten Kriegsopfer in der Ukraine, sondern Millionen
Menschen in aller Welt, die zusätzlich zur ohnehin grassierenden
Nahrungsmittelknappheit der Mangelernährung und dem Verhungern
preisgegeben werden.

Der moralische Firnis der Europäischen Wertegemeinschaft ist so
ramponiert, dass der Frage nach den Beweggründen, "alles, wirklich
alles tun, um den größenwahnsinnigen Kreml-Diktator in die Knie zu
zwingen" (Volksstimme aus Magdeburg am 26. Juli 2022), schon auf den
Grund gegangen werden sollte. Schließlich ist dies der erste Krieg in
Europa, in dem auf beiden Seiten der Front Atommächte stehen, auch
wenn die NATO noch keine offizielle Kriegspartei ist. Auch
Deutschland soll wie im sogenannten Kalten Krieg Schlachtfeld einer
finalen Zuspitzung dieses Konflikts sein, das wird von allen
PolitikerInnen sehenden Auges in Kauf genommen, wenn sie einem
möglichen Kriegseintritt der NATO das Wort reden.

Die nachdrücklich erhobene Forderung, die Ukraine solle um fast jeden
Preis siegen, lässt sich mit der Bereitschaft, das Sterben der
Flüchtenden im Mittelmeer oder die militärische Zerstörung von
außereuropäischen Staaten billigend in Kauf zu nehmen, moralisch
nicht in Deckung bringen. Warum sollten allein die UkrainerInnen die
Zeche zahlen, wenn sie für die Verteidigung "unserer" Werte bluten
und sterben, lautet die unausgesprochen im Raum stehende Frage.
Niemand plant, einen Atomkrieg zu führen, so schwindet die
Bedrohlichkeit dieser Option im Bewusstsein vieler Menschen desto
mehr, als der Krieg zur regulären Begleiterscheinung des nun auch
ganz persönlichen Krisenmanagements wird.
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Vor dem Hintergrund einander fast fugenlos ablösender oder ohnehin
parallel verlaufender Weltkrisen ist leicht zu erkennen, dass mehr
auf dem Spiel steht als die Durchsetzung eines in sich
widersprüchlichen moralischen Postulats. So bietet sich für die
energetische Transformation der fossil befeuerten
Industriegesellschaften eine Gelegenheit, den durch erneuerbare
Energien, die Etablierung von Stoffkreisläufen und technologische
Effizenzsteigerng "nachhaltig" bewirtschafteten grünen Kapitalismus
mit alternativloser Sachzwanglogik auf eine Weise voranzubringen, die
die plausiblen Argumente von WachstumskritikerInnen und
AntikapitalistInnen aus dem Feld schlägt. Das steht nicht im
Widerspruch zur sanktionsbedingten Konjunktur der Preise für fossile
Energieträger, diese wird als eine Art Rosskur zum Erwirtschaften
anwachsender Resilienz in Sicht auf die dadurch angeblich möglich
gemachte Energiewende verkauft.

Die nun auf kriegswirtschaftliche Füße gestellte Modernisierung der
Energieversorgung soll in "Deutschland-Geschwindigkeit" erfolgen, so
Niedersachsen Umwelt- und Energieminister Olaf Lies zum schnellen
Ausbau von LNG-Terminals an den Küsten seines Bundeslandes, sprich
als schockartige Überwältigung aller dagegen vorgebrachten Einwände
und Bedenken. Eine Rückkehr zum Primat klimaschonender
Energieerzeugung ist für mehrere Jahre ausgeschlossen, denn "Not
kennt kein Gebot", so die Formel für die Durchsetzung von
Ausnahmeverordnungen, die den Kriegszustand in dessen nominell noch
"Frieden" genannten Vorstadium realisieren.

Was das alles mit der Sicherung der Herrschaft von Staat und Kapital
zu tun hat, wäre Gegenstand einer linken Kritik, die ausfallen muss,
wenn der unterstellten Alternativlosigkeit, dem russischen Angriff
auf die Ukraine mit militärischen Mitteln entsprechen zu müssen,
stattgegeben wird. Auch die Ansicht, diese energiepolitische
Zwangslage als Chance für die Einlösung klimapolitischer Forderungen
zu verstehen, übersieht, dass der Innovationskrieg (Detlef Hartmann)
[2] als Motor aller Modernisierung die ihm immanente Gewalt
fortschreibt. Ganz im Sinne neoliberaler Disruptionsdynamik soll erst
einmal zerstört werden, was dann ganz neu und natürlich viel
effizienter aufgebaut werden kann - der grüne Kapitalismus als
Zukunftsmodell des exportorientierten Industriestandortes
Deutschland.

Wer heute noch aus Ruinen auferstehen will, muss nicht nur über
Klassenprivilegien verfügen, sondern darf es an Bereitschaft, Opfer
zu bringen und die Schmerzen kriegstauglicher Abhärtung zu ertragen,
nicht mangeln lassen. Resilienz im Krisenkapitalismus ist das
Ergebnis eines Selektionsprozesses, in dem insbesondere die
AbweichlerInnen, die Aufbegehrenden und Streitbaren aussortiert
werden. So bieten die nun eintretenden Versorgungsprobleme Anlass zur
Durchsetzung sozialstrategischer Maßnahmen, die neoliberalen
Kapitalismus und imperialistische Hegemonialpolitik unter grünem
Vorzeichen erneuern sollen. Das betrifft die Etablierung einer
moralisch scharf gemachten Dichotomie von Gut und Böse, die die
Existenz sozialer Gewaltverhältnisse zugunsten des Bekenntnisses zu
Staat und Nation dementiert, ebenso wie das "solidarische" Hinnehmen
materieller Mängel als auch die unwidersprochene Aufrüstung der
Bundeswehr zu einem Kriegsakteur von globalem Rang. Das betrifft die
weitere Militarisierung der Abschottung der EU gegen die absehbar
anwachsenden Fluchtbewegungen, wobei die Aufnahme ukrainischer
Kriegsflüchtender die geopolitisch zweckmäßige Ausnahme von der
sozialdarwinistischen Regel ist.

Das betrifft vor allem den Umbau der Arbeitsgesellschaft im Sinne
eines Grünen Kapitalismus, der an die massenhafte Verwertung von
Lohnarbeit im Fordismus bei weitem nicht heranreichen kann und daher
von vornherein jene Mangellogik antizipiert, die momentan mit dem
Argument, Russland ökonomisch in die Knie zu zwingen, implementiert
wird. Was in der Überprüfung des individuellen Verbrauchsverhaltens
anhand des CO2-Fußabdrucks vorgedacht wurde, kann im Krieg erst recht
als Produktion und Verbrauch regulierende Sozialkontrolle mit
informationstechnischen Mitteln etabliert werden. Während die
Sicherung der Produktion durch industrie-, handels- und
klimapolitische Maßnahmen Sache von Staat und Kapital bleibt, wird
der Nimbus marktwirtschaftlicher Freiheit mit administrativer
Verfügungsgewalt auf eine Weise befestigt, die Subjektivitäten der
Anpassung und Unterwerfung hervorbringen, anhand derer sich die
brüchige Kohärenz wertebasierter Politik perfekt verfugen lässt.
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Wurden in Russland und der Ukraine die Rechte von ArbeiterInnen mit
dem Argument eines kriegsbedingten Notstandes bereits eingeschränkt,
so geraten die Tarifforderungen EU-europäischer Gewerkschaften unter
Verdacht, der Kriegsmobilisierung in den Rücken zu fallen. In Italien
werden antimilitaristische ArbeiterInnen unter Hausarrest gestellt,
um keine Waffentransporte in die Ukraine mehr behindern zu können.
Der Präsident des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall fordert die
Lohnabhängigen auf, mehr zu arbeiten und erst mit 70 in Rente zu
gehen. Die ökologische Begründung für Konsumeinschränkungen wird als
nationaler Opfergang inszeniert. Obgleich ganz unterschiedlich davon
betroffen, machen alle mit, entweder aus Angst vor Ausgrenzung oder
aus der tiefen Überzeugung heraus, dass die eigene Zukunft mit dem
Erfolg von Staat und Nation unauflöslich verknüpft ist.

Die Möglichkeit einer Ausweitung dieses Krieges über die Grenzen der
Ukraine hinaus und das Entflammen weiterer militärisch ausgetragener
Konflikte in seiner Folge könnte in eine viele Jahre andauernde
Epoche heißer Kriege in Europa und darüber hinaus münden, wie am
Konflikt um Taiwan, der Beanspruchung griechischer Inseln durch die
Türkei, den anwachsenden Spannungen zwischen Flussanrainern wie
Ägypten und Sudan oder eingefrorener separatistischer Konflikte in
diversen Regionen zu sehen. Emanzipatorische Projekte wie die
konföderale Selbstorganisation in Nordsyrien geraten als erstes unter
die Räder eines Gewaltgetriebes, das Despoten wie dem türkischen
Präsident Erdogan mit Segen Berlins freie Hand bei der Verfolgung von
Zielen gibt, deren Legitimationsdefizit unter anderen Bedingungen
schwerer wöge. Hier scheut die Bundesregierung nicht einmal davor
zurück, einer dementsprechenden Übereinkunft von Erdogan und Putin
keine Knüppel in den Weg zu legen. Die wertebasierte Formel, in der
Ukraine würde ein Krieg zwischen "Demokratien und Autokratien"
geführt, wurde darüber hinaus schon in den ersten Wochen des Krieges
anhand des Umwerbens altbewährter Despoten, die den Ausfall
russischer Gaslieferungen kompensieren sollen, ad absurdum geführt.

So geraten alle sozialen und ökologischen Probleme in den
Schlagschatten einer militaristischen Staatsdoktrin. Die
kriegsökonomische Bewirtschaftung gesellschaftlicher
Naturverhältnisse ist ein extrem verbrauchsintensives Manöver, wie
die neue Konjunktur fossiler Energien, das Wiederanfahren von
Kohlekraftwerken und der Streit um die Laufzeitverlängerung von
Atomkraftwerken zeigt. Der Kapitalismus rüstet lodengrün auf, es wird
zum Halali auf alle AbweichlerInnen, KommunistInnen, Autonome und
auch KlimaaktivistInnen geblasen, die ihr Anliegen so ernst nehmen,
dass es mit kapitalistischer Vergesellschaftung und imperialistischer
Kriegführung nicht vereinbar ist.
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Innensichten des Klimaaktivismus

Was hat all das mit einem Buch zu tun, dessen AutorInnen aus
Binnensicht über den Kampf um Klimagerechtigkeit und Autonomie
berichten? Leider so viel, dass ein Blick auf den Sachstand
kriegerischer Konfrontation nicht unterbleiben kann, die sich mit
seiner Veröffentlichung im Juni 2022 gekreuzt hat, so dass eine
Positionierung zu dieser tiefen Zäsur auch für alle klimapolitischen
Fragen wohl nicht mehr angemessen diskutiert werden konnte.

Sind die über 60 Beiträge des Bandes auch zu einem Gutteil der
jüngeren Geschichte sozialökologischer Basisbewegungen in der
Bundesrepublik gewidmet, so sind deren Kämpfe nicht von der Jagd nach
Energieressourcen in aller Welt und der weiteren Befeuerung eines auf
Wachstum um fast jeden Preis abonnierten Kapitalismus zu lösen. Dem
wird zum einen mit einer Zeitleiste am unteren Seitenrand Rechnung
getragen, die Akte antikolonialen Widerstands durch die Jahrhunderte
dokumentiert. Zum andern wird Klimagerechtigkeit in vielen Beiträgen
unter Verweis auf die im Globalen Süden erfolgende Ausbeutung
natürlicher Ressourcen und menschlicher Arbeitskraft, dem nicht
eingelösten Versprechen, den der Verwertung fossiler Energiequellen
und kolonialistischer Raubzüge geschuldeten ökonomischen Vorsprung
der europäischen und nordamerikanischen Industriestaaten durch
Ausgleichszahlungen an die am meisten von der Klimakrise betroffenen
Länder zu kompensieren und der rassistischen Zuspitzung
sozialökologischer Benachteiligung als zentrales Anliegen dieser
sozialen Bewegung unterstrichen.
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Insgesamt vertreten die diverse Initiativen, Gruppen und autonome
Zusammenhänge repräsentierenden AutorInnen intersektionale,
antikapitalistische, antikoloniale, antirassistische, queere, also
fundamental herrschaftskritische Positionen. VertreterInnen
politischer Parteien, als NGO institutionalisierter
Klimaschutzorganisationen und marxistischer wie ökofeministischer
Konzepte sind zumindest nicht als solche zu erkennen, so dass die
Autorenschaft des Buches nicht die ganze Breite mit der Bekämpfung
der Klimakrise befasster Menschen und Organisationen umfasst. Auf
diese Weise erhält die Klimagerechtigkeitsbewegung ein politisch
exklusives Profil, was sich zu staatlicher Klimaschutzpolitik ebenso
abgrenzt wie zu einer als staatsautoritär verworfenen Restlinken.

Instruktiv und spannend zu lesen sind die Texte überall dort, wo die
Schilderung subjektiver Erfahrungen Einsichten ermöglichen, bei denen
soziale Konflikte und organisatorische Probleme nicht zu kurz kommen.
Planung und Durchführung von Protesten werden ausführlich abgehandelt
und in ihrer jeweiligen Wirkung auf Öffentlichkeit und Politik als
auch des dabei eingegangenen Grades an Gefährdung von AktivistInnen
diskutiert. So gut wie alle größeren Proteste der letzten 20 Jahre in
der Bundesrepublik gegen die Standorte und Fabriken fossilistischer
Produktion, bei Klimagipfeln, gegen den Ausbau des motorisierten
Individualverkehrs, gegen Flugzeugindustrie und Kreuzfahrtschiffe,
Schlachtfabriken und Düngemittelfirmen werden mehr oder minder
selbstkritisch reflektiert.

Ob angemeldete Demonstrationen, an die breite Öffentlichkeit
adressierte Kampagnen, Direkte Aktionen, die Durchführung von
Blockaden oder andere Formen des zivilen Ungehorsams wie das
Eindringen in Tagebaue, konspirative Interventionen des Sabotierens
der fossilen Maschine - wer sich für basisdemokratische Proteste
innerhalb wie außerhalb der staatlich zugestandenen Formen
sozialökologischen Widerstands interessiert, erfährt in diesem Buch
vieles aus erster Hand über Geschichte und Gegenwart der
Klimagerechtigkeitsbewegung.

Den größten Raum nimmt dabei der Widerstand gegen die
Kohleverstromung im Rheinischen Braunkohlerevier ein. Dort steht die
Wald- und Wiesenbesetzung im Hambacher Forst im Mittelpunkt, deren
Anfänge 2012 wiederum auf die Besetzung im Kelsterbacher Wald
verweisen, die sich gegen den weiteren Ausbau des Frankfurter
Flughafens richtete. Die Aktivitäten und Proteste rund um die mehr
als zehn Jahre existierende Besetzung des Hambacher Forstes haben die
Klimakämpfe der letzten zehn Jahre in der Bundesrepublik stark
beeinflusst. Die dort erarbeiteten Praktiken und gemachten
Erfahrungen nicht zuletzt mit staatlicher Repression haben den
Wissenshorizont und das Aktionspotential der heutigen
Klimagerechtigkeitsbewegung inspiriert und erweitert, so etwa bei der
Waldbesetzung im Dannenröder Forst zur Verhinderung des Ausbaus der
Autobahn A 49 oder dem Widerstand im Dorf Lützerath, das dem Ausbau
des Braunkohletagebaus Garzweiler II weichen soll.

Zugleich zeigt die im Buch reflektierte Entwicklung des
Klimaaktivismus, dass die gesellschaftliche Wissensproduktion selbst
den langsam verlaufenden Naturprozessen weit hinterherhinkt. Eine der
sich abzeichnenden Klimakatastrophe adäquate Aufmerksamkeit hat das
Thema in Deutschland erst 2019 mit den großen Demonstrationen von
Fridays For Future erhalten. Zuvor konnten bereits die Aktionen von
Ende Gelände gegen Braunkohletagebaue einige Aufmerksamkeit erregen,
doch die Mobilisierung der Jugend ließ die Klaviatur massenmedialer
Erregung zu Höchstform auflaufen, zumal FFF sich kaum zu
antikapitalistischen oder gar linksradikalen Forderungen verstieg.

Wissenschaftliche Erkenntnisse zur erderwärmenden Konsequenz fossiler
Energieproduktion und industrieller Produktionsprozesse liegen seit
Anfang der 1960er Jahre vor. Das hat damals nicht verhindert, dass
sich die Regierungen markt- oder staatskapitalistischer
Bündnissysteme bei aller Konkurrenz untereinander darin einig waren,
die soziale Opposition, die auch aus radikalökologischen Gründen für
die Überwindung von Kapital, Patriarchat, Krieg und Kolonialismus
kämpfte, nach Kräften zu unterdrücken, und das ist heute nicht
anders.
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Radikaler Protest ruft Befriedungsstrategien auf den Plan

Zudem liegt die systemstabilisierende Integration widerständiger
Bewegungen geradezu auf der Straße. Deren Befriedung durch Strategien
politischer Partizipation, in dem Buch an den Beispielen des
Kohlekompromisses und des Runden Tisches im Rheinischen
Braunkohlerevier geschildert, funktioniert desto besser, als auch
einige Nichtregierungsorganisationen und Kampagnenplattformen ihr
Geschäft mit der systemkonformen Zurichtung sozialen Widerstandes
machen. Diese Kritik wird in mehreren Beiträgen zwar angedeutet, aber
nicht explizit gemacht oder gar als prinzipieller Ausdruck des
Prinzips Teile und Herrsche kritisiert, das in den Drehtüren zwischen
selbstorganisiertem Aktivismus, institutioneller Professionalisierung
und Karriereplanung in politischen Parteien oder
Unternehmensverbänden den Ton angibt.

Dabei bietet das Adaptionsvermögen kapitalistischer
Vergesellschaftung reichlich Anlass, den Strukturen und Praktiken,
mit Hilfe derer ein dem Entwicklungsstand herrschender
Gewaltverhältnisse angemessener sozialer Widerstand verhindert werden
soll, auf den Grund zu gehen. So hat die Stiftung Umwelt und
Entwicklung Nordrhein-Westfalen 2017 bereits zugesagte Fördergelder
für die Degrowth-Sommerschule, die auf dem Klimacamp bei Erkelenz
stattfand, kurzfristig gestrichen, weil auf deren Seminaren Aktionen
zivilen Ungehorsams geplant werden könnten. [3] 

So lange finanzielle Abhängigkeiten zu institutionellen Förderern
bestehen, können Versuche inhaltlicher Einflussnahme
ebenso wenig ausgeschlossen werden wie eine im Vorweg erfolgende
Orientierung an den Interessen der GeldgeberInnen. Die leicht
verdauliche Simulation zivilgesellschaftlichen Protestes ist ein
altbewährtes Mittel, den Zahn jener Radikalität zu ziehen, derer es
bedarf, die unumkehrbare Überwindung allseits beklagter, aber selten
konkret angegriffener gesellschaftlicher Widersprüche zu vollziehen. 

Insbesondere Bildmedien kommerzieller wie öffentlich-rechtlicher Art
legen Wert darauf, in ihrer Berichterstattung auf individuelle
AnsprechpartnerInnen zurückgreifen zu können, die als Gesicht mit
hohem Wiedererkennungswert ansonsten abstrakt bleibender Vorgänge
fungieren. Die daraus resultierende Etablierung prominenter
SprecherInnen wird von sozialen Bewegungen aus dem autonomen Spektrum
meist abgelehnt, weil damit hierarchische Strukturen in den eigenen
Reihen befördert, die gleichberechtigte Mitsprache aller
AktivistInnen unterlaufen und schlimmstenfalls Karriereambitionen
geschürt werden, die den Weg in eine arrivierte bürgerliche Existenz
zum Preis der Aufgabe bislang vertretener Radikalität ermöglichen.

Wenn eine ehemalige Pressesprecherin von Ende Gelände als
Bundestagsabgeordnete der Grünen der Schaffung eines Sondervermögens
für die Aufrüstung der Bundeswehr zustimmt, dann ist das nur ein
Beispiel dafür, wie der Parlamentarismus alle Ecken und Kanten
wirksamer sozialer Opposition abschleift. Es wäre mithin gut gewesen,
auch einige Worte über das Verhältnis der Klimagerechtigkeitsbewegung
zur Regierungspartei Die Grünen zu verlieren, steht und fällt mit
dieser Beziehung doch die Radikalität des titelgebenden "Kampfes um
Klimagerechtigkeit und Autonomie".

Am Beispiel dieser Partei kann sich die Rolle, die "progressistische
Eliten" (Detlef Hartmann) [4] bei der Zurichtung der Bevölkerung auf
ihre widerstandslose Einspeisung in kapitalistische
Verwertungsprozesse und ihre Rekrutierung für imperialistische Kriege
einnehmen, kaum besser dokumentieren lassen. Hat schon die erste
Beteiligung der Grünen an einer Bundesregierung 1999 den Weg für das
neue Disziplinierungsregime der Arbeitsgesellschaft namens Agenda
2010, eine Gesundheitsreform, die mit der Einführung des
Fallpauschalensystems den Markt direkt ins Krankenhausbett gebracht
hat, und den ersten Kriegseinsatz deutscher Streitkräfte nach dem
Zweiten Weltkrieg frei gemacht, so toppt die militaristische Rhetorik
der Hofreiter, Beck, Habeck und Baerbock alles, was an politischer
Flexibilität und Wandlungsfähigkeit vorstellbar ist.
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Herrschaftsfreiheit versus Handlungsfähigkeit

So heterogen die Schilderungen und Analysen der namentlich stets
ungenannt bleibenden AutorInnen des Buches sind, so sehr scheinen sie
sich darin einig zu sein, sich mit politischen Forderungen, die die
Breite der Bewegung umfassen, zurückzuhalten. Auf den gemeinsamen
Anspruch auf Systemveränderung kann sich die herausgebende Gruppe
Zucker im Tank in ihrem abschließenden Resümee zweifellos berufen,
doch wie dies im einzelnen erfolgen soll, bleibt außerhalb des auf
Klimakämpfe gerichteten Fokus eher vage. Der Kampf gegen jede Form
von Diskriminierung ist selbstverständlicher Konsens, doch die sich
dabei auftuenden Konflikte würden zweifellos ein eigenes Buch füllen.

Allein der Anspruch auf Herrschaftsfreiheit ist so schwierig zu
verwirklichen, dass dieses Problem umfassend diskutiert werden
müsste, wenn es von Relevanz für gesellschaftliche Veränderung sein
sollte. Dieses Ideal verwirklichen zu wollen kann selbst unter dazu
entschlossenen Menschen lähmende Folgen für die Entfaltung
kollektiver Handlungsfähigkeit haben, bleibt schon die Ausbildung
bloßer Sachkompetenz selten ohne Folgen für ein soziales
Beziehungsgeflecht, in dem vielfältige individuelle Interessen zu
kämpferischer Einheit gelangen sollen. Ein interessanter Beitrag zu
dieser Diskussion ist einem verschriftlichen Gespräch von drei
AktivistInnen aus verschiedenen Waldbesetzungen zu entnehmen:

"Auch im Hambi gab es den Anspruch hierarchiefrei und anarchistisch
 zusammenzuleben. Im eigentlichen Sinne gab es keine Herrschaft, aber
 meiner Ansicht nach hat man Hierarchien, sobald es eine
 Aufgabenverteilung gibt. (...)
 Ich finde auch, dass institutionalisierte Rollen nicht automatisch
 Herrschaft darstellen. Es kommt darauf an, wie leicht Personen aus
 einer Rolle rausgekickt werden können, wenn andere Leute nicht mehr
 glücklich damit sind, was sie tun. Aber solche Strukturen waren im
 Hambi und Danni nicht konsensfähig. Ich denke, dass es durch dieses
 Dogma der Strukturlosigkeit stärkere informelle Hierarchien im Hambi
 gab, weil die Leute halt nicht abwählbar waren." (S. 178 f.)
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Kampfbegriff "Identität"

Das in diesem Zusammenhang aufgeworfene Problem sexueller Übergriffe und
sexistischer Diskriminierung verlangt den Menschen in aktivistischen
Freiräumen ab, die Bürde des Jahrtausende alten Patriarchats
praktisch unverzögert abzuwerfen, was angesichts seiner Einübung in
den Rollenbildern kleinfamiliärer Sozialisation fast unmöglich
erscheint. Um so mehr kann die vollständige Aufhebung der Dichotomie
binärer Geschlechtlichkeit als Voraussetzung zur Befreiung von jeglichem
Identifikationszwang und aller normativen Stereotypie, die
gesellschaftlich vermittelt und eingefordert wird, verstanden werden.
Sei es auch nur ein Fernziel, so bedarf die gelebte Utopie der Arbeit
am unmöglich Erscheinenden, wie sonst sollte mit der
Aussichtslosigkeit umgegangen werden, die sich allen Lebewesen
stellenden Herausforderungen zerstörerischer Art zu meistern. 

Auch deshalb sind autonome und anarchistische Freiräume für Menschen,
die sich in kein gängiges Raster pressen lassen wollen, von großer
Attraktivität. Die Befreiung von heteronormativen Geschlechterrollen
wird von interessierter Seite her häufig als "Identitätspolitik"
verworfen, die von angeblich wichtigeren gesellschaftlichen Problemen
ablenke. Mit Identitäten wird allerdings überall gehandelt, wenn
Menschen sich ethnisch, religiös, national, politisch oder sonst wie
zuordnen. Das fällt bei der ArbeiterIn, der ChristIn, dem weißen Mann
oder der deutschen Frau nur weniger auf als bei Menschen, die in den
Kategorien einer potentiell unendlichen Zahl von
Geschlechtsidentitäten unterwegs sind. Der tiefe Graben, der sich
dabei zwischen queerfeministischen AktivistInnen und FeministInnen
der zweiten Generation aufgetan hat, ist gerade auch für die
Klimagerechtigkeitsbewegung von schwerwiegender Konsequenz, wie die
weitgehende Abwesenheit ökofeministischen Positionen in diesem Buch
belegt.

Die prinzipielle Gemeinsamkeit zwischen mehrheitlich akzeptierten und
als randständig ausgegrenzten Identitäten besteht allerdings darin,
sich auf eine Weise kenntlich machen zu müssen, die als Voraussetzung
zur Etablierung sozialer Kontrolle, nationaler Bevölkerungspolitik
und biopolitischer Gesellschaftsorganisation eingefordert wird. Die
wachsende Akzeptanz von Minderheiten aus dem LGBTIA-Spektrum und die
familienpolitische Liberalisierung ihrer gesellschaftlichen
Existenzform schützt nicht davor, diese Errungenschaft als
Legitimation für ganz andere Zwecke zu missbrauchen.

So wurde die Eroberung und Besetzung Afghanistans maßgeblich mit dem
Argument legitimiert, dass es um die Befreiung der dort lebenden
Frauen vom Joch islamistischer Herrschaft ginge. 20 Jahre später
müssen in Afghanistan lebende Frauen, die diese Freiheit für sich im
Schutz der NATO-Truppen in Anspruch genommen haben, erneut um ihr
Leben fürchten. Zahlreiche Frauen und Kinder fielen während dieser
Zeit militärischer Gewalt von beiden Seiten zum Opfer. Nun kommt
hinzu, dass die Hälfte der Bevölkerung hungert, was wiederum Frauen
in der Festlegung darauf, die soziale Reproduktion der Familie zu
sichern, besonders hart trifft. Dennoch nimmt diese Bundesregierung,
deren Koalitionäre diese Politik stets mitgetragen haben, für sich
in Anspruch, eine "feministische Außenpolitik" zu betreiben. 

Heute stehen die NATO-Staaten indirekt mit einem Russland im Krieg,
dessen homo- und transphobe wie antifeministische Gesellschaftspolitik
unter der Mehrheit der Bevölkerung viel Zustimmung zu finden scheint.
Dies allerdings als Argument zu nutzen, die kaum weniger homo- und
transphobe Ukraine in einem langfristigen Abnutzungskrieg zum Sieg zu
führen, kann kaum im Interesse derjenigen LGTBIA-Personen sein, die
dabei ihr Leben verlieren oder an der Ausreise mit dem Argument
gehindert werden, sie wollten sich der Pflicht zur Landesverteidigung
entziehen. Gleichzeitig ist der antifeministische Rollback in den USA
in vollem Gange, wurde die Uhr der Frauenrechte mit der
höchstrichterlichen Aufhebung legaler Abtreibungen doch um 50 Jahre
zurückgedreht. Dennoch steht das Land, dessen Gesellschaft unter dem
letzten Präsidenten eine erhebliche Rechtsdrift vollzogen hat und wo
der rassistische Furor weißer Suprematie und mörderischer
Polizeigewalt gegen Schwarze trotz oder gerade wegen Black Lives
Matter ohne Unterlass tobt, im Krieg in der Ukraine auf der Seite von
"Freiheit und Demokratie".

Wenn in Berlin anlässlich des Christopher Street Days am 23. Juli die
Regenbogenflagge auf dem Reichstag gehisst wird, dann sollte die
staatsoffizielle Feier schwuler, lesbischer, bi-, trans-, inter-,
nonbinärer, asexueller und weiterer Identitäten schon Anlass zu der
Frage geben, ob dies dem antagonistischen Charakter des dazu in den
öffentlich-rechtlichen Medien verwendeten Oberbegriffs "queer" nicht
zutiefst widerspricht. "Queer Liberation, Not Rainbow Capitalism"
lautet eine Antwort auf die Vereinnahmung einer Bewegung, die auch in
Zeiten, in denen die Regenbogenfarben zum Kodex der Social Governance
unternehmerischer Reputationspflege gehören, überdurchschnittlich mit
polizeilicher und maskuliner Gewalt konfrontiert ist.

In anarchistischen Kreisen wird darauf verwiesen, dass "queer" im
ursprünglichen Sinne den völligen Bruch mit gesellschaftlichen
Anerkennungspraktiken und die Negation jeglicher Teilhabe an der
Befriedung kapitalistischer Gewaltverhältnisse meint. Unter Verweis
auf den queeren Theoretiker und Revolutionär Guy Hocquenghem, der an
den Aufständen im Mai 1968 in Paris beteiligt war, wird der
antisoziale Charakter der Queerness als Mittel, sich jeglicher
Vereinnahmung zu widersetzen, hervorgehoben. Das betrifft auch alle
Formen des Konstrukts der Identität, deren vorrangiger Zweck in
Unterwerfung und Vereinnahmung besteht, so zumindest aus Sicht der
AutorInnen des queeren Journals Baedan. [5] 
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Bewegungsgeschichte im Umbruch

"Aktiver Widerstand ist für mich ein Geschenk. Das Geschenk der
 Selbstermächtigung, das wir uns und anderen machen können, in einer
 Welt, in der der Kampf um die bloße Existenz für einige von uns schon
 der größte und bewundernswerteste Akt des Widerstandes ist."  (S. 121)


Gerade in Sicht darauf, dass die existenziellen Probleme vieler
Menschen eine ohnmächtige Lage erzeugen, die nicht nur aus mangelnder
Verteilungsgerechtigkeit resultiert, sondern systematisch als
Herrschaftsmittel hergestellt wird, ist das Ziel der
"Selbstermächtigung", neudeutsch Self Empowerment, allzu bescheiden.
Wer sich nicht in einer Notlage befindet, die das bloße Überleben in
Frage stellt, ist durchaus in der Lage, die Machtfrage im Grundsatz
zu stellen und nicht auf ein psychologistisches Moment subjektiver
Handlungsfähigkeit zu reduzieren. An deren gesellschaftliche und
politische Grenzen zu stoßen ist eine unangenehme, mithin in ihrer
Fortdauer inakzeptable Erfahrung. Die Überwindung dieser Grenzen
nicht in Angriff zu nehmen kann angesichts des schieren Ausmaßes der
Probleme bereitwillig in Kauf genommenen Arrangements mit den zu
bekämpfenden Gewalten oder regressiven Tendenzen wie der Flucht in
die bürgerliche Isolation Vorschub leisten.

Auf der anderen Seite gibt es Beispiele persönlichen Engagements, das
allein aus der Überzeugung, das Notwendige tun zu müssen, entsteht.
Wenn bürgerliches Ansehen und berufliches Einkommen dabei Schaden
nehmen, dann aufgrund von Überzeugungen und Grundsätzen, die Staat
und Wirtschaft aus gutem Grund unheimlich sind. So hat der Eigentümer
der Wiese am Hambacher Forst seit deren Besetzung zu den
AktivistInnen gehalten und diese dort leben lassen, während er selbst
teure Rechtsstreitigkeiten mit dem Betreiber des Braunkohletagebaus
RWE auszufechten hatte. Kurt Claßen [6] ist ein gutes Beispiel für
die potentielle Streitbarkeit ganz normaler BürgerInnen, auf deren
Unterstützung auch die Klimagerechtigkeitsbewegung angewiesen ist.
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"Während die Repressionsorgane taktisches Wissen von Aktion zu Aktion
 ansammeln, besteht in der Bewegung die Gefahr, dieselben Fehler immer
 wieder zu begehen. Aber das ist bei weitem nicht der einzige Grund,
 weshalb Geschichtsbewusstsein entscheidend für den Erfolg von
 sozialen Bewegungen ist. In dem Moment, in dem wir uns bewusst
 werden, dass die Generationen vor uns dieselben (oder sehr ähnliche)
 Kämpfe ausgefochten haben, passiert etwas durchaus Entscheidendes: Es
 entsteht eine Traditionslinie, die uns den Rücken stärkt, die unseren
 Kämpfen eine ganz andere Selbstverständlichkeit gibt und die die
 diskursive Marginalisierung durchbricht".  (S. 185)


Wie tief die Brüche heute aktiver Generationen zur Gegengeschichte
der radikalen Linken sind, zeigen nicht nur die fließenden Übergänge
zwischen radikalökologischem Basisaktivismus und etablierten
bürgerlichen Parteien. Das unter in den 1960er und 1970er Jahren
sozialisierten Linken selbstverständliche Wissen um die unheiligen
Korrespondenzen zwischen parlamentarischer Demokratie,
kapitalistischer Herrschaft und imperialistischem Krieg ist unter den
Verwerfungen neoliberaler Subjektivierung weitgehend verschütt
gegangen. Die von italienischen ArbeiterInnen einst ausgefochtenen
Kämpfe um Autonomie zum Beispiel waren von einer streitbaren
Kompromisslosigkeit und einem radikalen Reflexionsniveau bestimmt,
die wieder einzufangen es der ganzen Aggressivität staatlicher Gewalt
und ideologischer Indoktrination bedurfte. Wenn in Italien heute
rechtspopulistische PolitikerInnen den Ton angeben, dann ist das auch
ein Ergebnis dieser epochalen Herausforderung.

Empfehlenswert ist auf jeden Fall, den Blick zu weiten und
marxistischen TheoretikerInnen ebenso Aufmerksamkeit zu schenken wie
indigenen AktivistInnen oder selbstorganisierten KleinbäuerInnen in aller
Welt. Was etwa der 1947 geborene Linkskommunist Gilles Dauvé zum
Verhältnis von Ökologie und Ökonomie zu sagen hat [7], wird im
Zweifelsfall auch sehr junge KlimaaktivistInnen inspirieren, sich
für die Wurzeln linksradikaler Widerständigkeit zu interessieren. 
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Hände und Köpfe grün gewaschen
 
Die vor mehr als einem halben Jahrhundert ausgefochtenen Kämpfe gegen
Imperialismus, Kolonialismus, Patriarchat und Rassismus werfen ihren
Schatten bis heute in Form ihrer anhaltenden Unterdrückung durch die
Agenturen herrschender Deutungsmacht und Eigentumsordnung. Die
erfolgreiche Bekämpfung jeder Idee von sozialökologischer Revolution,
derer es bedarf, um der Zerstörungskraft des fossilen Kapitalismus
Einhalt zu gebieten, ist ein Ergebnis der vielen Brüche linker
Theoriebildung. Während klimapolitische Weichenstellungen, die den
fossilen Brand mit grüner Farbenpracht illuminieren, in dem Buch
unter dem Titel "False Solutions" abgehandelt werden, wird über die
Behauptung, eine postfossile Gesellschaft ließe sich mit
marktwirtschaftlichen Mitteln schaffen, zu wenig gesprochen.

Technologische "Klimascheinlösungen" (S. 386) in Form von
CO2-Abscheidungsprojekten, des Entkoppelns von Produktion und
Emission durch technische Effizienzsteigerung, von
Kompensationsmechanismen wie dem Emissionshandel, die das Projekt der
Dekarbonisierung als mit "Netto Null" bezifferten buchhalterischen
Trick betreiben, auch nur in ihrem irreführenden Charakter zu
verstehen überfordert viele Menschen. Indem ihnen erklärt wird, dass
eine nachträglich noch umzukehrende Anreicherung der Atmosphäre mit
klimaschädlichen Gasen möglich sei, stimmen sie klaglos der
Unantastbarkeit marktwirtschaftlich regulierten Eigentums zu, selbst
wenn sie dadurch stark eingeschränkt werden. Zudem bleibt das große
Potential kollektiven Selbermachens und kleinbäuerlicher indigener
Subsistenz auf der Strecke eines industriepolitisch geförderten und
monopolkapitalistisch exklusiven Modernisierungsregimes, das in
seinen destruktiven Auswirkungen zu analysieren und kritisieren desto
dringlicher ist, als es mit Gewaltmitteln und Zwangslogiken
durchgesetzt wird.
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Zukunft des Krieges, Vergangenheit des Fossilismus

Auch deshalb ist die Leerstelle antimilitaristischer Kritik in der
Klimagerechtigkeitsbewegung von so großer Bedeutung. Sie hätte schon
anlässlich der Ausnahmebestimmungen für das Militär im
Kyoto-Protokoll von 1997 gefüllt werden müssen, die nicht in die
nationalen Emissionen eingerechnet oder überhaupt angegeben werden.
Auch wenn diese Ausnahmeregeln im Pariser Abkommen 2015 nicht
erneuert wurden, bleibt das Erfassen und Offenlegen der
Militäremissionen für die Unterzeichnerstaaten freiwillig. Doch
anstelle eine grüne Bundeswehr zu fordern, gilt zumindest beim Thema
Klimagerechtigkeit, die Rolle bewaffneter Staatsgewalt bei der
Durchsetzung extraktivistischer und fossilistischer Projekte in aller
Welt wie der Sicherung der herrschenden Eigentumsordnung zuhause zu
kritisieren.

Nationalismus, Faschismus und Militarismus sind von zentraler
Bedeutung für die rücksichtslose Inwertsetzung allen Lebens und
die Ideologie von der Unabdinglichkeit kapitalistischer Verwertung.
Deren Akteure haben die Zukunft seit langem in der Tasche, steht sie
doch zur Disposition der Produktion realer Unwerte. Sich für
entfremdete Arbeit verdingen zu müssen setzt die Unterwerfung der
ArbeiterInnen unter den Takt der Maschinen und den Primat
zerstörerischen Wachstums von was auch immer voraus, wenn es nur die
weitere Aneignung von Mehrwert ermöglicht. Die Vektoren ökonomischer
Entwicklung weisen in eine Zukunft, die durch öffentliche wie private
Verschuldung und den als Lohnabzug realisierten Mehrwert, mithin
ihrer Vergangenheit, längst okkupiert ist. Daher verläuft die Front
der Veränderung im Nirgendwo einer Ort- und Zeitlosigkeit, die all
denjenigen Menschen Handlungsmacht gewährt, die nichts zu verlieren
haben, also auch nicht beherrschbar sein müssen.

Klimakämpfe sind soziale Kämpfe, sie werden um Probleme
sozialer Reproduktion geführt und nicht um die Deutungsmacht auf den
Kommandohöhen von Staat und Kapital. Gerade in Deutschland mit seiner
langen Tradition industrieller Rationalisierung und erfinderischer
Ingenieurskunst kommt die soziale Konstitution gesellschaftlicher
Konflikte häufig zu kurz. Ohne die Zuspitzung der Kritik an einer
Fortschrittsdoktrin, die allen verheerenden Entwicklungen zuwider vom
Licht am Ende des Tunnels kündet und im Omnipotenzwahn euro- und
androzentrischer Wissenskulturen nicht dazu bereit ist, über die
Abkehr von kapitalistischer Gesellschaftsorganisation überhaupt
nachzudenken, könnten die sozialdarwinistischen Verteilungs- und
Überlebenskämpfe auf jeder Ebene katastrophale Ausmaße annehmen.

Fossile Produktionsweise, kolonialistischen Extraktivismus und
imperialistischen Krieg voneinander zu separieren ist nur dann
möglich, wenn eine Kritik, die sich nicht nur auf der Höhe sozialer
Kämpfe und politischer Herausforderungen befindet, sondern diese zur
Stärkung der eigenen Position antizipiert, vermieden werden soll. Die
Konvergenz der verschiedenen Kämpfe entspricht der Totalität
gesellschaftlicher Gewaltverhältnisse, damit werden die AktivistInnen
sozialer Bewegungen in Zukunft verstärkt konfrontiert werden. Die
anlässlich des Krieges in der Ukraine in Anschlag gebrachten
Transformationen herrschaftlicher Gewalt waren stets absehbar, nur
hat sich das Tempo ihrer Umsetzung rasant gesteigert. Das nicht ganz
unabsichtlich, kommen die davon betroffenen Menschen doch um so
weniger zur Besinnung und damit zum Ausgangsspunkt einer
widerständigen Entwicklung, je mehr sie von der täglichen Not, den
Anforderungen des Überlebens und dem Vollzug staatlicher
Notstandsdekrete zu genügen, in Schach gehalten werden.
Klimagerechtigkeit und Autonomie sind gerade dann zu verwirklichen,
wenn die Handlungsspielräume enger werden und die Saat der Strategie,
Menschen zu spalten, zu isolieren und gegeneinander aufzubringen,
aufzugehen droht.


Fußnoten:


[1] https://www.konicz.info/2022/06/23/was-ist-krisenimperialismus/

[2] https://archiv.materialien.org/texte/hartmann/Krise_Innovationskrieg.html

[3] https://degrowth.info/es/blog/wir-lassen-uns-unsere-arbeit-nicht-kaputt-machen

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar725.html

[5] https://theanarchistlibrary.org/library/baedan-baedan

[6] GESCHICHTEN AUS DEM WIDERSTAND/011: Krieg der Bäume - ein Christ steht zu seinen Freunden ... Kurt Claßen im Gespräch (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/redaktio/report/rrgw0011.html

[7] https://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/gesellschaft/oekologie/gilles-dauve-kartoffeln-gegen-wolkenkratzer-zur-oekologie-6806.html
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REZENSION/762: Stefan Bollinger - Die Russen kommen! (SB)

Stefan Bollinger



Die Russen kommen!

Wie umgehen mit dem Ukraine-Krieg? Über deutsche Hysterie und deren
Ursachen



 
Die Frage von Krieg oder Frieden in Europa ist seit langem untrennbar
mit dem deutsch-russischen Verhältnis verwoben, wenn nicht gar
maßgeblich von ihm bestimmt. Der Vernichtungsdrang des deutschen
Faschismus hat das bislang blutigste Schlachten der
Menschheitsgeschichte mit etwa 27 Millionen Opfern allein auf
russischer Seite entfesselt. Die Büchse der Pandora abermals zu
öffnen, indem der Endsieg auf die Tagesordnung gesetzt wird, nimmt den
nuklearen Schlagabtausch und damit die Auslöschung Mitteleuropas, wenn
nicht gar die Verwüstung des gesamten Planeten in Kauf. Sollte nicht
die Ratio verbliebener Kapazitäten, Gefahren angemessen einzuschätzen,
gerade aus deutscher Sicht allen Anlass geben, eine mögliche
Eindämmung und rasche Beendigung des Krieges in der Ukraine ganz oben
auf die Agenda zu setzen? Ein erster, aber richtungsweisender Schritt
könnte darin bestehen, den heißgelaufenen Furor ausschließlicher
Bezichtigung und Verteufelung der russischen Seite ebenso
zurückzufahren wie umgekehrt deren rigorose Verteidigung und
Rechtfertigung als bloßes Opfer eines westlichen Intrigenspiels. Da
kriegstreibende Kräfte zwangsläufig darauf drängen, für sie allein
Partei zu ergreifen, da man sich andernfalls auf die Seite des Feindes
schlage, gilt es zu allererst zu unterstreichen, dass das nicht unser
Krieg ist. Aus dieser Position erwächst nicht notgedrungen ein Rückzug
in Ambivalenz oder Gleichgültigkeit, ließe sich doch erst auf dieser
Grundlage eine sachgerechte Prüfung der beiderseitigen Interessen und
somit der Genese dieses Krieges bewerkstelligen, woraus relevante
Anhaltspunkte für dessen Beendigung abgeleitet werden könnten.

Als der damalige US-Präsident George W. Bush zu Beginn des
Jahrtausends von "bösen Männern" sprach, die "Schurkenstaaten"
diktatorisch anführten, missdeutete man dies hierzulande oftmals als
naive Einlassungen eines frömmelnden Strohmanns im Weißen Haus, der
die Agenda des Machtapparats höchst unbeholfen, wenn nicht gar
lachhaft, unter die Leute zu bringen versuchte. Inzwischen ist uns das
Lachen gründlich vergangen, wurde doch über eine Kette unablässiger
Kriegszüge die aufs Einfachste heruntergebrochene Brachialstrategie
gewaltsamen Beharrens auf eine unipolaren Weltordnung durchgesetzt.
Wenn heute von "Putins Krieg" und den "Russen" die Rede ist, als sei
damit aller Klärungsbedarf erschöpft, bedient diese auf eine
vorgebliche Selbstevidenz eingedampfte Formel jene über die Jahre
zugespitzte Entsorgung kritischen Geistes. Wie weggefegt mutet nun die
so lange beklagte deutsche Kriegsmüdigkeit an, sind doch die Schleusen
geöffnet, sich feuerschnaubend und säbelrasselnd unter dem heiligen
Banner des Kreuzzugs zu euphorisieren.

Es ist nicht unser Krieg, wird er doch von Staaten geführt, die in
erbitterter Konkurrenz ihren Machtkomplexen und Wirtschaftsweisen zur
Durchsetzung zu verhelfen trachten. Wie sie zu angeblichen
Friedenszeiten Herrschaft sichern, um den Raub an der Natur und die
Ausbeutung der unterworfenen Menschen voranzutreiben, vernichten sie
in der Eskalation des Krieges Menschenleben und Strukturen aller Art.
Wenngleich es also durchaus geboten ist, dem Krieg Einhalt zu
gebieten, endet damit doch nicht das unablässige Elend und Sterben,
das die Klassengesellschaften in ihrem Innern und um so mehr weltweit
exekutieren. Wer sich nun am russischen Angriff auf die Ukraine über
die Maßen erzürnt, sollte zu den zahlreichen anderen Kriegen, die
gegenwärtig geführt werden, ebenso wenig schweigen wie zu den
mörderischen Folgen der vorherrschenden Wirtschaftsweise für Mensch
und Natur. Und dies nicht etwa, um den Ukraine-Krieg zu relativieren,
sondern um seinen größeren Zusammenhang zu erschließen und eine
fundierte Gegenposition zu entwickeln.

Dies könnte womöglich sogar dazu führen, eben doch aus der Geschichte
zu lernen, indem man sie nicht als zurückblickende Sammlung
abgeschlossener Episoden auffasst, sondern vielmehr als fortwirkende
Verlaufsform desselben unabgegoltenen und nicht entschiedenen Ringens
zwischen Herrschenden und Beherrschten, Unterdrückern und sich
erhebendem Widerstand. Nun hat bekanntlich der Aufruf an die
Proletarier aller Länder, sich dem Ruf der Throne zur Schlacht zu
verweigern, schon den Ersten Weltkrieg nicht verhindert. Den
existentiellen Widerspruch nicht zwischen den Klassen, sondern
zwischen den Nationalstaaten anzusiedeln, schwor die Menschen auf ihre
Identität als Deutsche oder Russen, Franzosen oder Briten ein, die ihr
Heil in der Niederwerfung des von Grund auf diskreditierten Erzfeindes
sahen. Im Zweiten Weltkrieg brachen die deutschen Truppen gar zur
vollständigen Auslöschung oder Versklavung der russischen Bevölkerung
auf, sollten doch "Untermenschen" nicht länger den "Lebensraum" im
Osten blockieren. So gilt es zu berücksichtigen, dass die Greuel von
oben befohlen und gewaltsam durchgesetzt werden, jedoch auch der
Beteiligung von unten bedürfen, wo im Dienst an der höheren Ordnung
Massaker exekutiert und eigene Leben preisgegeben werden.

Dass der Mensch jederzeit bereit ist, sein Überleben zu Lasten der
eigenen Art zu sichern, lässt sich als besonderes Merkmal unserer
Spezies identifizieren. In Zeiten des Friedens und Sphären relativen
Wohlstands fällt das insofern weniger auf, als Hunger und Elend in
andere Regionen und insbesondere den Globalen Süden ausgelagert
werden. So lässt sich der deutsche Lebensstandard, wenngleich er auch
hierzulande nicht für alle gleichermaßen erreichbar ist, doch
insgesamt auf völkische Tugenden zurückführen, indem man historische
und gegenwärtige Herkünfte kolonialer Art ausblendet. Reicht aber die
höhere Produktivität der hiesigen Volkswirtschaft in Krisenzeiten
nicht mehr aus, um den Konsens konsumistischer Vorteile zu nähren,
bedarf es enormer und weitreichender Schübe, um die hereinbrechenden
Krisen in die Zukunft zu verschieben oder zumindest diese Perspektive
überzeugend zu entwerfen.

Dass der Ukraine-Krieg nach wie vor die Schlagzeilen dominiert und
Klimakatastrophe, Wirtschaftskrise oder Pandemie oftmals in den
Hintergrund treten lässt, zeugt nicht zuletzt von der Bedeutung des
Krieges als gewaltsamer Türöffner in einer höchst vertrackten
Gemengelage. Die vorherrschende Wirtschaftsweise ist in mehrfacher
Hinsicht derart an die Wand gefahren, dass angesichts sich
auftürmender unbewältigter Problemkomplexe ein Durchbruch zu einer
innovativen Form und Phase der Kapitalverwertung zur Durchsetzung
drängt. Um die Blockade zu brechen, welche die Menschen in ihrem
Beharren auf die bestehenden, zumindest noch immer bedingt
erträglichen Lebensverhältnisse verkörpern, soll der grüne
Kapitalismus als vorgebliche Versöhnung ökologischer, ökonomischer und
sozialer Erfordernisse in Stellung gebracht werden. Was bislang eher
ruckelnd und bremsend nicht recht vom Fleck kam, nimmt nun im Zeichen
des Krieges plötzlich Fahrt auf. Es werden zahlreiche einschneidende
Maßnahmen kurzerhand übers Knie gebrochen und mehr oder minder
durchgewinkt, die vordem einen Sturm des Protestes auf den Plan
gerufen hätten.

Dass die Grünen in diesem Zusammenhang als aggressivste Fraktion des
politischen Spektrums in Erscheinung treten, zeugt davon, dass sie den
besonders innovativen Teil des deutschen Kapitals vertreten. Sorgten
sie schon im Jugoslawien-Krieg maßgeblich dafür, die Vorbehalte gegen
den ersten offiziellen Waffengang der Bundeswehr auf fremdem Boden zu
brechen, so treiben sie nun die Konfrontation mit Russland in
vorderster Front voran. Von der Volte Josef Fischers, einen angeblich
drohenden Holocaust auf dem Balkan mit militärischen Mitteln zu
verhindern, über die nachfolgende Befürwortung der humanitären
Intervention bis hin zur feministischen und wertebasierten
Außenpolitik in der aktuellen Bundesregierung entfaltete sich die
ideologische Rechtfertigung des "guten" Krieges der Grünen.

Hatte die rot-grüne Bundesregierung seinerzeit zugleich an der
Heimatfront die folgenschwere Agendapolitik samt einer nicht minder
fatalen Reform des Gesundheitswesens durchgesetzt, so bricht sie nun
der grün-kapitalistischen Innovationsoffensive Bahn. Abermals geht es
darum, die Bastionen des Widerstands gegen die geplanten Zumutungen
und Kontrollregime zu schleifen. Woran konservative Kräfte mutmaßlich
scheiterten, schiebt die sozial und ökologisch firmierende
Modernisierungsriege dank ihrer Klientel bislang erfolgreich an. Wer
hätte sich träumen lassen, dass die Verwerfungen einer
Kriegswirtschaft noch einmal in Deutschland nicht etwa nur
zähneknirschend hingenommen, sondern sogar als Akt der Humanität und
Solidarität geadelt würden!

Fatale Geschichtsvergessenheit im Kampf um die Deutungsmacht

Der Politikwissenschaftler und Historiker Dr. Stefan Bollinger setzt
sich in seinem aktuellen Buch "Die Russen kommen!" mit dem russischen
Angriff auf die Ukraine auseinander und geht in diesem Zusammenhang
insbesondere auf die deutsche Hysterie und deren Ursachen ein.
Angesichts der Frage, wie mit diesem Krieg umzugehen sei, rät er den
Deutschen, erst einmal "die Luft anzuhalten" und sich darauf
einzulassen, in diesem Konflikt auch die andere Seite zu hören.
Mittels einer schlaglichtartigen Auswahl maßgeblicher historischer
Ereignisse stellt der Autor dar, wie das deutsch-russische Verhältnis
seit mehr als hundert Jahren von erbitterten Kriegen und erstarrter
Blockkonfrontation, aber auch Phasen des Tauwetters und
Interessenausgleichs geprägt war. Wenngleich Deutschland und
Russland/die Sowjetunion (mit Ausnahme der DDR) nie Verbündete waren,
spreche doch angesichts dieser oftmals blutigen Geschichte alles
dafür, die Eskalation zurückzufahren und eine Koexistenz anzustreben,
welche die beiderseitigen Interessen respektiert.

Bollinger, der sich in seiner wissenschaftlichen Arbeit unter anderem
mit sowjetischer Innenpolitik, der DDR, Neuen Sozialen Bewegungen in
der BRD und der Deutschen Wiedervereinigung befasst hat, ergreift in
der gegenwärtigen Kontroverse, die von ideologischen Scheuklappen
geprägt ist, keineswegs kritiklos Partei für eine Seite. So spart er
nicht mit dem Vorwurf an Moskau, die jahrzehntelange mühevolle Arbeit
zu zertrümmern, mit der insbesondere den Westdeutschen begreiflich
gemacht worden war, dass die Osteuropäer Opfer eines
Vernichtungskrieges und die sowjetischen Völker sowohl Opfer der
deutschen Aggression als auch Sieger über den Faschismus waren. Die
gegenwärtige russische Führung habe nicht vermocht, dies zu denken und
für ihr aktuelles Handeln überzeugende Argumente in die Welt zu
senden. Das propagandistische Sperrfeuer habe vielmehr die
Ewiggestrigen und Kalten Kriegern beflügelt, ihre selbst in
Jahrzehnten nicht überwundenen Vorurteile zu bestätigen. Das wiederum
erlaube es ihnen, die Frage so primitiv zu stellen: In diesem Kampf
gehe es ausschließlich darum, für oder gegen den Westen Partei zu
ergreifen.

Der Autor plädiert demgegenüber dafür, das deutsch-russische
Verhältnis in seiner Genese gründlich auszuleuchten, um Konfliktlinien
und Kollisionen, aber auch Phasen der Annäherung und einander
überschneidende Interessenkomplexe herauszuarbeiten. Absolute
Unvereinbarkeit bis hin zur ausnahmslosen Bezichtigung und
Dämonisierung zu postulieren, führe auf die Schiene einer
Feindbildproduktion, die in der Konsequenz auf die Vernichtung des
Gegners hinauslaufe und somit dessen Griff nach ultimativen Mitteln
provoziere. Die Spirale eskalierender Waffengewalt nicht weiter
anzuheizen, sondern im Gegenteil auszubremsen, erfordere eine Rückkehr
zu nüchterner Vernunft und der unumgänglichen Bereitschaft, einen
beiderseitigen Kompromiss auszuloten, um einer Verhandlungslösung den
Boden zu bereiten.

Der bedeutende französische materialistische Historiker Marc
Bloch, gefallen im Kampf der Résistance, kommt mit einer Aussage zu
Wort, wie sie nicht nur für Geschichtsschreiber aktueller kaum sein
könnte:

Angesichts der Gegenwart befinden wir uns immer ein wenig in der
 Situation jenes Chemikers, der ein Experiment protokollieren soll,
 dessen letzte Reaktion noch gar nicht stattgefunden hat. Trotz all
 dieser Schwierigkeiten - die ich keineswegs unterschätze - können
 wir nur durch eine Untersuchung der Vergangenheit zu einer Analyse
 der [gegenwärtigen] Gesellschaft gelangen. Ich muss Ihnen gestehen,
 dass es mir eigentlich für jeden denkenden Menschen, der auch nur
 ein bisschen in der Geschichte bewandert ist, geradezu peinlich
 scheint, welche Haltung manche unserer Zeitgenossen gegenüber
 aktuellen gesellschaftlichen Ereignissen einnehmen. Man hat den
 Eindruck, sie urteilten - und schlimmer noch -, sie versuchten
 einzugreifen, ohne irgendetwas von der Sache zu verstehen.


(S. 14)


Bollinger setzt der zeitgenössischen Geschichtsvergessenheit,
entspringe sie nun schierer Unkenntnis oder aber manipulierender
Propaganda, einen ebenso kenntnis- wie aufschlussreichen Streifzug
durch markante Etappen der deutsch-russischen Wechselfälle entgegen.
Er schlägt einen weiten Bogen von Bismarcks europäischem Gleichgewicht
über die mit dem russischen Bären in den Krieg getriebenen
Sozialdemokraten bis hin zu des Kaisers Geheimdiplomatie, den
Kriegsgegner durch die "Geheimwaffe" Lenin zu zersetzen, und dem
Sowjetrussland in Brest-Litowsk 1918 aufgezwungenen Raubfrieden, der
zugleich den jungen Sowjetstaat in den Rang eines weltpolitischen
Akteurs erhob.

Bemerkenswert das Vertragswerk von Rapallo 1922, bei dem mit
Deutschland und der Sowjetunion die beiden damaligen Parias des
internationalen Mächtesystems zusammenfanden, um ihre staatliche,
wirtschaftliche und verdeckte militärische Zusammenarbeit auf eine
neue Ebene zu heben. Erstmals wurde das weitgehend geächtete
Sowjetregime von einem westlich-kapitalistischen Staat anerkannt, und
dieser Signalwirkung sollten rasch weitere Länder folgen. Die
Reichsregierung machte damit jedoch eine Politik gegen die Interessen
des Westens und erhebliche Teile der deutschen Bourgeoisie. Der
Vorwurf einer angeblichen "Schaukelpolitik" im Umgang mit Moskau traf
Jahre später auch die (west-)deutsche Ostpolitik unter Adenauer (der
1955 mit Moskau diplomatische Beziehungen aufnahm und Kriegsgefangene
"heimholte"), Willy Brandt mit seiner Neuen Ostpolitik und dem
Moskauer Vertrag 1970 und Kohl 1989/90, der mit Moskau Eckpunkte der
Herstellung der deutschen Einheit aushandelte. Vorwürfe dieser Art
erfuhren auch die Bundesregierungen unter Schröder oder Merkel, weil
sie ein Auskommen mit Russland ebenso suchten wie preisgünstiges
Erdgas und Öl.

Der Autor geht auf die Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs ein, der
für die Sowjetunion mit dem mörderischen deutschen Überfall 1941
begann. Er charakterisiert den Eroberungs- und Vernichtungskrieg als
Jahrhundertereignis, welches das Verhältnis der beiden Staaten
zutiefst geprägt hat. Es folgen wesentliche Etappen des Kalten
Krieges, in dem es eine Sowjetunion mit zwei Deutschländern zu tun
hatte, wobei auch der Umgang zwischen Moskau und Ostberlin
differenziert dargestellt wird. Und schließlich fehlt es auch nicht an
Belegen, welche die Eskalation hin zum Ukrainekrieg nachvollziehbar
machen.

Am Vorabend dieses Krieges bekannte sich der in Rostock lehrende
Historiker Stefan Creuzberger zu kritischer Offenheit gegenüber
Moskau:

Die Entwicklung zwingt vielmehr dazu, sich bewusst auf die Frage
 des Verstehens einzulassen, ohne dies zwangsläufig mit Billigung
 gleichzusetzen. Um Moskaus gegenwärtiges Verhalten gegenüber der
 Bundesrepublik und dem Westen begreifbarer zu machen, sollten die
 Motivlage, die Antriebsmomente, Erfahrungen, Prägungen und
 Befindlichkeiten der Kremlführung, aber auch der russischen
 Bevölkerung ergründet werden, die nach dem immer noch als
 schmerzhaft empfundenen Verlust des einstigen Imperiums und des
 Supermacht-Status in der Politik Putins auch einen gerechten
 Ausgleich, eine willkommene Kompensation sieht.


(S. 18)


Am 24. Februar 2022 brach für nicht wenige Menschen, die an den
Friedenswillen des Nachfolgestaates der Sowjetunion geglaubt hatten,
eine Welt zusammen. Dass Russen kämpften und starben, schlimm genug,
aber sie rissen ein unschuldiges Land und seine Bewohner in Not und
Tod. Die entsprechenden Fernsehbilder und eine exzellent orchestrierte
und mindestens genauso wirksame Propagandamaschine wie jene in
Russland erzeugten kollektive Abscheu, Wut auf die Russen und den
eigenen Irrglauben, dem man jahrzehntelang gefolgt war. Wie es nun
hieß, sei Selbsttäuschung zwar kein Privileg der Linken, doch unter
ihnen besonders ausgeprägt gewesen. Es war nicht zuletzt diese
dammbrechende Bereitwilligkeit, der Russophobie bis hin zur
bußfertigen Selbstgeißelung die Sporen zu geben, die dem Bundeskanzler
das Parkett wienerte, seine beifallumtoste Wegmarke im Parlament
abfeiern zu lassen:

Der 24. Februar 2022 markiert eine Zeitenwende in der Geschichte
 unseres Kontinents. Mit dem Überfall auf die Ukraine hat der
 russische Präsident Putin kaltblütig einen Angriffskrieg vom Zaun
 gebrochen - aus einem einzigen Grund: Die Freiheit der
 Ukrainerinnen und Ukrainer stellt sein eigenes Unterdrückungsregime
 infrage. Das ist menschenverachtend. Das ist völkerrechtswidrig.
 Das ist durch nichts und niemanden zu rechtfertigen.


(S. 20)


Wer wagte da noch einzuwenden, dass manches in dieser Wortwahl und der
Zustimmung aus dem Hohen Haus fatal an jene denkwürdige Sitzung des
Deutschen Reichstags im August 1914 erinnert, in der Kaiser und
Kanzler keine Parteien, sondern nur noch Deutsche kannten! Als Olaf
Scholz überdies 100 Milliarden Euro als "Sondervermögen" für die
Kriegskasse aus dem Hut zauberte, mochte keiner den Liebknecht geben
und als vaterlandsloser Geselle allseitige Prügel einstecken.

Der Geschichtsrevisionismus unter rasant wachsender Einvernahme
beträchtlicher Segmente der ohnehin geschrumpften Restlinken geht seit
geraumer Zeit und auf systematische Weise daran, Vergangenheit
umzuschreiben. Dass heute oftmals zwischen Hitler, Stalin und Putin
Gleichheitszeichen gesetzt werden, ist Resultat eines Sogs in den
antikommunistischen Mainstream, der sich anschickt, die bloße
Vorstellung anderer gesellschaftlichen Verhältnisse als
bedenkenswerten Gegenentwurf endgültig zu entsorgen. Wie der Autor
anführt, wird die Vorgeschichte des Zweiten Weltkriegs dahingehend
umgedeutet, dass das Versagen westlicher Appeasementpolitik, wenn
nicht gar ihr insgeheimer Zweck, den NS-Staat zum Krieg gegen die
UdSSR zu ermuntern, hinter die sowjetische Flucht in die Verträge von
1939 zurücktritt, die allein am fatalen Zweckbündnis zur Abgrenzung
von Interessensphären gemessen werden. Aufgewertet wird die
westalliierte Landung in der Normandie am "D-Day", als sei die
Hauptfront im Osten, an der die meisten deutschen Soldaten kämpften
und die weitaus größten Verluste zu verzeichnen waren, von eher
nachrangiger Bedeutung gewesen. So berechtigt der Holocaust
hervorgehoben wird, sind doch die Bedingungen, Ziele und Dimensionen
dieses imperialistischen Vernichtungskriegs damit noch nicht
hinlänglich erfasst und drohen ausgeblendet zu werden. All dies und
vieles mehr bereitete Zug um Zug den Boden für eine revisionistische
Interpretation der deutsch-russischen Geschichte auf breiter Front,
die nun selbst die Ostpolitik vorangegangener Bundesregierungen in
Bausch und Bogen als Wegbereiter Putinscher Übergriffigkeit verdammt.

Der uralte Menschheitsentwurf, Mangel schaffen, um Herrschaft zu
begründen und zu sichern, droht mit der nun proklamierten
Kriegswirtschaft einen weiteren innovativen Schub zu erfahren. Der
grüne Kapitalismus soll's richten, und wenn er auch die
Klimakatastrophe nicht abwenden und das weltweit wachsende Elend
verschärfen wird, füllt er doch befristet die Bäuche und Taschen
seiner Protagonisten und Mitläufer, die zu diesem Zweck am
fossilistischen Weltenbrand bis hin zum atomaren Inferno zündeln. Wenn
Stefan Bollinger also dafür plädiert, zur Besinnung zu kommen und im
aussichtslos anmutenden Kampf um die Deutungsmacht dennoch nicht zu
weichen, ist dieser Absicht nur zuzustimmen.
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REZENSION/761: Bruce Cumings - The Korean War: A History (SB)

Bruce Cumings



The Korean War: A History




Der 1943 geborene Historiker Bruce Cumings gehört zu den führenden
Ostasienexperten der USA. Der einstige Vorsitzende der
Geschichtsfakultät an der renommierten Universität von Chicago hat
zahlreiche Bücher und Artikel veröffentlicht, allen voran sein
preisgekröntes doppelbändiges Werk zur Kontroverse über die Gründe für
den Ausbruch des Koreakriegs: Origins of the Korean War, Volume 1
(1980) und Origins of the Korean War, Volume 2 (1991). Von 1967 bis
1968 hat Cumings als Freiwilliger beim Friedenscorps, einer 1961 von
Präsident John F. Kennedy geschaffenen unabhängigen US-Bundesbehörde,
im damals diktatorisch regierten Südkorea gedient. Später hat er zu
Forschungszwecken viel Zeit in dem Land verbracht und schließlich
sogar eine Südkoreanerin, die Diplomatentochter und Akademikerin
Meredith Jung-En Woo, geheiratet.




[image: Umringt von Soldaten und Presseleuten begrüßen MacArthur und Rhee einander - Foto: U. S. Federal Government, Public domain, via Wikimedia Commons]

General Douglas MacArthur umarmt Dr. Syngman Rhee auf dem koreanischen
Luftwaffenstützpunkt Kimpo im Oktober 1945, kurz nach Ende des Zweiten
Weltkriegs

Foto: U. S. Federal Government, Public domain, via Wikimedia Commons



2014 hat Cumings für eine Neuveröffentlichung des 1952 erschienenen,
von der Fachwelt, der Presse und der breiten Öffentlichkeit leider
sträflich vernachlässigten Buchs "The Hidden History of the Korean
War" des berühmten linkslastigen Muckrakers I. F. Stone gesorgt und
zur Neuausgabe ein lobendes Vorwort beigesteuert. Vier Jahre zuvor
hatte Cumings selbst viel Lob für das Buch "The Korean War: A History"
erhalten, das in der englisch-sprachigen Welt seitdem als Standardwerk
zum Thema Koreakrieg gilt und im Jahr seines Erscheinens, 2010, in
Südkorea mit dem Kim-Dae-Jung-Preis für akademische Leistungen und
wissenschaftliche Beiträge zu Demokratie, Menschenrechten und Frieden
ausgezeichnet wurde. Cumings' "The Korean War" verdient eine große
Leserschaft, denn es gewährt wichtige Einblicke in die aktuelle Lage
in Ostasien und um Korea, aber auch um die vor wenigen Tagen
aufgeflammte Krise um Taiwan infolge des umstrittenen Besuchs der
demokratischen Mehrheitsführerin im US-Repräsentantenhaus Nancy
Pelosi.

Nach den Atombombenabwürfen der US-Luftwaffe auf Hiroshima und
Nagasaki am 6. und 9. August 1945 ging nicht nur der Zweite Weltkrieg,
sondern für die Bevölkerung Koreas auch die vierzig Jahre währende
japanische Besetzung zu Ende. In den Norden marschierten sowjetische
Truppen, in den Süden die alliierten Streitkräfte der USA,
Großbritanniens und Australiens ein. Zuvor hatten Ministerialbeamte
im State Department in Washington die Zuständigkeitsbereiche auf der
Halbinsel durch einen Strich auf der Landkarte entlang des 38.
Breitengrads und damit knapp nördlich von Seoul in zwei Hälften
geteilt - eine Regelung, gegen die man in Moskau keine Einwände erhob.
1946 zog die Sowjetunion ihre Truppen bis auf einige Militärberater
aus der Nordhälfte Koreas ab. Die Streitkräfte der USA und ihrer
westlichen Verbündeten blieben im Süden dagegen vorerst stationiert.
Das unterschiedliche Verhalten hatte einen triftigen Grund.




[image: Vier US-Soldaten stehen mit nacktem Oberkörper im Schützengraben und beschießen den Gegner mit einer 155-mm-Haubitze - Foto: PFC Wayne H. Weidner, Public domain, via Wikimedia Commons]

US-Artilleristen verteidigen nahe Wirson den Pusan-Perimeter im Juli 1950

Foto: PFC Wayne H. Weidner, Public domain, via Wikimedia Commons



Angesichts der sich abzeichnenden Niederlage des kaiserlichen Nippons
im Zweiten Weltkrieg hatten die Koreaner in der ersten Hälfte 1945
Bürgerkomitees gegründet, die sich zum Teil aus den Reihen des
anti-japanischen Widerstands rekrutierten und die dem befreiten Land
eine neue Verfassung samt Regierung geben sollten. Die Bürgerkomitees
waren im koreanischen Volk stark verankert, da die meisten Mitglieder
aus der gebildeten Mittelschicht, der Arbeiterschaft und dem
Kleinbauerntum stammten. Während die Sowjetunion diesen Plänen für ein
neues Korea wohlwollend gegenüberstand, lehnten sie die USA ab, die
sich im Süden Koreas auf die alte Elite, die Großgrundbesitzer und die
einheimischen Sicherheitskräfte, die jahrzehntelang mit den Japanern
kollaboriert hatten, stützten.




[image: Aus vier an den Strand aufgelaufenen Landungsschiffen strömen Menschen und Material; am neuen Brückenkopf der UN-Streitkräfte in der Bucht von Incheon herrscht reges Treiben - Foto: C.K. Rose, Public domain, via Wikimedia Commons]

MacArthurs größte Stunde: die hochriskante, aber letztlich gelungene
amphibische Landung bei Incheon an der von der Volksarmee besetzten
Westküste der koreanischen Halbinsel Mitte September 1950

Foto: C.K. Rose, Public domain, via Wikimedia Commons



Während sich im Norden allmählich eine Volksrepublik unter der Führung
Kim Il-Sungs herausbildete, holten die Amerikaner den alten
Exil-Politiker Syngman Rhee aus den USA nach Seoul, damit er dort
einem Quisling-Regime von Washingtons Gnaden vorstehen konnte. Die
beiden embryonalen Staatengebilde, die Volksrepublik im Norden und die
scheindemokratische Republik Korea im Süden, beanspruchten jeweils die
alleinige Herrschaft über die gesamte Halbinsel für sich und
betrachteten die Gegenseite als einen Haufen Vaterlandsverräter. Ein
militärischer Konflikt um die Wiedervereinigung Koreas, die
entsprechende Resolutionen der 1945 gegründeten Vereinten Nationen
vorsahen, war praktisch vorprogrammiert. Als 1948 in Seoul die
Republik Korea feierlich ausgerufen wurde, bekannte sich der
prominente Ehrengast General Douglas MacArthur, der seit drei Jahren
von Tokio aus als Oberkommandierender der Alliierten Streitkräfte
(Supreme Commander for the Allied Powers - SCAP) Japan und dessen
untergegangenes Imperium in der umliegenden Region verwaltete, zur
baldigen Beseitigung der Grenze am 38. Breitengrad und der
Wiedervereinigung Koreas mit Hilfe der USA.




[image: Seoul bietet ein Bild der Zerstörung, in der Ferne steigen Rauchwolken auf, auf offener Straße führen bewaffnete südkoreanische Soldaten mehr als ein Dutzend Gegangene mit erhobenen Händen ab - Foto: Naval Historical Center, Department of the Navy, Washington, D.C., Public domain, via Wikimedia Commons]

Südkoreanische Infanteristen nehmen nach der Rückeroberung Seouls
Ende September 1950 Soldaten oder mutmaßliche Sympathisanten der
Volksarmee fest

Foto: Naval Historical Center, Department of the Navy, Washington,
D.C., Public domain, via Wikimedia Commons



Während sich die Alliierten des Zweiten Weltkriegs, die USA,
Großbritannien und die Sowjetunion, weiter erbittert um die
Nachkriegsordnung in Europa und Ostasien stritten, verschärften 1949
zwei Monumentalereignisse die geopolitischen Spannungen. Am 29. August
führten sowjetische Wissenschaftler ihren ersten erfolgreichen
Atombombentest durch. Als bald darauf amerikanische Messgeräte die
radioaktiven Spuren der Explosion registrierten, löste dies im
US-Sicherheitsapparat Entsetzen aus. Washingtons Kernwaffenmonopol war
plötzlich obsolet - und zwar rund fünf Jahre früher als man damit
gerechnet hatte. Sofort machten Amerikas Militaristen Spione in den
eigenen Reihen für diesen Umstand verantwortlich und bliesen zur Jagd
auf die Verantwortlichen. Angeführt wurde die hässlich-hysterische
Aktion im Kongress von dem republikanischen Senator Joseph McCarthy.

Wenige Wochen danach, nämlich am 1. Oktober, rief KP-Chef Mao Zedong
vor einer riesigen Menschenmenge auf dem Platz des Himmlischen
Friedens in Beijing die Volksrepublik China aus. In den Wochen und
Monaten zuvor waren der Führungskader und Zehntausende Angehörige der
im chinesischen Bürgerkrieg von den Kommunisten besiegten Armee der
nationalistischen Kuomintang um Chiang Kai-shek auf die Insel Taiwan
geflohen. Die Niederlage der chinesischen Nationalisten, denen die USA
im Zweiten Weltkrieg gegen Japan und ab 1945 gegen die
Volksbefreiungsarmee mit gigantischen Geldsummen, Waffen und Munition
sowie sogar 50.000 eigenen Soldaten unter die Arme gegriffen hatten,
kam für die außenpolitische Elite in Washington einem Erdbeben gleich.
Dort machte die selbstsüchtige Frage die Runde, wer in den USA die
Schuld am "Verlust Chinas" als Partner und unschätzbarer Markt trage.
Führenden Sinologen im Außenministerium wie Owen Lattimore, die
rechtzeitig vor der Korruption, Inkompetenz und Unbeliebtheit der
Chiang-Clique beim chinesischen Volk gewarnt und zu einem Modus
vivendi mit den Revolutionären um Mao und Chou En-Lai geraten hatten,
warfen McCarthy und Konsorten vor, heimliche Bewunderer Joseph Stalins
zu sein und das Reich der Mitte der kommunistischen Weltverschwörung
überantwortet zu haben.




[image: Luftaufnahme von zahlreichen Eisenbahnwagons, die hinter riesigen Feuerbällen verschwinden - Foto: U.S. Army Military History Institute, Public domain, via Wikimedia Commons]

Angriff der US-Luftwaffe auf Züge an einer Abzweigstelle der
koreanischen Eisenbahn nahe der Stadt Wonsan an der Nordostküste
Koreas im Herbst 1950

Foto: U.S. Army Military History Institute, Public domain, via Wikimedia Commons



Um die eigene demokratische Administration vor den entfesselten
Kräften des McCarthyismus zu schützen, ernannte US-Präsident Harry
Truman im April 1950 den Wall-Street-Anwalt und republikanischen
Scharfmacher John Foster Dulles zum außenpolitischen Sonderberater. Am
19. Juni flog Dulles, der später unter Dwight D. Eisenhower
Außenminister der USA werden sollte, nach Südkorea. Vor dem Parlament
in Seoul, wo Rhees Anhänger bei den Wahlen Ende Mai die Mehrheit
verloren hatten, erklärte Dulles die eiserne Treue der USA zur
Republik Korea und zum bedrängten Kuomintang-Regime auf Taiwan. Am
nächsten Tag begab er sich demonstrativ zur Frontlinie am 38.
Breitengrad und ließ sich von Militärs die sich vor ihm auf der
Nordseite erstreckende Landschaft erklären. Danach flog Dulles nach
Tokio zu Konsultationen mit MacArthur, der sich dort bereits seit dem
18. Juni mit US-Verteidigungsminister Louis Johnson und
Generalstabschef Omar Bradley, die normalerweise ihren Dienst in
Washington verrichteten, beriet.




[image: Landkarte Ostasiens mit der koreanischen Halbinsel fast gänzlich in grün für die UN-Streitkräfte und nur kleineren Landstrichen vor der chinesisch-russischen Grenze gelb für die koreanische Volksarmee gezeichnet - Karte: Smallchief, CC BY-SA 4.0]

Mitte Oktober 1950 haben die UN-Streitkräfte den größten Teil Koreas
unter ihre Kontrolle gebracht (grün) und stehen in Sichtweite des Flusses
Yalu und damit der Grenze zur Volksrepublik China

Karte: Smallchief, CC BY-SA 4.0
[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Um diese Gespräche ranken sich bis heute Legenden. Fest steht, dass
MacArthur ein wichtiger politischer Verbündeter der beiden
protestantischen Staatenlenker Rhee und Chiang war. Zudem galt er als
offener Gegner der erklärten Absicht von Truman und dessen
Außenminister Dean Acheson, Taiwan der Volksrepublik zu überlassen.
Als Hauptthema auf der Agenda des großen Powwows in Tokio soll ein
möglicher Krieg gegen die Sowjetunion gestanden haben. Nach dem
Treffen mit MacArthur prognostizierte Dulles bei seiner Abreise am 21.
Juni vieldeutig eine "positive Aktion seitens der Vereinigten Staaten,
um den Frieden im Fernen Osten aufrechtzuerhalten". Auf die Frage
internationaler Journalisten, was er mit "positiver Aktion" meine,
wollte Dulles nicht antworten.

Nur vier Tage später brach unter denkwürdigen Umständen der Koreakrieg
los. In der Nacht vom 24. auf den 25. Juni kam es zu Feuergefechten am
38. Breitengrad, von denen später niemand mit Sicherheit sagen konnte,
wer sie begonnen hatte. Nach nicht einmal 24 Stunden war die
Volksarmee in den Süden einmarschiert und auf dem besten Weg, die
Halbinsel vollständig unter ihre Kontrolle zu bringen. Später
behaupteten MacArthur und sein Geheimdienstchef in Tokio, US-General
Charles Willoughby, von der nordkoreanischen Invasion "völlig
überrascht" worden zu sein, weil es keinerlei Hinweise auf die
logistischen Vorbereitungen gegeben habe. Das ist natürlich absoluter
Humbug.




[image: Mehrere Trägerteile der zwei parallel verlaufenden Yalu-Brücken liegen im Fluß; in der Luft hängen Rauch und Staub - Foto: U.S. Navy, Public domain, via Wikimedia Commons]

Luftaufnahme der im November 1950 durch Bombenangriffe der
US-Luftwaffe schwer beschädigten Brücken am Fluß Yalu, welche die
Ortschaften Sinuiju in Korea und Dandong in China verbinden

Foto: U.S. Navy, Public domain, via Wikimedia Commons



Wie I. F. Stone in seiner "verborgenen Geschichte des Koreakriegs"
bereits 1952 enthüllte, hatte eine Gruppe Chinesen in den USA mit
Verbindung zur Chiang-Familie in Taipeh im Vorfeld des Ausbruchs des
Koreakriegs auf der Lebensmittelbörse in Chicago die Preise für
Sojabohnen in die Höhe getrieben, gleichzeitig mittels
Terminkontrakten, sogenannten "Futures", auf künftig stark sinkende
Preise gesetzt und beim Ausbruch der Feindseligkeiten auf der
koreanischen Halbinsel Gewinne zwischen 30 und 50 Millionen Dollar
eingestrichen, was damals eine enorme Summe war. Bei der brisanten
Angabe bezog sich Stone auf das offizielle Ergebnis entsprechender
Ermittlungen des US-Landwirtschaftsministeriums, das später von
Acheson bei einer Anhörung vor dem Kongreß unter Eid bestätigt worden
war.

Nicht nur aufgrund der eigenen Schlagkraft, sondern auch wegen der
Sympathie weiter Teile der Bevölkerung Südkoreas hatte die Volksarmee
bis August den Süden der Halbinsel fast komplett eingenommen. Die
alliierten Streitkräfte und ihre südkoreanischen Verbündeten, die seit
dem 27. Juni mit einem UN-Mandat ausgestattet waren, kontrollierten
lediglich die Region um die südöstliche, Japan direkt
gegenüberliegende Hafenstadt Pusan. In dieser bedrängten Situation
schlug MacArthurs größte Stunde als Kriegsstratege. Er ordnete für
Mitte September eine hochambitionierte, weil äußerst gefährliche
amphibische Landung in der Bucht von Incheon an der koreanischen
Westküste unweit von Seoul an. Trotz der dort herrschenden starken
Gezeiten gelang die spektakuläre Aktion. Innerhalb weniger Tage hatte
die UN-Armee Seoul erobert und die eigenen Truppen am Pusan-Perimeter
entlastet. Während besonnene Köpfe in Washington zu einer
Wiederherstellung des Status quo ante am 38. Breitengrad rieten,
drängte MacArthur auf den Einmarsch in den Norden und setzte sich
durch.

In der Truman-Regierung machte man sich große Sorgen, Amerikas vor
Ambitionen strotzender Cäsar in Übersee wolle die USA in einen dritten
Weltkrieg mit der Sowjetunion stürzen. Deshalb befahl Truman
MacArthur, die US-Streitkräfte vom Fluß Yalu, der seit jeher die
Grenze zwischen Korea und China markiert, fernzuhalten und eine
eventuelle Pufferzone lediglich mit südkoreanischen Soldaten zu
besetzen. MacArthur hielt sich aber nicht daran. Im Rausch des
Erfolges drangen seine Truppen bis wenige Kilometer vor dem Fluß Jalu
vor. Unverhofft bestellte Truman seinen übermächtig gewordenen
Feldkommandeur zu einer persönlichen Unterredung ein. Zum ersten und
einzigen Mal trafen sich MacArthur und Truman am 15. Oktober auf der
winzig kleinen Insel Wake im westlichen Pazifik. Der Präsident ließ
sich demonstrativ von Omar Bradley und der restlichen US-Militärführung
begleiten.




[image: In der verschneiten Landschaft beiderseits des Flusses Yalu erstreckt sich so weit das Auge reicht eine riesige Schlange chinesischer Soldaten - Foto: Foreign Languages Edition, Pyongyang, Public domain, via Wikimedia Commons]

Freiwillige Soldaten aus der Volksrepublik China überqueren Ende 1950 den Yalu-Fluß

Foto: Foreign Languages Edition, Pyongyang, Public domain, via Wikimedia Commons



Das Treffen hatte einen denkbar schlechten Auftakt, als der General,
statt zu salutieren, seinem ebenfalls weitgereisten Oberbefehlshaber
die Hand gab. Danach verschwanden die beiden Männer zu einem
Vier-Augen-Gespräch. In der gängigen Überlieferung bleibt der
eigentliche Grund für das sonderbare Treffen auf Wake Island
unerwähnt, vielmehr wird das Ereignis lediglich als notwendiger
Meinungsaustausch vor einem exotischen Hintergrund auf dem Höhepunkt
des Koreakriegs abgehakt. Tatsache ist jedoch, dass Truman MacArthur
nach Wake Island beordert hatte, weil zwei Tage zuvor
US-Kampfflugzeuge einen Militärstützpunkt in der Sowjetunion, unweit
von Wladiwostock, angegriffen hatten. Der Vorfall wurde und wird bis
heute als Ergebnis von Navigationsfehlern erklärt. Truman musste
jedoch befürchtet haben, dass MacArthur dabei war, auf eigene Faust
den Koreakrieg auf die Sowjetunion auszuweiten, weshalb er ihn zur
Räson bringen wollte. Jedenfalls existiert kein Protokoll, worüber die
beiden Männer sprachen.

Nach Korea zurückgekehrt, musste MacArthur im November und Dezember
1950 erleben, wie sich seine beeindruckenden Geländegewinne in ihr
Gegenteil verkehrten. Die sogenannte "bis Weihnachten
zuhause"-Offensive, mit der er das siegreiche Ende des Kriegs
einzuleiten gedachte, geriet zum Fiasko. In der Region um den Fluss
Yalu formierte sich die koreanische Volksarmee neu. Unterstützt von
Hunderttausenden von Freiwilligen aus der Volksrepublik China
schlugen die Nordkoreaner die UN-Armee zurück und trieben sie durch
die schneebedeckten Berge und Täler vor sich her. Zur Jahreswende
hatten Kim Il-Sungs Truppen Nordkorea wieder unter ihre Kontrolle
gebracht. Im Januar 1951 eroberten sie Seoul zurück und stießen
erneut in den Süden vor. In dieser Lage kam es auf amerikanischer
Seite zu ernsthaften Überlegungen bezüglich des Einsatzes von
Atomwaffen. Doch am 11. April schickte Truman MacArthur plötzlich in
die Wüste. Kurz zuvor hatte Amerikas damals beliebtester General in
einem offenen Brief an Joseph Martin, Fraktionschef der
oppositionellen Republikaner im US-Repräsentantenhaus, die
Kriegsstrategie des Weißen Hauses in Ostasien als viel zu zögerlich
und unentschlossen angesichts der kommunistischen Weltbedrohung
kritisiert. Wegen ungebührlichen Verhaltens dem Präsidenten und damit
dem verfassungsgemäßen Oberkommandierenden gegenüber musste MacArthur
seinen Hut nehmen.




[image: Zahlreiche eingeschneite US-Soldaten sitzen an einem Gebirgspass in ihren Jeeps oder hocken und sitzen auf dem eiskalten Boden - Foto: Sergeant Frank C. Kerr, U.S. Marines (Official Marine Corps Photo No. A4852) [http://www.tecom.usmc.mil/HD/images/KWC/Combat_photos/Chosin/A-4852.JPG], Public domain, via Wikimedia Commons]

Ausgelaugte US-Marineinfanteristen machen kurz Rast im Verlauf ihres
wochenlangen, schwer bedrängten Rückzugs von der chinesischen Grenze
Ende November, Anfang Dezember 1950

Foto: Sergeant Frank C. Kerr, U.S. Marines (Official Marine Corps
Photo No. A4852)
[http://www.tecom.usmc.mil/HD/images/KWC/Combat_photos/Chosin/A-
4852.JPG], Public domain, via Wikimedia Commons



Noch bis September 1951 tobte der militärische Konflikt in Korea auf
einem hohen Niveau. Danach flaute er allmählich zu einem
Stellungskrieg um den 38. Breitengrad ab. Bereits im Juli 1951 war es
in Kaesong zu ersten formellen Friedensverhandlungen gekommen. Dennoch
dauerte es weitere zwei Jahre, bis am 27. Juli 1953 der
Waffenstillstand unterzeichnet werden konnte. De jure ist der
Koreakrieg niemals zu Ende gegangen, sondern wurde lediglich
unterbrochen und besteht bis heute. Der Krieg hat den Menschen auf der
Halbinsel Zerstörung und Leid in einem unvorstellbaren Ausmaß
gebracht. Die Zahl der Getöteten wird auf drei Millionen beziffert.
Die US-Luftwaffe hat so viele Bomben und Brandsätze auf Ziele in
Nordkorea abgeworfen, dass ihr Oberkommandeur, General Curtis LeMay,
später damit prahlte, im ganzen Land hätten keine zwei Steine
aufeinander gestanden. Derselbe LeMay sollte sich später, während der
Kuba-Krise 1962, gegenüber Präsident John F. Kennedy als
Hauptverfechter eines Atomwaffenangriffs auf die sowjetischen
Streitkräfte aufspielen.

Eine besondere Stärke des Buchs von Bruce Cumings ist dessen Augenmerk
auf das Martyrium der koreanischen Zivilbevölkerung. Deren Dörfer
wurden vielfach von der US-Luftwaffe mit Napalm bombardiert. Dazu
kommt, dass einfache Arbeiter und Bauern wegen des Verdachts einer
Zusammenarbeit mit der Volksarmee von der südkoreanischen Armee und
Polizei häufig grausam misshandelt und getötet wurden. So kam es im
Verlauf des Krieges zu unzähligen Massakern mit Tausenden von
getöteten Männern, Frauen und Kindern. Die Massenmorde auf der Insel
Jeju-do und in der südwestlichen Region Jeolla-do, die damals wie
heute als liberale Hochburg galt bzw. gilt, hebt Cumings als besonders
grässliche Beispiele hervor.

Die einzige Enttäuschung des vorliegenden Buchs ist der Umstand, dass
Cumings offenbar aus Gründen der politischen Rücksichtnahme mit keinem
Wort den Einsatz biologischer Kampfmittel durch die US-Streitkräfte
gegen Nordkorea erwähnt. Zwar hat Washington damals derartige Berichte
dementiert und entsprechende Aussagen seitens US-Kriegsgefangener als
das Ergebnis kommunistischer "Gehirnwäsche" abgetan, doch wurden die
schweren Kriegsverbrechen, die eine Fortsetzung der grauenhaften
Kampfmittelforschung japanischer Militärärzte der berüchtigten Einheit
731 an lebenden chinesischen Gefangenen in der Mandschurei während des
Zweiten Weltkriegs darstellten, 1952 von einer International
Scientific Commission (ISC) unter der Leitung des berühmten britischen
Wissenschaftlers und Universalgelehrten Dr. Joseph Needham eindeutig
nachgewiesen.




[image: Ein junger Kim Il-Sung in weißer Paradeuniform vor einer Weltkarte sitzend, bekommt das Waffenstillstandsabkommen zur Unterzeichnung vorgelegt - Foto: Unknown North Korean photographer, Public domain, via Wikimedia Commons]

Kim Il-Sung unterzeichnet am 27. Juli 1953 das
Waffenstillstandsabkommen

Foto: Unknown North Korean photographer, Public domain, via Wikimedia
Commons



Auch wenn Amerikas Kriegsfalken um MacArthur und Dulles auf dem
Schlachtfeld in Korea nicht all ihre Ziele erreichen konnten, hat die
dreijährige Blutorgie doch für sie wichtige Erfolge gezeitigt. Die
US-Rüstungsindustrie wurde wieder angekurbelt und blieb als mächtiger
innenpolitischer Machtfaktor erhalten, während der nationale
Sicherheitsstaat dauerhaft installiert wurde. Die einstigen Feinde
Japan und Westdeutschland konnten wiederbewaffnet und zu den
wichtigsten antikommunistischen Bollwerken Amerikas in Europa und
Asien ausgebaut werden. Die USA haben Südkorea in einen Brückenkopf
auf der asiatischen Landmasse verwandelt; dort sind heute noch 37.500
amerikanische Militärangehörige samt Raketenabwehrsystemen
stationiert. Und letztlich wurde Taiwan zum unsinkbaren Flugzeugträger
vor der Südküste der Volksrepublik China und bekam dafür von den USA
eine Sicherheitsgarantie, die bis heute die Funktion hat, Spannungen
zwischen Peking und Washington am Leben zu halten.

7. August 2022
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STELLUNGNAHME/142: Die Vermarktung des Krieges wird in Prag inszeniert - bald ebenfalls in Berlin? (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Vermarktung des Krieges wird in Prag inszeniert - bald ebenfalls in
Berlin?

von Sandro Curatolo, 22. Juli 2022






[image: Blick auf das Ausstellungsgelände mit zerstörtem Kriegsgerät, dazwischen einige wenige sommerlich gekleidete Erwachsene und Kinder, links ein Schild auf dem in gelber Schrift auf blauem Grund steht 'Be Brave Like Ukraine' - Foto: Sandro Curatolo]
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Die unglaubliche Kriegsausstellung der Ukraine in der tschechischen
Hauptstadt.

Als ich die Nachrichten über die Ausstellung las, hoffte ich bis zuletzt,
dass es sich um Fake News handelt. Eine dieser Nachrichten, die von
Spaßvögeln erfunden wurden, um eine Reaktion der Empörung auszulösen oder
um das soziale Experiment eines exzentrischen Soziologen.

Aber nein. Als ich auf der Letna Esplanade gegenüber dem Stadion von Sparta
Prag ankam, musste ich meine Meinung ändern. Es ist alles wahr, auch wenn
die ganze Sache unglaublich ist.

Die Stadtverwaltung von Prag hat den Vorschlag der ukrainischen Botschaft
in der Tschechischen Republik angenommen, eine Ausstellung russischer
Waffen zu veranstalten, die in den letzten Monaten von der ukrainischen
Armee zerstört wurden. Mitten im Krieg organisierte die ukrainische
Regierung einen LKW-Konvoi, um die zerstörte Ausrüstung des Feindes ins
Ausland zu transportieren und sie der Öffentlichkeit in einer kostenlosen
Ausstellung zu zeigen.

Vor mir reihen sich mehrere gepanzerte Militärfahrzeuge wie eine
Phantom-Militärkolonne hintereinander auf. Von Raketen zerstörte Panzer und
große Kettenfahrzeuge, deren Dächer von einer Bombe eingedrückt oder von
einer Mine gesprengt wurden. Die Türen wurden offen gelassen, damit die
Öffentlichkeit das von den Flammen verwüstete Innere besser bewundern und
das finstere Spektakel der offenen Bleche sehen kann, aus denen hässliche
Bündel von mechanischen Eingeweiden herausragen.

Vor dem größten und imposantesten Fahrzeug sind eine Reihe von nicht
explodierten Raketen, Raketenteilen und große Bombentrümmer gestapelt.

Die surreale Ausstellung wird von einer kleinen Gruppe von Menschen
besichtigt, darunter einige Kinder, die von ihren Großeltern mitgebracht
wurden und neugierig zwischen den Trümmern herumlaufen. Die Menschen
bewegen sich schweigend voran und einige machen Fotos.




[image: Eingezäunte Panzerhaubitze, die von einem älterern Herrn fotografiert wird, außerhalb der Einzäunung steht eine Erläuterungstafel, im Hintergrund sieht man einen Wohnblock - Foto: Sandro Curatolo]
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Neben jedem Fahrzeug sind Schilder angebracht, auf denen die Details des
Fahrzeugs und seine Vernichtung beschrieben werden. An der Spitze der Säule
thront ein imposantes blau-gelbes Plakat, auf dem in großen Buchstaben auf
Englisch der Slogan "Be brave like Ukraine" zu lesen ist!

Es handelt sich um eine echte globale Marketingaktion und nicht um einen
Einzelfall. Es ist die Vermarktung des Krieges. Das Eindrücklichste, was
ich bemerke und was mich erschaudern lässt, ist, dass diese Aktion nicht
dazu dient, den Menschen das Grauen des Krieges vor Augen zu führen,
sondern genau dem Gegenteil.

Hier wird der Krieg verherrlicht. Man möchte den Stolz vermitteln, den
Feind besiegt zu haben, die animalische Erregung, diejenigen zerstört,
gedemütigt und getötet zu haben, die es gewagt haben, uns herauszufordern.
Man will die Genugtuung und die Ehre teilen, die Schurken besiegt und
gedemütigt zu haben.

Die Szene wirkt wie ein Sprung in die Vergangenheit und erinnert an die
makabren Praktiken früherer Völker, bei denen es Brauch war, die Leichen
von in der Schlacht getöteten Feinden an den Stadttoren aufzuhängen oder
aufzuspießen, um Angst und Respekt einzuflößen und um eine Warnung
auszusprechen.

Gleichzeitig wird versucht, Terror zu verbreiten, den Menschen das Gefühl
zu geben, dass sie in Gefahr sind, und andere Menschen, andere Länder,
andere Mächte in die Wut des Kampfes zu verwickeln. Die Ukraine scheint
nicht mit der Absicht zu handeln, um Hilfe zu bitten, um die Flammen an
ihren Grenzen zu löschen, sondern sie will das Feuer überall ausbreiten.

Jenseits dessen, was man über diesen Konflikt denken mag; abgesehen von den
Beweggründen, die man auf der einen oder anderen Seite vielleicht sehen
möchte, ist die offensichtlichste Tatsache, die man beobachtet, die völlige
Abwesenheit des Willens, diesen Konflikt zu beenden. Man spürt fast
körperlich den Druck der Macht, die sicherstellen will, dass eine Grenze
überschritten wird. Dass eine dünne Linie überschritten wird, jenseits
derer unsere Menschlichkeit verblasst und Platz für unsere schlechteste
Seite macht.

Anmerkung der Pressenza-Redaktion Berlin: Enno Lenze und Wieland Giebel
vom Unternehmen Berlin "Story Bunker" wollen diese Ausstellung nach Berlin
bringen, wie der Tagesspiegel am 21. Juli berichtete. Die Berliner
Verwaltung hat auf den Antrag für eine Ausnahmegenehmigung noch nicht
reagiert. Bleibt nur zu hoffen, dass es trotz aktueller Temperaturen in der
Verwaltung einige kühle Köpfe mit gesundem Menschenverstand gibt.


Zum Autor:

Als Präsident der Vereinigung "La Svolta Umanista" hat sich Sandro Curatolo
stets für die Themen Informationsfreiheit und Menschenrechte eingesetzt.
Der Musiker und Texter lebt und arbeitet seit 2014 in Prag.

Übersetzung aus dem Italienischen von Domenica Ott vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.
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AUSSICHTEN/9041: Und morgen, den 14. August 2022 (SB)

+++ Vorhersage für den 14.08.2022 bis zum 15.08.2022 +++
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ITALIEN/410: Giorgia Meloni hat "keine Probleme" mit dem Faschismus Mussolinis (Gerhard Feldbauer)

Parlamentswahlen

Giorgia Meloni hat "keine Probleme" mit dem Faschismus Mussolinis

"Mitte Links" gespalten gegen vereinte Faschisten

von Gerhard Feldbauer, 10. August 2022



Die Führerin der faschistischen Brüder Italiens (FdI), Giorgia Meloni,
ist sich sicher, die Parlamentswahlen am 25. September zu gewinnen.
Mit dem Faschismus Mussolinis hat sie als Regierungschefin "keine
Probleme", bekannte sie im April bei der Beerdigung von Assunta
Almirante, der Witwe des Staatssekretärs des "Duce" Giorgio Almirante
und Wiedergründers der Mussolini-Partei als Movimento Sociale Italiano
(MSI), deren Nachfolger ihre FdI sind. Laut dem Mailander Corriere
della Sera würdigte die FdI-Chefin die Frau des MSI-Gründers als
"eine Säule des historischen Gedächtnisses der italienischen Rechten".

Die "Mitte-Rechts-Partei", wie sich die Koalition aus FdI, der Forza
Italia (FI) Berlusconis und der Lega Salvinis verharmlosend nennt,
hat ihre Meinungsverschiedenheiten - die u. a. in der Konkurrenz um
die Leaderschaft zwischen Meloni und Salvini bestanden - hinten
angestellt und tritt geschlossen an. Laut jüngsten Wählerumfragen,
die das linke Manifesto heute bringt, würde sie mit 25 % erste
Partei werden, gefolgt von der Lega mit 10 %, FI sieben. Die
faschistische Koalition würde die Wahl "mit absoluter Mehrheit
gewinnen", meinte dieser Tage das Forschungsnetzwerk
Euromedia-Research Group, das hinzufügte, die "geeinigte Allianz" habe
bereits eine Ministerliste aufgestellt: Meloni Ministerpräsidentin,
Salvini Innenminister, der vorbestrafte 86-jährige Medien-Tycoon und
Bunga-Bunga-Löwe Berlusconi Senatspräsident.

Während die Faschisten vereint antreten, sind bei "Mitte Links" erste
Versuche des sozialdemokratischen Partito Democratico (PD), ein Campo
largo (breites Lager) zustandezubringen, bereits im ersten Anlauf
gescheitert. In einem zwischen PD-Sekretär Enrico Letta und Carlo
Calenda, dem Leiter der Gruppe Azione/Plus Europa, am 2. August
geschlossenen Abkommen bekannten sich beide Seiten laut ANSA
zur "Fortsetzung der Außen- und Verteidigungspolitik der aktuellen
Regierung von Ministerpräsident Mario Draghi", womit soziale Fragen,
ausgenommen ein Mindestlohn nach EU-Vorgaben, ausgeklammert wurden.

Damit wollte Letta ins Auge gefasste weitere Bündnispartner wie
Nicola Fratoiannis Sinistra Italiana (SI) und Angelo Bonellis Verdi
(Grüne) nicht verprellen. Denn mit beiden schloss er anschließend ein
Wahlbündnis, in dem ihren Forderungen, mit einem Wahlprogramm auf
ihren eigenen Listen unter ihren Parteisymbolen anzutreten,
entsprochen wurde. Calenda nahm das zum Anlass, am 6. August das
Abkommen wieder aufzukündigen. "Letta hat den Pakt gebrochen",
beschuldigte er diesen laut ANSA vom 9. August. Mit der SI
Fratoiannis (der früher der Rifondazione Comunista - PRC angehörte)
habe er einen Pakt "mit denen, die im Grunde Kommunisten sind",
geschlossen. Wie ANSA am Dienstag vermerkte, beabsichtigt Plus
Europa jedoch, den "Wahlpakt mit der Demokratischen Partei zu
bestätigen".

Calenda wolle nun Ex-Premier Matteo Renzi, einen früheren
Christdemokraten und von 2016 bis 2019 PD-Chef, der sich nach seiner
Abwahl als Parteichef 2019 vom PD abspaltete und die Partei Lebendiges
Italien (IV) gründete, für sich gewinnen. Wie aus Manifesto
bekannt wurde, wollte Calenda mit seiner Azione einen "Pakt der
Republik" schließen, für den Draghi als Kandidat antreten soll.
Calenda hat Erfahrungen mit einem solchen Manöver. Er hat nach dem
Fall Berlusconis 2011 für den Übergangspremier, den früheren
EU-Kommissar Mario Monti, eine eigene Liste aufgestellt, mit der
dieser 2013 zur Wahl 2013 antrat. Mit 10 % scheiterte Monti damals
allerdings.

Ein Bündnis mit dem Chef der Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) Giuseppe
Conte, auch er Ex-Premier, lehnt Letta bisher ab, was unter "Mitte
Links" vor allem von den Freien und Gleichen (LeU) nicht mitgetragen
wird. Damit, so Loredana De Petris, Gruppenleiterin im Senat von LeU,
werden "drei Jahre geduldiger Arbeit weggeworfen". Conte erklärte sich
zum Dialog offen, will aber sonst allein antreten. Die Sternepartei
hat u. a. mit der Ablehnung der Unterstützung der Ukraine im Krieg
gegen Russland, die rund 60 % der Italiener ablehnt, den Sturz Draghis
herbeigeführt. Ihr werden deshalb laut Manifesto wenigstens
etwa elf % Stimmen eingeräumt. Wenn von einem "Wettlauf zwischen Letta
und Meloni" am 25. September die Rede ist, könnte ihn der PD, dem
derzeit etwa 23 % Stimmen zugetraut werden, allenfalls für sich
entscheiden, wenn er M5S einschließt.

Außerhalb von "Mitte Links" will Potere al Popolo (Die Macht dem
Volke) in einer Unione Popolare (Volksunion) mit dem PRC und weiteren
Linken mit dem früheren Bürgermeister von Mailand De Magistris an der
Spitze antreten. Da bisher nicht im Parlament vertreten, muss die
Volksunion, um zur Wahl antreten zu können, 40.000 Unterschriften
sammeln. Die Aktion ist noch im Gange. Wie bzw. wo sich die weiteren
drei KPs - PCI, PC und die trotzkistische Arbeiterpartei PCL -, in die
die Kommunisten zersplittert sind, aufstellen, ist noch offen.

 * 
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GRUNDRECHTE/013: Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte verurteilt Griechenland (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte verurteilt Griechenland
wegen des tödlichen Schiffbruchs mit Flüchtlingen in Farmakonisi


von Katerina Exarchou, 19. Juli 2022
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Gerichtssaal des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) verurteilte
Griechenland Anfang Juli 2022 wegen schwerer Versäumnisse und mehrfacher
Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit dem Untergang eines
Flüchtlingsbootes im Jahr 2014, bei dem acht Kinder und drei Frauen ums
Leben kamen.

In den frühen Morgenstunden des 20. Januar 2014 sank das Fischerboot mit 27
Geflüchteten an Bord in der Nähe der Insel Farmakonisi in der südöstlichen
Ägäis. Die 16 Klagenden, darunter auch Angehörige der Opfer, gaben in ihren
Zeugenaussagen an, dass die griechischen Behörden eine Pushback-Aktion
durchführten. Das Boot kenterte und sank, als es von einem Schiff der
griechischen Küstenwache bei rauer See und mit hoher Geschwindigkeit in
türkische Gewässer geschleppt wurde. Die griechischen Behörden behaupteten
hingegen, sie hätten das Boot im Rahmen einer Such- und Rettungsaktion in
Richtung Farmakonisi gelenkt. Nach einer Voruntersuchung, bei der die
Verantwortung der griechischen Küstenwache geprüft wurde, legte die
Staatsanwaltschaft des Marinegerichts Piräus den Fall im Juli 2014 mit
Zustimmung des Athener Obersten Gerichtshofs rasch zu den Akten.

Ursprünglich wurde ein 21-jähriger syrischer Geflüchteter beschuldigt, das
Boot gesteuert zu haben und für den Schiffbruch verantwortlich zu sein. Er
wurde vom griechischen Gericht zu 145 Jahren und 3 Monaten Gefängnis und
einer Geldstrafe von 570.000 Euro verurteilt. Ein Berufungsgericht
entschied 2017, dass keine Person auf dem Boot den tödlichen Schiffbruch
hätte verhindern können, und wandelte die Strafe des Syrers in zehn Jahre
um.

Nachdem sie alle Rechtsmittel im griechischen Justizsystem ausgeschöpft
hatten, legten die 16 Überlebenden des Schiffbruchs von Farmakonisi mit
Unterstützung von fünf griechischen und internationalen Organisationen
(Network of Social Support to Refugees and Migrants, Hellenic League for
Human Rights, Greek Council for Refugees, Group of Lawyers for the Rights
of Refugees and Migrants, Refugee Support Aegean / PRO ASYL) 2015
Beschwerde beim EGMR ein.

Sieben Jahre später fällte der EGMR ein historisches Urteil über die
lebensbedrohlichen Praktiken und Systemmängel Griechenlands und entschied,
dass Griechenland gegen die Europäische Menschenrechtskonvention verstoßen
hat. Konkret wurden zwei Verstöße gegen Artikel 2 (Recht auf Leben) und
einer gegen Artikel 3 (Verbot von Folter, unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe) festgestellt [1]:

Die griechischen Behörden hätten "keine gründliche und wirksame
Untersuchung durchgeführt, die geeignet gewesen wäre, Licht in die Umstände
des Untergangs des Bootes zu bringen", und zweitens hätten sie "nicht alles
getan, was vernünftigerweise von ihnen erwartet werden konnte, um den
Betroffenen und ihren Angehörigen das in Artikel 2 der Konvention
geforderte Schutzniveau zu gewähren". Es muss erwähnt werden, dass der EGMR
nicht feststellen konnte, ob eine Pushback-Operation stattgefunden hat oder
nicht, da Griechenland keine eingehende Untersuchung durchgeführt hatte.

Nach ihrer Ankunft in Farmakonisi waren die Überlebenden des Schiffbruchs
weiteren traumatischen Ereignissen ausgesetzt. Die Küstenwache behandelte
sie demütigend und entwürdigend. Sie wurden gezwungen, sich "zur gleichen
Zeit und am gleichen Ort vor mindestens 13 anderen Personen" zu entkleiden.
Der EGMR entschied, dass "die Leibesvisitation (deren Notwendigkeit die
griechische Regierung nicht erklären konnte) angesichts der Umstände, in
denen sich die Antragsteller befanden, einer erniedrigenden Behandlung
im Sinne von Artikel 3 der Konvention darstellte. Es lag daher ein Verstoß
gegen diesen Artikel vor."

Griechenland wurde zur Zahlung von insgesamt "330.000 Euro für den von den
Klagenden erlittenen Schaden verurteilt, die sich wie folgt aufteilen:
100.000 Euro an einen der Klagenden, 80.000 Euro an drei der Klagenden
gemeinsam, 40.000 Euro an einen weiteren Kläger und 10.000 Euro an jeden
der übrigen 11 Klagenden".

Das einstimmige Urteil des EGMR ist vor allem aus zwei Gründen wichtig:

Erstens unterstreicht es, dass von den Behörden erwartet wird, dass sie
gründliche, unabhängige und wirksame Untersuchungen durchführen, um Licht
in die Angelegenheit der Anschuldigungen zu bringen. Zweitens bringt das
Urteil die Frage der massenhaften Zurückdrängung, der Verletzung
grundlegender Menschenrechte und der gewaltsamen und unmenschlichen
Praktiken, mit denen Geflüchtete und Migranten am Überschreiten der Grenzen
Griechenlands und der EU gehindert werden, erneut in die öffentliche
Debatte.

Die Staaten sollten und werden für ihre illegalen Praktiken und Maßnahmen,
die Menschenleben in Gefahr bringen, zur Rechenschaft gezogen werden. Sie
sind rechtlich verpflichtet zu prüfen, ob Menschen, die an ihre Grenzen und
in ihr Hoheitsgebiet kommen, internationalen Schutz benötigen; sie sind
rechtlich verpflichtet, das Völkerrecht und den Grundsatz der
Nichtzurückweisung zu achten; sie sind rechtlich verpflichtet, die Rechte
der Menschen zu garantieren. Vor allem ist es eine Frage der Priorität: Der
absolute und sinnvolle Schutz von Menschenleben hat Vorrang vor
Grenzkontrollen, und das ist nicht verhandelbar.


Katerina Exarchou wurde 1997 in Larissa, Griechenland, geboren
und hat einen BA in Journalismus und Massenkommunikation. Sie setzt sich
besonders für die Förderung der Menschenrechte, soziale
Gerechtigkeit, Gleichstellung der Geschlechter und Umweltschutz ein.

Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Anmerkung:

[1] https://hudoc.echr.coe.int/eng-press#{%22itemid%22:[%22003-7380289-10089391%22]}
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MEMORIAL/248: Bürgerliche Revolution - der Tay Son-Aufstand in Vietnam vor 250 Jahren (Gerhard Feldbauer)

Kaum bekannt

Vor 250 Jahren begann in Vietnam der Tay Son-Aufstand

Mit ihm erlebte das vorkoloniale Vietnam von 1772-1802 eine bürgerliche Revolution

von Gerhard Feldbauer, 7. Juli 2022
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Die Sozialistische Republik Vietnam ist für kapitalistische Konzerne
ein lukratives Terrain für Investitionen großen Umfangs. 2020 war es
mit einem Handelsvolumen von 13,3 Milliarden Euro größter
EU-Handelspartner. Abgesehen davon, dass sie mit der Kooperation mit
dem einen sozialistischen Weg verfolgenden Land den kapitalistischen
Sektor stärken wollen, argumentieren ihre Vertreter nicht selten,
dadurch werde Vietnam auch mit den zivilisatorischen Errungenschaften
der bürgerlichen Gesellschaft, die es selbst nicht hervorbrachte,
vertraut gemacht. Eine Argumentation, die an der historischen Realität
vorbeigeht und von der Unkenntnis seiner Geschichte zeugt. Vietnam
befand sich zur Zeit der 1789 einsetzenden Französischen Revolution
an der Schwelle zu einer zwar etwas verspäteten, aber
entwicklungsfähigen Etappe einer bürgerlichen Gesellschaft. 17 Jahre
vor dem Pariser Sturm auf die Bastille brach ein Bauernaufstand aus,
der ausgeprägte Züge einer bürgerlichen Revolution aufwies. Es
handelte sich um den 1772 begonnenen Tay Son-Aufstand, der eine
qualitativ neue Etappe gesellschaftlicher Entwicklung markierte.

Einer der übelsten Ignoranten dieser historischen Weisheit war
übrigens der US-General Curtis LeMay, der nach Beginn der Luftangriffe
auf die Demokratische Republik Vietnam 1964 verkündet hatte,
Nordvietnam in "die Steinzeit zurückzubomben". Dabei blickte das
vietnamesische Volk auf eine Jahrtausende alte Geschichte zurück, in
deren Verlauf es die Steinzeit schon lange hinter sich gelassen hatte.
Die Jahrhunderte langen Traditionen des Unabhängigkeitskampfes gegen
einheimische Ausbeuter und ausländische Eroberer bildeten eine der
Säulen der nicht zu brechenden Widerstandskraft des vietnamesischen
Volkes, die zu einer Grundlage des Sieges 1975 auch im Krieg gegen die
USA wurden. Ich möchte diesen historischen Prozess in dem folgenden
Beitrag etwas ausführlicher darlegen und mit einem kurzen Blick in
seine Geschichte beginnen.

Die Epoche des Entstehens Vietnams, das übersetzt "Land im Süden"
heißt, erfolgte in häufig wiederkehrenden Perioden der
Auseinandersetzung mit den in Vietnam einfallenden Heeren der
verschiedenen China beherrschenden feudalen Dynastien, darunter seit
dem 11. Jahrhundert mongolische und seit dem 15. Jahrhundert die
Mandschu-Kaiser. [1] Die Zeit des Kampfes gegen diese Expansionen ist
gleichzeitig geprägt von der Übernahme der hochentwickelten
wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Organisation des
nördlichen Nachbarn. Der vietnamesische Feudalismus entstand aus
urgesellschaftlichen Strukturen und stand zeitweilig unter
chinesischer Vorherrschaft. Hier einige herausragende Beispiele, die
zum lebendigen Geschichtsbild gehören.
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Ein Mandschu und Offizier der Armee der Qing in traditioneller Kriegerpose (Ende 18. Jh.)

Abbildung: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



111 vor unserer Zeit eroberte die chinesische Han-Dynastie das heutige
Nordvietnam. 42 bis 39 standen die legendären Schwestern Trung Trac
und Trung Nhi aus der Familie eines Stammesfürsten im Delta des Roten
Flusses an der Spitze eines Aufstandes gegen die Eindringlinge. Als
die Schwestern erkannten, dass ihnen der Sieg verwehrt bleibt, töteten
sie sich selbst. In Hanoi ist ihnen eine Pagode gewidmet.


Von der Urgesellschaft in die Feudalherrschaft

Im 6. Jahrhundert war der Widerstand gegen die ausländischen
Eindringlinge erfolgreicher. Der vietnamesische Fürst Ly Bon nutzte
die Machtkämpfe innerhalb der rivalisierenden Dynastien und jagte die
Eroberer 544 aus dem Lande. Es entstand die erste unabhängige
vietnamesische Feudaldynastie der Ly mit dem Staat Van Xuan,
"Zehntausende Frühlinge", der sich jedoch nur ein halbes Jahrhundert
behaupten konnte. Unter der seit dem 7. Jahrhundert China
beherrschenden Tang-Dynastie wurde Vietnam erneut besetzt.

Im 9. Jahrhundert wurden die Eroberer durch den Feudalfürsten Ngo
Quyen aus Vietnam vertrieben. Nach seinem Tod bedrohten rivalisierende
Fürsten die Einheit, die ein der Chronik nach aus einem
Bauerngeschlecht stammender Dinh Bo Link beendete. Er rief sich zum
König aus und regierte 967-979. Es war die Geburtsstunde der
einheitlichen vietnamesischen Monarchie, die sich auf große
Grundherrschaften gründete. Auf dem Lande entstand die Schicht der
reichen Notabeln, der faktisch der Boden, formell Gemeineigentum der
Dörfer, gehörte. In ihrer Struktur orientierte sich die vietnamesische
Monarchie an der des chinesischen Reiches. Einrichtungen wie das Lehen
oder die Bindung der Leibeigenen an das Dorf kannte Vietnam jedoch
nicht.

Als ideologische Grundlage setzte sich, ähnlich wie im Abendland das
Christentum, der Buddhismus als Staatsreligion durch. Der Reisanbau
verlangte ein zentral geleitetes Damm- und Bewässerungssystem sowie
seine ständige Instandhaltung, was eine entsprechende Staatsmacht
erforderte. Sicher kann man von frühen Entstehungsformen der Nation
sprechen. Auch in den Zeiten der Unabhängigkeit schickten die
vietnamesischen Könige dem Kaiser von China jedoch regelmäßig
symbolische Geschenke (Elfenbein, Gold, Zimt und andere
Kostbarkeiten), mit denen sie freundschaftliche Beziehungen und
gemeinsame Interessen betonen wollten. Auf der Grundlage des
Unabhängigkeitsdranges haben ein hoher Grad von Kompromissbereitschaft
und das Streben, mit den Nachbarn in Frieden zusammenzuleben, bis in
die Gegenwart einen hohen Stellenwert. Rachsucht ist der Mentalität
der Vietnamesen fremd. Das spiegelt sich heute auch in der Haltung der
Staats- und Parteiführung selbst gegenüber dem einstigen Kriegsgegner
USA wider.
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Der vietnamesische Nationalheld Tran Hung Dao (1228-1300)
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Das Heer des Enkels Dschingis Khans verjagt

Die Expansionen aus dem Norden brachten einen starken
Unabhängigkeitsdrang des vietnamesischen Königtums hervor. 981 wurde
eine erneute Invasion von dem Heerführer Le Hoan zurückgeschlagen. Im
13. Jahrhundert wehrten die Könige der Tran-Dynastie dreimal die
Angriffe der Mongolen ab, die in dieser Zeit China beherrschen.
Darunter fällt der Sieg des vietnamesischen Nationalhelden Tran Hung
Dao, der 1284 ein unter dem Enkel Dschingis Khans eingefallenes Heer
verjagte. Dieser Erfolg gelang ihm, weil er es verstand, für seinen
Feldzug die Bauernmassen zu mobilisieren. Er wird zu den legendären,
mit dem Volk verbundenen Herrschern gerechnet, wovon zeugt, dass
General Vo Nguyen Giap während des Kampfes gegen die französischen
Kolonialisten eine große Offensive der Volksarmee unter seinem Namen
führte.


Frühe Entstehungsformen der Nation

Um die Jahrtausendwende begann die Expansion der vietnamesischen
Feudalherren nach Süden bis hinunter in das bis dahin fast
unbesiedelte Mekongdelta. Auf ihrem Zug nach Süden stießen sie in
Zentralvietnam auf die Herrscher des Königreichs der Cham (territorial
das heutige Kambodscha). Während deren Herrschaft auf einer
Sklavenhalterordnung beruhte, war der historische Prozess in Vietnam -
in gewisser Weise mit der Entwicklung in Germanien vergleichbar - im
Wesentlichen von der Urgemeinschaft zum Feudalismus erfolgt. Das Reich
der Cham, die ihrerseits nach Nordvietnam vorstoßen wollten und
zeitweilig Hanoi eroberten, wurde im 15. Jahrhundert von den
Vietnamesen zerschlagen. Ihr Sieg beruhte auf der überlegenen
feudalen Gesellschaftsformation gegenüber der Sklavenhalterordnung.
Außerdem fiel es den vietnamesischen Königen und Fürsten nicht schwer,
für ihre Eroberungszüge die Bauern zu gewinnen, da sie ihnen
günstigere Lebensbedingungen in dem eroberten Land versprachen, die
ihnen zunächst auch eine Zeit lang gewährt wurden. Aus früheren
Sklaven der Cham wurden leibeigene Bauern, deren Leben sich zunächst
ebenfalls erträglicher gestaltete.
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Statue des Großgrundbesitzers Le Loi in der Hauptstadt der Provinz Thanh Hoa
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Beginn der Bauernaufstände

Frühzeitig, bereits Ende des 14. Jahrhunderts, begannen vor allem im
Norden die Erhebungen der vietnamesischen Bauern gegen einheimische
Feudalherren. An ihrer Spitze standen häufig buddhistische oder
taoistische Priester, die mit den volkstümlichen Formen ihrer Religion
der sozialen Unzufriedenheit Ausdruck verliehen und sich gegen den
offiziellen staatsreligiösen Konfuzianismus stellten. 1391 drangen
aufständische Bauern unter dem Bonzen Su On auf Hanoi vor und griffen
es an. 1418 stellt sich der Großgrundbesitzer Le Loi in Nghe An [2] an
die Spitze eines Bauernaufstandes und vertrieb die den einheimischen
Feudalherren aus China zu Hilfe kommenden Ming-Truppen. 1427 eroberte
er Hanoi und ließ sich ein Jahr später zum König ausrufen. Im
Interesse seiner Staatsfestigung teilte er die Grundherrschaften unter
die Bauern auf. 1516 erhoben sich in Hai Duong, unmittelbar vor den
Toren Hanois, unter dem Bonzen Tran Cao die Bauern gegen die
Feudalmacht. 1740 folgten neue Bauernerhebungen im alten
Aufstandsgebiet von Hai Duong und drei Jahre später ein Aufstand in
Nghe An, den die Fürsten erst 1751 niederschlagen konnten.


Vietnams bürgerliche Revolution

Der 1772 begonnene Tay Son-Aufstand markierte eine qualitativ neue
Etappe gesellschaftlicher Entwicklung. [3] Die Erhebung erhielt ihren
Namen nach den Bergen im westlichen Zentralvietnam, wo sie begann. An
der Spitze der revolutionären Kämpfe standen die drei Brüder Nguyen
(Nhac, Lu und Hue). Vietnam bestand zur Zeit der Tay Son im
Wesentlichen bereits in seinen heutigen Grenzen und galt als eines der
entwickelten Länder Südostasiens. Das Feudalsystem war im Inneren
jedoch von einer tiefen Krise erfasst. Feudalherren, Mandarine und
Notabeln raubten den Bauern den letzten Boden und stürzten sie immer
tiefer ins Elend. Die bäuerlichen Wirtschaften, Handwerk und Gewerbe
stagnierten, die sich entwickelnde Handelsbourgeoisie konnte sich
nicht entfalten. Hinzu kam, dass zwei rivalisierende Dynastien, die
Nguyen und die Trinh, den Zentralstaat in blutigen Bruderkriegen in
ein nördliches und südliches Kaisertum gespalten hatten, was das
Entstehen neuer Produktivkräfte zusätzlich hemmte.

Unter diesen Bedingungen entfaltete sich der Aufstand zu einer großen,
das ganze Land erfassenden Bauernerhebung, in der Kreise der jungen
Handelsbourgeoisie, des Handwerks und Gewerbes eine wichtige Rolle
spielten und an der Vertreter der Religionen des Buddhismus und
Taoismus teilnahmen. Die Brüder Nguyen entstammten selbst der
Handelsbourgeoisie bzw. dem Kleinbürgertum. Außer von der verarmten
Landbevölkerung erhielten die Tay Son von der Cham-Minderheit, von
verschiedenen Bergvölkern und sogar chinesischen Geschäftsleuten, die
sich von den harten Steuergesetzen drangsaliert fühlten,
Unterstützung. Zeitweise schlossen sich ihnen regionale Feudalfürsten
an. [4]


Boston Tea-Party in Saigon

Der Aufstand stürzte die beiden Herrscherhäuser und stellte die
Einheit des Staates wieder her. 1776 nahmen die Aufständischen Saigon
ein, das nach wechselvollen Kämpfen 1783 fest in ihrer Hand war. Eine
der ersten Maßnahmen der Nguyen nach der Einnahme der Stadt war, dass
sie die dort lagernden Waren der chinesischen Händler ins Meer werfen
ließen - ein sicherer Beweis für die Wahrnehmung der Interessen der
eigenen Kaufleute. Fast zur gleichen Zeit kam es in Boston zu
ähnlichen Ereignissen: Die gegen das britische Kolonialjoch kämpfenden
Amerikaner warfen dort englischen Tee in den Ozean - was unter dem
Namen Boston-Tea-Party in die Geschichte einging.

Eine andere historische Parallele war, dass - ähnlich wie die Korsaren
unter Königin Elisabeth - vietnamesische Kapitäne mit Billigung und
auch regelrechten Patenten der Tay Son ihre Handelsfahrten mit
einträglicher Piraterie verbanden. In Peking klagte man zu dieser Zeit
immer wieder darüber, dass die vietnamesische Flotte die Küsten
Südchinas ansteuerte und plünderte. [5] 1790/91 drangen die Truppen
der Tay Son nach Laos vor und eroberten zeitweise die Königsresidenz
Luang Prabang und die Hauptstadt Vientiane. [6]
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Der Boden den armen Bauern

Die entscheidende revolutionäre Maßnahme der Nguyen war jedoch, dass
sie die Ländereien der geflüchteten und mit ausländischen Feinden
kollaborierenden Feudalherren konfiszierten und den Gemeinden mit der
Verfügung übergaben, sie vor allem armen Bauern zur Nutzung zu
überlassen. Damit machten sie die Massen der Bauern zur maßgeblichen
Basis ihrer Herrschaft. Ebenso bedeutend waren weitere in der
Wirtschaft, im Staatswesen, der Kultur und Bildung begonnene Reformen,
die einen großen Schritt vorwärts auf dem Weg der Formierung der
vietnamesischen Nation darstellten und dem Aufstand seinen Charakter
als einer bürgerlichen Revolution verliehen.


"Sapeke der Rebellen"

Den wirtschaftlichen Aufschwung markierten im Norden der Beginn der
Rohstoffförderung in über 100 Bergwerken, der Bau von Werkstätten für
Waffen, die Errichtung von Papiermühlen und Druckereien. In für diese
Zeit großen industriellen und kaufmännischen Zentren in Hanoi, Saigon,
Bien Hoa und Fai Fo zeigten sich Vorstufen der kapitalistischen
Produktion auf der Grundlage der freien Lohnarbeit. Ermöglicht wurde
dieser Durchbruch vor allem durch die Einführung einer einheitlichen
nationalen Währung, die im Volk noch lange nach dem Ende der
Tay Son-Herrschaft "Sapeke der Rebellen" genannt wurde. Die Einführung
der eigenen Währung diente den Tay Son auch als Basis ihres
Herrschaftsanspruchs, da das Münzwesen dem Staat unterstand. Von der
Bevölkerung wurde auch sehr begrüßt, dass die Tay Son ihre Münzen mit
Kupfer prägten, während dafür früher Zink, das einen geringeren
Materialwert besaß, verwendet wurde, wofür aber der gleiche Nennwert
angegeben worden war. Das erforderliche Kupfer wurde durch
Beschlagnahmen von Kultgegenständen in den feudalen Palästen, Tempeln
und Klöstern, die generell aus Kupfer gefertigt waren, gesichert. [7]


Vietnamesisch Nationalsprache

Von großem Einfluss auf den geistig-kulturellen Werdegang der Nation
war die Einführung des Vietnamesischen als Amtssprache an Stelle des
aus der Besatzungszeit gültigen Chinesisch. Das langwierige Studium
der chinesischen Schriftzeichen war bis dahin geistig-kultureller
Grundpfeiler der vietnamesischen Feudalherrschaft.

Im Rahmen ihrer Bildungsreform strebten die Nguyen an, in jedem Dorf
eine Schule zu errichten. Auch das vietnamesische National-Epos "Thuy
Kiêu" von Nguyên Du [8], das erst nach der Tay Son-Herrschaft
erschien, spiegelte den großen Einfluss dieser Volksbewegung auf die
kulturelle Entfaltung der Nation wider. 1799 wurde ein "Historisches
Amt" geschaffen, das den Auftrag erhielt, eine große
Nationalgeschichte zu schreiben.
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"Gleichheit aller Bewohner"

Herausragend schließlich die politische Forderung nach "Gleichheit
aller Bewohner" des Landes und "Gleichheit in allen Dingen", worunter
eine angestrebte soziale Gerechtigkeit zu verstehen war. Die
Tay Son-Brüder traten der konterrevolutionären Propaganda der
Feudalherren, die sie als "Räuber" und "Banditen" verketzerten,
entgegen und verkündeten, dass sie keine "Räuber", sondern "Sendboten
des Himmels, die der Gerechtigkeit zum Sieg verhelfen und das Volk von
der Tyrannei des Königs und seiner Mandarine befreien", seien. Unter
dem Volk, das die Verlogenheit der Feudalherren kannte, nannte man die
Brüder Nguyen "tugendhafte und dem armen Volk gegenüber barmherzige
Räuber".

Außergewöhnliche Leistungen vollbrachten die Tay Son auf militärischem
Gebiet. [9] Nachdem das Feudalregime von den Aufständischen im Süden
geschlagen worden war, rief es die thailändischen Feudalherrscher zu
Hilfe. 1784 drang ein 50.000 Mann zählendes siamesisches Heer mit 300
Kriegsschiffen auf dem Mekong in Südvietnam ein. Auf dem My Tho, einem
Nebenarm des Mekong, wurde die Armada im selben Jahr vernichtend
geschlagen. Besonders antinational handelten die vietnamesischen
Feudalherren, als sie schließlich die zu dieser Zeit in Peking
herrschende Mandschu-Dynastie der Qing ins Land riefen. Im Herbst 1788
drangen sie mit einem 200.000 Mann zählenden Heer in Nordvietnam ein
und besetzten Hanoi.


1789 - die Schlacht bei Hanoi

Nguyen Hue, der das militärische Kommando führte, ließ sich angesichts
des Mandschu-Einfalls und des Verrats der einheimischen Feudalherren
"um der Einigung der Nation willen", wie es in den Chroniken heißt,
im Dezember 1788 vor dem Bauernheer unter dem Namen Quang Trung zum
Kaiser des Reiches proklamieren. [10] Dann brach das 100.000 Kämpfer
zählende Volksheer auf. Um den moralischen Faktor einer Schlacht zur
Befreiung der Hauptstadt zu nutzen, entschloss sich Nguyen Hue, die
feindliche Armee noch bei Hanoi anzugreifen. In sechs Tagen führte er
seine Truppen mit Elefantenreiterei über eine Entfernung von fast 200
km vor die Tore der Hauptstadt. Außerdem ließ er hinter jedem Reiter
zu Pferd noch einen Soldaten des Fußvolkes aufsitzen, so dass er für
den Gegner völlig überraschend nicht nur früher als erwartet, sondern
auch in voller Stärke eintraf. Der Marsch nach Hanoi war eine für den
damaligen Stand der Kriegskunst in Asien beispiellose Leistung. Im
Januar 1789 kam es zur Schlacht. Den Überraschungsmoment ausnutzend,
stellte das Bauernheer die noch nicht zum Kampf formierten Mongolen
zu unterschiedlichen Zeiten an drei verschiedenen Orten vor der
Hauptstadt zum Kampf und schlug sie in die Flucht. Zehntausende der
Fliehenden sollen im Roten Fluss ertrunken sein. Die Niederlage war so
verheerend, dass der Hof von Peking Frieden schloss und die Tay Son
anerkannte. [11]
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Dem Volk den Sieg verdankt

Nach der Verteidigung der nationalen Unabhängigkeit erließ Quang Trung
folgende Proklamation an das Volk: "Ihr alle, ob mächtig oder gering,
lebt seit mehr als zwanzig Jahren dank uns, den Brüdern Tay Son, und
unserer Wohltaten. Wir wissen aber auch, dass wir unsere Siege in Nord
und Süd der Hilfe des Volkes unserer Provinzen verdanken. In ihm haben
wir tapfere Männer und fähige Beamte gefunden, so dass wir unseren
Hofstaat gründen konnten. Überall, wo unsere Waffen waren, hielten die
Feinde nicht stand."

Die Herrschaft der Tay Son währte fast 30 Jahre, von 1773 bis 1802.
Diese frühbürgerliche Revolution scheiterte letztlich, weil die Bauern
zwar ihre entscheidende Massenbasis bildeten, auf Grund ihrer sozialen
Lage und Perspektive aber nicht ihre führende Kraft werden konnten.
Kleinbürgertum und Handelsbourgeoisie, aus deren Reihen in Gestalt der
Brüder Nguyen die Führer der Revolution hervorgingen, erwiesen sich
insgesamt als nicht fähig, diese Aufgabe auszufüllen. In diese Rolle
hätten sie hineinwachsen können, wenn zwei der drei Brüder nicht
frühzeitig verstorben wären (Hue 1792, Nhac ein Jahr später), was über
die Rolle von Persönlichkeiten in historischen Prozessen bzw. der
Konsequenzen ihres Fehlens nachdenken lässt.
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Die Rolle von Führerpersönlichkeiten

Nachfolger vom Format der verstorbenen Führer, besonders was deren
volksverbundenen Charakter betraf, gab es nicht. Es kam im Gegenteil
zu einer gewissen "feudalen Entartung" der Tay Son-Führung und zu
einer Lockerung der Verbindung mit den Bauern, da die zu Beginn des
Aufstandes eingeleitete soziale Umgestaltung, die Veränderung der
Eigentumsverhältnisse zugunsten der Bauern, stagnierte.

Noch entscheidender als diese inneren Ursachen wirkten äußere: die aus
Frankreich kommende Hilfe für die feudale Reaktion. Sie ging von
kirchlichen Würdenträgern aus, die, wie in anderen Ländern auch, zu
Wegbereitern der kolonialen Eroberung wurden. Mit der Annahme dieser
Unterstützung bereitete die Feudalmacht indessen ihrer eigenen
kolonialen Unterwerfung den Boden. Organisator dieser
konterrevolutionären Aktivitäten war der einflussreiche Missionar
Pigneau de Béhaine, der 1775 den Prinzen Canh, Sohn des gestürzten
Nguyen Anh, mit nach Versailles nahm und mit ihm zwei Jahre später ein
Abkommen über französische Hilfe gegen die Gewährung von, wie es
zurückhaltend, aber mit den weitreichenden vertragsrechtlichen
Konsequenzen dieser Zeit formuliert wurde, "Handelsvorteilen" schloss.


Mit Hilfe der französischen Konterrevolution

Béhaine stellte 1790 eine "Freiwilligenexpedition" aus adligen
Emigranten, Abenteurern und Deserteuren zusammen, die man in
Frankreich "zweifellos ohne viel Federlesens an die Wand gestellt
(hätte), wenn sie den Behörden des republikanischen Frankreich in die
Hände gefallen wären". [12] Sieben Jahrzehnte später war die
französische Großbourgeoisie, die inzwischen die Ideale von Freiheit,
Gleichheit und Brüderlichkeit über Bord geworfen hatte, Béhaine
dankbar und ließ ihm in der alten Kaiserstadt Hue eine "würdevolle
Grabstätte" errichten.

In Vietnam rüstete Béhaines Söldnerhaufen für Nguyen Anh nach
überlegenen europäischen militärischen Grundsätzen eine Flotte aus und
stellt eine neue Armee zum Kampf gegen die Tay Son auf. Der
Nguyen-Dynastie gelang so die Entmachtung der Tay Son, deren
Niederlage 1802 mit der Einnahme Hanois besiegelt wurde. Es setzte
eine blutige Verfolgung der Aufständischen ein. Danach wurde Vietnam
nochmals einige Jahrzehnte Lehensstaat der Mandschu-Kaiser.
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Gia Long überließ Frankreich zum Dank für die erwiesene Hilfe bei der
Niederschlagung der Revolution der Tay Son die Insel Pulo und einen
Küstenstreifen in Mittelvietnam, den Paris zielstrebig zur
Vorbereitung der späteren kolonialen Eroberung nutzte. Der
"Freiwilligenexpedition" Béhaines folgte 1858 eine offizielle
"Expedition". Am 31. August überfiel ein französisches Geschwader
unter dem fadenscheinigen Vorwand, französische Missionare zu
schützen, die Hafenstadt Da Nang und setzte Truppen an Land. Die
koloniale Eroberung Vietnams begann. Die zivilisatorisch
fortschrittliche Entwicklung Vietnams wurde ein Jahrhundert lang
unterbrochen. Dabei besaß das Land alle Potenzen für einen modernen
industriellen Werdegang. Es verfügte zum Zeitpunkt des Beginns der
Eroberung u. a. über 34 Goldminen, 29 Eisenbergwerke,
14 Silberbergwerke, 9 Kupfergruben, sieben Zink-, drei Blei- und eine
Zinngrube.


Epilog

1945 stürzte Vietnam mit der Augustrevolution das französische
Kolonialjoch und errichtete am 2. September in Gestalt der
Demokratischen Republik Vietnam seinen unabhängigen Nationalstaat.
Diesen verteidigte es 1946-1954 gegen den erneuten kolonialen Überfall
Frankreichs und danach bis 1975 gegen die USA, die es einem
neokolonialen Joch unterwerfen wollten. Mit der Proklamation der
Sozialistischen Republik Vietnam 1976 entschloss es sich, den Weg
einer sozialistischen Entwicklung zu beschreiten und damit die
kapitalistische Etappe zu überspringen. [13] Das entsprach den
Traditionen der jahrhundertelangen Kämpfe um die soziale und nationale
Befreiung, wie sie auch die Tay Son vertraten. Ihre Ziele könnten
unter der imperialistischen Herrschaft des Kapitals der Ausbeutung und
Unterdrückung des eigenen Volkes wie der anderer Länder nicht mehr
verwirklicht werden. Sie gehören zu den revolutionären Traditionen der
Geschichte Vietnams, die Grundlagen des Weges zum Sozialismus sind.
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TIERGESCHICHTEN/019: Das Ei und der Hund ... (SB)



Julian stapfte missmutig an dem steinigen Strand entlang. Die Wellen
brandeten mit ihren Schaumkronen dicht vor seinen Füßen. Das
Meerwasser war angenehm warm, doch Julian wusste, dass er an dieser
Stelle nicht ins Wasser gehen durfte. Hier waren schon viele Menschen
in den vergangenen Jahrzehnten ums Leben gekommen, weil sie die starke
Strömung unterschätzt hatten - das Meer riss sie von den Füßen und zog
sie mit hinaus. Julian fluchte leise vor sich hin. Warum nur hatte
seine Mutter hier oben im Norden mitten in der Einsamkeit ein Haus
gekauft? In der nahegelegenen Kleinstadt hatte sie eine Stelle als
Krankenschwester im örtlichen Krankenhaus angetreten. Und in dieser
Stadt befand sich auch die Grundschule, die er nach den Ferien
besuchen sollte. Doch wie sollte er hier Freunde finden? Die
Sommerferien waren noch lang und in der näheren Umgebung schien sich
keine Menschenseele aufzuhalten. Julian ärgerte sich, weil er seine
Freunde Andy und Charly, die eigentlich Andreas und Christoph hießen,
nicht mehr treffen konnte. Die Entfernung war zu groß. Sie waren beste
Kumpel und sorgten mit ihren Späßen in der vierten Klasse oft für
Wirbel - sehr zum Missfallen der Lehrer.

Julian bückte sich nach einem handlichen Stein, den er mit großem
Schwung und samt seinem ganzen Frust ins Meer schleuderte. Als er sich
den nächsten Stein-Kandidaten aussuchte, entdeckte er in einiger
Entfernung ein merkwürdiges Gebilde. Es hatte die Form von einem Ei.
Nein, kein Hühnerei, auch kein Gänse- oder Straußenei - es war noch
viel größer.

Vorsichtig näherte Julian sich. Dieses Ding reichte ihm bis zur Hüfte.
Er umrundete es, um es von allen Seiten zu begutachten. "Ich weiß
nicht, ob Dinosaurier Eier gelegt haben. Aber wenn, dann muss dies ein
Dino-Ei sein", sprach der Junge leise vor sich hin. Natürlich wusste
er, dass das nicht sein konnte, denn Dinosaurier waren schon seit
vielen Millionen Jahren ausgestorben. Aber was war es dann? Julian
legte sein Ohr an die Schale, um zu prüfen, ob sich darin etwas
bewegte. Nichts, absolut nichts war zu hören. Auch auf sein Klopfen
hin rührte sich darin nichts. Die Oberfläche dieses Dings glänzte
silbrig, schimmerte wie Metall.

Julian überlegte, was er nun mit seinem Fund anfangen sollte. Da fiel
ihm der alte Schafschuppen ein, der sich hinter der nächsten
Strandbiegung befand, wo der Steinstrand in einen von Gras bewachsenen
Abschnitt wechselte. Dort, weit vom Wasser entfernt, stand der
Schuppen. Gleich bei seinen ersten Erkundungsgängen hatte Julian ihn
ausfindig gemacht und ihn zu seinem geheimen Unterschlupf auserwählt.
Nun, welcher Ort hätte geeigneter sein können? Dorthin wollte er das
seltsame Monster-Ei rollen. "Wenn da wirklich jemand drinnen lebt und
vielleicht bald ausschlüpft, braucht dieses Wesen Schutz", dachte
Julian. Er stemmte sich gegen das Ei und war überrascht, da es sich
erstaunlich leicht bewegen ließ.

"Also, ein Dino-Ei ist es wohl kaum, dazu scheint es mir zu leicht zu
sein", murmelte der Junge. "Vielleicht stammt es gar nicht von dieser
Welt und ist kein Ei, sondern eine Raumkapsel, in der ein
Außerirdischer hier gelandet ist. Oder ein Kind von einem
Außerirdischen wächst in dem Ei heran." Julian rollte, während er sich
so seine Gedanken machte, das Ei immer weiter über die kleinen Steine,
bis er schließlich die Grasfläche erreichte. "Wäre es möglich, dass es
das Ei eines mutierten Huhns ist? Wer weiß schon, welche Tiere sich
nach den Atomunfällen in Tschernobyl oder Fukushima verändert haben.
Zeit genug ist wohl vergangen. Aber dann müsste dieses
Riesen-Mutanten-Huhn ja hier irgendwo noch herumlaufen. Wenn es aber
ein Alien-Kind sein sollte, müsste ich es meiner Mutter sagen, damit
sie sich kümmern könnte." Das waren die Überlegungen, die Julian in
seinem Kopf hin und her bewegte.

Endlich erreichte er den Schuppen. Er ließ das Ei liegen und öffnete
die Tür. Schummeriges Licht erfüllte den Stall und Julian ging in die
Ecke, in der sich ein Haufen Stroh und Heu befand. Er lockerte den
Haufen auf und baute eine Art Nest. Dann rollte er das Ei und
bugsierte es in das Nest. "So, jetzt musst du allein zurechtkommen.
Ich kann mich ja schlecht auf dich draufsetzen und dich ausbrüten!",
lachte Julian. Das Ei blieb stumm.

Julian eilte nach Hause. Morgen würde er wieder nach dem Ei sehen. So
vergingen zwei Tage, an denen er sich stets einmal zum Schafstall
aufmachte. Das Ei blieb wie es war, es zeigte keinerlei Veränderungen.
Doch am dritten Tag, es war schon später Nachmittag, da kam ihm aus
dem Stall ein kleiner Hund entgegen. Als er an Julians
Sandalenschnallen zupfte, erkannte der Junge, dass es noch ein
Hundewelpe war. Er beugte sich zu ihm hinunter: "Bist du etwa aus dem
Ei geschlüpft?" Natürlich wusste Julian, dass das nicht sein konnte,
und er nahm den Kleinen hoch, der sofort die Gelegenheit nutzte, ihm
übers Gesicht zu schlecken. Julian lachte. Er setzte den kleinen Hund
wieder auf den Boden und ging weiter zum Schafstall. Das Ei war heil
und sah aus wie immer.

Plötzlich drangen laute Stimmen in den Stall. Jemand fluchte:
"Verdammt, Sören, wo ist das Ei geblieben? Hätten wir es nur gleich
zum Dorfplatz gebracht!"

"Mann, wer kann den ahnen, dass jemand ein solch riesiges Ei stiehlt?
Überhaupt, wer will denn damit irgendetwas anfangen?", schimpfte der
andere. "Da hilft nichts, wir müssen weitersuchen. Ich hab keine Lust,
nochmal so ein Ei zu bauen!" - "Ja, sicher, ich auch nicht, aber das
Hühnerfest ohne das Ei, das geht auch nicht."

"Also weiter, wir suchen den ganzen Strand ab, denn wer auch immer das
Ei mitgenommen hat, im Dorf wäre man auf ihn aufmerksam geworden. Also
kann es nur hier in der Nähe sein", stellte Jörgen fest.

Julian wurde etwas mulmig zumute. Sollte er sich still verhalten oder
den beiden sagen, dass er das Ei mitgenommen hatte. Er zögerte, doch
dann öffnete er die Stalltür und rief: "Hallo, hier, hier ist das Ei!"
Die beiden großen Jungen blieben stehen, blickten ihn erstaunt an und
gingen ihm entgegen. "Bist du sicher, wir meinen kein kleines
Hühnerei, sondern ein riesengroßes, silbrig glänzendes."

"Ja, ja, genau, das liegt hier im Schafstall in einem Nest", erklärte
Julian, "ich hab es selbst da hineingerollt".

Ungläubig schauten die Jungen in den Stall und fingen dann
fürchterlich an zu lachen. Sie konnten sich gar nicht beruhigen. Es
schien Julian fast, als machten sie sich über ihn lustig.
"Warum lacht ihr denn so?"

"Na, ja, weißt du, es sieht einfach komisch aus, das Ei im Nest",
meinte Sören.

Als sie den zerknirschten Gesichtsausdruck von Julian bemerkten,
hörten sie auf zu lachen und Jörgen fragte ihn, ob er der Zugereiste
sei, der jetzt mit seiner Mutter in dem Haus an der Dorfstraße wohnt.
Als Julian das bestätigte, machten sich die Kinder miteinander bekannt
und die beiden großen Jungs stellten sich als recht freundliche Kerle
heraus. Sie erklärten Julian, dass sie selbst das Ei gebaut hatten,
damit es beim Dorffest zu Ehren der Hühner am Wochenende auf dem
Dorfplatz aufgestellt werden konnte. "Das Hühnerfest ist sehr lustig, mit
Musik und Tanz und vielen Eierspeisen. Alle Hühner des Dorfes dürfen
an dem Tag mitten unter den Menschen herumlaufen und gackern."




[image: Ein riesiges Ei in einem Eierbecher mit vielen Hühnern drum herum - Buntstiftzeichnung: © 2022 by Schattenblick]
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"Davon habe ich noch nie gehört", grinste Julian und gestand den
beiden dann, was er sich alles vorgestellt hatte, was das für ein Ei
sein könnte, bis dahin, dass es vielleicht eine Kapsel von
Außerirdischen sei. Da lachten sie alle zusammen und rollten das Ei
auf den Dorfplatz. Als sie so dastanden und ihr Werk betrachteten,
zupfte wieder der kleine Hund an Julians Sandale.

"Wisst ihr vielleicht, wem der kleine Hund gehört?"

"Das kann nur ein Ausreißer von Hansens Welpen sein. Wenn du ihn
behalten willst, frag einfach Mutter Hansen, die ist froh, wenn sie
alle Hunde irgendwo unterbringen kann", schlug Jörgen ihm vor.
Julian freute sich, hob den Welpen auf den Arm, erkundigte sich, wo
Frau Hansen wohnt, und lief nach Hause. Er wollte seine Mutter fragen,
ob er den kleinen Hund behalten dürfe. Als sie den Welpen auf dem Arm
ihres Sohnes erblickte, da konnte sie nicht anders, als ihm erlauben,
den Kleinen zu behalten. Am Abend besuchten sie Frau Hansen und gingen
dann nach einem freundlichen Gespräch alle drei glücklich nach Hause.

"Weißt du schon, wie du ihn nennen willst?"- "Ja, Mama, ich würde ihn
gern 'Monster' nennen, denn er soll doch ziemlich groß werden. Und ein
'Monster' wird mich bestimmt gut beschützen, was meinst du?", strahlte
Julian vor Freude. "Hmm, Monster, hmm", wiegte seine Mutter ihren Kopf
wenig überzeugt hin und her. Julian setzte den Hund auf den Boden und
rief: "Monster, komm, komm her!" Und der Kleine hüpfte wild auf ihn
zu.

Ende
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/147: Kamerad Schwein ... (SB)



Weltweit gibt es ca. 700 verschiedene Schweinearten, wie
beispielsweise das Warzenschwein oder das Pinselohrschwein. Nahezu ein
Drittel davon ist vom Aussterben bedroht. Alle haben einen gemeinsamen
Vorfahren. Sie stammen vom Wildschwein ab. Bereits vor 8000 - 9000
Jahren v. Chr. haben Menschen damit begonnen, sich Schweine zu halten.
Sie werden zwar Hausschwein genannt, sind aber keine Haustiere, denn
sie wurden und werden als Nahrungsvorrat gehalten und irgendwann
geschlachtet.

Schweine sind in den unterschiedlichsten Lebensräumen anzutreffen. In
Wüstenregionen, Seegebieten, in Gebirgsräumen und Graslandschaften.
Ihre Fähigkeit sich anzupassen ist sehr ausgeprägt, sie kommen nahezu
überall zurecht.

In einigen Ländern, so auch bei uns in Deutschland, eilt dem
Hausschwein ein schlechter Ruf voraus. Es sei dumm, dreckig und faul.
Doch wie kam es dazu? Wahrscheinlich haben die wenigsten Menschen je
einen persönlichen Kontakt mit Schweinen gehabt, oder gar mit ihnen
zusammengelebt, um vielleicht aus Erfahrung ein solch schlechtes
Urteil über sie fällen zu können. Was also könnte der Grund sein, dass
es verächtlich gemacht und verschmäht wird?

Vielleicht liegt es ganz einfach daran, dass wir von den 23,8
Millionen Schweinen, die in Deutschland leben, nichts zu sehen
bekommen. Sie werden als Nutztiere in großen Zucht- und
Schlachtbetrieben, in viel zu kleinen und nicht artgerechten Ställen
eingesperrt und von der Außenwelt abgeschirmt.


Wer bist du, Schwein?

Schweine sind nicht auf die Welt gekommen, um vom Menschen gegessen zu
werden. Sie sind Lebewesen wie du und ich. Ja, sie teilen mit uns
viele Gemeinsamkeiten, was ihren Stoffwechsel, ihre Muskel- und
Gewebestruktur betrifft, aber auch ihre inneren Organe wie Herz oder
Niere, sind unseren Organen sehr ähnlich. Schweine fühlen Schmerz,
Trauer und Freude, sind klug, aufmerksam, neugierig und bewegen sich
gern. Sie können träumen, ähnlich wie wir Menschen. Wenn es nicht
gerade zu warm ist, kuscheln sie sich gern aneinander, schlafen nachts
und oft auch über die Mittagszeit und sie verbringen viel Zeit mit der
Nahrungssuche. Sie haben eine besonders gute Nase, die ihnen dabei
hilft. Ihr Geruchssinn ist außergewöhnlich stark ausgeprägt, so dass
sie, sollte ihnen die Nase zugehalten werden, sie sich kaum mehr
orientieren könnten. Und diese feine Nase ist mit ein Grund für ihre
Reinlichkeit. Schweine verrichten ihre Notdurft stets an einem
gesonderten Ort, in gemessener Entfernung zu ihrem Ruhe- oder
Fressplatz. Sie sind Allesfresser. Obst, Gemüse, aber auch Fleisch,
Würmer, Käfer, Eicheln, Kastanien, Kartoffeln oder
Getreideprodukte - gern auch Kuchenreste - stehen bei ihnen auf dem
Speiseplan.




[image: Ein Schwein liegt gemütlich in einer Schlammkuhle - Foto: 2013, Urheber Myrabella (eigenes Werk) [CC BY-SA 3.0], via Wikimedia Commons]
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Obwohl Schweine oft schmutzig aussehen, wenn sie sich im feuchten
Schlamm gesuhlt haben, sind sie sehr reinlich. Zum einen können
Schweine ihre Körpertemperatur im feuchten, kühlen Schlamm senken,
denn sie haben keine Schweißdrüsen und können also nicht schwitzen.
Zum anderen dient das Suhlen als Sonnenschutz und als Reinigung. Der
getrocknete Schlamm schützt sie vor Sonnenbrand, denn ihre Haut ist
sehr empfindlich. Gegen ein Sonnenbad haben sie nichts einzuwenden, es
muss allerdings immer auch ein Schattenplatz in der Nähe sein. Wenn
sie sich an einem Baum schubbern, fällt die Schlammkruste in Stücken
herunter und damit oft auch unliebsame Parasiten.


Schweine leben in einer Rotte

Schweine sind gesellige Tiere und leben in Rotten zusammen. Ein Eber,
das männliche Schwein, übernimmt die Rolle des Anführers. Schweine
sind oft starke Persönlichkeiten. Einige Tiere können sich gut leiden,
andere gehen ihnen auf die Nerven. Solange genügend Platz vorhanden
ist, um sich aus dem Weg gehen zu können, bleibt alles ruhig in der
Schweinebande.




 [image: Mehrere, noch junge rosa Hausschweine tummeln sich im aufgewühlten Erdboden - Foto: 2021, by kallerna, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]
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Aber sie schließen auch Freundschaften oder hegen Sympathien für das
eine oder andere Schwein. Mit ihnen kuscheln sie und schlafen sogar
nebeneinander. Die Ferkel, also die Kinder der Schweine, toben und
tollen herum wie junge Hunde oder wie überhaupt die meisten jungen
Tiere. Sie wühlen und schnüffeln, bauen sich Nester aus Heu oder Stroh
und wälzen sich im feuchten, kühlenden Schlamm. Die Neugeborenen
lernen gleich, auf die Stimme ihrer Mutter zu hören. Während des
Säugens "singt" das Mutterschwein, die Sau, ihren Ferkeln etwas vor.
Das stärkt die Bindung zwischen Mutter und Kind. Schweine verständigen
sich mit ca. 20 verschiedenen Oink-, Grunz- und Quieklauten. Das hilft
den kleinen Ferkeln all das zu lernen, was ein großes Schwein können
und wissen sollte.


Ein Schwein im Haus

Schweine sind verspielt und sehr neugierig, was bei der Futtersuche
sicher von Vorteil ist. Immer häufiger werden Schweine, insbesondere
die Minischweine, als Haustiere gehalten. Sie hören auf ihren Namen,
wenn sie gerufen werden und können ebenso wie Hunde viele verschiedene
Aufgaben bewältigen. Beispielsweise sind sie gut darin, Dinge zu
apportieren und sie freuen sich sichtlich, wenn sie ein Leckerli dafür
bekommen. Sie lieben es, wenn man sich mit ihnen beschäftigt und sind
gern überall dort wo Herrchen, Frauchen oder die Familie sich aufhält.
Es heißt, sie sind so verständig wie ein zwei bis dreijähriges Kind,
wollen umsorgt werden und lernen gern. Wissenschaftliche Forschungen
stellen die Intelligenz eines Schweins mit der von Menschenaffen
gleich. Da sie sehr reinlich sind, und ebenso wie ein Hund ihr
Geschäft nur außerhalb der Wohnung verrichten, verbreitet sich auch
kein Stallgeruch im Wohnzimmer. Schweine haben einen dezenten, eher
angenehmen Körpergeruch. Selbstverständlich sollten Schweine nicht in
kleinen Wohnungen gehalten werden. Es großer Garten sollte schon
vorhanden sein mit Platz für eine Klo- und Suhlecke und eine
ausreichende Rasenfläche zum Herumlaufen.
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Nennen wir zum Schluss Redewendungen, die ein freundliches Bild des
Schweins abgeben: "Schwein gehabt" bedeutet "Glück gehabt".
Die Redewendung "Ein Glücksschwein sein" oder der Brauch ein
"Glücksschwein" zu Silvester verschenken, geht darauf zurück, dass
Schweine seit alters her als Symbol für Sicherheit, Wohlstand und
Glück gelten. Bewahren wir deshalb vielleicht unser Kleingeld in einem
"Sparschwein" auf?



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.zdf.de/dokumentation/dokumentation-sonstige/hannes-jaenicke-im-einsatz-fuer-das-schwein-102.html

https://gs-schmitz.de/schweine-sprueche-fakten/

https://www.bauernhofurlaub.de/kinderseite/wissen/tierwiki/hausschwein/



8. August 2022

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 176 vom 13. August 2022






Copyright 2022 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / FAKTEN





FRAGEN/015: Die peruanische Fluxus-Künstlerin und Feministin Daniela Ortiz über Kunst und Militanz (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

"Ich versuche, in Bilder umzusetzen, wovon es keine Bilder gibt"

Von Camila Parodi, César Saravia und Maru Waldhüter
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Fluxus-Künstlerin (*) Daniela Ortiz über Kunst und Militanz, über
NATO-Kriegspolitik und antirassistischen Widerstand in Lateinamerika
und Europa.

(Lima, 7. Juli 2022, Marcha) - Die peruanische Fluxus-Künstlerin und
Feministin Daniela Ortiz ist in antikolonialen und antirassistischen
Bewegungen aktiv und kämpft für die Rechte von Migrant*innen. Sie
lebte mehrere Jahre in Spanien. Das Interview führten Camila Parodi,
César Saravia und Maru Waldhüter.

Im Alter von 21 Jahren beschloss Daniela, in Spanien zu leben. "Mein
Bild von Europa war damals stark idealisiert. Schuld daran ist unsere
koloniale Weltsicht, die uns an die Überlegenheit Europas gegenüber
dem globalen Süden glauben lässt." Dieses Bild verflüchtigte sich
schnell, als Daniela von der Gewalt an den Grenzen, den Abschiebungen
und der Verfolgung Tausender Migrant*innen aus lateinamerikanischen
und afrikanischen Ländern erfuhr. Daniela engagierte sich in
Migrant*innenorganisationen und setzte sich für die Schließung der
Abschiebegefängnisse ein. Nach der Geburt ihres Babys gründete sie
zusammen mit anderen Migratinnen die Initiative "Madrecita", die gegen
den Entzug des Sorgerechts als eine Form der Gewalt gegen migrierende
Menschen mit Kindern kämpft. Vor zwei Wochen ging das Massaker an
mindestens 37 Migranten an der von Marokko bewachten spanischen Grenze
in Melilla durch die Presse. Offensichtlich kein Unfall, sondern
Ergebnis einer Politik, die auf institutionalisiertem Rassismus und
imperialistischer Logik beruht. Wir sprachen mit Daniela über die
aktuelle europäische Migrationspolitik, ihre künstlerische Arbeit und
ihre Pläne für die nächsten Monate.


Frage: Du hast vor kurzem einen Brief an das Kunstmuseum Reina Sofia
geschickt und um die Rückgabe deiner Arbeiten gebeten. Hintergrund war
der NATO-Gipfel, der Ende Juni in Madrid stattfand. Wie hängt das
zusammen, und um was ging es dir?

Daniela Ortiz: Wie man bereits hat kommen sehen, denke ich zumindest, hat sich bei
diesem NATO-Gipfel in Madrid die absolute Aggressivität hinsichtlich
der imperialen Ordnung verfestigt: Die NATO-Mitgliedsstaaten und vor
allem die USA wollen um jeden Preis verhindern, dass es andere Mächte
gibt, und zwar nicht nur: keine anderen Militärmächte, sondern auch
keine anderen Wirtschaftsmächte. Denn bei der Erklärung zu China geht
es hauptsächlich um Wirtschaft. Also, China stellt jetzt keine
militärische Gefahr für die USA oder Europa dar, trotzdem muss sich
China und jedes andere Land und jeder Staatenbund, der sich dem
vordiktierten Wirtschaftsmodell widersetzt, auf einen Wirtschaftskrieg
gefasst machen. Andererseits ging es, glaube ich, auch um eine Art
Vorbereitung auf das, was sie als Dritten Weltkrieg bezeichnen. Die
Aufnahme Finnlands und Schwedens stellt eine enorme Eskalation des
Ukraine-Konflikts dar; damit wurde quasi für die Ausweitung des Kriegs
gestimmt. Gleichzeitig werden der Krieg und die Angriffe auf das
kurdische Volk verschärft. Und dann hatte Spanien noch darauf
gedrängt, dass die so genannten "Migrationsströme" in die Agenda des
NATO-Gipfels aufgenommen werden, um das System der Migrationskontrolle
noch weiter zu militarisieren. Dabei ist das Gewaltniveau jetzt schon
absurd hoch, das Massaker an mindestens 37 Migranten hat das deutlich
gezeigt, und wir alle wissen, wenn Staat und Medien etwas verbergen
wollen, dann erfährt man darüber auch nichts. Das jüngste Massaker von
Melilla fand jedoch vor laufenden Kameras statt und wurde von allen
spanischen Behörden gerechtfertigt. Hier wird die Position sichtbar,
die sie im Rahmen des NATO-Gipfels konsolidieren und in eine Form
bringen konnten, um den Krieg gegen den globalen Süden zu
intensivieren, der immer akuter wird und sich besonders drastisch auf
die Migrierenden auswirkt. Melilla ist kein Einzelfall; im vergangenen
Jahr starben viertausend Menschen in den Grenzgebieten, soweit wir
wissen, also, soweit die Medien darüber berichten.

Und während des Gipfels nahmen die First Ladies der NATO-Staaten an
einem Rahmenprogramm teil, das das spanische Königshaus für sie
organisiert hat. Da war auch ein Besuch im Kunstmuseum Reina Sofia
vorgesehen, und es ging im Wesentlichen darum, sich vor dem Gemälde
Guernica fotografieren zu lassen. Zelenski hatte nämlich einen Monat
zuvor bei einer Rede im spanischen Parlament die Situation in der
Ukraine mit der Bombardierung von Guernica verglichen, die, wie wir
wissen, politisch und historisch nichts mit dem heutigen Konflikt zu
tun hat. Hier wurde Manipulation bewusst zugelassen, auf Kosten der
politischen Integrität. Als Künstler*innen müssen wir auf kultureller
Ebene die materielle Frage in unserer Arbeit bewahren, die Museen
konzentrieren sich leider ausschließlich darauf. Aber wer schützt den
politischen Charakter von Kunstwerken, die ausdrücklich als Form des
Protests und der Anklage konzipiert wurden? Einerseits erschien es mir
sehr wichtig, diese Frage zu stellen. Andererseits bringt es mich als
Künstlerin in eine sehr unangenehme Situation: Eins meiner Werke mit
einer klaren kämpferischen Position wird in einem Museum ausgestellt,
das einer eindeutig imperialistischen Organisation erlaubt, ein
anderes Kunstwerk, nämlich Guernica, für seine Zwecke zu verwenden.
Deshalb habe ich mich entschlossen, diesen Brief [1] zu schreiben, und
soviel ich weiß, haben auch andere Künstler*innen und
Kulturbegeisterte im spanischen Kontext darüber diskutiert, wie man
damit umgehen soll.

Frage: Was ist mit den übrigen Künstler*innen, mit denen das Museum
arbeitet? Hat dein Brief noch mehr ausgelöst?

Daniela Ortiz: Ich denke, der europäische Kontext ist ziemlich anders als der in
Lateinamerika. Der kulturelle Disput und die Medienarbeit im
europäischen Raum sind schon beeindruckend. Eine
Hochleistungs-Propaganda- und Ideologiemaschine berichtet über 60.000
Tote und Verschwundene an den Grenzen, während der soziale Friede
einfach weiterbesteht - unter einer angeblich fortschrittlichen
Regierung mit Beteiligung einer Partei wie Podemos. Beides existiert
nebeneinander, das funktioniert in Spanien und in ganz Europa.
Natürlich gibt es dort auch seit vielen Jahren linke,
antiimperialistische Gegenbewegungen, die zu konkreten Themen
mobilisieren, zum Beispiel Extinction Rebellion, die vor dem Bild
demonstriert haben. Aber wenn wir uns zum Beispiel an die großen
Anti-Kriegs-Demos im Jahr der Invasion im Irak erinnern, dann sehen
wir, wie die Ideologiearbeit der Medien gegriffen hat, denn eine
Situation wie diese bringt heute kaum noch jemanden aus der Fassung.
Viele Leute sagen: "Ich finde es nicht ok, dass die Migranten an der
Grenze getötet werden". Nicht ok??? Dieses ganze Land sollte in
Flammen stehen! 37 waren es letzte Woche, und es waren mindestens
30.000 in den letzten Jahren, die an der spanischen Grenze gestorben
sind, und es sind sicher mehr als 70.000 an den europäischen Grenzen,
und danach kräht kein Hahn. Dass etliche Mitgliedsstaaten, selbst die
mit fortschrittlichen Regierungen, sich an militärischen Invasionen
beteiligen, Krieg im Irak und in Afghanistan, Invasionen in Libyen und
in Mali - das wird von der europäischen Gesellschaft einfach so
hingenommen, und diese Akzeptanz spiegelt sich auch im kulturellen und
künstlerischen Kontext. Und so hörst du dann in persönlichen
Gesprächen immer wieder ein schlaffes Bekenntnis, dass Leute nicht
einverstanden sind, aber deshalb machen sie noch lange keine
Anstalten, dagegen zu protestieren oder sich politisch zu
organisieren. Null. Ich denke, dass sich hier das Aufkommen eines
europäischen Neofaschismus abzeichnet, die extreme Rechte gewinnt ja
auch immer mehr an Boden, und das ist nicht alles. Diese progressive
Sozialdemokratie hat zwar nicht die Diskurse der extremen Rechten
übernommen, aber sie hat selbst in den letzten Jahren dem
institutionellen Rassismus in ihrer Politik immer mehr Raum gegeben
und all die gewalttätigen Missstände zum Normalzustand erklärt und
damit die extreme Rechte enorm gestärkt. Und die progressive Linke in
Europa wirkt auf mich leider sehr demobilisiert, so als sei ihnen die
Utopie des Wandels abhanden gekommen, und stattdessen glaubt man nun
an den kapitalistischen Wohlfahrtsstaat, nach dem Motto: "Ich will
zwar nicht ausgebeutet werden, aber ich will auch nicht, dass der
Kapitalismus endet".

Frage: Du sprichst öfter von der "weißen Linken". Was sind deiner Meinung
nach die wesentlichen Versäumnisse der europäischen Linken und
speziell der spanischen gegenüber der Migrationsbewegung?

Daniela Ortiz: Nach dem Massaker von Melilla hat zum Beispiel nur eine
Podemos-Abgeordnete reagiert: Ione Belarra hat immerhin was dazu
getwittert. Ich kenne Ione von der Kampagne für die Schließung der
Abschiebegefängnisse (CIES) und Podemos hat eine klare Position, nicht
nur zu den Morden in Melilla, sondern auch als vor zwei Jahren Panzer
auf dem Strand El Tarajal in Ceuta aufgefahren sind, da ging es auch
um Leben und Tod. Aber die Unterstützung von Podemos ist eben sehr
zaghaft, aus strategischen Gründen, um keine weiteren Konflikte zu
riskieren. Sie machen zum Beispiel nicht bei der
Legalisierungs-Kampagne für Migrant*innen mit, dabei ist das eine
große, massive Kampagne, die von allen antirassistischen
Organisationen mitgetragen wird. Der institutionelle Rassismus im
europäischen und spanischen Kontext ist längst Normalität geworden.
Wenn irgendwo jemand rassistisch beleidigt wird, erklären sie das zum
Skandal, aber dass die Einwanderungsbehörde Menschen illegalisiert,
die Polizei sie verfolgt und abschieben lässt, damit haben sie dann
wieder kein Problem. Ich denke, das hat mit ihren politischen
Absprachen mit dem PSOE zu tun. Für die Rechte und die extreme Rechte
in Europa ist Migrationskontrolle ein superwichtiges Thema. Der
institutionelle Rassismus ist eine ihrer Prioritäten. Und genau
deshalb müsste es eine Priorität der Linken sein, sich ganz klar zu
positionieren und eine antirassistische Politik zu verfolgen. Und dass
sie sich weigert, das einzusehen, ist in meinen Augen ein großes
Defizit der weißen Linken. Hier geht es um sehr viel, nicht nur um
politische Korrektheit und das Anprangern von Alltagsrassismus. Es
geht darum, dass Migrant*innen im europäischen Kontext zur arbeitenden
Unterschicht deklassiert werden. Die Einwanderungsgesetze und die
Migrationskontrolle sind darauf ausgelegt, ausbeuterische Bedingungen
zu schaffen, eine Schicht von Underdogs zu erzeugen, die das
kapitalistische System stützt und der Elite zu Diensten ist. In
Spanien werden Migrant*innen systematisch illegalisiert, die Situation
hat sich nach der Pandemie noch verschärft. Migrantinnen wird das
Sorgerecht entzogen, ihnen werden die Kinder weggenommen,
Strafverfahren mit schwerwiegenden Vorwürfen werden eingeleitet und
Abschiebeverfahren fortgesetzt und, wie ich bereits sagte,
illegalisierte Arbeitskräfte werden extrem ausgebeutet. Wer arbeitet
in Spanien auf den Feldern, wer erntet, baut an und bekommt in der
Produktionskette das wenigste Geld? Wer pflegt unter ausbeuterischen
Bedingungen kleine Kinder und Senior*innen? Migrant*innen. Ich glaube,
es sind geopolitische Gründe, aus denen Europa nicht zulassen kann,
dass Menschen aus den Ländern des globalen Südens, die sie überfallen,
plündern, zerstören, ausbeuten, dass diese Menschen die gleichen
Rechte haben wie sie, denn das würde bedeuten, dass wir in ein oder
zwei Generationen Machtpositionen besetzen könnten. Und wenn wir uns
in der europäischen Politik, in den europäischen Institutionen
etablieren würden, würde sich die imperialistische Ordnung nicht mehr
lange halten.

Frage: Meinst du, das aktuelle Geschehen in Europa könnte für
Lateinamerika die falschen Signale setzen? In Spanien wird ja die
rechte Partei Vox in mehreren Region immer populärer, aber
gleichzeitig ist der Widerstand gegen rechte Tendenzen auch recht
deutlich und stark, wie wir seit 2019 in Ecuador, Chile und Peru
gesehen haben ...

Daniela Ortiz: Angesichts der Konflikte, Widersprüche und Schwierigkeiten zum
Beispiel im Fall von Pedro Castillo kann man nur sagen, dass das nicht
die linke Regierung ist, die sich viele von uns zu Beginn seiner
Amtszeit erhofft haben, und auch in Chile treten viele Konflikte
zutage. Aber ich würde trotzdem sagen: Das Gute ist, dass ein Großteil
der Bevölkerung die linken Kandidat*innen unterstützt. Trotz all der
juristischen Kriegsführung und der brutalen Medienkampagnen. Es gibt
noch viel zu tun, ja, aber zumindest eröffnen sich hier Möglichkeiten,
anders als im europäischen Raum, dort ist alles komplett blockiert.
Bei uns gibt es eine andere Selbstverständlichkeit, der Rechten und
der extremen Rechten entgegenzutreten, dafür sprechen viele der
jüngsten Entwicklungen, und es gibt auch wirkungsvolle Mechanismen für
solche Konfrontationen. Bei Europa habe ich den Eindruck, dass die
extreme Rechte zwar schrecklich ist, viele ihrer politischen Inhalte
aber trotzdem von der "normalen" Rechten übernommen werden. Guck dir
an, was Vox zum Thema Migration in Europa zu sagen hat: Genau das wird
von der angeblich progressiven Regierung gerade umgesetzt. Das finde
ich äußerst gefährlich: Politiker*innen, die ihrem Diskurs nach eher
gemäßigt wirkten, in der Praxis aber fast dieselbe Agenda verfolgen
wie die extreme Rechte. Soviel zur Frage, wo die weiße Linke gegenüber
den Migrant*innen aus dem Süden auf europäischem Gebiet ihrem Anspruch
nicht gerecht wird. Die rechtlichen, ideologischen und
institutionellen Mechanismen basieren auf diesem politischen
Schulterschluss, das ist derzeit für mich und meine Genossinnen ein
wichtiges Thema. Und wir haben nicht ewig Zeit. Das Massaker im
Grenzgebiet ist ein Verbrechen gegen die Menschheit. Die
Einwanderungsgesetze müssen abgeschafft oder radikal geändert werden,
es gibt Verantwortliche in der Politik, die gehören ins Gefängnis, es
kann nicht sein, dass sie ewig frei herumlaufen, ohne vor Gericht
gestellt zu werden aufgrund ihrer politischen und materiellen
Verantwortung für die Verbrechen im Grenzgebiet. Das Gleiche gilt für
den Entzug des Sorgerechts. Viele von uns beziehen sich da auch auf
die Mütter und Großmütter von der Plaza de Mayo. Mit
rassistischen juristischen Argumenten nehmen sie uns die Kinder weg,
diese Kinder müssen zurück in ihre Familien. In Lateinamerika gibt es
Erfahrungen, wie man mit sowas umgeht, in Europa nicht.

Frage: Und wie bringst du deine persönlichen und politischen
Erfahrungen und deine Solidarität mit den Forderungen der Migrant*innen zum
Ausdruck?

Daniela Ortiz: Kunst machen ist für mich etwas völlig anderes als politisch aktiv zu
sein. Militanz bedeutet zum Beispiel auch viele Treffen und
Versammlungen, es sind zwei ganz unterschiedliche Arten von Arbeit.
Kunst mit politischen Inhalten ist eine Sache, und Versammlung
abzuhalten eine andere, und ich denke, es ist auch wichtig, beides zu
trennen, weil es eine schwierige Arbeit ist. Künstlerische und
kreative Ausdrucksformen werden genutzt, um Kämpfe zu unterstützen.
Nimm zum Beispiel die Straßenkunstgruppe Grupo de Arte
Callejero [2] (GAC) oder Grupo Etcétera [3] oder die
Kunstaktion Siluetazo [4], bei der etliche Leute mitgemacht
haben. Viele Künstler*innen stellen ihr Handwerkszeug in den Dienst
politischer Inhalte. Mir war als Künstlerin immer sehr wichtig, in
Bilder umzusetzen, wovon keine Bilder existieren, zum Beispiel
Fernandito Tupac Amarú. Er ist der Sohn von Micaela Bastidas und Tupac
Amarú, und seine Geschichte ist fast völlig vergessen. Fernandito
starb in Spanien, und zwar nicht irgendwo, sondern in Lavapiés. Dort
gibt es heute eine überaus starke antirassistische
Migrant*innenbewegung. Dieser Madrider Stadtteil ist immer wieder
Schauplatz heftiger Auseinandersetzungen, Demonstrationen und
Straßenblockaden. Ich kann mir vorstellen, dass es dort wegen Melilla
auch massive Proteste gab. Und ich denke, es war kein Zufall, dass
Fernandito Tupac Amarú ausgerechnet in Lavapies landete, aber es gibt
keine Bilder davon. Was du in den Geschichtsbüchern finden kannst,
sind Bilder von seiner Mutter Micaela Bastida, absichtlich aufgehellt
und in blond, dabei weiß man, dass sie indigener und afrikanischer
Abstammung war.

Als nächstes würde ich gern zu Pflanzen, Tieren und Menschen arbeiten,
die entführt und nach Europa gebracht wurden, um in der sogenannten
Völkerschau ausgestellt zu werden. Das war keine einmalige Sache,
sondern eine gängige Praxis im Rahmen internationaler
Weltausstellungen. Zwischen den Gemälden erscheinen zum Beispiel die
Pflanzen wie eine kleine Rebellionen der Geister gegen die koloniale
Ordnung, und ich finde es wichtig, diese Ordnung zu hinterfragen, die
Straffreiheit angesichts des kolonialen Kulturraubs und der
Entführungen zu skandalisieren und die Gewalt gegen die rassifizierten
Menschen, die Völker des globalen Südens offenzulegen. Seit 500 Jahren
leisten Menschen hier dagegen Widerstand, und oft werden die Bilder
dazu ausgelöscht. Ein weiteres Projekt, das ich gern machen würde,
bezieht sich auf die antikolonialen Aufstände in der Karibik. Es gibt
kein bibliographisches Material, das alle Widerstandsaktionen
zusammenbringt. Es ist sehr schwierig, überhaupt ein Buch zu finden,
und da ich die Pädagogik als einen weiteren Schwerpunkt meiner
künstlerischen Arbeit betrachte, denke ich viel darüber nach. Für mich
ist es sehr wichtig, eine Sprache, eine Form und eine Ästhetik
einzusetzen, die sich aus dem Kontext der Kunst ergeben.

Seit die Spanier den Boden in Abya Yala betreten haben, gibt es
Widerstand, und den möchte ich in Bilder umsetzen. Neulich hat mir ein
Kollege eine Liste der afrikanischen Präsidenten gezeigt, die in den
letzten 60 Jahren ermordet wurden, und diese Liste war erschreckend
lang. Ich würde gerne eine Bilderserie zu Ehren dieser Präsidenten
machen, die offensichtlich antikolonial und links waren, und das Ganze
als pädagogisches Material gestalten. Ich denke, bestimmte
künstlerische Mittel eignen sich sehr gut, um pädagogische Prozesse in
Gang zu setzen, trotzdem bleibe ich dabei: Militante politische Arbeit
ist etwas ganz anderes.


Übersetzung: Lui Lüdicke


Anmerkungen:

[1] https://twitter.com/danillaortiz/status/1542543928800542720?cxt=HHwWgIC86fnhm-gqAAAA

[2] https://grupodeartecallejero.wordpress.com/quienes-somos-2/

[3] https://grupoetcetera.wordpress.com/

[4] https://muac.unam.mx/exposicion/el-siluetazo?lang=en
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Anmerkungen der Schattenblick-Redaktion:

Daniela Ortiz (*1985, Cusco, Peru) erhielt in diesem Jahr das von der
Landeshauptstadt Wiesbaden und dem Nassauischen Kunstverein Wiesbaden zum
fünfzehnten Mal in Folge vergebene Stipendium Follow Fluxus - Fluxus und
die Folgen.

Die Jury entschied aus 81 Nominierungen einstimmig und begründete die
 Wahl wie folgt: Mit ihren spielerisch anmutenden und gleichzeitig tief
 politisch engagierten Arbeiten erschafft Daniela Ortiz starke visuelle
 Erzählungen, die Themen wie Gewalt, Rassismus, sozialer Klasse und
 Migration verhandeln. In einer fantasievollen Bildsprache, die nicht von
 einer eurozentristischen Ästhetik geprägt ist, arbeitet sie koloniale
 Machtverhältnisse auf und offenbart die dahinterliegenden, unsere
 Gesellschaft prägenden Strukturen. Mit ihren Malereien, Collagen,
 Installationen und Performances zeigt sie eine "Kunst des Wirs" anstatt
 einer "Kunst des Ichs", die von einem starken Interesse an den Menschen
 zeugt - Menschen, die Daniela Ortiz umgekehrt zu bereichern und
 überraschen vermag.


Quelle: Homepage des Nassauischen Kunstvereins Wiesbaden

 https://www.kunstverein-wiesbaden.de/follow-fluxus/die-stipendiaten/daniela-ortiz

Arbeiten der Künstlerin mit ausführlichen Beschreibungen sind auf ihrer
Homepage zu finden:

https://www.daniela-ortiz.com



(*) Fluxus:

Fluxus (nach lateinisch fluxus 'Fließen, Fluss', zu fluere 'fließen,
vergehn') ist eine von George Maciunas begründete Kunstrichtung, bei der
es nicht auf das Kunstwerk ankommt, sondern auf die schöpferische Idee.
Fluxus wurde in den 1960er Jahren weithin bekannt.
Nach dem Dadaismus war Fluxus der zweite elementare Angriff auf das
Kunstwerk im herkömmlichen Sinn, das negiert wurde und als
bürgerlicher Fetisch galt.

Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Fluxus
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Chinas Sicht: Hinreichende Sicherheit, kein Wettrüsten

von Werner Birnstiel



Dem 95. Gründungsjahrestag der chinesischen Volksbefreiungsarmee
(VBA) am 1. August wird in diesem Jahr besonders große Bedeutung
beigemessen. Frage dabei ist: Wird sich China im Weiteren auf ein
Wettrüsten mit den USA und deren Verbündeten Japan und Südkorea in
Ostasien sowie Australien und Neuseeland im Südpazifik einlassen?
Mehr noch: Auf ihrem Gipfeltreffen in Madrid Ende Juni 2022
definierte die NATO, einst als "regionales Defensivbündnis"
deklariert, in ihrem neuen strategischen Konzept erstmalig China als
"systemische Herausforderung" und dass Peking für die NATO eine der
"strategischen Prioritäten in der nächsten Dekade" sein werde. Die
Konzeptparagrafen 13 und 14 beschwören eine "Gefahr" durch die VR
China, vor allem bezogen auf seine militärische Aufrüstung,
Cyber-Operationen und Versuche, strategisches Material und
Lieferketten unter ihre Kontrolle zu bringen.

Über Aussagen chinesischer Wissenschaftler lanciert konterte Peking
sofort scharf, wenn die europäischen NATO-Mitgliedsländer nicht die
Initiative ergreifen, Einfluss auf die USA auszuüben, sie ein
Werkzeug amerikanischer Manipulation gegen China seien. China lehne
das strategische Konzept der NATO entschieden ab, weil es angefüllt
sei mit Kaltem Kriegs-Denken und ideologischen Vorurteilen.

Diese aktuelle Konfrontation hat sich insbesondere seit dem
Machtantritt von US-Präsident Trump 2017 zugespitzt, zugleich
veränderte sich die VBA seitdem qualitativ. 2016 wurde die
weitreichendste Strukturreform der VBA seit über 60 Jahren
eingeleitet, bis zum 100.Jahrestag der Gründung der Volksrepublik am
1.Oktober 2049 soll sie eine "Armee von Weltrang" sein. Auf dem Weg
dahin wird der Verteidigungshaushalt alljährlich aufgestockt. Für
2022 beläuft er sich auf rund 216,44 Mrd. US-Dollar, ein Plus von 7,1
Prozent zu 2021 (1.350 Mrd. Yuan, circa 209 Mrd. (US-Dollar). Damit
gibt China derzeit rund 1,3 Prozent seines Bruttoinlandsprodukts für
sein Militär aus, die USA 3,48 Prozent in 2021.

Was tun mit dem vielen Geld zur Ressourcenverwendung? Zwei Beispiele
neuerer militär- und rüstungspolitischer Entwicklungsrichtungen
verdeutlichen das tiefe Dilemma heutiger Außen- und internationaler
Sicherheitspolitik, denn Rüstungskontrolle, -begrenzung oder gar
Abrüstung liegen in weiter Ferne.

So lief Mitte Juni 2022 Chinas dritter Flugzeugträger "Fujian" in
Shanghai vom Stapel, ein 80.000-Tonner neuen technologischen
Standards. Das Verteidigungsministerium betonte dazu, dass Chinas
Militärdoktrin defensiv bleibe, dass das zukünftige Flugzeugträger-
Bauprogramm aber "von Sicherheitserfordernissen" abhänge. Denn das
neue NATO - Konzept und die ständige systematische Bedrohung
gegenüber China durch die USA mache klar, dass es um eine
fortgesetzte Schwächung der Sicherheitsumgebung Chinas gehe. Man
ziele deshalb darauf, sich mit militärischer Weltklasse-Ausrüstung
selbst verteidigen und den Frieden sichern zu können.

Diesem Anliegen ist auch das zweite prägnante Beispiel aktueller
militärischer Aufrüstung und der damit verknüpften politischen
Konfrontation zuzuordnen: Im Juni 2018 wurde unter US-Präsident Trump
das "Space Operations Command", eine Weltraumarmee (Space Force),
gegründet. Sie wird ausgebaut und soll 2023 über einen Jahresetat von
24,4 Milliarden US-Dollar verfügen. Die Begründung dafür ist bekannt -
 "die Bedrohung durch China und Russland im All nimmt zu, deshalb
wird die Rolle der Space Force immer wichtiger", so ihr
kommandierender General J.W. Raymond. Aktuell geht es beispielsweise
darum, dass US- "Überwachungssatelliten" in enger Nachbarschaft zur
geostationären Umlaufbahn chinesischer Satelliten deren Kommunikation
abhören, kontrollieren oder stören. Chinesische Raumfahrtexperten
kritisieren das US-Vorgehen als generelle "echte Gefahr" für die
Weltraumsicherheit und als Weiterführung des neuen Kampffeldes der
Militarisierung und Bewaffnung des Weltraums.

Ständig verschärfen sich Spannungen um die Insel Taiwan - für China
seine 23. Provinz, für die USA gehörig zum "first island chain", dem
dichten Ring politisch-ökonomischer und militärischer US-Stützpunkte,
einbezogene Länder wie Japan, Südkorea, Australien und Neuseeland im
indo-pazifischen Raum, alles in allem aktualisierte Bestandteile der
geopolitischen Eindämmungsstrategie (containment policy) gegen die
Sowjetunion / Russland und China, die Washington seit 1947 ständig
ausgebaut hat. China hält dagegen und forciert erheblich den Ausbau
seiner Seestreitkräfte und der Luftwaffe flankiert von der klaren
politischen Ansage, dass es sich in seiner inneren Angelegenheit
Festlandchina-Insel Taiwan von den USA nicht das Heft des Handelns
aus der Hand nehmen lasse. Und absehbar ist, dass die Beziehungen
China - USA in ein noch tieferes Loch fallen werden, falls die
Sprecherin des US - Repräsentantenhauses Nancy Pelosi im kommenden
August Taiwan tatsächlich einen Besuch abstatten sollte.

Deutlich wird, dass China parallel zur Gewährleistung seiner
militärischen Sicherheit als Hauptrichtung seines außen- und
sicherheitspolitischen Vorgehens aber der weiteren Stärkung seines
wirtschaftlichen Potentials absoluten Vorrang einräumt. Im Westen
wird nun befürchtet, dass Peking Allianzen schmieden wolle, um bis
zum 100. Jahrestag der Gründung der Volksrepublik 2049 einen
"chinesischen Traum" zu verwirklichen und zur weltweit dominierenden
Supermacht aufzusteigen. Ein von den USA diktiertes
Konfrontationsdenken spielt hier wohl auch eine Rolle, mitgeleitet
von den Interessen ihres übermächtigen Militärisch-Industriellen
Komplexes.

China setzt dem seine wachsende wirtschaftliche Stärke entgegen. Ein
Schwerpunkt dabei ist, die Neue Seidenstraße Initiative (BRI), 2013
von Xi Jinping verkündet, kontinuierlich auszubauen in die Länder der
ASEAN, nach Südasien, in die zentralasiatischen Staaten, nach
Russland und Europa. Längerfristig ständig intensiver werden ebenso
Länder Ostafrikas in die BRI einbezogen. Damit verknüpft ist die 2001
gegründete Shanghai Organisation für Zusammenarbeit (SOZ), die
Wirtschafts-, Handels- und sicherheitspolitische Themen behandelt.
Sie erfasst circa 40 Prozent der Weltbevölkerung und ist die größte
Regionalorganisation der Welt mit Beobachterstatus bei der UNO seit
2004. Das alljährlich tagende Bo'ao-Forum wurde zu einer Art
"asiatisches Davos" und erst recht ein Schwergewicht im 
politisch-ökonomischen Strategieinstrumentarium ist das "Forum für Kooperation
China - Afrika", existent seit 2000. Von China initiiert nahm 2016
die Asiatische Infrastruktur-Investitionsbank (AIIB; Sitz in Peking)
ihre Geschäftstätigkeit auf. 87 Länder sind beteiligt, 16 weitere
können zukünftig Mitglied werden. Nicht einbezogen sind die USA und
Japan. Demgegenüber war Deutschland 2015 eines der AIIB-
Gründungsmitglieder. Die AIIB steht im Wettbewerb zum US-dominierten
Internationalen Währungsfonds und zur Weltbank und trägt dazu bei,
dass Chinas Währung Renminbi (Yuan) seit 2015 zu den Welt-
Leitwährungen (US-Dollar; Euro; britisches Pfund; japanischer Yen)
zählt. Eingeschätzt wird in China, dass nach 2025 der US-Dollar, Euro
und Yuan global maßgeblich als Transaktions- und Reservewährungen
genutzt werden, die Dominanz des US-Dollars dabei aber kräftig
schrumpfen werde. Das umso mehr, da China als global größter
Binnenverbraucher-Markt (Bevölkerung zurzeit 1411 Millionen) und
führende Welthandelsnation in der Lage sein wird, diesen Kurs
durchzuhalten.

Aus chinesischer Sicht zeigt sich, dass China mit seiner Synthese aus
strikter politischer Rahmensetzung zur Entwicklung einer gelenkten
Marktwirtschaft in der Lage ist, seine Verteidigungskraft hinreichend
zu verstärken, ohne sich auf ein Wettrüsten einzulassen. China sieht
sich so selbst als ein Stabilitätsanker für die globale Entwicklung
auf der Grundlage der friedlichen Koexistenz.


Dr. phil. Werner Birnstiel, Sinologe und Politologe, arbeitete in
den DDR-Botschaften in Peking und Pyongyang und ist seit 1991 in der
China-Wirtschaftsberatung für ostdeutsche KMU tätig. Er lebt in Berlin.
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Orbáns zerplatzte Autoreifen

von Jan Opal, Gniezno



Seinen traditionellen Sommerauftritt im rumänischen Kurort Băile
Tuşnad (ungarisch Tusnàdfürdö) nutzte Viktor Orbán, Ungarns
Ministerpräsident, in diesem Jahr, um sich laut und deutlich zum
russischen Krieg gegen die Ukraine zu äußern. Er hält, so wurde der
Zuhörerschaft schnell klargemacht, wenig bis nichts vom Herangehen
der Europäischen Union im brudermörderischen Konflikt nebenan, im
Gegenteil - er verurteilt scharf, was die Gemeinschaft bislang
unternimmt. Seine nationalistisch gefärbte Attacke gegen Brüssel -
von rumänischer Seite ohnehin mit größtem Argwohn beobachtet - reiht
sich nahtlos ein in die fast schon meisterlichen Provokationen, mit
denen er immer wieder in die Schlagzeilen der Medien gelangt. Im Juli
2010 hatte er an gleicher Stelle seine sogenannte illiberale
Demokratie ausgerufen, eine jetzt anbrechende Wende hin zur
nationalen Politik angekündet, die die Fehler der demokratischen
Wende von 1989/90 gründlich beheben werde. Wer es nicht besser
wüsste, der könnte heuer sogar meinen, Orbáns Redetext sei in den
Grundzügen zuvor mit Moskauer Amtsstuben wenigstens abgesprochen
worden.

Den Krieg gegen die Ukraine habe Russland laut Orbán-Rede vom Zaun
gebrochen, weil Moskau vom Westen eine verlässliche
Sicherheitsgarantie brauche, die es aber bislang nicht bekommen habe.
Die Russen gingen nun zwar im alten Stil und ganz nach altem Muster
vor, keine Frage, doch bedeute das nicht, dass dieses Vorgehen keinen
Sinn mache. Russland werde die Ukraine übrigens solange angreifen und
unter Druck setzen, solange die Gefahr bestehe, selbst vom
Territorium der Ukraine aus beschossen werden zu können. Das Ziel der
EU in diesem Konflikt sollte also der verlässliche Frieden sein,
nicht - wie jetzt verlangt - der Sieg Kiews.

Überhaupt folge die EU, so der ungarische Ministerpräsident nun
scharfsinnig, einer Strategie, die auf vier Annahmen gegründet sei:
Erstens werden die Ukraine den Krieg gewinnen, zweitens würden die
verhängten Sanktionen gegen Russland und vor allem gegen dessen
Führung ihre Wirkung nicht verfehlen, drittens träfen die Sanktionen
Russland mehr noch als Europa, viertens schließlich werde die übrige
Welt Europa bei dessen Eintreten für die Ukraine und gegen Russland
beistehen. Alle vier Annahmen, so Orbán, hätten sich als falsch
herausgestellt, die Strategie sei Dominostein für Dominostein
umgefallen. Es sei mittlerweile also ganz so, als führe das Auto mit
vier zerplatzten Reifen!

Interessant dann aber, dass Orbán ungeschminkt auf das polnisch-
ungarische Verhältnis zu sprechen kommt. Der jetzige Krieg in der
Ukraine habe das Verhältnis zwischen Warschau und Budapest schwer
belastet, wenn nicht erschüttert. Es brauche nun alle vernünftige
Anstrengung, zu retten, was zu retten sei - für die Zeit nach dem
Krieg. Soweit Orbán. Tatsächlich haben Polens Nationalkonservative in
der Frage des Krieges gegen die Ukraine einen völlig anderen Kurs
eingeschlagen. Für Warschau ist und bleibt Kiew entscheidend, nicht
Moskau. Orbáns drastisches Bild der vier zerplatzten Autoreifen ruft
hier nur ein erstauntes bis entsetztes Kopfschütteln hervor. Zudem
haben die Kaczynski-Leute kaum eine andere Wahl, die öffentliche
Meinung würde sie nämlich gehörig zerpflücken, gäbe es das leiseste
Zugeständnis an den Orbán-Kurs.

Übrigens hatte Jarosław Kaczyński 2016 selbst noch
versucht, sich deutlich vom Ukrainekurs der liberalen
Vorgängerregierung abzusetzen, der auf volle Unterstützung angelegt
war, indem der Kiewer Führung öffentlich beschieden wurde, ein Weg
des Landes in die Strukturen der EU sei mit Stepan Bandera im Gepäck
kaum vorstellbar. Dem Seitenhieb mit schwierigster bilateraler
Geschichte folgte die schnelle Antwort Kiews: Wieso, ihr Polen seid
mit Józef Pilsudski schließlich auch hineingekommen! Von diesem
schönen Geplänkel will jetzt in Warschau niemand etwas wissen, die
Lage gilt als viel zu ernst. Das ganze Land steht sowieso entschieden
hinter dem Verteidigungskrieg der Ukraine, ohne nennenswerte
Abstriche. Zuletzt wurde das überaus deutlich, als die
nationalkonservative Regierung schnell abwiegelte, während beim
Nachbarn Deutschland die Bandera-Frage plötzlich kurz hochgekocht
wurde.

Was Orbáns provokante Äußerungen im historischen Szeklerland für die
Zukunft der Visegrád-Gruppe bedeuten, bleibt abzuwarten. Im
Augenblick sind Spitzentreffen zwischen Budapest und Warschau kaum
vorstellbar. Im kommenden Jahr wird es im Herbst in Polen
Parlamentswahlen geben - Orbán hatte die seinen im Frühjahr überaus
erfolgreich für sich entschieden. In Warschau müssen die
Nationalkonservativen durchaus zittern, die Umfragewerte verraten
einen Kampf auf Messers Schneide. Nun ausgerechnet in der
Ukrainefrage in trübes Budapester Fahrwasser zu geraten, könnte
schnell ins ungewollte Aus führen. Viel lieber kramen die
Nationalkonservativen in Polen jetzt ein diffuses, gegen Deutschland
gerichtetes Feindbild hervor. Ministerpräsident Mateusz Morawiecki
meinte jüngst im Regierungsrundfunk, dass Kaczynski sein Heimatland
fest und unerschütterlich liebe. Bei Donald Tusk, dem liberalen
Herausforderer, lägen die Dinge indes anders, liebe der doch
offensichtlich ein ganz anderes Land ...

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 16/2022 vom 1. August 2022, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 13. August 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/1064: HDP - Solidarität ist gefragt

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.


IMI-Standpunkt 2022/031 vom 5. August 2022

HDP - Solidarität ist gefragt

von Tobias Pflüger



Am Sonntag 3. Juli 2022 hielt die kurdische Partei HDP (Demokratische
Partei der Völker) ihren 5. Parteitag in Ankara ab, zu dem ich eingeladen
war. Er fand in einer für die demokratische Opposition in der Türkei, für
die kurdische Bevölkerung und für die HDP sehr kritischen Situation statt.

Die derzeitigen völkerrechtswidrigen Angriffe der Türkei im Irak und in
Nordsyrien / Rojava werden immer stärker ausgeweitet. Die "Absetzung" von
gewählten Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern vieler Städte und Gemeinden
und ihre Ersetzung durch AKP-treue "Verwalter" insbesondere in den
kurdischen Gebieten geht in einem fort. Auch werden immer weiter
Erdogan-unliebsame Menschen festgenommen und unter dem Vorwurf der
Terrorunterstützung mit zum Teil mehrfach lebenslänglichen Strafen in
Gefängnisse geworfen, in denen auch Folter stattfindet. Der ehemalige
HDP-Vorsitzende Selahattin Demirtaş ist bis heute im Gefängnis.

Zugleich lag zum Parteitag der HDP seit wenigen Tagen das Memorandum vom
NATO-Gipfel für einen Beitritt Schwedens und Finnlands in die NATO vor. De
facto werden nun Menschen mit kurdischen und türkischen
Migrationshintergrund, die Erdogan auf seine Terrorliste gepackt hat, an
das türkische Folterregime ausgeliefert.

Und: Die HDP steht wohl vor einem Verbot, will doch Erdogan bei den
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 2023 seine Macht festigen. Ein
Verbot der HDP wäre dafür die Voraussetzung. Das bedeutet aber noch mehr
Repression, schon heute mussten viele ehemalige Amts- und Mandatsträger der
HDP ins Ausland, insbesondere nach Deutschland, fliehen.

Der Parteitag der HDP war kein Diskussionsparteitag. Es waren mindestens
30.000 Menschen in und außerhalb der Halle in Ankara, die Polizeikontrollen
zur Halle über sich ergehen lassen mussten. Die beiden derzeitigen
HDP-Vorsitzenden hielten Reden und die internationalen Delegationen waren
aufgefordert, Grußworte zu halten.

Zu Gast waren neben mir auch weitere Vertreter*innen der LINKEN, aber auch
eine Reihe von Vertreter*innen linker Parteien aus dem Nahen Osten und
globalen Süden. Ein Blickwinkel, der zu häufig vergessen wird.

Politisch durchaus wichtig war, dass auch Vertreter*innen der
Sozialdemokrat*innen und Grünen aus europäischen Staaten und vom
Europäischen Parlament Grußworte gesprochen haben. Wer gänzlich durch
Abwesenheit glänzte, waren Bündnis 90 / Die Grünen aus Deutschland.

Der HDP stehen harte Zeiten bevor, wir sind zu ernsthafter Solidarität
aufgefordert, insbesondere sollte es zu einem Verbot der HDP kommen. Leider
ist die Rolle Deutschlands gegenüber der Türkei von zentraler Bedeutung.
Die Ampelregierung führt die repressive Politik insbesondere gegen linke
türkische und kurdische Strukturen auch hierzulande ihrer
Vorgängerregierung unverdrossen fort. Dem müssen wir unsere Solidarität
entgegensetzen. Die Teilnahme auf dem HDP-Parteitag war hier nur ein
kleiner erster Schritt, weitere Schritte sind nötig.

 * 
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Migrationskontrolle aus dem All

von Matthias Monroy



In EUROSUR nutzen die EU-Mitgliedstaaten verschiedene
Satellitendienste zur Meeresüberwachung. Frontex und die Agentur für
die maritime Sicherheit schließen dazu Kooperationsabkommen mit dem
Programm "Copernicus"

Mit zwei neuen Verordnungen von 2016 und 2019 erhielt Frontex die
Erlaubnis, eigene Ausrüstung und eine Grenztruppe von 10.000
Beamt:innen aufzubauen, davon 3.000 mit Uniformen und unter dem
Kommando des Frontex-Hauptquartiers in Warschau. Die berechtigte
Kritik am Eigenleben der EU-Grenzagentur und der schwindenden
Kontrolle lässt außer Acht, dass Frontex zu einem Kommandozentrum für
die europäische Grenzüberwachung geworden ist. Dessen Kern ist das
2014 in Betrieb gegangene Grenzüberwachungssystem EUROSUR, das
wesentlich auf Satellitendaten basiert.

Viele der Informationen, die Frontex an den EU-Außengrenzen sammelt,
werden seitdem in EUROSUR eingespeist. Aus dem Weltraum stammen diese
von den Satelliten des EU-Erdbeobachtungsprogramms "Copernicus",[1]
dass für die Bereiche Sicherheit, Zivilschutz, Umweltmanagement sowie
zur Untersuchung des Klimawandels genutzt wird. Bis heute hat die EU
für das Programm sieben optische und radarbasierte
Aufklärungssatelliten ins All befördert.[2] Empfangen und aufbereitet
werden die Weltraumdaten vom EU-Satellitenzentrum (SatCen) im
spanischen Torrejón, das über den Status einer Agentur verfügt.

In den ersten Jahren seines Bestehens firmierte "Copernicus" unter dem
Namen "Globale Umwelt- und Sicherheitsüberwachung" (GMES). Die
Europäische Kommission bezeichnete die Plattform nach dem europäischen
Satellitennavigationssystem "Galileo" als "zweites Flaggschiff"
europäischer Weltraumpolitik, das auf die "erhöhten
Sicherheitsbedürfnisse" zugeschnitten sei.[3] Während als Zweck von
GMES in der Öffentlichkeit die Beobachtung des Klimawandels und der
"verantwortliche Umgang mit natürlichen Ressourcen" betont wurden,
herrschte über das "S" für "Sicherheit" eher Stillschweigen. Als erste
sicherheitsorientierte GMES-Ableger galten LIMES (Land- und
Seeüberwachung für Umwelt und Sicherheit), G-MOSAIC (GMES-Dienste für
das Management von Operationen, Lagebewusstsein und Aufklärung für
regionale Krisen), MARISS (Europäische maritime Sicherheitsdienste)
und GMOSS (Globale Überwachung für Sicherheit und Stabilität).


"Fusionsdienstleistungen" aus optischen und radarbasierten
Satelliten 

Die Überwachungsdaten aus dem All sind Bestandteil der
"EUROSUR-Fusionsdienstleistungen" (EFS), die Frontex den
Mitgliedstaaten anbietet.[4] Dazu fragt Frontex zudem nationale Daten
an, darunter von dem auf Radarsatelliten beruhenden
französisch-italienisch-spanisch-belgisch-griechischen System "Helios
II" sowie dem deutschen "SAR-Lupe". Zu den Lieferanten von
Weltraumdaten gehören auch Rüstungskonzerne wie Leonardo und Airbus
mit Aufnahmen ihrer Radarsatelliten. Optische Satellitenbilder kauft
die Grenzagentur von kommerziellen Anbietern der deutschen GAF AG, die
zuletzt einen Auftrag mit einem Volumen von über vier Millionen Euro
erhielt.[5]

Für die Erdbeobachtung zur Grenzüberwachung haben Frontex und die
Europäische Kommission (vertreten durch die Generaldirektion
Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU) 2015 eine
Delegationsvereinbarung unterzeichnet, wonach die Agentur bis 2021
insgesamt 47,6 Millionen Euro für "integrierte Dienste" in den
Bereichen Sicherheit und Grenzüberwachung erhielt.[6] Frontex
übernimmt dafür die Überwachung der Küstengebiete und des
"Grenzvorbereichs", Meeresüberwachung, verschiedene Möglichkeiten der
Schiffsortung, -verfolgung und -meldung sowie Umweltbeobachtung. 2018
kamen die "großräumige Überwachung des Grenzvorbereichs", die
"Identifizierung von Orten und Aktivitäten von Interesse" (ProDetect)
und die "analytische Bewertung der Migration" (MUSO) hinzu.[7] Am 15.
November 2021 unterzeichneten die Kommission und Frontex schließlich
die neue Vereinbarung für "Copernicus", die von 2022 bis 2028 gilt.
Sie enthält ein vorläufiges Budget von 67 Millionen Euro.


Frontex verfolgt "Schiffe von Interesse"

Über die Brauchbarkeit der Daten aus der Weltraumbeobachtung bei
Frontex ist wenig bekannt. Laut einem 2017 vorgelegten
Abschlussbericht eines gemeinsamen Tests mit den EU-Agenturen EMSA
(Maritime Sicherheit) und EFCA (Fischereiaufsicht) wurden an 111 Tagen
weltraumgestützte Aufklärungsdaten erzeugt und an die
Koordinierungszentren der Mitgliedstaaten weitergegeben.[8] Demnach
konnten Schiffe und Boote ab einer Länge von acht Metern mit einer
"hohen Zuverlässigkeit" erkannt werden. In 33 Fällen erfolgten
daraufhin von dortigen Küstenwachen weitere Maßnahmen, in 45 weiteren
Fällen wurde dazu die EU-Militärmission EUNAVFOR MED vor Libyen
aktiv.[9]

2020 hat das Fusionszentrum bei Frontex 409 optische und 1163
Radarsatellitenbilder an die Endnutzer:innen in den Mitgliedstaaten
geliefert.[10] Daraus sollen sich 94 "Anomalien" ergeben haben. Dies
bezeichnet etwa eine auffällige Nähe zu anderen Schiffen, der Wechsel
der Fahrspur, ein besonderer Tiefgang oder Umladungen auf hoher See.
Im gleichen Jahr überwachte Frontex 110 "Schiffe von Interesse" und
lieferte dazu 92 Berichte. "Schiffe von Interesse" können über einen
längeren Zeitraum verfolgt werden - ein bei EUROSUR angesiedelter
"Maritimer Simulationsmodul-Dienst" trifft dabei Vorhersagen zur
Position. Die Weitergabe der Informationen an die Mitgliedstaaten
erfolgt über ein von Frontex entwickeltes "Informationserfassungs- und
Analyseinstrument" (JORA).


Plattform zur "maritimen Analyse"

Die Auswertung der satellitengestützten Daten basiert auf
verschiedenen Quellen. Frontex nutzt dazu inzwischen eine
computergestützte Plattform zur "maritimen Analyse". Hierzu hat die
Agentur 2020 einen Vertrag mit der israelischen Firma Windward für 2,6
Millionen Euro in den Regelbetrieb überführt.[11] Die Firma ist auf
die digitale Zusammenführung und Bewertung von Daten zur
Schiffsverfolgung und Meeresüberwachung spezialisiert und wirbt mit
dem Slogan "Fangen Sie die Bösewichte auf See".[12] Zu ihren
Investoren gehören der ehemalige CIA-Direktor David Petraeus sowie
frühere Firmenchefs von Thomson Reuters und British Petroleum.

Die Windward-Plattform basiert auf Verfahren der Künstlichen
Intelligenz. Zur Analyse werden maritime Meldesysteme, darunter
AIS-Positionsdaten größerer Schiffe sowie Wetterdaten genutzt. Diese
werden mit Angaben über die Schiffseigentümer:innen und Reedereien
sowie die Historie früherer Schiffsbewegungen angereichert. Für jedes
beobachtete Schiff entsteht auf diese Weise eine Signatur, die auf
verdächtige Aktivitäten überprüft werden kann. Schaltet deren
Kapitän:in etwa den AIS-Transponder ab, kann die Anwendung dies als
Auffälligkeit erkennen und anhand der aufgezeichneten Muster die
weitere Beobachtung übernehmen. Windward nutzt als Datenbank das
Register der Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO), das
etwa 70.000 Schiffe verzeichnet. Angeblich verfügt Windward über
zusätzliche Informationen zu insgesamt 400.000 Wasserfahrzeugen,
darunter kleinere Fischerboote. Zu ihren Kunden gehören der Firma
zufolge der UN-Sicherheitsrat, der die Technik zur Überwachung von
Sanktionen einsetzt, und die italienische Finanzpolizei, die das
System für die Kontrolle italienischer Hoheitsgewässer nutzt.


"Weltraumdatenautobahn" von Airbus

Um die Erde kreisende Satelliten können nur in Sichtweite Daten zum
Boden funken, das begrenzt etwa die Funktionen von "Copernicus"
erheblich. Für eine stets gewährleistete Kommunikation nutzt Frontex
deshalb das europäische Datenrelaissatellitensystem (EDRS) des
Airbus-Konzerns.[13] Drei Laser-Satelliten dieser
"Weltraumdatenautobahn" können über Distanzen von 80.000 Kilometern
hinweg eine Verbindung zwischen tiefer fliegenden
Beobachtungssatelliten mit einer Bodenstation herstellen. Damit können
deren Bilder nahezu in Echtzeit an jeden Ort der Erde übermittelt
werden. Das System kann auch für die Übertragung der Aufklärungsdaten
weit entfernter Drohnen genutzt werden.

Die "Weltraumdatenautobahn" kostete mindestens 520 Millionen Euro und
wird als öffentlich-private Partnerschaft zwischen Airbus und der
Weltraumagentur (ESA) mit hohen öffentlichen Summen
subventioniert.[14] Mehrere Länder beteiligen sich an der
Finanzierung, darunter Deutschland, Italien, die Schweiz, Luxemburg,
Schweden, Belgien und Großbritannien. Die Entwicklung der in
Mecklenburg-Vorpommern angesiedelten Laserterminals für den Empfang
der Daten wurde vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V.
(DLR) unterstützt. Eigentümer der "Weltraumdatenautobahn" ist jedoch
Airbus, die Firma vermarktet die Dienste deshalb allein. Frontex war
die erste Kundin; inzwischen wird das EDRS auch von der EMSA genutzt.


Satellitenüberwachung für EMSA und EUNAVFOR MED

Mit dem "CleanSeaNet" betreibt auch die EMSA ein
Erdüberwachungsprogramm, es soll unter anderem Ölverschmutzungen und
deren Verursacher:innen aufspüren.[15] Für die Nutzung der
"Copernicus"-Meeresüberwachung unterzeichnete die Agentur wie Frontex
eine Vereinbarung mit der Europäischen Kommission, die von 2021 bis
2027 73 Millionen Euro vorsieht.[16] Kern der satellitengestützten
EMSA-Dienste ist jedoch die Bereitstellung von AIS-Datendiensten zur
Positionsbestimmung von Schiffen. Hierzu nutzt die EMSA Satelliten,
die diese Signale empfangen und weitergeben. Täglich werden auf diese
Weise rund 34 Millionen Nachrichten generiert. In 17 Fällen hat die
EMSA den Mitgliedstaaten letztes Jahr Daten aus der
Satellitenüberwachung für die Seenorettung zur Verfügung gestellt.
Auch Frontex und die Fischereiaufsichtsagentur erhalten von der EMSA
Informationen aus der Meeresüberwachung. Ein neues
Kooperationsabkommen ermöglicht auch Angehörigen der EU-Militärmission
EUNAVFOR MED den Zugang zu maritimen EMSA-Diensten, um damit den
Seeverkehr in libyschen Gewässern und Häfen zu beobachten.[17]

Im alltäglichen Einsatz wird die satellitengestützte Meeresüberwachung
von Frontex im Vergleich zur täglichen bemannten Aufklärung mit dem
Frontex-Flugdienst[18] offenbar nicht in großem Umfang genutzt. Der
Grund dafür liegt vermutlich in der niedrigen Auflösung der - auch für
Frontex - frei verfügbaren Sentinel-Daten, die bei Radarsatelliten
fünf und bei optischen Satelliten zehn Meter pro Pixel beträgt.
Kommerzielle Satellitendaten ermöglichen Werte von 30 Zentimetern,
erfordern aber ein entsprechendes Budget. Vermutlich werden die
Satellitendienste von EUROSUR also weiterhin vorwiegend zur
mehrtägigen Verfolgung verdächtiger größerer Schiffe genutzt und
weniger für das Aufspüren von kleinen Booten mit Geflüchteten auf dem
Weg nach Europa. Das könnte sich ändern, wenn die EU über eine neue
Generation hochauflösender Satelliten verfügt oder Frontex noch mehr
Geld erhält, um Daten von Anbietern wie Maxar auch für die
Migrationsabwehr zu nutzen.
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Der Artikel kann im PDF-Format heruntergeladen werden unter:
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Die aktuelle Ausgabe des IMI-Magazins AUSDRUCK vom Juni 2022 zum Thema 
Weltraum ist zu finden unter: 

https://www.imi-online.de/download/Ausdruck-Juni2022-web.pdf
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Weltraummanöver


Schriever Wargame

von Aaron Lye



Der Weltraum ist seit Ende der 50er Jahre des 20. Jahrhunderts
militärisch genutztes und umkämpftes Gebiet. Der erste Satellit wurde
1957 von der Sowjetunion in den Orbit befördert. Als Reaktion darauf
wurde 1959 von den USA die erste Antisatellitenwaffe erprobt. Seitdem
hat die Anzahl der Akteure, die in der Lage sind, Nutzlasten in den
Weltraum zu bringen und Satellitensysteme zu betreiben, erheblich
zugenommen. Aber auch die Art und Weise, wie Satelliten angegriffen
werden, ist diverser geworden. Gleichzeitig hat die Menge an
Flugkörpern und Trümmerteilen im Orbit das Risiko von Kollisionen
erhöht. Um bestimmte Krisensituationen zu üben, veranstalten Staaten
deshalb Weltraummanöver. Ein Beispiel ist das Schriever Wargame der
NATO.


Space und Cyberspace

Der Weltraum und der Cyberspace sind getrennte und unterschiedliche
Domänen der Kriegsführung mit ihren eigenen (geo-)physikalischen
Eigenschaften. Gemein haben sie, dass sie die Grundlage der globalen
Kommunikations- und Informationsinfrastruktur sind. Das Funktionieren
der Weltwirtschaft als auch militärischer Kommandostrukturen hängt von
ihnen ab. Diese Abhängigkeit wächst stetig. Satelliten sind von
entscheidender Bedeutung für die militärische Kommunikation und
Fernlenkung, Frühwarnsysteme, Überwachung, Aufklärung und Lagebild,
Raketenabwehr sowie globale Positionsbestimmung und Navigation via GPS
in Echtzeit[1]. Wesentlich für Weltraumoperationen ist die Fähigkeit,
Objekte in der Umlaufbahn zu orten und zu identifizieren, was
militärisch als Weltraumlagebewusstsein (Space Situational
Awareness[2]) bezeichnet wird. Dies erfordert ein globales Netz von
Radaranlagen und Sensoren. Folglich sind die Kooperation und der
Informationsaustausch beispielsweise innerhalb der NATO üblich.
Satelliten, Bodenstationen, Starteinrichtungen, etc. sind entsprechend
kritische Infrastrukturen[3], die resilient gegenüber Angriffen
gestaltet werden. Ein aktuelles Beispiel ist der
informationstechnische Angriff auf das KA-SAT-Netzwerk des
amerikanischen Satelliteninternet-Betreibers Viasat am ersten
Kriegstag der russischen Invasion in der Ukraine. Ukrainische Behörden
bestätigten, dass der Angriff auf den Satelliten KA-SAT-9A zu ernsten
Problemen geführt hat.[4] Die Angreifer*innen konnten sich durch einen
informationstechnischen Angriff Befugnisse im zentralen Network
Operation Center beschaffen. Über diese konnten sie SurfBeam2- und
SurfBeam-2+-Modems viele Endkunden mit kompromittierten
Softwareupdates übernehmen und dadurch einen Angriff auf die
Verfügbarkeit des Satelliten durchführen.[5]

Attribution von informationstechnischen Angriffen ist bekanntermaßen
ein Problem, da Hinweise auf Täter und ihren Ursprung leicht gefälscht
werden können. Das trifft z.T. auch für Aktivitäten im Weltraum zu.
2011 gaben US-Militärs zu, dass sie Schwierigkeiten haben, Aktionen im
Weltraum zuzuordnen. "Wenn es einen ASAT-Start [Start einer
Anti-Satelliten-Rakete] oder etwas Ähnliches gibt, können wir das im
Allgemeinen sehen und wissen, was vor sich geht, aber wenn es Objekte
in der Umlaufbahn gibt, die vielleicht schon seit Monaten oder Jahren
dort sind, können wir ... nicht unbedingt wissen, was ihre Funktion
ist. Wie kann man eine Aktion zuordnen, ausgehend davon, was dieses
Objekt tut? Das kann sehr schwierig sein."[6]

Operationen im Weltall wird ein enormes Eskalationspotential
zugeschrieben[7], denn aufgrund der globalen und strategischen
Bedeutung von Weltraumressourcen kann ein regionaler Konflikt durch
Weltraumoperationen schnell globale Dimension annehmen. Wenn
Ressourcen, die in größeren Gebieten einen Dienst bereitstellen,
angegriffen werden, um den Dienst in einer bestimmten Region
auszuschalten, dann hat das Auswirkungen auf die anderen Regionen des
Gebiets. Der Angriff auf KA-SAT-9A veranschaulicht dies. Entsprechend
der Netztopologie waren Terminals in vielen europäischen Staaten
(Ukraine, Deutschland, Griechenland, Ungarn und Italien) infiziert.
Geräte in Spanien und Portugal waren nicht betroffen. Unter anderem
wurde der Betrieb von Tausenden von Windkraftanlagen eingeschränkt.
Die Windturbinen liefen zwar noch und erzeugten Strom, aber waren für
die Fernüberwachung und -steuerung nicht mehr zugänglich. Dieses hätte
als Angriff auf kritische Infrastrukturen und als Kriegsbeitrittsgrund
bewertet werden können.

Trotz des enormen Eskalationspotentials ist es üblich, dass Staaten
(und nicht-staatliche Akteure) Satelliten und ihre Computernetzwerke
angreifen (oder dieses üben)[8]. Das Spektrum von Angriffen ist
breit[9]. Im Wesentlichen werden folgende vier Typen unterschieden:
kinetisch physisch (Detonation eines Sprengkopfes zur Zerstörung eines
Satelliten oder einer Bodenstation), nicht-kinetisch physisch (blenden
der bildgebenden Sensoren eines Satelliten mittels leistungsstarker
Laser), elektrisch (senden von Störsignalen oder falscher Signale) und
informationstechnisch (Infiltrierung durch das Ausnutzen einer
Sicherheitslücke z.B. in der Software eines Satelliten oder einer
Bodenstation). Entsprechend wurden die entwickelten Strukturen der
Entscheidungsfindung von der NATO als unzureichend eingestuft. Das
Schriever Wargame soll dem entgegenwirken.


Schriever Wargame

Das Schriever Wargame dient der Erforschung kritischer Weltraumfragen,
einschließlich der Untersuchung des militärischen Nutzens neuer
Weltraumsysteme, der Ermittlung von Lösungen für gemeinsame
Herausforderungen und der Förderung der Weltraumunterstützung
innerhalb der Luft-, Land-, See-, Weltraum- und Cyberspace-Doktrin.

Obwohl der Weltraum bereits seit Ende der 1950er Jahre und der
Cyberspace mit der Entwicklung des ARPANETs seit ca. 1970 militärische
Domänen sind und zusammen die Grundlage der globalen Kommunikations-
und Informationsinfrastruktur bilden, sind Weltraum- und
Cyberspace-Manöver relativ neu. Das jeweils 2-tägige Manöver fand
erstmals 2001 statt. Anfangs war es ein Manöver der USA mit 250
Soldat*innen, wenige Jahre später bereits eine gemeinsame Übung von
USA, Kanada, dem Vereinigten Königreich und Australien. 2012 wurden
Vertreter von sieben weiteren NATO-Staaten (Dänemark, Frankreich,
Deutschland, Griechenland, Italien, die Niederlande und die Türkei)
zugelassen[10]. Richtig integriert wurden diese NATO-Staaten
allerdings nicht. Stattdessen wurden mit Neuseeland die "Five Eyes"
komplettiert. Seit 2016 nehmen Frankreich und Deutschland und seit
2018 Japan ebenfalls teil. Deutschland hat sich 2019 auch der
internationalen Combined-Space-Operations-Initiative angeschlossen,
der neben den Five-Eyes-Staaten nur noch Frankreich angehört. In ihrem
Rahmen soll die Zusammenarbeit in der Operationsführung, Weltraumlage
und zum Schutz von kritischen Weltrauminfrastrukturen verbessert
werden.[11] Lange führte das Space Innovation and Development Center
das Manöver auf der Nellis Air Force Base, Nevada, im Auftrag des U.S.
Air Force Space Command, Colorado Springs, durch. Nachdem die NATO
sich 2021 für ihr Exzellenzzentrum für Raumfahrt die französische
Stadt Toulouse als Standort ausgewählt hat[12], wurde das Manöver
entsprechend in dem Jahr in Frankreich abgehalten[13].

Geprobt wird ein fiktives globales Szenario, welches Space- und
Cyber-Aktivitäten beinhaltet und 10-15 Jahre in der Zukunft spielt.
Die Schauplätze des Szenarios variierten in der Vergangenheit (z.B.
Horn von Afrika, Europa, Pazifik). Aktuelle Konflikte und Gegner
bilden jährlich die Grundlage, die Einzelheiten des eigentlichen
Szenarios sind geheim.

Die Ziele des Wargames konzentrierten sich auf die Erkundung der
Anforderungen an die Weltraumkontrolle, die Erkundung von
Möglichkeiten, den fortgeschrittenen gegnerischen Weltraumfähigkeiten
zu begegnen, und die Bewertung der Fähigkeit des Feindes, die eigenen
Weltraumfähigkeiten einzuschränken.[14] Ganz konkret geht es
beispielsweise um die Erforschung verschiedener kombinierter Führungs-
und Kontrollsysteme zum Einsatz und zur Verteidigung von Luft-,
Weltraum- und Cyberspace-Fähigkeiten zur Unterstützung globaler und
regionaler Operationen; Kriegsführung durch die Kombination von
Weltraum- und Cyberspace-Operationen; oder die Förderung des
gemeinsamen Verständnisses von Verhalten in der Weltraumdomäne und der
Auswirkungen auf die staatliche und koalitionäre Entscheidungsfindung.

Das Szenario umfasste ein ganzes Spektrum von Bedrohungen in
unterschiedlichen, domänenübergreifenden Einsatzumgebungen, um zivile
und militärische Führungskräfte, Planer und Betreiber von
Raumfahrtsystemen sowie die von ihnen eingesetzten Fähigkeiten
herauszufordern. Die Teilnehmer*innen befassten sich aber auch mit
Raketenstarts und Anti-Satelliten-Bedrohungen von der Erde oder aus
dem Orbit. Eines der Hauptziele des Wargames ist es, herauszufinden,
wie die verschiedenen Staaten auf derartige Bedrohungen reagieren
könnten, da sie oft nicht auf dem gleichen technischen Stand sind oder
manchmal nicht über ähnliche Verfahren verfügen, um auf bestimmte
Bedrohungen zu reagieren. 2016 wurde beispielsweise ein Szenario
eingeführt, bei dem die sieben teilnehmenden Staaten den Zugang zu
glaubwürdigen GPS-Informationen verlieren[15]. Die teilnehmenden
sieben Staaten sollten versuchen, auf diese Krise zu reagieren. Es
werden aber auch offensive Fähigkeiten trainiert. 2021 trainierten sie
beispielsweise Operationen gegen Satelliten fremder Mächte, darunter
das Blenden eines gegnerischen Satelliten.

Sowohl strukturell, von den Zielen und Herausforderungen, als auch
technisch weisen Weltraummanöver starke Parallelen zu jenen im
Cyberspace[16] auf. Das Schriever Wargame scheint eher ein Manöver für
die Einübung von Kommandostrukturen zu sein. Konkrete defensive als
auch offensive Maßnahmen waren zwar Bestandteil des Manövers, scheinen
aber weniger im Fokus zu stehen. Das bedeutet aber nicht, dass diese
nicht oder wenig geübt werden. Bekanntermaßen werden offensive
Fähigkeiten bei anderen Manövern, wie beispielsweise Space Flag[17],
erprobt. Aufgrund des enormen Eskalationspotentials ist es wichtig zu
wissen, wie Militärs in diesen Domänen aufrüsten, üben und operieren.
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Im Westen nichts Neues

von Christophe Zerpka



Als Ende April die zweite Runde der französischen Präsidentschaftswahlen
vorbei war, ging ein Aufatmen durch die politische Kaste der EU. Der neue
französische Präsident ist der alte, Emmanuel Macron hat es wieder
geschafft. In den deutschen Medien herrschte bis zum Wahlabend helle
Aufregung. Wenn Frankreich jetzt nach rechts kippt, ist die EU in Gefahr,
der westliche Nachbar wird zum Putin-Komplizen, und Deutschland verliert
seinen besten Freund. Dabei hatten wir das Theater schon vor fünf Jahren.
Ein Déjà-vu, eine Farce, denn damals wie heute war es für seriöse
Wahlbeobachter klar, dass Marine Le Pen die Wahl verlieren würde. Dafür
sorgt schon ein ausgeklügeltes Wahlsystem, dass jedem Herausforderer des
amtierenden Präsidenten etliche Steine in den Weg legt. Nicht zu
unterschätzen ist dabei der "Amtsbonus", der sich für einen amtierenden
Präsidenten fast immer auszahlt. Die von Charles de Gaulle 1958 ins Leben
gerufene Präsidialdemokratie mit eingebautem Mehrheitswahlrecht sollte ein
stabiles parlamentarisches System garantieren, vor allem aber die damals
noch starke kommunistische Partei ausgrenzen. Bis auf die Verkürzung der
Amtszeit des Präsidenten von sieben auf fünf Jahre sowie eine auf zwei
Wahlperioden begrenzte Möglichkeit zur Wiederwahl hat sich das Procedere
kaum verändert.

Dass zwei Monate nach dem Präsidenten auch das Parlament neu gewählt wird,
trägt ebenfalls zur gewünschten Kontinuität bei, die Partei des siegreichen
Präsidenten erhält meist auch die Regierungsmehrheit. Meistens. Denn am
Abend des 19. Juni sah sich Emmanuel Macron mit einer Sitzverteilung
konfrontiert, die ihm nicht jene absolute Mehrheit bescherte, mit der er
fest gerechnet hatte. Das hatte zwei Gründe: Zum einen hatte der
Drittplatzierte bei den Präsidentschaftswahlen, Jean-Luc Mélenchon, die
kurze Zeit genutzt, um aus seiner Bewegung "La France insoumise" (LFI),
zusammen mit Sozialisten, Kommunisten und Grünen, ein Wahlbündnis (NUPES)
zu schmieden, welches mit 147 Sitzen die zweitstärkste Fraktion nach den
Macronisten wurde. Aber auch das "rassemblement national" von Marine Le Pen
konnte sich mit 88 Sitzen eines nie dagewesenen Zuspruchs erfreuen. Der
andere Grund liegt in einer Tendenz, die sich bei weitem nicht nur auf
Frankreich beschränkt: Eine extrem hohe Wahlenthaltung. Sie lag bei der
zweiten Runde der Präsidentschaftswahlen noch bei 28,1 Prozent, bei der
letzten Wahl zum Parlament im Juni stieg sie jedoch auf 53,7 Prozent.
Selbstverständlich wurden in den Medien darüber einige Krokodilstränen
vergossen, bevor man wieder zur Tagesordnung überging. Dass immer mehr
Wähler im Wahlakt keinen Sinn mehr sehen, oder nur noch verzweifelt gegen
die gerade regierende Partei votieren, war kaum ein Thema.

Wahlen werden in Frankreich (wie übrigens fast überall) auf dem Land
entschieden. Vor allem dort war die Strategie der "Dediabolisierung" des
ehemaligen "front national" durch Marine Le Pen erfolgreich, man hat mit
dieser Bewegung kaum noch Berührungsängste und sieht im "rassemblement
national" vor allem eine rechtskonservative Partei. Das hängt auch damit
zusammen, dass die traditionellen bürgerlichen Parteien, vor allem die
einstige Mitterrandpartei "parti socialiste" (PS) und die derzeit unter dem
Namen "Les Républicains" (LR) firmierenden Gaullisten in der
Bedeutungslosigkeit zu verschwinden drohen. So erhielt die Bürgermeisterin
von Paris und PS-Kandidatin bei den Präsidentschaftswahlen blamable 1,8
Prozent, nicht viel besser schnitt die Kandidatin der LR Valérie Pécresse
mit 4,8 Prozent ab.

Das linksgrüne Bündnis NUPES, welches Jean-Luc Mélenchon mit dem Mut der
Verzweiflung zwischen den Wahlgängen geschmiedet hatte, ist alles andere
als stabil, vor allem Kommunisten und Grüne freuen sich über ihre
unverhofft erlangten Parlamentssitze und pochen nun auf ihre
Eigenständigkeit.

Währenddessen sucht der Präsident nach Bündnispartnern im Parlament. Da die
Gaullisten der LR bereits eine Zusammenarbeit abgelehnt haben, bahnt sich
ein Bündnis ganz anderer Art an: Macron könnte die Le Pen-Partei zumindest
so weit in das Regierungslager integrieren, dass die Rechtspartei sich zur
Duldung der Macronisten entscheiden könnte - mit gewissen Zugeständnissen
natürlich. Beide Parteien eint zumindest eines: Der Wille, Macht, Einfluss
und Posten zu erhalten bzw. endlich - nach Jahrzehnten des Pariastatus - zu
bekommen.

Im Palais Bourbon - Sitz des französischen Parlaments - sitzen 577
Abgeordnete. Neuerdings haben es sogar einige Angehörige jener Schichten in
das hohe Haus geschafft, die man dort früher allenfalls als unauffällige
dienstbare Geister oder Handwerker wahrgenommen hat. Das sind Kandidaten,
die das NUPES-Bündnis aufgestellt hatte, und ja, auch ein paar vom
rassemblement national. Die übergroße Mehrheit gehört aber nach wie vor den
"honorigen" Berufsgruppen an: Rechtsanwälte, Beamte, Unternehmer, Ärzte,
wie eben auch bei uns.

Ebenso wie bei uns warten auch in Frankreich riesige Probleme auf eine
Lösung. Was hier das fehlende russische Gas ist, sind in Frankreich die
vielen maroden Atomkraftwerke, welche zum großen Teil die Stromversorgung
sichern. Wie in Deutschland leidet dort das Gesundheitswesen unter
Sparzwängen und Privatisierung. Gegen die Teuerung gibt es auch dort nur
temporäre Trostpflaster, die spätestens Ende des Sommers auslaufen. Die
neue Linke, obwohl nun zahlreich vertreten, wird nicht viel bewirken
können, zu stark sind die Interessen von Großindustrie und Banken. Die
reaktionäre Presse, größtenteils im Besitz von Oligarchen wie Lagardère und
Dassault, hatte sich schon vor der Wahl auf das Linksbündnis und vor allem
auf Jean-Luc Mélenchon eingeschossen. Trotz dieses Trommelfeuers stellt das
"unbeugsame Frankreich" - die Partei von Mélenchon - nun immerhin 77
Abgeordnete. Die Machtverhältnisse haben sich jedoch nicht geändert. Und
der Präsident heißt noch weitere fünf Jahre Emmanuel Macron. Nichts Neues
also ...

 * 
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China fest im Visier
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Im Windschatten des Ukrainekriegs schlägt wieder einmal die Stunde der
Geostrategen. Die Arbeit zahlreicher, zumeist amerikanischer Denkfabriken
läuft auf Hochtouren. Der Ukrainekrieg selbst ist nur ein
Stellvertreterkrieg, der die Schwächung der "Regionalmacht" Russland zum
Ziel hat. Die amerikanische Seite hat den Krieg zur Neugruppierung der
westlichen Bündnispartner und zur weiteren Aufrüstung genutzt. Darüber
hinaus nimmt man den eigentlichen Konkurrenten und weltpolitischen
Gegenspieler China ins Visier. China will man nicht nur in Schach halten,
sondern definitiv von seinen Machtansprüchen verdrängen. Die
Antichinapolitik begann bereits unter Präsident Obama; unter Trump, der
nicht nur auf Aufrüstung, sondern auf massive Sanktionen setzte, wurde sie
fortgesetzt. Für Biden wird sie jetzt zum Kernpunkt seiner Politik. Chinas
militärische, politische und ökonomische Ambitionen sollen hintertrieben,
sein Aufstieg zur Weltmacht definitiv verhindert werden. Dazu werden sowohl
diplomatische als auch militärische Strategien benötigt, die den gesamten
indopazifischen Raum betreffen. Eine Schlüsselrolle dürfte dabei Taiwan
spielen, das als Bündnispartner aufgewertet wird und 
militärisch-geographisch als wichtiges Bindeglied in der China vorgelagerten Inselkette
gilt. Dass auch Biden von solchen Szenarien ausgeht, wurde im Mai 2022 bei
einem Besuch in Japan klar, als er davon sprach, dass die USA Taiwan
verteidigen werden, sollte es von China angegriffen werden. Natürlich wurde
sogleich zurückgerudert und betont, dass die 1979 vereinbarte 
Ein-China-Politik, der zufolge Taiwan politisch durch China repräsentiert wird, nach
wie vor bindend sei. Die Taiwaner müssten sich also bei einem Angriff
selbst verteidigen.

Nach außen gibt sich die amerikanische Regierung diplomatisch. So hielt der
Außenminister Antony Blinken am 26.5.2022 eine Grundsatzrede, die die
Haltung gegenüber dem Weltmachtkonkurrenten China umreißen sollte. Dabei
beruft er sich auf eine internationale "regelbasierte" Ordnung, auf die
sich 1945 alle Länder geeinigt hätten, um freie Wirtschaft, Gewaltverzicht
und Menschenrechte zu garantieren. Diese internationale Ordnung sei nun
nicht nur von Putin, sondern von China "ernsthaft und nachhaltig"
herausgefordert worden, ja, China habe, anders als Putin, das Potential,
die alte Ordnung zu unterminieren und eine eigene zu etablieren. Es habe
zwar von der Öffnung zum Westen erheblich profitiert, wolle aber nun in den
modernen Technologien eine Vormachtstellung gewinnen und seinen Einfluss
auch im indopazifischen Raum ausdehnen, für Blinken ein klarer Beweis, dass
China die Weltherrschaft anstrebe.

China sei in den letzten Jahren nach innen repressiver und nach außen
aggressiver geworden. Es habe eine Überwachungsgesellschaft etabliert, die
Rechte von Arbeitern beschnitten und gegen alle möglichen Handelsgesetze
verstoßen. Es bedrohe Nachbarn, die ihm in die Quere kommen, zögere nicht,
sie einzuschüchtern oder massive Vergeltung zu üben. Da China Putins
Invasion nicht verurteilt habe, sei klar, was die Nachbarn Chinas in
Zukunft zu gewärtigen hätten. Da sich dieser Kurs kaum korrigieren lasse,
wolle man ein Umfeld schaffen, um Chinas Machenschaften entgegenzutreten.
Dies betrifft zum einen die Stärkung der eigenen Position - der Investition
in Infrastruktur, Bildung, moderne Technologien. Auch das eigene
Demokratiemodell wird als überlegen herausgestellt, denn nur dieses
ermögliche die freie Entfaltung individueller Fähigkeiten und einen
öffentlichen kritischen Meinungsaustausch, der auch Mängel anspreche. Die
gleiche Freiheitlichkeit herrsche auch unter den Partnern der USA, deren
Eigenständigkeit stets gewahrt bleibe.

Blinken geht es ferner um eine breite Allianz, um in allen wichtigen
Weltgegenden - ob im indopazifischen Raum, ob in Asien oder Europa - die
Wirtschaftsbeziehungen zu verstärken und Geschlossenheit gegenüber China zu
demonstrieren. Störungsversuche seitens Chinas sollten so ins Leere laufen.
Vor allem sollen auch die Investitionsbemühungen Chinas abgeblockt werden,
da sie in der Regel auf Verschuldung, Erpressung und die Missachtung von
Arbeiterrechten sowie auf Umweltzerstörung hinausliefen. Das Bild, das
Blinken hier von China zeichnet, ist das eines Parias, dessen
imperialistischen Avancen man sich widersetzen müsse. Natürlich fehlt auch
der Hinweis auf die Defizite im Bereich der Menschenrechte nicht: Blinken
spricht von mehr als einer Million internierter Uiguren, "brutalen
Kampagnen" gegen die Minderheit in Tibet und offener politischer Repression
in Hong Kong.

Die amerikanische Strategie besteht für Blinken darin, auf der Basis eines
gestärkten Potentials und intensivierter Zusammenarbeit mit den Partnern
und Alliierten China nieder zu konkurrieren ("outcompete"), um dessen
selbstsüchtigen, marktverzerrenden, menschenverachtenden und
umweltzerstörenden Machenschaften ein Ende zu bereiten. Das Ganze soll nach
Möglichkeit friedlich verlaufen. Konkurrenz müsse nicht in offenen Konflikt
oder Kalten Krieg ausarten. Doch gleichzeitig verweist Blinken auf die
Notwendigkeit einer "integrierten Abschreckung", um die aggressiven Manöver
Chinas zu unterbinden. Was Taiwan betrifft, so unterstütze man zwar
keinerlei Unabhängigkeitsbemühungen, die fortgesetzte Aufrüstung werde
nicht über eine legitime Selbstverteidigung hinausgehen. Allerdings solle
Taiwan durch Teilnahme an internationalen Gremien aufgewertet werden. Die
derzeitige Destabilisierung der Lage in und um Taiwan lasse sich darauf
zurückführen, dass China Taiwan, das Blinken als höchst lebendige
Demokratie charakterisiert, ständig unter Druck setze.

Blinken will somit aus einer Position der Stärke Chinas angeblichem Kampf
um die Weltherrschaft entgegentreten. Es gelte, dessen Praktiken zu
brandmarken und zu unterbinden. Die Aufgabe der Diplomatie bestehe vor
allem darin, die unvereinbaren Gegensätze deutlich zu machen und ansonsten
auf Gebieten wie der Bekämpfung des Klimawandels und des Terrorismus
zusammenzuarbeiten. Doch auch bei Blinken klingt schon an, dass die
Gesamtstrategie - abgesehen davon, dass sie auf einem massiv verzerrten
Bild der Systemkonfrontationen der letzten siebzig Jahre beruht - wohl kaum
ohne militärisches Drohpotential funktioniert.

Die Diskussionen über angemessene Strategien finden zum Teil in der
amerikanischen Öffentlichkeit statt. So wurde ein Buch des Militärberaters
Elbridge Colby mit dem programm atischen Titel "Strategy of Denial.
American Defense in the Age of Great Power Conflict" breit diskutiert, ja,
es tauchte sogar auf einer Bestsellerliste auf. Mit "denial" ist die
Absicht gemeint, China die Weltmachtrolle zu verwehren. Das Buch liest sich
wie eine sich bewusst auf militärische Aspekte konzentrierende
Gebrauchsanweisung. Es macht deutlich, dass die USA nur dann die Oberhand
behalten werden, wenn sie bereit sind, die eigenen Mittel, einschließlich
der nuklearen, gezielt einzusetzen. Die Situation Taiwans wird in diesem
Zusammenhang ausführlich analysiert. Diese dem Kontinent vorlagerte Insel
sei die Basis, von der man China in die Enge treiben und - falls nötig -
sogar vernichten könne. Die seit Jahren forcierte Aufrüstung - mit
Antischiffsraketen u. a. - solle sich auszahlen. Jeder Versuch einer
gewaltsamen Übernahme solle zunächst von den Taiwanern, dann aber auch von
der amerikanischen Militärmacht vereitelt werden. Die Pläne reichen von der
Zerstörung chinesischer Kampfboote und Militärbasen in China selbst bis zum
limitierten Nuklearkrieg. Nur wenn man in jeder Phase richtig kalkuliere,
die Lage realistisch einschätze und mit der nötigen Entschlossenheit
vorgehe, habe man Erfolg. An weiteren Szenarien oder gar Alternativen zeigt
der Autor, der politisch und publizistisch bestens vernetzt ist, keinerlei
Interesse. Das Ziel besteht in einer "realistischen" und vor allem
effizienten Strategie in der Auseinandersetzung mit dem Kontrahenten China.
Gleichzeitig soll so das eigene Land auf die harten Konfrontationen der
Zukunft vorbereitet werden. Für Friedensstrategien bleibt da kein Raum.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

documenta fifteen - "Gemeinsam abhängen"


Im Zentrum der diesjährigen Ausstellung steht das gemeinschaftliche
Leben in der Stadt

von Violetta Bock



Die fünfzehnte documenta vom 18.Juni bis 25.September stellt das
gemeinschaftliche Leben ins Zentrum. An vielen Orten finden sich daher
Nongkrongs (ein indonesisches Wort für "gemeinsam abhängen"), an denen man
entspannt chillen kann.

Alle fünf Jahre verwandelt sich das kleine Kassel, von dem viele nur den
ICE-Bahnhof kennen, zum Anziehungsort internationaler Kunstgänger:innen,
die beiden letzten Male kamen knapp eine Million Besucher:innen. Die
documenta gilt als die weltweit bedeutendste Ausstellung für
zeitgenössische Kunst. Sie findet alle fünf Jahre für hundert Tage in
Kassel statt. Jede trägt den Anspruch in sich, die politischste ihrer Art
zu sein, und oft ist sie von Skandalen und Auseinandersetzungen begleitet.
Auch in diesem Jahr. Schon am vierten Tag wurde das erste Werk wegen
Vorwurf des Antisemitismus abgehängt. Ich fange bewusst nicht damit an.
Die erste documenta fand auf Initiative von Arnold Bode 1955 anlässlich der
Bundesgartenschau statt. Sie hatte den Anspruch, moderne Kunst, die den
Deutschen während der Nazizeit als "entartete Kunst" nicht zugänglich war,
zu dokumentieren und zugänglich zu machen. Der antifaschistische
Gründungsmythos wird erst seit ein paar Jahren hinterfragt, seitdem Belege
über die NS-Vergangenheit so mancher Gründungsmitglieder gefunden wurden.
Sie haben auch eine Aufarbeitung der Geschichte der documenta angestoßen.

Jede documenta hat eine neue künstlerische Leitung, die durch eine
Findungskommission ausgewählt wird. Die Ausstellungen verteilen sich mit je
einem neuen Motto über die ganze Stadt; neben den klassischen Museumsorten
gibt es immer auch Außenkunstwerke und neue Orte in der Stadt, die von der
documenta kreativ erschlossen werden - diesmal der Kasseler Osten.

Ein Kunstwerk verbleibt immer dauerhaft in der Stadt. So etwa die 7000
Eichen von Joseph Beuys, die er bei der documenta 7 zu pflanzen begann.
Unter dem Titel "Stadtverwaldung anstatt Stadtverwaltung" ging es schon
damals um nachhaltige urbane Stadtgestaltung. Von der letzten documenta
2017 ist der Obelisk von Olu Oguibe geblieben, auf dem in goldenen Lettern
und verschiedenen Sprachen steht: "Ich war ein Fremdling und du hast mich
beherbergt." Auch darüber wurde kontrovers und lebhaft diskutiert, vor
allem - passend zum Thema - über den Standort.

Was von dieser documenta bleibt - die derzeit alles überlagernde Diskussion
um Antisemitismus oder die von den Kuratoren anvisierte Frage nach dem
gemeinschaftlichen Zusammenleben mit Perspektiven aus dem globalen Süden -,
das wird sich zeigen.


Kollektive um die Reisscheune

Die Kuratoren sind diesmal Ruangrupa, ein Kollektiv aus Jakarta in
Indonesien, die die Stadt mit ihrem vielfarbigen Auftritt in einen
lebendigen und leichten Ort verwandeln. Schon die Auswahl eines
mehrköpfigen Teams statt eines einzelnen Kurators ist eine Neuerung und
stieß so manche der oft abgehobenen Kunstwelt vor den Kopf. Die erste
Künstlerliste, auch hier mehrere Kollektive, veröffentlichten sie in der
Obdachlosenzeitung Asphalt.

Die Ausstellung steht unter dem Motto lumbung, ein indonesischer
Begriff für eine gemeinschaftlich genutzte Reisscheune. In indonesischen
ländlichen Gemeinschaften wird die überschüssige Ernte in solchen Scheunen
gelagert und nach gemeinsam definierten Kriterien verteilt. Themen der
Ausstellungen und die Auswahl der eingeladenen Künstler:innen verkörpern
diese Idee von Gemeinschaftlichkeit, geteilten Ressourcen und gerechten
Verteilung. Ruangrupa will einladen dies gemeinsam zu praktizieren.

Schon im Vorfeld ging es - wegen Corona vor allem im digitalen Raum - um
den Austausch unter den Kollektiven und Institutionen, um die documenta
gemeinschaftlich auf der Basis gemeinsam erarbeiteter Werte (Humor,
Großzügigkeit, Neugier, Genügsamkeit, Unabhängigkeit, lokale Verankerung,
Transparenz und Regeneration) zu verwirklichen, statt isolierte
individuelle Ausstellungsorte zu etablieren.

Wie viele Ausstellungen davor, versucht auch diese noch mehr aus der Stadt
selbst zu schöpfen und nicht als Ufo zu landen, das nach hundert Tagen mit
enormem Aufwand die Stadt wieder verlässt. Schon in den Monaten vor dem
offiziellen Beginn wurde etwa in einem Stadtteilzentrum ein Teppich
gemeinsam gewebt.

Es gibt keine strikte Trennung zwischen Kunstschaffenden und passiv
Besuchenden. Im Fridericianum ist ein großer Saal für Kinder reserviert,
ein anderer Raum wurde zur Werkstatt, in dem jeder aus alten, nicht mehr
gebrauchten Schulstühlen neue Sitzkreationen mit Säge und Kabelbindern
bauen kann. Wie an anderen Orten soll Nachhaltigkeit durch Wiederverwertung
verwirklicht werden, sollen Orte bespielt werden, die langfristig und über
die documenta hinaus Akteure stärken, Standorte beleben und Ansätzen zum
Durchbruch verhelfen.

Es gibt eine umfassende Nachhaltigkeitsstrategie, vom Verbot von
Inlandsflügen für die Künstler:innen über Food Trucks aus der Region bis
zum Ausstellungskatalog aus Ökopapier.


Antisemitismus

Doch es geht dabei nicht nur um eine naive Vorstellung vom schönen
idyllischen Zusammenleben, sondern ebenso um die Anklage der historischen
und jetzigen globalen Herrschaftsstrukturen. Mehrere Archive wie The
Black Archives, Asia Art Archive und Archives des luttes des femmes
en Algérie verknüpfen Protest und Gemeinschaft und dokumentieren
emanzipatorische Kämpfe. Viele Werke thematisieren die anhaltende
Unterdrückung etwa von Indigenen und LGBTQI, den Widerstand gegen koloniale
Machtstrukturen, die imperialistische Zerstörung des Planeten durch
Konzerne.

Einige Kollektive laden nicht nur Besuchende ein, Teil ihrer Praxis zu
werden, sie sind selbst Teil von Kämpfen an ihren Orten. So etwa Taring
Padi, ein weiteres Kollektiv aus Indonesien, das inzwischen die bekannteste
Gruppe der documenta sein dürfte. Und damit kommen wir zur Debatte um
Antisemitismus.

Schon im Vorfeld hatte es in den Feuilletons Auseinandersetzungen gegeben,
weil "Antideutsche", die die Solidarität vieler Künstler:innen mit dem
Kampf der Palästinenser:innen, die Kritik an der Politik Israels und die
Unterstützung der BDS-Kampagne nicht ertragen, Antisemitismusvorwürfe
lancierten. Steinmeier überlegte, gar nicht zur Eröffnung zu kommen, wo er
dann doch eine unsägliche Rede hielt. Dennoch kam es zu rassistischen
Schmierereien und einige Künstler:innen wurden verunglimpft.

Als am Tag nach der Eröffnung auf dem Banner People's Justice, das
sich mit der indonesischen Militärdiktatur befasst, unter den vielen
Motiven und Karikaturen eine auftauchte, die einen stilisierten Juden mit
spitzen Zähnen als Sinnbild für das Kapital zeigte, wurde das Banner zuerst
abgedeckt, dann auf politischen Beschluss des Aufsichtsrats abgebaut.
Ruangrupa schreibt in der jüngsten Stellungnahme dazu: "Tatsache ist, dass
wir es versäumt haben, die Darstellung, die klassische antisemitische
Stereotype transportiert, in der Arbeit zu erkennen. Das war unser Fehler.
Im Austausch mit Taring Padi unterstützen wir die Entscheidung, die Arbeit
abzunehmen ... Wir möchten aber gleichzeitig darauf hinweisen, dass viele
der Angriffe gegen uns nicht in ehrlicher Absicht erfolgt sind."

Taring Padi hat eine eigene Stellungnahme veröffentlicht, in der das
Kollektiv deutlich macht, dass es sich gegen jede Form der Unterdrückung
wendet. Es beschreibt auch, in welcher Situation das Banner gegen
Militarismus und staatliche Gewalt entstanden ist. Die im Vorfeld versäumte
Debatte auf Augenhöhe soll nun nachgeholt werden. Dabei wird es auch darum
gehen müssen, ob das Abhängen nicht ein Angriff auf die Kunstfreiheit ist.
Bilder von Taring Padi können weiterhin im sehenswerten Hallenbad Ost
betrachtet werden. Weitere antisemitische Motive sind dort nicht zu finden.
Es hoffen also nun viele, dass sich endlich ein Klima des offenen
Austauschs einstellt.


Alles lumbung?

Die documenta bietet auf jeden Fall viele spannende Orte. Wer sich darauf
einlässt, ist begeistert von dem Kontakt auf Augenhöhe. Leider ist sie
nicht auf Anhieb so zugänglich, wie sie es vielleicht gerne wäre. Die
Eintrittspreise sind noch einmal gestiegen (Tagesticket 27 Euro, ermäßigt
19 Euro), auch wenn es Solitickets gibt, mit denen man ohne Nachweis auch
ein Freiticket erhalten kann.

Ein Besuch lohnt auf jeden Fall, nicht zuletzt wegen der zahlreichen
Begleitveranstaltungen. Denn die internationale Aufmerksamkeit wird von
lokalen und bundesweiten Gruppen genutzt. Während der gesamten documenta
gibt es parallel das Zukunftsdorf22, das einen Fokus auf Gemeinwohlökonomie
legt; vom 1. bis 10. Juli organisieren Fridays for Future ein Camp für
Klimagerechtigkeit; und vom 30.August bis zum 4.September lädt "Rheinmetall
Entwaffnen" zum Camp ein - Kassel ist Produktionsstandort mehrerer
Rüstungsfirmen wie Kraus Maffei Wegmann und Rheinmetall.

 * 
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Kolumbien

"Vivir sabrioso" - gut leben heißt ohne Angst leben

Das Gespräch mit Ralf Leonhard führte Angelika Klein



Der erste linke Präsident seit 50 Jahren will raus aus der
Rohstoffwirtschaft für den Export.


SoZ: Erstmals seit 50 Jahren ist es einem linken Präsidenten,
Gustavo Petro, gelungen, auf der Basis eines breiten Bündnisses ins Amt
gewählt zu werden. Wie hat er das geschafft?

Ralf Leonhard: Auf der einen Seite hat er die traditionell
zerstrittene Linke in Kolumbien einen können. Zum zweiten hat er das
Bündnis um die Liberalen erweitert, die ihn allerdings erst in allerletzter
Minute unterstützt haben. Und, ganz wichtig: Er hat mit seiner
Vizepräsidentin, Francia Márquez, sowohl die feministisch engagierten
Frauen als auch die nationalen Minderheiten, Indigenen und Afrokolumbianer
angesprochen.

Die Rechte hat ja alle Geschütze gegen ihn aufgefahren. Sie hat mit Rodolfo
Hernández einen weitgehend unbekannten Immobilienunternehmer vorgeschoben,
der zwar von nichts Ahnung hat, aber als Antisystemkandidat auftrat, der
gegen die Korruption kämpft. Gleichzeitig hat sie eine massive
Angstkampagne geführt: Petro wurde als Neokommunist, als Castro-Chavista
attackiert, der venezolanische Zustände in Kolumbien einführen wird - wir
werden leere Regale in den Supermärkten haben, den Taxifahrern wird er die
Autos wegnehmen. Und sie hat versucht, die Wahlen auf jede nur erdenkliche
Weise zu manipulieren.

Dass es Petro trotzdem gelungen ist sich durchzusetzen, ist ein kleines
Wunder. Warum ist ihm das gelungen? Er hat in den Regionen, in denen er in
der ersten Runde schon stark war, auf zusätzliche Mobilisierung gesetzt. Im
Lauf der letzten Jahre sind um die Petro-Kandidatur Basisbewegungen
entstanden, er war praktisch vier Jahre seit seiner letzten Kandidatur im
Dauerwahlkampf. Dadurch ist die Wahlbeteiligung gestiegen und er hat
zusätzlich drei Millionen Stimmen geholt. Es wurden Busse gechartert, weil
manche Menschen stundenlang entfernt von den nächsten Wahllokalen leben;
außerdem hat es geregnet. Die Leute haben also unter sehr schwierigen
Bedingungen ihre Stimme abgegeben, und das hat den Ausschlag gegeben.

SoZ: Wer ist Francia Márquez?

Ralf Leonhard: Francia Márquez kommt aus dem Cauca an der südlichen
Pazifikküste des Landes, eine mehrheitlich von Afrokolumbianern bewohnte
Region, die traditionell sehr marginalisiert und die ärmsten
Bevölkerungsschichten überhaupt sind. Sie kommt vom Land, aus ganz kleinen
Verhältnissen, hat sich als Muchacha, also als Dienstmädchen, in der
Großstadt Cali hochgearbeitet, hat Jura studiert und ist Anwältin geworden.
Sie ist auch Umweltaktivistin und hat den berühmten Goldman Award bekommen -
 das Gegenstück zum Nobelpreis für Umweltangelegenheiten. Sie ist
rhetorisch super und versteht es, auf Suggestivfragen, die sie runtermachen
wollen wegen ihrer Herkunft und ihrer Hautfarbe, in einer Weise zu
antworten, dass die Fragenden blöd dastehen, während sie sehr souverän ist.

Um ein Beispiel zu geben: Nach der Wahl wurde sie von einer Frau im
Fernsehen interviewt und darauf angesprochen, sie werde jetzt ja in einem
Palast leben, wo der Vizepräsident traditionell untergebracht ist. Ob es
das sei, was sie im Wahlkampf als "vivir sabrioso", "gut leben", propagiert
hat. Darauf sagt sie, es war nie mein Ziel in einem großen Palast zu leben,
bewacht von 30 bewaffneten Männern, das ist nicht vivir sabrioso. Ich würde
viel lieber unter meinen Leuten an der Atlantikküste Ackerbau betreiben,
aber das Schicksal hat mich hierher gebracht und jetzt hab ich diese
Aufgabe. "Vivir sabroso" heiße für die meisten Menschen, einfach ohne Angst
zu leben. Und das sagt schon viel über die Zustände in Kolumbien.

Das "vivir sabrioso" hat Petros Kampagne eine besondere Note gegeben - zum
ersten Mal hat ein Präsidentschaftskandidat nicht den Krieg thematisiert,
sondern Zukunftsfragen.

SoZ: Wie soll das gefüllt werden? Gibt es konkrete Vorstellungen
oder verbinden die Wählerinnen und Wähler Unterschiedliches damit?

Ralf Leonhard: Ganz sicher verbinden sie damit unterschiedliche
Vorstellungen. So ganz konkret ist es noch nicht. Zunächst einmal wurde ein
neues Ministerium geschaffen, das Ministerium für Gleichheit, dem wird
Francia Márquez als Vizepräsidentin vorstehen. Normalerweise ist der
Vizepräsident eine protokollarische Figur, die keine exekutive Macht hat.
Sie wird nun mit einem Schlüsselministerium ausgestattet und hat damit
großen Einfluss. Unter das Dach Gleichheit passt sehr viel, nicht nur die
Gleichheit der Frauen, der ethnischen Minderheiten, auch die soziale
Gleichheit - alles, was damit zu tun hat, die marginalen Schichten aus der
Armut herauszuholen.

SoZ: Ist Brasilien mit seinem Programm Fome Zero da ein Vorbild?

Ralf Leonhard: Die Lula-Politik ist bestimmt ein Vorbild, weil es
ihm ja wirklich gelungen ist, Millionen aus der Armut herauszuholen. Aber
ich glaube, es geht um mehr als um Umverteilungspolitik. Lula hat ja im
Grunde gar nicht umverteilt, sondern er hat bislang marginalisierte
Schichten durch Zuwendungen teilhaben lassen. In Kolumbien soll es
tatsächlich eine Umverteilung geben, obwohl sie zuerst einmal nur eine
winzige Schicht von Superreichen betrifft. Die Allerreichsten, das sind
weniger als ein Prozent der Bevölkerung, sollen besteuert werden, damit ein
Fonds für die soziale Umverteilung gebildet werden kann.

SoZ: Was würde aus diesem Fonds bezahlt?

Ralf Leonhard: Das ist noch nicht konkret, aber mittelfristig geht
es um gerechtere Löhne. Und vor allem geht es um Zugang zu Land, um eine
Agrarreform. Die war auch Gegenstand des Friedensabkommens mit der FARC,
ist von der vergangenen Regierung aber überhaupt nicht angegangen worden.
Da geht es um Zugang zu Land für Landlose, also die Gründung und Förderung
von Bauerngenossenschaften, und um einen Entwicklungspfad, der wegführt von
der großflächigen Förderung von Exportmonokulturen, hin zur Förderung von
lokaler Produktion. Kolumbien exportiert alles Mögliche, muss
Grundnahrungsmittel aber importieren. Für diese strukturellen Veränderungen
hat Petro im Wahlkampf geworben, das ist ein Ziel seiner Reformpolitik.
Zum anderen gibt es mehr als sechs Millionen Binnenvertriebene, die im
Laufe der letzten Jahrzehnte durch verschiedene bewaffnete Gruppen, vor
allem aber durch Paramilitärs von ihrem Land vertrieben wurden. Vor zehn
Jahren wurde eine Kommission eingerichtet, die vertriebenen Bauern ihr Land
zurückgeben sollte, doch die ersten, die auf ihr Land zurückgekehrt sind,
haben das nicht lange überlebt. Der Widerstand der Gruppen, die sich an
ihnen bereichert haben, ist organisiert und schonungslos. Dieser Landraub
soll rückgängig gemacht werden.

SoZ: Die Oligarchenschicht kommandiert immer noch die bewaffneten
Kräfte, das Militär, die Paramilitärs, die Polizei usw. Hat Petro eine
Vorstellung, wie er damit fertig werden will?

Ralf Leonhard: Einige hohe Offiziere haben erklärt, dass sie treu
zur Verfassung stehen und diese Präsidentschaft unterstützen. Von den
Oberkommandierenden gibt es eine solche Erklärung noch nicht. Wenn das
nicht passiert, wäre das ein Putsch. In den Tagen vor den Wahlen war davon
auch immer wieder die Rede davon. Doch ich glaube, die Aussichten dafür
stehen schlecht. Erstens ist die Unterstützung für Petro in der Bevölkerung
wirklich groß, man würde damit einen Massenaufstand provozieren. Ähnlich
wie 1948, als der populäre liberale Politiker Jorge Eliécer Gaitán kurz vor
den Wahlen, die er gewonnen hätte, auf offener Straße ermordet wurde.
Danach gab es zehn Jahre Bürgerkrieg. Heute will Kolumbien keinen
Bürgerkrieg mehr. Das waren jetzt die ersten Wahlen seit über zwanzig
Jahren, bei denen der Krieg kein Thema war.

Petro wird auch eine Stimmenmehrheit im Kongress haben. Binnen weniger Tage
haben sich sowohl die Grünen als auch die Liberalen zur Regierungsfraktion
bekannt.

SoZ: Er will einen anderen Kapitalismus einführen als das alte
Oligarchensystem. Was meint er damit und an welche Schichten wendet er
sich?

Ralf Leonhard: In Kolumbien regieren nicht die Gesetze der Märkte,
sondern die Interessen raffgieriger Eliten. Petro sieht da
vorkapitalistische, feudale Zustände. Damit will er weg vom
Raubtierkapitalismus der privilegierten Eliten. Er orientiert sich an der
europäischen Sozialdemokratie, die die Privatwirtschaft respektiert und
staatlich dafür sorgt, dass es eine gewisse soziale Umverteilung gibt. Er
wendet sich damit an die mittlere und obere Mittelschicht in den Städten,
die ihn bei den Wahlen unterstützt hat - er hat sie ja nicht nur in den
marginalisierten Regionen der Atlantik- und Pazifikküste gewonnen, sondern
auch in fast allen Großstädten.

SoZ: Mit der Schließung der Kohleminen ist im Moment noch nicht zu
rechnen, oder?

Ralf Leonhard: Die Nachfrage nach kolumbianischer Kohle wird
kurzfristig eher zunehmen. Aber man muss es in der Perspektive sehen. Das,
was im Friedensvertrag steht, ist schon ein erster Schritt weg von der rein
exportorientierten, ressourcenverschlingenden Cash-Crop-Produktion. Es gibt
ein Umdenken, weg vom agrarischen und mineralischen Extraktivismus hin zu
einer Produktion dessen, was die Bevölkerung braucht. Die Tagebaue im
Rheinischen Revier werden auch nicht von heute auf morgen geschlossen.


Ralf Leonhard lebt als freier Journalist und Autor in Wien. Er
hat mehr als 14 Jahre aus Lateinamerika berichtet.
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Geknebelt und rot markiert: Journalist:innen in den Philippinen wehren
sich

von Perfecto Caparas, 20. Juli 2022
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Quelle: National Union of Journalists of the Philippines (NUJP)

https://nujp.org/statement/journalism-is-not-terrorism/



Bedrängte Journalistinnen und Journalisten halten an ihrer kritischen
Berichterstattung fest, obwohl die Regierung unter dem Deckmantel des
Antikommunismus und der Terrorismusbekämpfung gegen sie vorgeht.

(Pressenza IPA - Philippinen) Cyber-Verleumdung und Anti-Terror-Gesetze
hängen wie ein Damoklesschwert über den Köpfen unabhängiger und
professioneller Medienschaffender wie der Nobelpreisträgerin Maria Ressa
[1]. Als Mitglieder der Vierten Gewalt üben Journalist:innen ihre
Gegenspielerrolle als Mahnende und Wachhunde des Volkes gegen Exzesse,
Korruption und Machtmissbrauch durch Beamte der Exekutive, Legislative und
Judikative aus.

Aber die Regierung scheint darauf erpicht zu sein, sie für "schuldig durch
Mittäterschaft" zu erklären. Sie brandmarkt Journalist:innen
fälschlicherweise als "Kommunisten" und "Terroristen", um die Presse
mundtot zu machen. Die Nationale Task Force zur Beendigung des lokalen
kommunistischen bewaffneten Konflikts (NTF-ELCAC [2]) der Regierung
bezeichnet die Nationale Gewerkschaft philippinischer Journalist:innen
NUJP [3] als "eine kommunistische Front". Kürzlich ordnete die
Nationale Telekommunikations-Kommission NTC [4] die Sperrung der Websites
der Medien Bulatlat [5] und Pinoy Weekly [6] an. Die Wertpapier- und
Börsenkommission entzog auch Rappler die Lizenz zum Betrieb [7].

Die NUJP weigert sich, klein beizugeben und verurteilt stattdessen diese
"neuen Fälle von Verletzungen der Pressefreiheit" aufs Schärfste. Sie
bemängelt die Panikmache, mit der die kritische Berichterstattung [8]
unterdrückt werden soll, die der Macht die Wahrheit sagt und Beamte zur
Verantwortung zieht. "Diese jüngsten Vorfälle zielen darauf ab, einerseits
die Wahrheit zu ersticken und andererseits Desinformation und falsche
Nachrichten zu verbreiten", so NUJP [9].


Kommunistenhetze

Am 28. Juni 2022 rechtfertigte der nationale Sicherheitsberater Hermogenes
Esperon die NTC-Anordnung. Er gab eine Erklärung ab, in der er verkündete:
"Die Einschränkung von Websites, die mit kommunistischen Terrorgruppen in
Verbindung stehen, ist ein Gewinn für die Nation" [10]. Die NTF-ELCAC [11]
widersprach der Haltung der NUJP und sagte [dazu]: "Die NTC
hat mehr als genug Gründe, um die Sperrung von Bulatlat und Pinoy Weekly
anzuordnen". Esperon ist gleichzeitig auch stellvertretender Vorsitzender
der NTF-ELCAC.

Die NUJP sieht die Maßnahmen jedoch als "Teil der systematischen Kampagne
gegen unabhängige Medien".


Unterdrückung durch Kriegsrecht

Nach den Wahlen vom 9. Mai 2022 wurde Ferdinand Marcos Jr. Präsident.

Anfang Juli 2022 bestätigte das Berufungsgericht [12] die Verurteilung
Maria Ressas [13] und des ehemaligen Forschers Reynaldo Santos Jr. wegen
Verleumdung im Internet.

All dies schürt Ängste vor einer Unterdrückung der Medien, die an das
Kriegsrecht vor fünf Jahrzehnten erinnert.

Der verstorbene Vater von Marcos Jr., Diktator Ferdinand Marcos Sr.,
verhängte 1972 das Kriegsrecht [14]. Marcos Sr. errichtete einen
"konstitutionellen Autoritarismus". Unter dem Deckmantel der
Verfassungsänderungen von 1976 zur Verfassung von 1973 [15] drängte er den
Kongress in die Rolle eines Abnickers und gab sich nicht nur die Befugnis,
Gesetze und geheime Dekrete zu erlassen, sondern auch die ultimative Macht,
den Kongress dauerhaft aufzulösen. Marcos Sr. setzte zudem gerichtliche
Beschlüsse ausser Kraft, indem er sich die absolute Macht anmaßte,
Verhaftungen und unbefristete Inhaftierungen durch präsidiale Haftbefehle
anzuordnen.

US-Gerichte [16] stellten fest, dass Marcos Sr. schwere
Menschenrechtsverletzungen beging, darunter willkürliche Verhaftungen,
Einkerkerung, Isolationshaft, Folter, Hinrichtungen im Schnellverfahren und
das Verschwindenlassen von Tausenden von Zivilisten. Marcos Sr. befahl die
Verhaftung und Einkerkerung von Journalist:innen und prominenten
Oppositionsführer:innn wie den verstorbenen Senatoren Benigno S. Aquino Jr.
und Jose Diokno. Auf Befehl von Marcos Sr. führte das Militär Razzien in
den Medienredaktionen durch und riegelte diese mit Vorhängeschlössern ab.


Korruption, Verbrechen gegen die Menschlichkeit

Seit der Wahl des ehemaligen Präsidenten Rodrigo Duterte im Mai 2016 haben
Journalist:innen die organisierte, weit verbreitete und systematische
Ermordung von Zivilist:innen durch Polizei und mutmaßliche Staatsbeamte
aufgedeckt, die angeblich auf Dutertes Befehl hin einen sogenannten "Krieg
gegen Drogen" führten. Die damalige Chefanklägerin des Internationalen
Strafgerichtshofs Fatou Bensouda schätzt [17], dass Dutertes vermeintliche
Staatspolitik 12.000 bis 30.000 Zivilisten das Leben gekostet hat.
Journalist:innen veröffentlichten auch das Exposé des Senats über eine
mutmaßliche Bestechung in Höhe von mehreren Milliarden Pesos bei der
Beschaffung von Schutzausrüstung für das Personal, PSA,
durch mutmaßliche Duterte-Beamte und -Kumpane während der
Covid-19-Pandemie.

"Die Brandmarkung von Journalist:innen als 'Rote' ist ein absichtlicher
Versuch, die philippinischen Medien zu diskreditieren,
zu isolieren und irrelevant zu machen", so die NUJP. "Das lassen wir nicht
auf uns sitzen."

"Wie wir immer sagen: Ein Angriff auf einen ist ein Angriff auf alle."

Bulatlat [18] versucht, das NTC-Memo vor dem Bezirksgericht in Quezon City
annullieren zu lassen. Rappler wird gegen die Anordnung der SEC Berufung
einlegen.


Solidarität

Die NUJP fordert die Abschaffung bestimmter Bestimmungen des
Anti-Terror-Gesetzes (ATA) [19], insbesondere derjenigen über die
Anstiftung zum Terrorismus. Laut NUJP hat die Regierung diese Bestimmungen
benutzt, um die Sperrung der Websites von Bulatlat und Pinoy Weekly zu
rechtfertigen.

Die Journalist:innen tragen ihren Kampf für die Pressefreiheit in den
Cyberspace und rufen zur Solidarität auf.

Als Zeichen der Unterstützung fordern wir Medienunternehmen, Verbände und
Einzelpersonen auf, das digitale Banner "Journalism is not terrorism"
(Journalismus ist nicht Terrorismus) zu posten.

Die NUJP ermutigt Journalist:innen, folgende Hashtags zu verwenden:

#JournalismIsNotTerrorism

#UnblockTheTruth

#LetThePeopleKnow

#DefendPressFreedom


Die folgenden Hintergrundinformationen verdeutlichen die
unterschiedlichen Standpunkte:

Rechtfertigung des Sicherheitsberaters Esperon für die Anordnung:

In einer Erklärung behauptet Esperon, dass Bulatlat und Pinoy Weekly, die
vorgeben, sich für Wahrheit und Objektivität einzusetzen, in Wirklichkeit
Falschinformation und sogar Terrorismus fördern.

"Desinformation ist nach wie vor einer der größten Feinde der Nation und
faktisch ein mächtiges Werkzeug der kommunistischen Terrorgruppe, um
Feindschaft und Zwietracht zu säen, das philippinische Volk zu spalten und
uns von Objektivität und Wahrheit zu trennen", so Esperon.

Esperon betonte, die Entscheidung, die beiden Nachrichtenorganisationen in
die Liste der Websites aufzunehmen, die mit der Kommunistischen Partei der
Philippinen - Neue Volksarmee - Nationale Demokratische Front (CPP-NPA-NDF)
verbunden sind, sei auf die von den Nachrichtenseiten veröffentlichten
Geschichten und Artikel zurückzuführen.

Er zitierte einen Auszug aus einer Analyse, die von Pinoy Weekly am
3. November 2020 unter dem Titel "Limang katwiran ng armadong paglaban"
(Fünf Rechtfertigungen für bewaffneten Widerstand) veröffentlicht wurde
(https://pinoyweekly.org/2020/11/limang-katwiran-ng-armadong-paglaban/).

Esperon sagte, die veröffentlichte Analyse fördere den bewaffneten
Aufstand, der die Gesellschaft radikal verändern wolle, was unter Abschnitt
9 (Definitionen von Terrorismus) des Republic Act 11479 oder des
Anti-Terrorismus-Gesetzes von 2020 falle.

Er zitierte einen weiteren Auszug aus einem Artikel der Pinoy Weekly mit
dem Titel "NPA at Masa, 'di Matitinag'" (NPA und die Massen,
'unerschütterlich'), der am 30. März 2022 veröffentlicht wurde.
(https://pinoyweekly.org/2022/03/npa-at-masa-di-matitinag/)

In dem Artikel heißt es: "Sa huli, inatasan naman ng CPP ang NPA na
palakasin ang pagrerekrut at pagsasanay ng libu-libo pang pulang mandirigma
mula sa hanay ng mga kabataang magsasaka, mga manggagawa, intelektuwal,
kababaihan at iba pang sector." (Am Ende wies die CPP die NPA an, die
Rekrutierung und Ausbildung tausender weiterer roter Kämpfer:innen aus den
Reihen junger Bauern und Bäuerinnen, Arbeiter:innen, Intellektueller,
Frauen und anderer Sektoren zu verstärken.)

'Dapat lalong itaas ng hukbong bayan ang kakayahan sa gerilyang
pakikidigma, ang pagsisikreto sa mga paraan nito ng paglalakad at
pagkakampo, upang manatiling bulag at bingi ang kaaway at mapawalangsaysay
ang mga bomba at makabagong kagamitan sa pagsasarbeylans at pambobomba',
atas ng CPP." ('Die Volksarmee muss ihre Fähigkeiten zur
Guerilla-Kriegsführung, die Geheimhaltung ihrer
Marsch- und Lagermethoden weiter ausbauen, um den Feind blind und taub zu
halten und Bomben und moderne Überwachungs- und Abschussvorrichtungen zu
demontieren', befahl die CPP).

Der zitierte Auszug, so Esperon, falle unter Abschnitt 10 des ATA, also
unter die Anwerbung für und die Mitgliedschaft in einer terroristischen
Organisation.

Die Anordnung an die NTC, die Websites der
CPP-NPA-NDF-Mitgliedsorganisationen - darunter Bulatlat und Pinoy Weekly -
zu sperren, der von vielen als eklatanter Angriff auf die Meinungsfreiheit
angesehen wird, ist laut Esperon in Wirklichkeit ein Akt zum Schutz der
Integrität des digitalen Raums der Nation. (Quelle:
https://www.pna.gov.ph/articles/1177342)

Pinoy Weekly antwortet darauf mit einer Erklärung:

Pinoy Weekly sagte, dass sie in der ersten Geschichte einfach historische
Fakten und Wissen zitiert haben: "Sa maraming pagkakataon sa kasaysayan ng
mundo, pinili ng mga mamamayan na mag-aklas para baguhin ang kanilang
lipunan. Walang matinong tao ang mag-iisip na pag-iindorso na ito sa New
People's Army (NPA) o paghihikayat na ito sa mga Pilipino na mag-aklas at
sumapi sa NPA. Paghahayag lang ito ng historikal na kaalaman."

(In vielen Fällen in der Weltgeschichte haben Bürgerinnen und Bürger zu den
Waffen gegriffen, um ihre Gesellschaft zu verändern. Niemand, der bei
klarem Verstand ist, wird denken, dass dies eine Befürwortung der New
People's Army NPA darstellt oder, dass Filipinos damit aufgefordert werden,
zu den Waffen zu greifen und der NPA beizutreten. Das ist nur historisches
Wissen).

In der zweiten Veröffentlichung, die Esperon ebenfalls als Rechtfertigung
angeführt hatte, habe ihr Autor einfach die Erklärung der CPP zitiert,
sagte Pinoy Weekly. "Malinaw pa sa sikat ng araw na sinisipi lang ng
manunulat ang opisyal na pahayag ng CPP. Hindi niya pahayag iyan. Ngayon,
bawal na bang sumipi? Bawal nang ikober ang armadong paglaban ng NPA? Hindi
na puwedeng interbyuhin ang mga rebelde, kasi anumang pahayag nila,
magagamit laban sa mga mamamahayag na puwedeng kasuhan ng pagsuporta sa
'terorismo'? Ulitin natin: Grabeng kahibangan ito."

(Es versteht sich von selbst, dass der Autor nur die offizielle Erklärung
der KPP zitiert. Es ist nicht seine persönliche Erklärung. Ist es verboten
zu zitieren? Ist es illegal, über den bewaffneten Kampf der NPA zu
berichten? Dürfen wir die Rebellen nicht interviewen, weil alles, was sie
sagen, gegen Journalisten verwendet werden kann, die dann der Unterstützung
des "Terrorismus" beschuldigt werden können? Wir möchten noch einmal
betonen: Das ist eine ganz andere Ebene der Dummheit).

Die National Union of Journalists of the Philippines (NUJP) erklärte
außerdem, dass kritische Berichterstattung nicht mit einer Zugehörigkeit zu
kommunistischen Gruppen gleichgesetzt werden sollte: "Bulatlat und Pinoy
Weekly gibt es schon seit Jahren, und sie haben sich in der
Berichterstattung über die Belange der Bevölkerung einen Namen gemacht.
Manchmal war diese Berichterstattung kritisch gegenüber der Regierung und
ihrer Politik, aber es ist gefährlich, dies mit Zugehörigkeit oder
Unterstützung gleichzusetzen, wie es die Regierung jetzt postuliert."
(Quelle:
https://www.rappler.com/nation/what-it-signals-esperon-goes-after-news-sites-before-vacating-post-2022/)


Perfecto Caparas, ein preisgekrönter Enthüllungsjournalist und
zugelassener Rechtsanwalt, legte seinen Eid als Mitglied der neu
gegründeten Nationalen Journalistengewerkschaft der Philippinen, Ortsgruppe
Nordamerika, ab.

Übersetzung aus dem Englischen wurde von Domenica Ott vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.
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STELLUNGNAHME 

Ethische Kriterien für Entscheidungen in einer Pandemie

von Thorsten Galert



In seiner am 4. April 2022 veröffentlichten Stellungnahme reflektiert
der Deutsche Ethikrat die im Kampf gegen die COVID-19-Pandemie
gemachten Erfahrungen und zieht daraus Lehren für den zukünftigen
Umgang mit Pandemien.


Er entwickelt wichtige ethische Kriterien für komplexe
Entscheidungen und legt eine Reihe konkreter Empfehlungen für
Güterabwägungen im Kontext von Pandemien vor. Neben dem Ausgleich
zwischen individuellen Freiheitsrechten und Geboten der öffentlichen
Gesundheitsfürsorge betreffen diese beispielsweise den Umgang mit
Unwissen und Ungewissheit, die insbesondere zu Beginn der Pandemie
politische Entscheidungen erschwert haben. Gefordert werden weiterhin
verbesserte Kommunikations- und Informationsstrategien sowie die
verstärkte Einbeziehung von Menschen mit eingeschränkten
Partizipationsmöglichkeiten in die sie betreffenden Entscheidungen.
Bei der Entscheidung über Schutzmaßnahmen müssen die Menschenwürde und
die Grund- und Menschenrechte in jedem Fall geachtet werden.
Entstehende Belastungen müssen gerecht verteilt und Ungleichheiten
gegebenenfalls kompensiert werden. Aus demokratietheoretischer
Perspektive spricht sich der Ethikrat für die Förderung von
Eigenverantwortung, Solidarität und gesellschaftlichem Zusammenhalt
aus.

Während der COVID-19-Pandemie hat der Deutsche Ethikrat sich mehrfach
kurzfristig zu ethischen Fragen geäußert, bezüglich derer akuter
Beratungsbedarf entweder vonseiten der Politik angemeldet oder im
Verlauf der öffentlichen Debatten offenkundig geworden war. So sind
während der zwei ersten Pandemiejahre annähernd ebenso viele
Ad-hoc-Empfehlungen erschienen wie zuvor insgesamt seit der Einführung
dieses kürzeren Publikationsformats des Rates im Jahr 2014. So
sinnvoll diese Zwischenrufe des Ethikrates in Form kurzer
Publikationen gewesen sein mögen, stellten sie auch eine
Belastungsprobe für das Gremium dar, dessen Arbeitsweise mit
normalerweise monatlichem Sitzungstakt nicht gut zum politischen
Handlungsdruck in Krisensituationen passt. Für die Zwecke der
Ad-hoc-Empfehlungen mussten pragmatische Lösungen für moralische
Konflikte gefunden werden, ohne diese ob der Kürze der Texte
ausführlich begründen zu können - und teilweise ohne dass die
zugrundeliegenden Kontroversen im Rat wirklich hätten ausgetragen
werden können. Vor diesem Hintergrund gewinnt das Erscheinen der
abschließenden Stellungnahme des Rates zu normativen Fragen des
Umgangs mit einer Pandemie zusätzlich an Bedeutung. Einige
Rechtfertigungslasten, die in den kürzeren Veröffentlichungen nicht
angemessen bewältigt werden konnten, werden darin nun gründlich
abgetragen. Vor allem werden im normativen Teil der Stellungnahme die
Kriterien detailliert erörtert, die der Deutsche Ethikrat bereits in
seinen Ad-hoc-Empfehlungen bei der Abwägung der jeweils im Konflikt
stehenden moralischen Güter zur Anwendung gebracht hat.

Missstände beseitigen

Die Entwicklung einer nachhaltigen Strategie, die sich auch bei der
Bewältigung zukünftiger Pandemien bewähren können sollte, setzt eine
kritische Analyse der in der Corona-Krise offen zu Tage getretenen
systemischen Mängel und als ungeeignet erkannter Maßnahmen voraus. Zu
den diskutierten Missständen gehört die unzureichende Vorbereitung auf
die Pandemie, aber auch das Fehlen einer Langzeitstrategie zu ihrer
Eindämmung. Zudem zeigte sich im Verlauf der Pandemie die mangelnde
Krisenrobustheit diverser Institutionen, besonders dramatisch etwa im
Fall der Gesundheitsämter. Viel zu lange mussten und müssen politische
Entscheidungen auf ungenügender Datengrundlage getroffen werden. Auf
die Dauer untergrub dies das Vertrauen der Öffentlichkeit in die
Politik ebenso wie die unzulängliche Krisenkommunikation. In der
schlecht durchdachten letzten Konsequenz einzelner
Infektionsschutzmaßnahmen kam es sogar zu Menschenrechtsverletzungen,
wenn etwa Menschen in völliger Isolation sterben mussten. Aber auch
ansonsten haben sich viele der während der Pandemie ergriffenen
Schutz- und Partizipationskonzepte im Umgang mit besonders vulnerablen
Gruppen (Menschen in der Langzeitpflege oder Behindertenhilfe, ohne
feste Bleibe oder mit Flucht- oder Migrationshintergrund) im Laufe der
Zeit als unzureichend herausgestellt. Fragen der intergenerationellen
Gerechtigkeit, etwa hinsichtlich der mangelnden Würdigung der aus
Rücksichtnahme auf ältere verpassten Entwicklungsmöglichkeiten junger
Menschen, erhielten ebenso wenig die ihnen gebührende Aufmerksamkeit
wie Fragen der internationalen Gerechtigkeit. Letztere betreffen
beispielsweise das Maß der Solidarität, das wohlhabendere Länder
weniger wohlhabenden bei der Bewältigung der Pandemie schulden.

Vulnerabilität und Resilienz

Der Ethikrat analysiert, wie Güterabwägungen während der Pandemie
getroffen wurden, und schlägt normative Kriterien für zukünftige
Abwägungen vor. Das Erleben der Pandemie hat vielen Menschen die
Bedeutung bestimmter Merkmale der Grundverfassung der menschlichen
Existenz in Erinnerung gerufen, wie etwa ihre wesentliche
Verwundbarkeit und Verletzlichkeit. Der Ethikrat trägt dem Rechnung,
indem er der Explikation der Kriterien pandemiepolitischer
Entscheidungen (sozial-)anthropologische "Vergewisserungen"
voranstellt, die um das Begriffspaar Vulnerabilität und Resilienz
kreisen. Von der bereits erwähnten inhärenten Vulnerabilität des
Menschen lässt sich zum einen eine situative Vulnerabilität
unterscheiden, die in bestimmten sozialen, politischen oder
ökonomischen Kontexten gründet, und zum anderen eine strukturelle
Vulnerabilität. Letztere meint zunächst Gefährdungen der
psychophysischen Integrität von Personen, die von Institutionen oder
Organisationen ausgehen. Es kann aber auch sinnvoll sein,
Institutionen selbst in einem übertragenen Sinn als vulnerabel zu
betrachten, weil diese Betrachtungsweise Möglichkeiten zur gezielten
Förderung ihrer Resilienz aufweisen kann. Als Gegenbegriff zur
Vulnerabilität meint Resilienz sodann die Widerstandskraft bzw.
Bewältigungskompetenz von Individuen oder Institutionen angesichts von
Krisen.

Selbst wenn die während der Pandemie üblich gewordene
pauschalisierende Rede über vulnerable Gruppen die Gefahr der
Stigmatisierung in sich birgt, gibt es durchaus gute Gründe, in einer
Krise einzelne Menschen oder bestimmte Personengruppen als "besonders"
vulnerabel einzustufen. Daraus kann dann etwa ein Anspruch auf
spezielle Solidarität abgeleitet werden. Auch bei solchen Überlegungen
sollte nach Ansicht des Ethikrates ein differenziertes Verständnis von
Vulnerabilität maßgeblich sein, das mehr als nur besondere
Infektionsrisiken oder Risiken für schwere Krankheitsverläufe
berücksichtigt. So können Menschen, die nicht als besonders vulnerabel
für die Krankheit selbst zu betrachten sind, etwa in dem Sinn
vulnerabel sein, dass sie besonders von den negativen Folgen der zur
Eindämmung der Pandemie ergriffenen Maßnahmen betroffen sind. Dies
gilt beispielweise für Kinder, Jugendliche, Auszubildende und
Studierende. Sie haben ein viel geringeres Risiko als ältere und
vorerkrankte Menschen, schwer an COVID-19 zu erkranken, leiden dafür
aber besonders unter Einschränkungen ihrer Ausbildungswege und ihres
Soziallebens. Dennoch wurden ihnen erhebliche Einschränkungen dieser
Art während der Corona-Krise auferlegt und unter anderem mit der
Rücksichtnahme auf Ältere gerechtfertigt.

Entscheidungskriterien

Eine erste wichtige Quelle für Kriterien zu pandemischen
Entscheidungskonflikten ist der Freiheitsbegriff. Der zentrale
ethische Konflikt in Pandemien zwischen Freiheitsrechten auf der einen
und Forderungen des Infektionsschutzes auf der anderen Seite stellt
sich dann besonders unversöhnlich dar, wenn Freiheit individualistisch
verstanden wird. Der Ethikrat setzt dem ein relationales Verständnis
von Selbstbestimmung entgegen, demzufolge die Freiheit des Einzelnen
sich in Abhängigkeit von anderen Personen und Institutionen
konstituiert. Ebenso falsch wäre es, Freiheit als staatlicherseits
gewährtes Privileg zu sehen. Vielmehr ist sie die prinzipiell
unverhandelbare Grundlage des demokratischen Rechtsstaats. Intensive
Eingriffe in Freiheitsrechte (etwa in der Form eines harten Lockdowns)
sind demzufolge auch nur dann gerechtfertigt, wenn hohe Sterblichkeit,
langfristige gesundheitliche Beeinträchtigungen signifikanter
Bevölkerungsteile oder der drohende Kollaps des Gesundheitssystems
nicht mit weniger einschneidenden Maßnahmen abgewendet werden können.

Weil die Folgen der Pandemie und ihrer Bewältigung zwar alle
betreffen, aber eben nicht alle in gleicher Weise, kommen auch
vielfältige Aspekte der Gerechtigkeit ins Spiel. Sie betreffen
Kriterien für die gerechte Verteilung von knappen Impfstoffen oder
intensivmedizinischen Ressourcen auf nationaler und internationaler
Ebene ebenso wie Maßnahmen der Kompensation für besondere
pandemiebedingte Belastungen. Ein Aspekt der intergenerationellen
Gerechtigkeit betrifft die Frage, welche Lasten die gegenwärtig
lebenden Menschen zukünftigen Generationen aufbürden dürfen, indem sie
Pandemiefolgekosten durch die Neuaufnahme von Schulden finanzieren.

Eng mit dem Gerechtigkeitsbegriff verwoben ist der der Solidarität.
Viele Menschen haben sie während der Corona-Krise freiwillig geübt,
indem sie eigene Ansprüche, deren Erfüllung ihnen unter
Gerechtigkeitsgesichtspunkten prinzipiell zustand, zugunsten anderer
zumindest zeitweilig aus freien Stücken zurückgestellt haben. Für die
Bewältigung der Pandemie sind aber auch Solidaritätspflichten von
großer Bedeutung, die der Staat bestimmten Personengruppen auferlegt.
Für die Akzeptabilität solcher Solidaritätspflichten ist unter anderem
von Belang, dass die mit ihnen einhergehenden Lasten vom Staat
möglichst fair verteilt und angemessen kompensiert werden. Für ihre
faktische Akzeptanz dürfte darüber hinaus wesentlich sein, ob die zur
Solidarität verpflichteten Personen den Institutionen, die über solche
Verpflichtungen entscheiden (etwa Parlament, Verwaltungen) oder auf
deren Wissensbasis solche Entscheidungen getroffen werden
(Wissenschaft), vertrauen. Zusätzlich zum Vertrauensbegriff gewinnt in
der Stellungnahme der Begriff der Verantwortung kriterielle Relevanz.
Als besonders fruchtbar erweist sich das Konzept der
Multiakteursverantwortung, dem zufolge Personen mit
Entscheidungsbefugnis auf allen gesellschaftlichen Ebenen von
einzelnen Einrichtungen oder Betrieben bis zur obersten politischen
Entscheidungsebene entsprechend ihrem Zuständigkeitsbereich
rollenspezifische und eng miteinander verflochtene Verantwortungen
tragen. In diesem Zusammenspiel ist der Gesetzgeber in Bund und
Ländern für die Regelung der Rahmenbedingungen zuständig, unter denen
die Menschen selbst sowie im Sinne der Subsidiarität andere
institutionelle Akteure tätig werden.

Im Anschluss an diesen Beitrag folgen die konkreten Empfehlungen für
Güterabwägungen im Kontext von Pandemien, die der Deutsche Ethikrat am
Ende seiner Stellungnahme ausspricht, im Wortlaut. Zur Einordnung sei
vorausgeschickt, dass die Bekämpfung einer Pandemie in einem
freiheitlich demokratischen Gemeinwesen eine Aufgabe ist, bei der die
Individuen, die (Zivil-)Gesellschaft und der Staat - von der
kommunalen Ebene über die Bundesländer bis hin zum Bund -
zusammenwirken müssen. Bestehen keine effektiven und zumutbaren
Selbstschutzmöglichkeiten, die der Eigenverantwortung der einzelnen
Menschen und der Zivilgesellschaft unterliegen, können Bürgerinnen und
Bürger vom Staat erwarten, dass er sie vor pandemiebedingten Gefahren
für Leben, Gesundheit und andere grundrechtlich relevante Güter
schützt.
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TAGUNGSBERICHT


Chancen und Risiken der E-Zigarette

22. BfR-Forum Verbraucherschutz, 28. und 29. April 2022 (Berlin)

von Erik Petersen



In unregelmäßigen Abständen versammelt das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) seit dem Start 2005 Expert*innen und Angehörige
der Zivilgesellschaft zum gemeinsamen Austausch und zur Diskussion
aktueller Fragestellungen bei verbrauchernahen Produkten, die erst
seit kurzer Zeit auf dem Markt sind oder aktuell Anlass zu Besorgnis
liefern. So ging es bisher unter anderem um Nahrungsergänzungsmittel,
Aluminium im Alltag, Pflanzenschutzmittel und Mikroplastik - jetzt
also widmete sich die zweitägige 22. Veranstaltung den "Chancen und
Risiken der E-Zigarette". Aufgrund der Coronalage fand das Forum als
hybride Konferenz statt.

Einleitung

Die E-Zigaretten sind seit rund 15 Jahren auf dem Markt und werden in
der öffentlichen Darstellung als zumindest weniger schädliche
Alternative zur Tabakzigarette vermarktet. Die große Mehrheit der
Bevölkerung hält die E-Zigarette allerdings ebenfalls für
gesundheitsschädlich, wie eine repräsentative Umfrage des BfR vom
Dezember 2019 ergeben hat. Es ist heute allgemein akzeptiert, dass
Tabakrauch die Hauptursache für vermeidbare Todesfälle und zahlreiche
Krankheiten ist. Allein für Deutschland wird mit jährlich ca. 120.000
vorzeitigen Todesfällen durch Tabakrauchen gerechnet. Die Hersteller
von E-Zigaretten werben damit, dass der Gehalt gesundheitsschädlicher
Substanzen in den Emissionen der E-Zigaretten deutlich geringer ist
als bei der Tabakzigarette. Jedoch werden auch bei den E-Zigaretten
gesundheitsschädliche Substanzen eingeatmet. Zur belastbaren
Einschätzung des Gesundheitsrisikos fehlen allerdings Langzeitdaten.
Aufgrund der bislang vorliegenden Daten wird aber im Allgemeinen davon
ausgegangen, dass bei optimalen Geräteeinstellungen und
Flüssigkeitsformulierungen das Gesundheitsrisiko von E-Zigaretten
deutlich geringer ist als bei Tabakwaren. Allerdings haben in den
letzten Monaten Vergiftungsfälle für Schlagzeilen gesorgt, die auf
(verbotene) psychoaktive Substanzen plus Verunreinigungen
zurückzuführen waren.

Aktueller Forschungsstand

Im Vorfeld des Forums positionierte sich der Herstellerverband
Independent European Vape Alliance (IEVA) mit einer Kampagne
zur "Aufklärung von Rauchern über das schadensminimierende Potenzial
der E-Zigarette im Vergleich zur Tabakzigarette. Zu wenige Raucher
würden die wissenschaftlichen Fakten zur E-Zigarette kennen und
dadurch vom Umstieg auf die weniger schädliche Alternative
abgehalten".(1) Des Weiteren wird mitgeteilt, dass unabhängige
Untersuchungen ergeben hätten, dass die E-Zigarette die
erfolgversprechendste Möglichkeit sei, den Tabakkonsum komplett
einzustellen. Die Hersteller sind überzeugt "Dampfen ist nicht
Rauchen" und verwahren sich gegen die Gleichsetzung.(1) In diesem
Zusammenhang werden auch Vorwürfe laut, negative Behauptungen über
E-Zigaretten könnten Raucher*innen verunsichern und davon abhalten,
auf die weniger schädliche Alternative umzusteigen, und träfen quasi
eine Mitschuld an den nicht verhinderten vorzeitigen Todesfällen.

Generell muss festgehalten werden, dass es mittlerweile eine Vielzahl
von E-Zigaretten-Typen gibt mit einer noch größeren Anzahl von
Substanzen, die in den zu verdampfenden Liquids enthalten sind. Nicht
immer gehört Nikotin dazu, aber gerade für umstiegswillige
nikotinsüchtige Raucher*innen ist der Nikotingehalt natürlich eine
Notwendigkeit zur Suchtbefriedigung ohne Tabakrauch. Inwieweit
E-Zigaretten demnach als weniger schädliche Ersatzdroge dienen
könnten, wird kontrovers diskutiert - auch ob sie wirklich die beste
Möglichkeit für einen Rauchstopp bieten. Oder können sie nicht
vielmehr auch als Einstiegsdroge gelten? Gerade die vielen beigefügten
Aromastoffe scheinen eher auf junge Verbraucher*innen zugeschnitten
als auf ausstiegswillige Raucher*innen.

Ein großes Problem bei den Inhaltstoffen liegt in der großen Vielfalt
und der Unkenntnis von deren Verhalten bei höheren Temperaturen und im
Zusammenspiel mit weiteren Inhaltsstoffen. Welche Effekte dann in
Atemwegen und Lunge auftreten könnten, ist weitgehend unbekannt. Eine
Liste der Inhaltsstoffe reicht eigentlich auch dann nicht mehr aus,
wenn diese miteinander zu neuen Substanzen reagieren. So können sich
aus dem bekannten Aromastoff Vanillin Azetale bilden, die sicher
andere Eigenschaften als die Ursprungsstoffe haben und zum Beispiel
Reizstoff-Rezeptoren aktivieren können.

Nur wenn tatsächlich alle Stoffe bekannt sind, denen die Nutzer
ausgesetzt sind und weiterhin deren inhalative Toxizität bekannt ist,
könnten Gefahr und Risiko abgewogen werden, konstatierte Dr. Hanno
Erythropel (Yale School of Medicine, New Haven, Connecticut, USA).
Auch das altbekannte Menthol - mittlerweile in Tabak verboten - taucht
in den E-Zigaretten wieder auf, weil es auch dort den gleichen
(erwünschten) kühlenden Effekt hat. Darüber hinaus steigert der
Zusatzstoff die Bioverfügbarkeit von Nikotin. Auch deshalb ist Menthol
bereits in einigen Staaten als Zusatzstoff in E-Zigaretten verboten.
Allerdings hat die Industrie hier bereits synthetische Ersatzstoffe im
Angebot, die zumindest die gleiche kühlende Wirkung entfalten (ohne
den typischen Geruch/Geschmack). Über die physiologischen
Eigenschaften liegen keine Daten vor. Diese sind in Deutschland in
Tabakzigaretten ebenfalls verboten. Um der Regulierung durch die FDA
zu entgehen, wurde in den USA das bis vor kurzem noch vollkommen
ungeregelte synthetische Nikotin eingesetzt, nun wird dies oftmals in
Mischungen mit aus Tabak gewonnenem Nikotin verwendet. Über die
physiologischen Eigenschaften dieser Mixtur ist nichts bekannt. Dr.
Erythropel empfahl, dass Stoffe und Stoffkombinationen, über deren
inhalatives toxisches Potenzial nichts bekannt ist, nicht verwendet
werden sollten.

Rauchentwöhnung

Einen großen Raum nahm die Diskussion über die Möglichkeiten der
Rauchentwöhnung ein.

Beeindruckende Zahlen nannte Prof. Martin Storck (Städtisches
Klinikum Karlsruhe) zur gefäßmedizinischen Relevanz der
Rauchentwöhnung. Rund 96 Mrd. Euro direkten und indirekten Kosten des
Tabakrauchens stehen bescheidene Erfolge bei der Rauchentwöhnung
gegenüber. Lediglich ein Drittel der Gefäßpatienten, die bereits
deutlich an Atherosklerose erkrankt sind, schafft den Entzug im
Selbstversuch oder durch strukturierte Programme. Seiner Ansicht nach
kann die E-Zigarette ein probates Mittel zur Rauchentwöhnung sein,
zumal es deutliche Hinweise darauf gibt, dass eine kardiovaskuläre
Erholung stattfindet, sobald der Tabakrauch entfällt. Prof. Andreas
Daiber (Universitätsmedizin Mainz) konnte dies unter anderem aus
eigenen Untersuchungen bestätigen. Er wies darauf hin, dass in
Deutschland zurzeit zwar die E-Zigarette zu 98 % von Rauchern bzw.
Ex-Rauchern genutzt wird, die Situation in den USA aber bereits eine
andere ist. Dort sind offenbar aufgrund der vielen Aromazusätze
insbesondere jüngere Menschen Nutzer. Auch er mahnte vor den
unabsehbaren Effekten der neuentstehenden Substanzen, die zumindest im
Zellversuch inflammatorische Wirkungen zeigten. In Mainz sollen jetzt
mithilfe von Tierversuchen die Ergebnisse überprüft werden. Für ihn
steht der Schutz der Jugend im Vordergrund. Weiterrauchen sei auf
jeden Fall das Gefährlichere, so das allgemeine Fazit, dem sich auch
der niedergelassene Pneumologe Dr. Thomas Hering (Berlin)
anschloss. Als Voraussetzungen für eine Empfehlung der E-Zigarette
nannten die Spezialisten unter anderem eine schwerwiegende
Grunderkrankung und wenn eine Tabakentwöhnung mit evidenzbasierten
Methoden bzw. den S-3-Empfehlungen nicht realistisch ist. Dabei
sollte der Tabakentzug 100%ig erfolgen, denn ein sogenannter Dual-Use,
das heißt E-Zigarette plus Tabakrauchen, wäre nicht hilfreich, sondern
sogar schädlich, da zusätzliche ungewisse Risiken hinzukommen würden.
Außerdem sollten so wenige Zusatzstoffe wie nötig in den E-Zigaretten
sein, ein entsprechender Nikotingehalt wäre allerdings
Grundvoraussetzung für die Substitution. Und der Konsum einer
E-Zigarette sollte nur als Durchgangsstadium zur Suchtfreiheit gesehen
werden - auch wenn dies für stark nikotinabhängige Personen sicher
schwer möglich sein dürfte.

Die Auswirkungen der E-Zigarette auf die Lunge beleuchtete Dr.
Klaas F. Franzen (Universitätsklinikum Schleswig-Holstein,
Lübeck) etwas genauer. Aus der Literatur stellte er sein Fazit
zusammen, dass es keine von der Industrie unabhängigen Studien mit
günstigen Auswirkungen gibt. Im Gegenteil würden unabhängige Studien
eine Reihe von negativen Auswirkungen belegen wie Inflammation,
Zelltod und DNA-Schäden, eine steigernde Wirkung auf die Morbidität
und Mortalität bei Lungeninfektionen bis hin zu einem Zusammenhang
zwischen E-Zigaretten-Konsum und Asthma und/oder COPD.

PD Dr. Tobias Rüther (Tabakambulanz am LMU Klinikum München)
startete seine Exkursion bezüglich seines Vortrags zur provokanten
Frage "E-Zigarette: Krimi mit Happy End oder Tragödie?" ebenfalls mit
Zahlen unter anderem bezüglich des Rauchstopps. Die Erfolgsquoten nach
einem Jahr sind desillusionierend: 5 % bei freiwilligem Verzicht, 10 %
bei einfacher ärztlicher Betreuung, 15 - 20 % bei Medikamenteneinsatz
und immerhin ca. 50 % bei professioneller Tabakentwöhnung. Nur auch
diese 50 % betreffen leider nur 2 - 5 % der Gesamtzahl an
Raucher*innen ... Wie kann das Dilemma gelöst werden? Rüther
verdeutlichte, dass Raucher*innen wegen des Nikotins rauchen und an
den Verbrennungsprodukten erkranken und sterben. Nikotin ist zwar in
hohen Dosen akut toxisch, in niedrigen chronischen Dosen allerdings
eher nicht als toxisch zu bezeichnen. Eine Abtrennung des Nikotins vom
Tabak scheint demnach eine folgerichtige Strategie zur Verringerung
der Tabakrauchfolgelasten zu sein. In der Suchtmedizin bei harten
Drogen ist die Substitution eine Erfolgsstrategie, warum nicht auch
hier? Eine Aufnahme der E-Zigarette in die
Raucherentwöhnungsleitlinien sei bislang nicht erfolgt, einfach weil
zu viele offene Fragen eine abschließende Beurteilung zurzeit nicht
möglich machten. Hier könnten gezielte Studiendesigns die offenen
Fragen beantworten. Unzweifelhaft sei ein Entwöhnungspotenzial
inklusive einer deutlich geringeren Belastung durch Schadstoffe
vorhanden. Die Eingangsfrage konnte also noch nicht beantwortet
werden!

Aus aktuellen Ergebnissen der Deutschen Befragung zum Rauchverhalten
(DEBRA) lässt sich entnehmen, dass die Raucherquote im Grunde seit
Jahren auf einem im Vergleich zu anderen Ländern deutlich zu hohem
Niveau stagniert. So sind die Werte in England seit 2007 von 30 auf 15
% gesunken, während in Deutschland die Werte um die 30 % pendeln und
2021 sogar wieder leicht gestiegen sind. Der Rückgang in England wird
zu einem hohen Prozentsatz auf die E-Zigarette zurückgeführt, die
stark als Alternative propagiert wird (auch vom National Health
System). In Deutschland haben ca. 9 % der umstiegswilligen
Raucher*innen die E-Zigarette als Ausstiegsmethode genutzt. Es ist
nicht verwunderlich, dass der Umstieg mit nikotinhaltigen E-Zigaretten
leichter fiel als mit nikotinfreien. Leider waren auch hier Rückfälle
zu verzeichnen, besonders bemerkenswert ist ein größerer Teil, der
neben der E-Zigarette auch wieder zum Tabakrauchen zurückgekehrt ist
(sog. Dual Use). Prof. Dr. Daniel Kotz (Universitätsklinikum
Düsseldorf), fasste als einer der verantwortlichen Studienleiter seine
Implikationen wie folgt zusammen: Aufgrund des vorhandenen
Schädigungspotenzials sollten E-Zigaretten für Jugendliche generell
wie für alle Nichtraucher*innen tabu sein. Die E-Zigarette kann
allerdings durchaus zur Unterstützung der Tabakabstinenz angeboten
werden unter Aufklärung über mögliche Risiken und wenn andere
evidenzbasierte Entwöhnungsmaßnahmen entweder nicht erfolgreich oder
von Raucher*innen nicht gewollt sind.

Prof. Dr. Reiner Hanewinkel (Institut für Therapie- und
Gesundheitsforschung, Kiel) und auch Prof. Dr.
Ute Mons (Universitätsklinikum Köln) befassten sich mit der
sogenannten Gateway-Hypothese, also der Frage, ob der
E-Zigaretten-Konsum als Einstieg zum Tabakrauchen angesehen werden
kann. Hier gibt es zwar einige wenige Studien, deren Mängel allerdings
die Ergebnisse verfälschten. Nach Einbeziehung der Störfaktoren liegen
nur noch schwache Assoziationen vor, sodass offenbar andere
Risikofaktoren bedeutender für den Beginn des Tabakkonsums sind.
Erfahrungen aus den USA zeigen, dass trotz Anstieg des Konsums von
E-Zigaretten unter Jugendlichen die Raucherquote nahezu unverändert
geblieben ist. In den USA werden auch vermehrt nikotinfreie Liquids
genutzt, sodass die körperliche Suchtgefahr nicht gegeben ist und auch
kein Anreiz zum Wechsel des Nikotinträgers geboten wird.

Das BfR selbst hatte im Übrigen ebenfalls eine Umfrage zur Wahrnehmung
der Risiken durch E-Zigaretten in Auftrag gegeben. Dr.
Mark Lohmann (BfR) berichtete die wichtigsten Erkenntnisse.
Noch ist die E-Zigarette ein Nischenprodukt und wird von gerade einmal
6 % der Bevölkerung genutzt, von denen auch noch 2/3 gleichzeitig
Tabakrauchen (sog. Dual Use). Für 90 % der Nichtraucher*innen sind
E-Zigaretten nicht attraktiv, darüber hinaus stellen diese für 49 %
der Befragten keine gesündere Alternative zu Tabakzigaretten dar, 37 %
sehen sogar diesbezüglich keinen Unterschied zwischen Tabak- und
E-Zigaretten.

Schlussfolgerungen

Während der Veranstaltung ist es gelungen, alle wichtigen Aspekte zur
Sprache zu bringen und mit dem entsprechenden wissenschaftlichen
Hintergrund darzustellen. Auf der abschließenden Podiumsdiskussion
stellte Prof. Dr. Andreas Luch vom Veranstalter sein Dilemma
dar. Das BfR sieht durchaus das Entwöhnungspotenzial der E-Zigarette,
das BfR sei aber beim Verbraucherschutz der gesamten Bevölkerung
gegenüber verpflichtet und könne nicht ein Produkt nur für einen sehr
kleinen Teil der Bevölkerung empfehlen, das für den Großteil der
Bevölkerung aufgrund des Schädigungspotenzials nicht empfohlen werden
kann. Er appellierte an die Hersteller, sich um eine Medizinzulassung
zu bemühen. Dadurch könnten viele Probleme in der Zukunft erspart
bleiben, zum Beispiel was die Vielfalt an Aromastoffen anbelangt.
Solange die Produkte aber frei verfügbar bleiben, müssten auch Verbote
bestimmter Substanzen mit hohem Schädigungspotenzial in Betracht
gezogen werden. Er machte auch deutlich, dass das BfR natürlich nur
Vorschläge machen könnte, aber sie wollten gerade bei neuartigen
Produkten lieber früher als zu spät handeln - auch wenn etwaige
Schädigungen (noch) nicht hieb- und stichfest bewiesen sind, hier
müssten belastbare Hinweise reichen.

Einige Diskutanten sahen andererseits auch eine Aufklärungslücke
darin, dass die wesentlich geringere Schädlichkeit der E-Zigarette
gegenüber dem Tabakrauchen offensichtlich in der Öffentlichkeit noch
nicht angekommen ist und schleunigst behoben werden sollte.
Dustin Dahlmann vom Herstellerverband Bündnis für
Tabakfreien Genuss grenzte sich deutlich von der Tabakindustrie ab
und pries die E-Zigarette als probates Mittel zur Rauchentwöhnung. Er
sah keine Gefährdung der Jugend oder der Gesamtbevölkerung, da die
Nutzer der E-Zigarette zu über 99 % Raucher*innen seien. Natürlich
würde er nicht behaupten, dass die E-Zigarette unschädlich sei, man
müsse aber doch sehen, dass sie deutlich weniger schädlich als
Tabakzigaretten sei. Für Luch (BfR) war das allerdings kein Argument.
Das BfR wolle und könne nicht die Schädlichkeit verschiedener Produkte
vergleichen und dann das weniger schädliche positiv benennen. Das BfR
würde generell die gesundheitlichen Risiken betrachten und mitteilen,
ob diese vorhanden sind oder nicht, und könne keinesfalls ein
nachgewiesenermaßen gesundheitsschädliches Produkt empfehlen. Um eine
Attraktivität und dadurch mögliche negative Effekte der E-Zigarette
auf die Gesamtbevölkerung und insbesondere die Jugend zu minimieren,
sprachen sich mehrere Diskutanten sowohl für ein Werbeverbot als auch
für eine Zulassung als Medizinprodukt aus. Dahlmann wies diesen
Strategien zur Verhinderung der weiteren Verbreitung der E-Zigarette
einen Hang zur Absurdität zu, solange die viel
gesundheitsschädlicheren Tabakzigaretten für Erwachsene an vielen
Orten problemlos zu kaufen sind. Er plädierte für den Erhalt der
Attraktivität der E-Zigarette auch durch eine Aromenvielfalt jenseits
der Tabakaromen, die die Raucher*innen zum Wechsel motivieren würden.

Fazit

Die Diskussion konnte nicht zu einem Ende geführt werden. Zu viele
offene Fragen blieben übrig, die hoffentlich weiter diskutiert werden
können. Alle Beteiligten bekannten sich zu einer Fortsetzung des
Dialogs, um die Chancen und Risiken der E-Zigarette bewerten zu können
und um letztlich zu praktikablen Handlungsmöglichkeiten zu gelangen.
Das Gemengelage der Interessen und Ziele könnte nicht
unterschiedlicher sein: Die Suchtmediziner streben eine suchtfreie
Gesellschaft an, sehen aber auch ein Klientel, bei dem nur eine
Substitution infrage käme, die Lungenfachleute möchten den kompletten
Verzicht auf inhalative Fremdstoffe, die Industrie möchte ihre
Produkte verbessern und verkaufen, das BfR muss auftragsgemäß Gefahren
für die Gesundheit abwehren. Einigkeit herrschte auf der anderen Seite
bei der Diagnose, dass die Tabakprävention in Deutschland weiterhin
verbesserungsbedürftig sei.(2)

Autor:

Dipl.-Geol. Erik Petersen

Büro für Umweltmedizin

umweltmedizin@web.de

www.erik-petersen.de

Quellen

(1) IEVA: Fakten zur E-Zigarette - Europäische Kampagne gestartet, Pressemitteilung 26.04.2022, 

https://www.presseportal.de/pm/149764/5205739.

(2) Programm, Vorträge und weitere Informationen unter 

https://www.bfr-akademie.de/deutsch/archiv/2022/e-zigarette.html

 * 

Quelle:

umwelt • medizin • gesellschaft, 35. Jahrgang, Heft 2/2022, Seite 48-50

Verlag: Forum Medizin Verlagsgesellschaft mbH

Infanterieweg 30b, 26129 Oldenburg

Tel.: 0441-936 54 58-0; Fax: 0441-936 54 58-1

E-Mail: redaktion@forum-medizin.de

Internet: www.forum-medizin.de

Erscheinungsweise: 4 Mal im Jahr

Organ der Verbände: dbu, DEGUZ, DGUHT, EUROPAEM, IGUMED, ÖAB und KMT

Bezugspreis: Das Abonnement kostet jährlich 42,- Euro frei Haus,

Ausland 50,- Euro. Einzelheft: 11,- Euro

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 13. August 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





MELDUNG/1050: E-Rezept - Schleswig-Holstein startet im September (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 7/8, Juli/August 2022

E-Rezept: Schleswig-Holstein startet im September

von PM/RED



Schleswig-Holstein ist gemeinsam mit Westfalen-Lippe ab September
Startregion für die Einführung des Elektronischen Rezeptes (E-Rezept).
Dies beschloss die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft für
Telematik (gematik) einstimmig. Ziel ist es, damit die bundesweite
Einführung des E-Rezeptes einzuleiten, zügig in eine Routine zu kommen
und die Digitalisierung voranzutreiben. In den beiden Startregionen
sollen Prozesse und Strukturen belastbar evaluiert werden.

Nach Angaben der KV werden in Schleswig-Holstein bislang zwischen 300
und 500 E-Rezepte täglich ausgestellt und eingelöst. Am ersten
September soll dann der Start in Arztpraxen und Apotheken im Rahmen
eines "sukzessiven schnellen Hochlaufs" erfolgen - in Abhängigkeit von
der tatsächlichen technischen und organisatorischen Verfügbarkeit. KV
und gematik werden den Prozess eng begleiten.

KV-Chefin Dr. Monika Schliffke betonte zum Start: "Keine Praxis muss
die Umsetzung fürchten, denn uns ist bewusst, dass es derzeit vielfach
noch an zentralen Modulen fehlt und digitale Prozesse
Strukturänderungen in Praxen bedingen, die vor der Routine Aufwand
erfordern." Die KV erwarte, dass sich gematik und Softwarehäuser in
den Rollout-Phasen direkt mit ihr abstimmen, für eine stabil laufende
Technik sorgen und Verantwortung übernehmen. Beide Regional-KVen
wollen besonderen Support für die Anwender der einzelnen PVS
gewährleisten und dabei den Kreis sukzessive größer ziehen. "Dies
schließt nicht aus, dass selbstverständlich jede Praxis ihren
Startpunkt selbst bestimmt", sagte Schliffke. Vor diesem Hintergrund
sprach sich auch KBV-Vorstand Dr. Thomas Kriedel für die Startphase,
über die es zuvor zwischen ärztlichen Standesorganisationen und
gematik eine Kontroverse gegeben hatte, aus. Er betonte, dass in dem
komplexen Prozess zwischen Praxen, Apotheken, Patienten und
Krankenkassen das Zusammenspiel gewährleistet sein müsse: "Ein
einfacher Ablauf ist für alle entscheidend: für Ärzte, Apotheken und
Patienten. Es darf auf keinen Fall so sein, dass ein Arzt abhängig vom
einzelnen Patienten immer wieder ein anderes Produkt für das
Ausstellen einer digitalen Verordnung anwenden muss."

 * 
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RECHT/665: Klinikleitung in München verwehrt "Russen" Behandlung - Gericht: "Schuld gering" (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 31 vom 5. August 2022 - Politik

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Volksverhetzer machen weiter

Klinikleitung in München verwehrt "Russen" Behandlung, Gericht: "Schuld gering"

von Ralf Hohmann



Die Staatsanwaltschaft München I hat mit Verfügung vom 19. Juli das im
März gegen drei leitende Ärzte der Iatros-Klinik eingeleitete
Strafverfahren wegen des Verdachts der Volksverhetzung eingestellt.
Die Beschuldigten hatten am 4. März den etwa 50 Belegärzten des
Klinikums ein Schreiben übermittelt, in dem es unter anderem hieß:

"Russland (...) bedroht unsere Freiheit und die Demokratie. Daher
 werden wir ab sofort und bis auf weiteres keine russischen und
 weißrussischen Staatsbürger bei uns behandeln. Sie können sich die
 Anmeldung sparen. Es wird keine Ausnahmen geben. (...) Im Zweifel
 werden wir die Patienten am OP-Tag absetzen."


Die Ermittlungsbehörde sah den Anfangsverdacht einer Volksverhetzung
(Paragraf 130 StGB) als gegeben an, da im Schreiben "in einer Weise,
die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, gegen zwei
nationale Gruppen zu Willkürmaßnahmen aufgefordert" worden sei. Der
Fall wurde publik, ein heftiges Rauschen in den sozialen Medien und im
Münchner Blätterwald blieb nicht aus. Die "Bild" druckte am 8. März in
ihrer Regionalausgabe das Schreiben ab, die "tz" titelte am 12. März
"Russen unerwünscht!" und wies auf die fast 16.000 Münchner mit
russischer Herkunft hin, denen seit Februar "oft purer Hass
entgegenschlägt".

Wenige Tage zuvor hatte bereits die Direktorin des
Universitätsklinikums für Humangenetik, Ortrud Steinlein, für Proteste
gesorgt. Sie teilte per Mail der Leitung der "MedicalMunich", einem
Dienstleister für russischsprachige Patienten, mit, dass "ab sofort
grundsätzlich die Behandlung russischer Patienten" abgelehnt werde,
nicht ohne den Zusatz: "Ukrainische Patienten sind natürlich herzlich
willkommen." Die Ludwigs-Maximilian-Universität distanzierte sich. Es
sei die Privatmeinung der Klinikleiterin, die sich beim Abfassen der
Mail "in einer sehr emotionalen Situation" befunden habe. Mit einer
Distanzierung waren auch die Ärzte der Iatros-Klinik schnell bei der
Hand. Nicht nur das, flugs überwies die Klinik an die Organisation
"Ärzte ohne Grenzen" 10.000 Euro. Ihre Idee sei es gewesen, schreiben
die Ärzte, "die geschäftlichen Bindungen mit Russland zu kappen und
ein Zeichen der Unterstützung zu setzen", man habe das aber "in seiner
Gesamtheit nicht zu Ende gedacht". Ein beredtes Zeugnis für die
intellektuelle Leistungsfähigkeit der drei Ärzte.

Die Staatsanwaltschaft zieht die Vorschrift des Paragrafen 153
Strafprozessordnung heran, verweist auf das Geständnis der
Beschuldigten und die "Anfeindungen Dritter", denen die Ärzte nach
Bekanntwerden des Schreibens ausgesetzt gewesen seien. Somit sei die
"Schuld gering" und ein "öffentliches Interesse an der Strafverfolgung
nicht gegeben". Warum sollte die Öffentlichkeit auch ein Interesse an
der Verfolgung haben, wenn gleichzeitig eine antirussische Sanktion
die nächste jagt, das Bundeskriminalamt seit März pro Woche 200
Straftaten mit antislawischen Motiven registriert, Konzerte
russischstämmiger Künstler abgesagt werden, russische Waren aus den
Supermärkten verschwunden sind, russische Medien die Sendelizenz
verlieren und russische und sowjetische Symbole verboten werden?

Auch berufsrechtlich droht den Behandlungsverweigerern nichts. Die im
Hippokratischen Eid niedergelegte Pflicht zu ärztlichem Beistand hat
in Deutschland ihre Grenze im Vertragsrecht. Jeder Arzt, jedes
Krankenhaus kann die Behandlung eines Patienten außerhalb eines akuten
Notfalls ablehnen, mit welchem Grund auch immer. Vertragsfreiheit
eben.
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INFEKTION/1888: Das Long-/Post-Covid-Syndrom (umg)

umwelt • medizin • gesellschaft - Ausgabe 2/2022

Humanökologie - soziale Verantwortung - globales Überleben

Long-/Post-Covid-Syndrom

von Hans Schweisfurth
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Die Coronavirus-Krankheit 2019 (COVID-19) ist eine durch das
Coronavirus SARS-CoV-2 (severe acute respiratory syndrome coronavirus
2) verursachte Viruserkrankung. Auslöser der Erkrankung ist das
Betacoronavirus SARS-CoV-2, das erstmals im Januar 2020 in Isolaten
von Pneumoniepatienten in China identifiziert wurde (1) und bis jetzt
weltweit über 500 Millionen Menschen infiziert hat (Abb. 1).





Krankheit:     COVID-19

 Krankheitserreger:     SARS-CoV-2

 Ursprung:     Volksrepublik China, Wuhan

 Erster bekannter Fall:     1. Dezember 2019

 Pandemie:     11. März 2020

 Betroffene Länder:     über 200

 Bestätigte Infizierte:     500,19 Mio.

 Todesfälle:     6,19 Mio.


Abb. 1: Informationen zu COVID-19 nach WHO (Stand 14.04.2022)






Das Virus ist umhüllt von einer Lipidmembran, die durch Detergenzien
zerstört werden kann und unterscheidet sich von den Coronaviren des
Mittleren Ostens (MERS-CoV) sowie des schweren akuten Atemwegssyndroms
(SARS-CoV) und von den Viren, die grippeähnliche Infekte auslösen (2).

Das Virus kann sich nicht extrazellulär vermehren, sondern benötigt
einen Zugang zu den Zellen eines Wirtsorganismus, um sich
auszubreiten. Das SARS-CoV-2 benutzt das Angiotensin-Converting-Enzym
2 (ACE2) in der Lunge als Rezeptor, an den es mit seinen Spikes
andockt (Abb. 2). Das ACE2 gehört zum
Renin-Angiotensin-Aldosteron-System, dessen Inhibitoren seit Jahren
gegen hohen Blutdruck eingesetzt werden.

Das Virus wurde bisher im Nasen- und Rachenraumsekret, Sputum, Stuhl,
Tränenflüssigkeit und Blut nachgewiesen (3, 4, 5).




[image: Abb. 2: Schematische Darstellung des SARS-CoV-2 Vermehrungszyklus - Grafik: covid19-pandemie.org, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

Abb. 2: Darstellung des SARS-CoV-2 Replikationszyklus in der
Wirtszelle (32)

Grafik: covid19-pandemie.org, CC BY-SA 4.0
[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia
Commons



Anfang Texteinschub

Erläuterung zur Abbildung 2 (32):


1. Zunächst heften sich die Virionen an die Oberfläche der Wirtszellen
an. Dies geschieht spezifisch über bestimmte Oberflächenmerkmale
(Rezeptoren) der Wirtszelle, im Fall von SARS-COV-2 über die Bindung
des viralen Glykoprotein S an den ACE2-Rezeptor. Der ACE2-Rezeptor der
Wirtszellen könnte deshalb ein möglicher Ansatzpunkt für eine Therapie
sein.


2. Das Enzym TMPRSS2 der Wirtszelle aktiviert weitere Schritte des
Infektionsvorganges, die zum Eindringen des Erregers in die Wirtszelle
notwendig sind. Auch TMPRSS2 ist ein potentieller Ansatzpunkt für ein
wirksames Medikament.


3. Im nächsten Schritt dringen die Erreger in die Wirtszelle ein
(vereinfachte Darstellung).


4. Vor Beginn der Virusvermehrung wird die Erbsubstanz (RNA) des Virus
aus dem Kapsid freigesetzt (nur ein möglicher Weg dargestellt).


5. Nun folgt der eigentliche Vermehrungsvorgang, die Replikation. Da
SARS-COV-2 über RNA positiver Polarität verfügt, kann die RNA direkt
als "Bauanleitung" (mRNA) für virusspezifische Proteine genutzt werden
(Translation). Für die Wirtszelle ist die Virus-RNA praktisch nicht
von eigener mRNA zu unterscheiden und der Syntheseapparat (Ribosomen)
der Wirtszelle produziert virusspezifische Proteine (S, M, E, N,
RNA-Polymerase)


6. Die Erbsubstanz (RNA) des Virus wird in der Wirtszelle durch
Kopieren vervielfältigt (RNA-Replikation). Dazu sind die Enzyme der
Wirtszelle selbst nicht in der Lage, diese Aufgabe wird von der
viralen RNA-Polymerase übernommen, die viele Kopien der gesamten Virus-RNA
herstellt.


7. Sind virale RNA-Kopien und Virusproteine in ausreichender Menge von
der Wirtszelle hergestellt, werden sie ins endoplasmatisches Retikulum
(ER) aufgenommen und Lagern sich zu neuen Viren zusammen
(selfassembly).


8. Die fertigen Viruspartikel werden als Golgi-Vesikel aus dem ER
abgeschnürt (Knospung).


9. Durch Exocytose gelangen die Viren aus der Wirtszelle.

Ende Texteinschub




Häufigkeit

Ähnlich wie bei anderen Infektionskrankheiten, gibt es nach einer
akuten SARS-CoV2-Infektion Berichte über anhaltende Beschwerden, die
nach einer Zeit von vier Wochen ab Infektion als Long-COVID und bei
Persistenz von mehr als zwölf Wochen als Post-COVID-Syndrom bezeichnet
werden (Abb. 3).

Die Häufigkeit des Long-/Post-COVID-Syndroms variiert je nach
untersuchter Patientenpopulation und ist über alle Patienten hinweg
mit einer Häufigkeit von bis zu 15% anzunehmen (6, 33).





Akute COVID-19-Infektion:     Symptome bis zu 4 Wochen

 Long-COVID-19:     Symptome 4 bis 12 Wochen

 Post-COVID-19-Syndrom:     Symptome länger als 12 Wochen


Abb. 3: Covid-19 Nomenklatur der Erkrankungsphasen (33).






Pathogenese

Die genauen Ursachen für ein Long-/Post-COVID-Syndrom sind bislang
nicht bekannt. Eine Persistenz des Virus oder von Virusbestandteilen
über Wochen und Monate, die durch molekulargenetische Tests
nachgewiesen werden können, kann von Bedeutung sein (7, 8, 9, 10).

Weitere mögliche Pathomechanismen sind postinfektiöse
Gewebeveränderungen wie Endothelschäden mit gestörter
Mikrovaskularisierung, gesteigerte Blutgerinnung und Thrombosen,
chronische Immundysregulation mit überschießender Entzündungsreaktion,
Fehlfunktion des Renin-Angiotensin-Aldosteron-Systems sowie mögliche
Nebenwirkungen von COVID-19-Therapiemaßnahmen (11, 12).


Symptome

Patienten mit Long-/Post-COVID klagen über multiple Symptome.
Unabhängig von der Schwere der akuten COVID-19 Infektion berichten
Patienten sehr häufig über andauernde Müdigkeit und Erschöpfung
(Fatigue) (13).

Fatigue ist eine subjektiv oft stark einschränkende, zu den
vorausgegangenen Anstrengungen unverhältnismäßige, sich durch Schlaf
oder Erholung nicht ausreichend bessernde subjektive Erschöpfung auf
somatischer, kognitiver und/oder psychischer Ebene. Wenn bei Patienten
im Alter unter 60 Jahren schwere Fatigue mit Belastungsintoleranz,
kognitiven Störungen und Schmerzen auftreten und diese für mehr als 6
Monate bestehen, sollte das Vorliegen eines Chronischen Fatigue
Syndroms mit Hilfe der international akzeptierten Diagnosekriterien
überprüft werden. Von 1.655 COVID-Patienten gaben in einer
Verlaufsstudie sechs Monate nach stationärer Behandlung einer COVID-19-Infektion
63 % Fatigue oder Muskelschwäche und 26 % Schlafstörungen an
(14).

Auch Kinder und Jugendliche klagen über Fatigue und ähnliche Symptome
wie Erwachsene. Die Post-COVID-Fatigue findet sich verteilt über alle
Altersgruppen mit einem beobachteten leichten Überwiegen weiblicher
Patienten. Die Relevanz von Fatigue und Belastungsintoleranz für die
Alltags- und Berufsbewältigung sind hoch (15).

Analoge post-infektiöse Syndrome mit Fatigue im Zusammenhang mit
Viren-, Bakterien-, Pilz- und Protozoen-Infektionen oder
Autoimmunerkrankungen sind seit langem bekannt (16, 17, 18).
In einer aktuellen Studie wurden die persistierenden Symptome nach
COVID-19 untersucht (19). Die Prävalenz von Post-COVID-19 betrug 72,6
% bei hospitalisierten und 46,2 % bei nichthospitalisierten Patienten.
Die häufigsten Langzeitsymptome waren auch in dieser Studie Müdigkeit
und körperliche Erschöpfung (Tab. 1).




	
 Tab. 1: Ergebnisse einer aktuellen Studie (n=1459) über Prävalenz, 

 Symptome und Risikofaktoren von Post-COVID-19 nach 12 Wochen. (19) 



	
Prävalenz

 


	
72,6 % (n=127) hospitalisiert               

46,2 % (n=588) nicht hospitalisiert         





	
Müdigkeit


	
41,5 % (n=297)                              





	
Körperliche Erschöpfung


	
40,8 % (n=292)                              





	
Konzentrationsstörungen


	
30,6 % (n=219)                              





	
Geschmacksverlust


	
25,9 % (n=185)                              





	
Geruchsverlust


	
25 % (n=182)                                





	
Risikofaktoren

 


	
weiblich, Begleiterkrankungen,

schwere Akutphase von COVID-19







Therapie

Gesicherte therapeutische Maßnahmen bei Long-/Post-COVID sind nicht
bekannt. Die Behandlung richtet sich vorwiegend nach den Symptomen.
Die Patienten sollten über das Krankheitsbild gut informiert und in
die Therapieentscheidungen einbezogen werden (20). Von praktischer
Relevanz ist eine Broschüre der WHO (21).

Selbsthilfegruppen können Betroffenen helfen. Die Nationale Kontakt-
und Informationsstelle zur Anregung und Unterstützung von
Selbsthilfegruppen (NAKOS) bietet eine Übersicht über zahlreiche
regionale Angebote (20, 22).

Aufgrund der oft zugleich in verschiedenen Organsystemen vorliegenden
Beschwerden ist ein interdisziplinäres Vorgehen unter Einbeziehung von
Fachärzten und Physiotherapie, Ergotherapie und Neuropsychologie
sinnvoll (20, 23, 24, 25).

Für die Erkrankung ist ein besonderer Verordnungsbedarf für Physio- und
Ergotherapie anerkannt, so dass Kosten für entsprechende
Heilmittelverordnungen bei Wirtschaftlichkeitsprüfungen aus dem
Verordnungsvolumen der Vertragsärztinnen und Vertragsärzte nicht
berücksichtig werden. Auch von der Höchstmenge je Verordnung kann
abgewichen werden (20, 26).

Stationäre Rehabilitationsmaßnahmen sollten in Erwägung gezogen
werden, falls ambulante Maßnahmen zur Therapie einer alltags- oder
berufseinschränkenden Beeinträchtigung nicht ausreichen. Dies gilt
auch für Betroffene nach leichter COVID-19 Erkrankung. Mittlerweile
gibt es Rehabilitationseinrichtungen, die sich auf die Behandlung des
Post-COVID-Syndroms spezialisiert haben. Die Erfahrungen sind gut, die
Evidenz zur Effektivität von Trainings- und Rehabilitationsprogrammen,
insbesondere nach leichter Akuterkrankung, bleibt jedoch beschränkt.
Prospektive aussagefähige Studien mit Kontrollgruppen fehlen (20, 27,
28).

Es gibt verschiedene experimentelle Therapie-Ansätze, die in einzelnen
Fallberichten eine klinische Besserung der Beschwerden bewirken. Dazu
zählen die hyperbare Sauerstofftherapie sowie das extrakorporale
immunadsorptive Verfahren (Apherese), welche die Anzahl von
zirkulierenden Autoantikörpern reduzieren (20, 29, 30). Ein Einsatz
dieser experimentellen Verfahren und sonstiger neuartiger Therapien
außerhalb von klinischen Studien sollte aufgrund der aktuell fehlenden
Evidenzgrundlage nicht erfolgen.

Es ist unklar, inwiefern SARS-CoV-2-Impfungen Einfluss auf den
Symptomverlauf haben. Eine SARS-CoV-2-Impfung sollte weniger unter dem
therapeutischen Gesichtspunkt, sondern zur Prävention von
Neuinfektionen gemäß den nationalen Empfehlungen durchgeführt werden.



Anfang Texteinschub

Hinweise wer zu Long COVID forscht - ausgewählte Studiengruppen
(31)


In Deutschland sind mehr als 30 Studien zum Thema Long COVID und Post-COVID-Syndrom
(PCS) in Planung oder gestartet; 10 davon werden mit 6,5
Millionen Euro von der Bundesregierung gefördert.


Die Universitätskliniken in Homburg, Regensburg und Dresden haben
spezialisierte Post-COVID-Ambulanzen eingerichtet, um Ansatzpunkte für
die Diagnostik und Therapie des schweren PCS zu identifizieren
(COVIDYS). Forschende des Universitätsklinikums Köln wollen
Umprogrammierungen von Immunzellen untersuchen und Biomarker
identifizieren, um das PCS früher zu erkennen (IDEpiCo). Mit einer
randomisiert kontrollierten Pilotstudie koordiniert zudem das
Universitätsklinikum Würzburg eine größere Studie zur hausärztlichen
Therapie der Betroffenen (PreVitaCOV), die die Wirksamkeit von
Prednisolon und Vitamin B1, 6 und 12 bei PCS untersucht.


Ebenfalls an einem therapeutischen Ansatz interessiert sind Forschende
vom Universitätsklinikum Erlangen. In einem klinisch experimentellen
Ansatz untersuchen sie die Hemmung von Autoantikörpern und prüfen die
Substanz BC007 in einer Pilotstudie als Basis für
Zulassungsstudien (RECOVER).


Das Universitätsklinikum Gießen koordiniert eine Studie zur
pulmonalvaskulären Dysfunktion und prüft dabei die Wirksamkeit eines
gefäßerweiternden Inhalativums für Betroffene mit persistierender
Belastungsdyspnoe nach COVID-19 (PulmVask-COVID-ISIE).


Am Universitätsklinikum Hamburg und der Universitätsmedizin Greifswald
ist eine Studie zu Einschränkungen der Teilhabe und Lebensqualität
nach einer SARS-CoV-2-Infektion geplant (LoCoVICF), um Empfehlungen
für eine verbesserte Versorgung, Nachsorge und Rehabilitation
abzuleiten. Eine weitere Studie beschäftigt sich mit den
psychosozialen Bedürfnissen bei Long COVID (PSYLOCO). Die Technische
Universität München will eine spezialisierte modulare Intervention
entwickeln. Unter Leitung der Universität Duisburg-Essen untersucht
SPOVID, ob ein individuelles Trainingsprogramm die körperliche
Ausdauer bei Long COVID verbessern kann.


COVIDOM ist eine populationsrepräsentative Studie zu Folgeerkrankungen
von COVID-19, die im Rahmen des Nationalen Pandemie Kohortennetzwerks
(NAPKON) durchgeführt wird und multizentrisch in Kiel, Würzburg und
Berlin rekrutiert. Einschlusskriterien sind ein positiver PCR-Test und
ein Abstand zur Infektion von mindestens 6 Monaten - um das PCS von
einer prolongierten Rekonvaleszenz abzugrenzen. Die Rekrutierung
erfolgt mit den Gesundheitsämtern, um nicht nur stärker symptomatische
Patienten zu erfassen und so das PCS von einem Post-Intensive-Care-Syndrom
abzugrenzen. Zudem testet man mit dem BRS-Resilienzfragebogen
Schutzfaktoren.


Einige wenige Projekte schließen auch Kinder und Jugendliche ein: In
der Pilotstudie der Medizinischen Hochschule Hannover und der
Universitätsmedizin Göttingen zur Ergotherapie bei Long COVID nehmen
auch Jugendliche teil (ErgoLoCo). Das Universitätsklinikum Jena, die
Technische Universität Ilmenau und die Universität Magdeburg legen
ihren Fokus vollständig auf Kinder und Jugendliche (LongCOCid). Die
Krankheitslast nach einer SARS-CoV-2-Infektion wird mit einer
Kontrollgruppe verglichen, um eine Therapie und Rehabilitation für
diese Altersgruppe zu etablieren. Zwei weitere Studien zu Long COVID
bei Kindern, die nicht auf der Förderliste der Bundesregierung stehen,
finden in Erlangen und weiteren Standorten in Bayern (CoKiBa) statt.


Liste aller von der Bundesregierung geförderten Studien:

http://daebl.de/DS72


Die bundesweite Initiative Long COVID Deutschland (LCD) und der Ärzte
und Ärztinnenverband Long COVID stellen Listen aktueller
Forschungsaktivitäten zur Verfügung:

http://daebl.de/WH45 und http://daebl.de/QW65.

Ende Texteinschub
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Bessere Diagnose ermöglicht frühe Therapie

von Uwe Groenewold



PARKINSON. Je früher eine Parkinson-Erkrankung erkannt und behandelt
wird, desto erfolgversprechender sind die Therapieaussichten. Darauf
wiesen Experten beim Deutschen Kongress für Parkinson und
Bewegungsstörungen sowie bei einer Online-Veranstaltung der Deutschen
Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) hin.


Eine frühe Diagnosestellung ist wichtig, um den Betroffenen
Sicherheit zu geben, wie erste motorische und vor allem auch
nicht-motorische Symptome einzuordnen sind, und diese bestmöglich zu
therapieren. Und um nervenzellschützende Therapien zu entwickeln, die
zu einem Zeitpunkt gegeben werden können, in dem noch möglichst wenige
Nervenzellen zugrunde gegangen sind", erklärt Prof. Daniela Berg,
Leiterin der Klinik für Neurologie am UKSH, Campus Kiel.

Morbus Parkinson ist eine chronisch-degenerative Nervenerkrankung, von
der aktuellen Schätzungen zufolge in Deutschland rund 400.000 meist
ältere Frauen und Männer betroffen sind und deren Häufigkeit weltweit
zunimmt. Die Erkrankung schreitet zum Zeitpunkt des Auftretens
klinischer Symptome meist bereits seit Jahren oder gar Jahrzehnten
voran, unspezifische Symptome wie gastrointestinale Störungen,
ungewohnte Müdigkeit, häufige Rückenschmerzen und olfaktorischen
Beeinträchtigungen - die meisten Parkinson-Kranken können das
Pizzagewürz Oregano nicht riechen - stehen zunächst im Vordergrund.
Sie werden von den Beteiligten häufig bagatellisiert und fehlgedeutet.
Auch kognitive Störungen bis zur Demenz und psychiatrische Störungen
wie Depressionen und Halluzinationen sowie Schlafstörungen können
Indizien sein, wobei sich kognitive und psychiatrische Störungen auch
wechselseitig beeinflussen können. Meist rückt eine
Parkinson-Erkrankung jedoch erst dann ins Blickfeld, wenn die
Schrittlänge kürzer und die Schrift kleiner wird.

Frühe Diagnose durch Biomarker

Dabei könnte mit den vielfältigen neuen Diagnosemethoden sowie den im
Labor gewonnenen Erkenntnissen eine frühzeitigere Diagnose gestellt
werden, glaubt Prof. Claudia Trenkwalder aus Kassel. So wurden in den
vergangenen zehn Jahren zahlreiche Biomarker entdeckt, die eine frühe
Diagnose der Parkinson-Erkrankung ermöglichen. "Neben liquorbasierten
Biomarkern werden derzeit auch andere Kandidaten aus Blutproben, Haut
und anderen Geweben erforscht, um die diagnostischen Möglichkeiten zur
Früherkennung von Parkinson weiter auszubauen", erläutert Trenkwalder.

So hat eine Kieler Arbeitsgruppe unter Leitung von Prof. Berg einen
biochemischen blutbasierten Test entwickelt, mit dessen Hilfe 30
getestete Parkinsonpatienten mit hoher Sensitivität von 50
Kontrollpersonen unterschieden werden konnte
(https://doi.org/10.1093/brain/awac115). Berg wies auch auf eine
weitere diagnostische Möglichkeit hin: Mittels transkranieller
Sonografie lassen sich seit einiger Zeit Besonderheiten in der
Substantia nigra sichtbar machen. Bei der Substantia nigra handelt es
sich um eine tief im Mittelhirn gelegene schmetterlingsförmige Region,
deren Zellen den Botenstoff Dopamin bilden - eine Vorläufersubstanz
der Hormone Adrenalin und Noradrenalin, die eine zentrale Rolle für
die Kontrolle von Bewegungen spielt. Fehlt der Neurotransmitter
Dopamin oder tritt ein Mangel auf, werden die Nervenzellen der
benachbarten Hirnregion, dem Striatum, nicht ausreichend stimuliert.
Daraufhin kommt es zu einer Verlangsamung willkürlicher und
unwillkürlicher Bewegungen bis hin zur Akinese. Ein damit verbundenes
Übergewicht anderer Botenstoffe wie Acetylcholin und Glutamat führen
zum Parkinson-typischen Tremor und zur Muskelsteifheit (Rigor). Bis
zur Diagnosestellung sind bereits mehr als die Hälfte der Neuronen in
der "schwarzen Substanz" abgestorben; das Gehirn kann diese Ausfälle
in der sogenannten Prodromalphase aber so gut kompensieren, dass die
auf den Zellverlust folgende Symptomatik nicht früher sichtbar wird.

Bei der transkraniellen Sonografie wird mit einem hochauflösenden
Ultraschallgerät durch den Schläfenknochen das Gehirn dargestellt. Der
anatomische Bereich der Substantia nigra präsentiert sich hierbei im
Krankheitsfall hell und vergrößert - ein Befund, "der bis heute als
Hyperechogenität der Substantia nigra bezeichnet wird und der bei über
90 % der Parkinson-Patienten nachzuweisen ist", so Berg.
Tierexperimentelle Untersuchungen und Untersuchungen an Gehirnen von
Verstorbenen hätten in der Folge gezeigt, dass diese
Ultraschallauffälligkeit mit einem vermehrten Eisengehalt und
aktivierten Entzündungszellen in diesem Zellkerngebiet verbunden
ist - ein Befund, der für Parkinson schon lange vorher beschrieben
worden sei, aber bildgebend bislang nicht einfach dargestellt werden
konnte.

"Die Möglichkeit, mit einer verhältnismäßig einfachen,
kostengünstigen, nebenwirkungsfreien und auch bei körperlich unruhigen
Patienten einsetzbaren Methode einen für die Diagnose so hilfreichen
Befund zu erheben, hat dazu geführt, dass die transkranielle
Sonografie mittlerweile in Zentren der ganzen Welt eingesetzt wird",
so Berg. Auch für die Forschung habe die Ultraschalluntersuchung
erhebliche Bedeutung: "Für den Einsatz der aktuell in Entwicklung
befindlichen Medikamente, die ursächlich in den Krankheitsprozess
eingreifen und somit so früh wie möglich eingesetzt werden sollen,
kann die mittels transkranieller Sonografie erhobene Hyperechogenität
der Substantia nigra ein wichtiges Kriterium darstellen", erläuterte
Berg.

Was den massiven Zelluntergang letztendlich verursacht, ist bis heute
nicht in allen Details bekannt; aufhalten lässt er sich offensichtlich
nicht. Die Symptomatik wird medikamentös kontrolliert; im
fortgeschrittenen Stadium - wenn sich das Zittern verstärkt und
letztlich unkontrollierbar wird - ist bislang ein operativer Eingriff
mit der Implantation von Elektroden ins Gehirn die einzige Option. Die
sogenannte Tiefe Hirnstimulation stoppt oder lindert bei vielen
Parkinson-Patienten den Tremor; gleichwohl handelt es sich bei der
Einbringung der Elektroden und des Impulsgebers um einen operativen
Eingriff mit entsprechenden Risiken.



"Mit dem Magnetresonanz-gesteuerten fokussierten Ultraschall
 steht jetzt eine schonendere Therapieoption zur
 Verfügung." 

 Dr. Steffen Paschen



Fokussierter Ultraschall als Option Weniger invasiv ist ein
Ultraschallverfahren, das die Wellen in ein definiertes Hirnareal
schickt und auf diese Weise einen Tremor bekämpft. "Mit dem
Magnetresonanzgesteuerten fokussierten Ultraschall steht jetzt eine
schonendere Therapieoption zur Verfügung", sagte Dr. Steffen Paschen,
ebenfalls aus der Kieler Neurologie. Bei der Behandlung wird den
Betroffenen eine Art Helm mit 1.024 Ultraschallquellen auf den Kopf
gesetzt. Im Thalamus - einem Knotenpunkt im Gehirn bei
Zittererkrankungen - werden die aus allen Richtungen eintreffenden
Ultraschallwellen in Wärme umgewandelt und veröden das dort liegende
Gewebe. "Dabei bleibt der Schädel intakt und auch umliegendes Gewebe
und Blutgefäße werden nicht in Mitleidenschaft gezogen", betonte der
Oberarzt.

Vor der Behandlung wird die Knochenstruktur des Schädels mittels
Computertomografie bestimmt und das Zielgebiet mittels MRT festgelegt.
Der Kopf des Patienten wird rasiert, um Hautverbrennungen durch
eingeschlossene Luftbläschen zu vermeiden und unter den Haaren
verborgene Narben auf der Kopfhaut zu erkennen. Er ist in einem
stereotaktischen Rahmen fixiert; die präzise Ausrichtung erfolgt über
eine submillimetergenaue elektronische Steuerung.

Behandlung in drei Phasen

"Während des Eingriffs ist der Patient unter Überwachung der
Vitalfunktionen bei vollem Bewusstsein", erläutert Paschen.
"Unterstützend können Medikamente zur Beruhigung, neurologischen
Symptomkontrolle oder gegen Schmerzen appliziert werden." Die
Behandlung erfolge in drei Phasen: In Phase eins wird zunächst die
Übereinstimmung des gewählten Zielbereichs mit dem tatsächlich
erwärmten Bereich bei geringer Energiezufuhr überprüft. In Phase zwei
findet eine Temperaturerhöhung auf 47 - 50 °C statt, wodurch der
Effekt und mögliche Nebenwirkungen abgeschätzt werden können, noch
bevor eine Narbe gesetzt wird. "In der dritten Phase erfolgt die
eigentliche Thermoablation, in der über 20 Sekunden eine Temperatur
von 57 - 60 °C im Zielbereich erzeugt wird." Insgesamt dauert die
Behandlung drei bis vier Stunden und der Therapieerfolg sei
unmittelbar sichtbar, so Paschen. "Die Patienten sind nach der
Behandlung sofort wieder mobilisierbar und können die Klinik nach den
notwendigen klinischen Kontrollen nach zwei bis drei Tagen wieder
verlassen."

Mögliche Nebenwirkungen wie Gangstörungen, verwaschene Sprache und
Taubheit seien mild und in der Folgezeit rückläufig, es komme zu einer
80- bis 90-prozentigen Tremorreduktion. Aktuell wird das Verfahren nur
einseitig angewendet, sodass der Tremor auch nur auf einer Körperseite
reduziert werde. In Studien wird derzeit auch die beidseitige
Anwendung untersucht, Daten liegen jedoch noch nicht vor. Weltweit
sind Paschen zufolge mehr als 4.000 Patienten mit dem
Ultraschallverfahren behandelt worden, Langzeitdaten über fünf Jahre
zeigen einen anhaltenden Therapieeffekt. In Deutschland wird diese
Behandlung laut DEGUM derzeit in Bonn, Kassel und Kiel angeboten.
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Ein Gespräch gegen Spannungen und Vorurteile

von Stephan Göhrmann



DIALOG. Im Gespräch zwischen Kai Dordowsky vom Deutschen
Journalistenverband und Kammerpräsident Prof. Henrik Herrmann wird
deutlich, dass das Vertrauen gegenüber der Ärzteschaft im Zuge der
Pandemie gewachsen ist. Leicht war die Kommunikation mit Akteuren des
Gesundheitswesens für Journalisten aber nicht.


Ärzteschaft und Journalisten - ein Verhältnis, das nicht frei
ist von Spannungen und oft von Vorurteilen geprägt. Viele Ärztinnen
und Ärzte sehen ihre Tätigkeit in den Medien zum Teil verzerrt
dargestellt, Journalisten wiederum nehmen nicht immer wahr, dass auf
die Herausforderungen ihrer Arbeit angemessen reagiert wird.

Zugleich gibt es zwischen beiden Berufsgruppen Berührungspunkte, etwa
bei der Aufklärung der Bevölkerung über wichtige Erkrankungen. Auch
haben beide Berufsgruppen durchaus Gemeinsamkeiten, zum Beispiel die
Heterogenität. Nur: Für den verkammerten Beruf der Ärzteschaft gibt es
feste Strukturen und Institutionen. Wer aber repräsentiert "die
Medien"?

Ein Ansprechpartner ist der Deutsche Journalistenverband (DJV), der
als Berufsverband und Gewerkschaft zugleich fungiert. Er stellt seinen
Mitgliedern rechtliche Beratung zur Verfügung, organisiert
Fortbildungen und prämiert jährlich journalistische Leistungen seiner
Mitglieder mit einem Preis. Der DJV-Vorstand ist in der
Bundestarifkommission vertreten und kann sich dort für die
finanziellen Belange der Journalisten in Schleswig-Holstein einsetzen.

Vorsitzender des DJV in Schleswig-Holstein ist der Lübecker
Lokalredakteur Kai Dordowsky, der sich mit Kammerpräsident Prof.
Henrik Herrmann in Bad Segeberg zu einem Austausch über das Verhältnis
und die Zusammenarbeit der beiden Berufe traf. Eines der Ergebnisse:
Die Kommunikation zwischen Journalisten und Ärzten sowie Institutionen
aus dem Gesundheitswesen hat sich während der Pandemie zwar
verbessert, es gibt aber noch Potenzial nach oben. Dordowsky erinnerte
daran, dass Journalisten täglich mit wechselnden Themen aus
unterschiedlichen Bereichen konfrontiert sind - von
kommunalpolitischen Entwicklungen über Sportereignisse bis zu
kulturellen Veranstaltungen kann alles dabei sein. Gelegentlich
gehören auch Entwicklungen des Gesundheitswesens und der medizinischen
Versorgung dazu - Fachkenntnis kann man deshalb sicherlich nicht
voraussetzen.



"In den 30 Jahren, die ich als Lokaljournalist arbeite, ist nicht
 ein Arzt mit einem Thema auf mich zugekommen."  

 Kai Dordowsky



"Wenn man nicht gerade Medizinjournalist ist, hat man kaum
Berührungspunkte mit Ärztinnen oder Ärzten", gab Dordowsky zu
bedenken. "In den 30 Jahren, die ich als Lokaljournalist arbeite, ist
nicht ein Arzt mit einem Thema auf mich zugekommen", beschrieb er die
Kontaktarmut bis zur Pandemie.

Vor der Pandemie sei über die klassischen Themen aus dem
Gesundheitswesen berichtet worden, etwa Grippewellen. Oder über
schwierige Suche nach Nachfolgern für Arztpraxen auf dem Land. Dies
könne man zur Veranschaulichung heranziehen, um die dahinterliegenden
Probleme aufzudecken. "In gewisser Weise gilt: Erst eine schlechte
Nachricht ist eine gute Nachricht", erklärt Dordowsky. Gemeint ist
damit jedoch nicht etwa Sensationsgier, die Medienschaffenden häufig
vorgeworfen wird. Schlechte Nachrichten, die an Journalisten
herangetragen werden, führten vielmehr dazu, dass sie hinterfragt
werden. Problematische Situationen, Prozesse oder Lebenslagen können
auf diese Weise aufgedeckt und Bewusstsein geschaffen werden.
Journalisten könnten im Zuge der Recherchen auf Alternativen stoßen.
Im Idealfall könne Berichterstattung zu einer Verbesserung oder Lösung
eines strukturellen Problems führen.

Diese Herangehensweise begrüßte Prof. Henrik Herrmann, der als
Präsident häufig Kontakte zu Journalisten unterschiedlicher Medien
hat. Ihm liegt viel an einer offenen und vertrauensvollen Beziehung zu
seriösen Medien. "Als neutrale Institution war und ist es uns wichtig,
ein sprachfähiger Ansprechpartner von Medienvertretern zu sein. Wir
können wertfrei über diese Entwicklungen im Gesundheitswesen
informieren", sagte Herrmann.

Komplexe Themen und Entwicklungen im Gesundheitswesen ließen sich
gegenüber Journalisten über Themenveranstaltungen und
Hintergrundgespräche erklären. Die beidseitige Kommunikation hat nach
seiner Wahrnehmung in den vergangenen Jahren zugenommen. So erreichten
die Ärztekammer schon vor der Pandemie mehr Medienanfragen als noch
vor einigen Jahren. Gleichzeitig nutzt die Kammer diesen
Kommunikationsweg, um auf Missstände, Fehlanreize und Entwicklungen im
Gesundheitswesen hinzuweisen. Den Kontakt der Ärztekammer mit
Journalisten möchte Herrmann pflegen und möglichst intensivieren.

Diese Offenheit ist nach Erfahrungen Dordowskys keine
Selbstverständlichkeit. Dies zeigte sich auch in der Pandemie, als der
Bedarf der Bevölkerung an Informationen über Krankheitsverläufe,
Fallzahlen und Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie rasant stieg.
Dass es zu vielen Fragen oft noch keine Antworten gab, sollte aus
Sicht Dordowskys kein Grund für Funkstille zu Journalisten sein: "Es
muss auch darüber berichtet werden, dass zu manchen Dingen noch keine
Aussagen getroffen werden können."

Problematisch wird es für ihn, wenn Berichterstattern der Zugang zu
Informationen verwehrt wird und sie deshalb ihren Aufgaben nicht
nachkommen können - was in der Pandemie tatsächlich vorkam und
Journalisten vereinzelt dazu gezwungen waren, sich die Informationen
über den Rechtsweg einklagen zu müssen. Vorangegangene Anfragen waren
von öffentlichen Stellen mit der Begründung abgelehnt worden, dass die
Informationen zu einer Verunsicherung der Bevölkerung beitragen
könnten. Für das den Journalisten entgegengebrachte Misstrauen und dem
Bruch mit dem Informationszugangsgesetz, das den Informationsfluss von
öffentlichen Einrichtungen gegenüber Medienvertretern regelt, hat
Dordowsky wenig Verständnis.

Anders ist dies mit Einzelpersonen, die im Umgang mit Medien oft
unsicher sind. "Ein Arzt, der das erste Mal mit Medien in Kontakt
kommt, sorgt sich, was danach in der Zeitung erscheint", weiß
Dordowsky aus Erfahrung. Vertrauen schaffen ließe sich in solchen
Fällen etwa, indem der geplante Bericht vor der Veröffentlichung mit
dem Arzt besprochen wird - was aber nicht immer möglich ist. Denn was
beide Berufsgruppen eint, ist neben dem stetig wechselnden Kontakt mit
Menschen mit ihren unterschiedlichen Lebensgeschichten und
Hintergründen auch der ständige berufliche Zeitdruck. Das führe nicht
selten dazu, dass Journalisten einfache Fragen zu komplexen Themen
stellten und erwarten, fundierte und verständliche Antworten zu
erhalten. Das Gesundheitswesen hat eine Vielzahl solch komplexer
Sachgebiete vorzuweisen: Sich ändernde Versorgungsformen, die
Digitalisierung, das Abrechnungssystem - hinter diesen Punkten
verbirgt sich ein vielschichtiges und verflochtenes Themennetz, zu
denen sich Fragen nur selten in aller Kürze beantworten lassen.

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 7/8, Juli/August 2022

75. Jahrgang, Seite 28-29

Herausgeber: Ärztekammer Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-0, Fax: 04551/803-101

E-Mail: info@aeksh.de

Internet: www.aeksh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 13. August 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





STUDIE/675: Queer und schwanger - Diskriminierungserfahrungen und Verbesserungsbedarfe in der geburtshilflichen Versorgung (pro familia)

pro familia Magazin 01/2022

Queer und schwanger - 

Diskriminierungserfahrungen und Verbesserungsbedarfe in der geburtshilflichen Versorgung

von Sanja Prautzsch



Schwangerschaft und Geburt werden in der Regel cisgeschlechtlichen
(1) Frauen in heterosexuellen Zweierbeziehungen zugeschrieben. Dies
entspricht jedoch nicht der Lebensrealität aller schwangeren Menschen:
Auch lesbische, bisexuelle, trans* (2) und intergeschlechtliche (3)
Menschen können Kinder bekommen. Darauf sind Institutionen der
Gesundheitsversorgung häufig nicht vorbereitet.


Was bedeutet das für die gesundheitliche Versorgung queerer
schwangerer Menschen? Dies haben wir, das Netzwerk Queere
Schwangerschaften, in Kooperation mit dem Gunda-Werner-Institut und
der Sigmund-Freud-Universität untersucht und eine quantitative
Online-Befragung zu Erfahrungen queerer (4) und nicht-queerer (5)
Personen mit der Gesundheitsversorgung im Zusammenhang mit
Schwangerschaft und Geburt durchgeführt. Die Befragung fand 2021 statt
und richtete sich an Personen, die zwischen 2016 und 2021 schwanger
waren oder werden wollten. Insgesamt beteiligten sich 1.445 Personen
an der Befragung (554 queer, 873 nicht-queer).

Wir haben drei Bereiche identifiziert, in denen es Verbesserungsbedarf
in der geburtshilflichen Versorgung gibt: in a) der
Versorgungsqualität der klinischen Geburtshilfe, in b) der Aus- und
Weiterbildung der Fachkräfte und in c) der Information, Aufklärung und
Repräsentation der schwangeren Personen selbst.

Die Ergebnisse und daraus abgeleiteten politische Empfehlungen stellen
wir hier gekürzt dar. Die ausführlichen Ergebnisse und Empfehlungen
wurden als Policy Paper durch das Gunda-Werner-Institut
veröffentlicht. (6)

Versorgungsqualität in der klinischen Geburtshilfe

612 der 733 Befragten, die geboren hatten, waren zur Geburt im
Krankenhaus. Deutlich weniger entbanden im Geburtshaus oder zu Hause,
nämlich nur 72 beziehungsweise 49 Personen.

Fast ein Viertel aller Befragten (23 Prozent), die in einer Klinik
geboren hatten, berichteten von Gewalt oder Diskriminierung während
der Geburt. 16 Prozent aller Befragten waren unsicher, ob sie Gewalt
erlebt hatten. Hier zeigten sich große Unterschiede zwischen
cisgeschlechtlichen und trans* beziehungsweise intergeschlechtlichen
Personen: 21 Prozent der cisgeschlechtlichen Personen gaben Gewalt-
beziehungsweise Diskriminierungserfahrungen an, von den 26 trans* und
intergeschlechtlichen Personen hingegen 54 Prozent. Deutlich seltener
berichteten die Befragten von Gewalt- und Diskriminierungserfahrungen
bei Hausgeburten (4 Prozent) und im Geburtshaus (3 Prozent).

Die Befragungsergebnisse weisen auf eine bekannte Problematik hin: Die
Ökonomisierung der klinischen Geburtshilfe führt zu Zeitdruck,
Personalmangel und einer Kultur der defensiven Behandlung. Eine
individuelle Betreuung schwangerer Personen ist in diesem System
unmöglich und es kommt zu einer unnötig hohen Anzahl geburtshilflicher
Interventionen.

Wir empfehlen daher unter anderem:

• Die Geburtshilfe aus dem Fallpauschalensystem ausgliedern und eine
bedarfsgerechte Vergütung einführen.

• Die 1:1-Betreuung aller Menschen unter der Geburt durch die
vollständige Finanzierung der notwendigen Personalkosten gewährleisten.

• Eine flächendeckend ausreichende sowohl ambulante als auch klinische
Versorgung sicherstellen.

Diskriminierungssensible Aus- und Weiterbildung

Die befragten queeren Personen gaben signifikant häufiger als die
nicht-queeren Personen an, Angst vor Diskriminierung bei Terminen mit
Ärzt*innen zu haben: 45 Prozent der trans* beziehungsweise
intergeschlechtlichen Personen hatte "größtenteils" Angst vor
Diskriminierung, bei den cisgeschlechtlichen queeren Personen waren es
16 Prozent, bei den nicht-queeren Personen 6 Prozent. 51 Prozent der
Befragten machten - unabhängig von der sexuellen Orientierung - die
Erfahrung, dass Ärzt*innen automatisch davon ausgingen, dass sie
heterosexuell waren. Nur bei 32 Prozent der trans* und
intergeschlechtlichen Personen wurden Name, Anrede und Pronomen
größtenteils richtig verwendet. Queeren Personen wird dadurch das
Gefühl vermittelt, dass ihre Lebensweise in der Gesundheitsversorgung
nicht vorgesehen ist und nicht respektiert wird. In medizinischen
Ausbildungen kommen queere Lebensweisen nur marginalisiert vor, und es
werden stark vergeschlechtlichte Vorstellungen über Reproduktion
vermittelt. Dies führt dazu, dass medizinischen Fachkräften häufig
inhaltliches Wissen über und Verständnis für die Lebenssituation
queerer Menschen fehlen.

Wir empfehlen daher unter anderem:

• (Sexuelle und geschlechtliche) Diversität als Querschnittsthema
in medizinischen und geburtshilflichen Ausbildungen verpflichtend integrieren.

• Verpflichtende Fort- und Weiterbildungsangebote für
geburtshilfliches Personal (klinisch und außerklinisch) entwickeln und
implementieren.

Inklusive Informationen, Aufklärung und Repräsentation

Schwangere Menschen haben einen großen Informationsbedarf zu
unterschiedlichen Themenbereichen. Im Schnitt gaben die Befragten an,
eher viel Aufwand betreiben zu müssen, um die für sie relevanten
Informationen zu finden. Queere Personen mussten dabei signifikant
mehr Aufwand betreiben als nicht-queere Menschen.

75 Prozent der nicht-queeren Personen fand, dass bei Ärzt*innen
ausliegendes Material zumindest teilweise zu ihnen passte. Bei queeren
cisgeschlechtlichen Personen waren es nur 52 Prozent, bei trans*
beziehungsweise intergeschlechtlichen Personen sogar nur 18,5 Prozent.
Fehlende Information und Repräsentation führen dazu, dass es queeren
Personen an grundlegenden medizinischen und rechtlichen Informationen
mangelt.

Wir empfehlen daher unter anderem:

• Eine Aufklärungskampagne zu queerer Reproduktion bei der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) ansiedeln.

• Förderprogramme zur Erstellung von Informationsmaterialien und Kampagnen
zur Aufklärung von queeren Schwangeren initiieren.

Fazit und Ausblick

Die Ergebnisse der Studie weisen auf grundsätzliche strukturelle
Probleme der Geburtshilfe hin, die alle schwangeren Menschen
betreffen. Die klinische Geburtshilfe muss dringend reformiert werden.
Queere - insbesondere trans* und intergeschlechtliche - Schwangere
erleben in der geburtshilflichen Versorgung häufig Diskriminierung.
Eine bessere Aus- und Weiterbildung medizinischen Fachpersonals sowie
umfassende Aufklärung sind notwendig.

Die hier vorgestellte Studie präsentiert lediglich erste Ergebnisse
zur geburtshilflichen Versorgung queerer Schwangerer. Es bedarf
weiterer Forschungsprojekte zu zum Beispiel Mehrfachdiskriminierung
oder Intergeschlechtlichkeit und Reproduktion - nur so können alle
Bedarfe erkannt und angegangen werden. Politische
Entscheidungsträger*innen müssen die dargestellten Empfehlungen unter
Beteiligung der Communitys umsetzen, um gute Gesundheitsversorgung und
reproduktive Selbstbestimmung für alle Menschen sicherzustellen.

Endnoten

(1) Cisgeschlechtlich: Adjektiv für Menschen, die sich ihrem bei Geburt
zugewiesenen Geschlecht zugehörig fühlen.

(2) Trans*: Oberbegriff für Menschen, deren gelebtes Geschlecht nicht
dem bei Geburt zugewiesenen Geschlecht entspricht. Der Stern (*) dient
als Platzhalter für unterschiedliche Selbstbezeichnungen wie
transgender, transident oder transsexuell.

(3) Intergeschlechtlich: Adjektiv für Menschen, deren angeborene
Geschlechtsmerkmale von der medizinisch vorgesehenen
zweigeschlechtlichen Norm abweichen. Das Adjektiv dyadisch ist der
Gegenbegriff und bezeichnet Menschen, deren angeborene
Geschlechtsmerkmale der medizinischen Norm entsprechen.

(4) Queer: Diese Bezeichnung wird hier verwendet als Sammelbegriff für
Menschen, die nicht-hetero-sexuell und/oder trans* und/oder
intergeschlechtlich sind.

(5) nicht-queer: Diese Bezeichnung wird hier verwendet als
Sammelbegriff für Menschen, die hetero-sexuell, cisgeschlechtlich und
dyadisch sind.

(6) Abrufbar unter: https://gwi-boell.de/sites/default/files/2022-02/E-Paper%20Queer%20und%20schwanger%20Endf.pdf
Das Netzwerk Queere Schwangerschaften hat sich 2020 gegründet mit dem
Ziel, die Sichtbarkeit und die Gesundheitsversorgung von queeren
Menschen, die schwanger sind, waren oder es werden wollen, zu
verbessern.

 * 
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FRAGEN/006: Woody Guthrie - Inbegriff des politischen Protestsongs (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 28 vom 15. Juli 2022

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Inbegriff des politischen Protestsongs

Zum 110. Geburtstag der US-Folklegende Woody Guthrie

Das Gespräch führten mit Bobbi und Steve Siegelbau führten
Eva Petermann und Randolph Oechslein



Am 14. Juli 1912 wurde Woddy Guthrie in Okemah, Oklahoma, geboren.
Trotz seines frühen Todes am 3.10.1967 gehört er zu den bedeutendsten
Folkmusikern der USA. UZ sprach mit Bobbi und Steve Siegelbaum vom
Walkabout Clearwater Chorus New York über Guthrie und die Bedeutung
von Protestliedern.




UZ: Welche Songs würdet ihr auswählen für ein

Woody-Guthrie-Erinnerungskonzert?

Bobbi: Das ist gar nicht so leicht zu beantworten. Zuerst wegen
des schieren Umfangs von Woody Guthries Oeuvre, schätzungsweise mehr
als 3.000 Songs. Zum anderen haben die Songs eine durchweg hohe
Qualität und zum dritten ein breites Themenspektrum, von Liedern der
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung und Balladen zu den
Inlandsmigranten, die in den 1930er Jahren von der "Dust Bowl" in
Oklahoma nach Kalifornien flohen. Hinzu kommen Anti-Nazi-Schmählieder,
Propagandasongs für Roosevelts New-Deal-Projekte zur Elektrifizierung
des Westens, Lieder für den Frieden und vieles mehr, nicht zu
vergessen seine Kinderlieder.

UZ: Woody hat sich auch da buchstäblich zu jedem Anlass etwas
einfallen lassen, ursprünglich natürlich für seine eigenen Kinder, zum
Beispiel "Riding in my car" ("Jetzt fahr'n wir mit dem Omnibus"). In
der BRD hat sie vor allem Frederik Vahle populär gemacht.

Steve: All das zeugt nicht nur von seiner brillanten
Schreibkunst, sondern auch von universeller, zeitloser Relevanz seiner
Songs. Also ist die Frage nicht, welche Songs wir auswählen würden,
sondern welche wir weglassen sollten. In unserem Repertoire finden
sich einige, die Woodys Persönlichkeit unserer Ansicht nach sehr gut
widerspiegeln und warum er noch heute so bedeutend ist. An erster
Stelle steht in jedem Fall "This land is your land", sein bekanntester
und wohl bedeutendster Song.

UZ: Bedauerlicherweise wird euer Chor erstmals nach zwei
Jahrzehnten beim Pressefest nicht auftreten können, eine ganz wichtige
musikalische Tradition wird fehlen. Wie kamt ihr denn eigentlich zu
dieser Teilnahme an einem Fest der deutschen Kommunisten?

Steve: Der Auslöser für unsere Auftritte bei den Pressefesten
von 2001 bis 2016 war ein Buch. "Comrades", die Memoiren des
Interbrigadisten Harry Fisher aus dem Spanischen Krieg, waren auf
Deutsch erschienen. Und die DKP lud ihn zu einer Lesung auf dem
UZ-Pressefest 2001 ein. Den hochbetagten Autor begleitete sein Sohn
John. Er leitete damals den Walkabout Clearwater Chorus.

Für alle von uns, die an UZ-Pressefesten teilnehmen konnten, waren
dies Höhepunkte in der langen Geschichte des Chors. Nicht zuletzt,
weil es unsere einzigen Auftritte außerhalb der USA waren. Vor allem
aber bot sich uns so die Gelegenheit, ganz viele Künstlerkollegen und
Genossinnen und Genossen kennenzulernen und uns auszutauschen -
musikalisch wie auch sonst.

Mit Gruppen wie "Liedstöckl" oder "Cuppatea" zusammen aufzutreten,
auch von ihnen neue Songs zu lernen, war eine Riesenfreude. Außerdem
vertiefte und festigte all das unsere Verbundenheit mit Pete Seeger,
der unseren Chor ins Leben gerufen hatte. War doch Pete in allererster
Linie Internationalist und Universalist. So war es uns eine besondere
Freude, 2009 eine Videobotschaft von ihm zum Pressefest mitbringen zu
können.

UZ: Welche Songs von Woody Guthrie hattet ihr im Programm?

Bobbi: Woodys Lieder verdanken wir Pete Seeger. Schon deshalb
gehörten sie von den ersten Anfängen an zu unseren Auftritten. "This
land is your land" haben wir vermutlich öfter gesungen als jeden
anderen Song. Es ist wirklich unsere Hymne - und sollte eigentlich
auch die Hymne der USA sein. Unter den anderen Liedern von Woody, mit
denen wir aufgetreten sind, waren: "Deportee", "Hobo's Lullaby", "I've
got to know", "Peace Call", "So long it's been good to know you";
"Sinking of the Reuben James" (Antikriegslied); "Union Maid" ("Die
Gewerkschaftskollegin"), "Worried Man Blues".

UZ: Verratet ihr uns einen eurer persönlichen Favoriten?

Bobbi: Einer davon ist "Deportee".

Steve: "Hobo's Lullaby".

UZ: Beide sind ja absolut aktuell - und wurden oft gecovert,
zum Beispiel von Joan Baez. In "Deportee" geht es um den rassistischen
Umgang mit Arbeitsmigranten, abgeschobenen Erntehelfern im Süden, wie
auch um Lebensmittelvernichtung. "Hobo's Lullaby" stammt ursprünglich
von dem US-Liedermacher Goebel Leon Reeves. Dieses Lied über
Arbeitslose und Wohnungslose, die während der Depression zu Tausenden
durchs Land streiften auf der Suche nach Brot und zumindest einem
Gelegenheitsjob, spiegelt auch Woodys eigene Erfahrungen wider. Sein
Sohn Arlo Guthrie machte "Hobo's Lullaby" zum Titel seines Albums von
1972. Worin besteht eigentlich Woody Guthries anhaltende Wirkung auf
Musiker und Musikerinnen?

Bobbi: Wie bereits erwähnt, ist Woody - in der Überlieferung
durch Seeger - für viele nach wie vor der "Vater" und Inbegriff des
politischen Protestsongs. Pete Seeger verkündete bei vielen
Gelegenheiten, dass es in seinem Leben nur zwei geniale Menschen
gegeben habe: Woody Guthrie und Lee Hays, seinen Bandkollegen bei dem
Quartett "The Weavers". Ich glaube, Pete meinte damit zwei Dinge: Die
unübertroffene Fähigkeit, leidenschaftliche und ausdrucksstarke und
zugleich einfühlsame, zutiefst menschliche Texte zu schaffen. Und dies
nahezu unbegrenzt, über jedes noch so triviale oder unwichtige
Ereignis. Und das schlicht und scheinbar mühelos. In dieser genialen
Leichtigkeit scheint er Mozart zu gleichen. Hinzu kommt sein
Erzähltalent, durch klare Bilder sein Publikum unmittelbar zu packen -
voilà, das eigentliche Wesen des Liedermachens.

Steve: Alle Großen des Folk nach Woody Guthrie wurden von ihm
beeinflusst und inspiriert. Man erinnere sich nur an den jungen Bob
Dylan ...

UZ: ... der ihm den "Song to Woody" und das Poem "Last Thoughts
on Woody Guthrie" widmete ...

Steve: Ja, aber auch Tom Paxton wäre zu nennen, John
McCutcheon, Ani di Franco, die auch zusammen mit Woodys Tochter Nora
auftrat; Tom Chapin; Leon Rosselson und Billy Bragg in Britannien ...

UZ: ... ihm übergab Nora Guthrie mehr als 3.000
unveröffentlichte Gedichte, die sie und ihre Mutter Marjorie im
Nachlass fanden. Zusammen mit Wilco brachte Billy Bragg dann 1998 das
legendäre "Mermaid Avenue"-Album heraus. Zu erwähnen ist hier in
diesem Zusammenhang auch der in der DDR aufgewachsene Hans-Eckardt
Wenzel.

Steve: Wie gesagt, wir könnten buchstäblich noch Hunderte
andere aufzählen.

Zwar gab es Folk als Ausdruck des Protests schon immer, lange vor
Woody Guthrie. Was wir allerdings unter der Wiedergeburt des Folk
verstehen, dem eigentlichen "Boom", das begann so etwa in den 1950ern.
Zu jener Zeit war Woody schon nicht mehr aktiv. Er befand sich bereits
in einer Klinik - gezeichnet von der unheilbaren Krankheit, an der er
mit 55 Jahren starb. Aber sein Einfluss - zuerst und vor allem auf
Seeger und dann auf die, die Seeger seinerseits inspirierte - ist bis
heute stark zu spüren. Und wird wahrscheinlich noch in Jahrhunderten
nachwirken, selbst bei denen, die seinen Namen gar nicht kennen.

UZ: Obwohl Rockstars wie Bruce Springsteen Guthrie gecovert
haben, ist er der Mehrzahl der jungen US-Amerikaner am ehesten durch
seine Kinderlieder bekannt. Wie sind eure Erfahrungen in der Begegnung
mit Schulkindern?

Bobbi: Die Kinder, für die (und mit denen zusammen) wir bei
Auftritten in Schulen singen, reagieren durchweg sehr positiv auf
unsere Musik. Viele kennen "This land is your land", vielleicht sogar
noch ein bis zwei weitere Lieder. Aber ihnen gefallen auch Lieder von
Pete Seeger und anderen "Nachfahren" Woodys. Wenn möglich, versuchen
wir die Kinder aktiv einzubeziehen, indem wir an ihnen vertrauten
Namen und Ereignissen anknüpfen - zum Beispiel an Martin Luther King
und den Kämpfen der Bürgerrechtsbewegung.

Für Bobbi und mich gibt es eigentlich kaum etwas Schöneres, als mit
diesen Kindern zu musizieren. Und das gilt auch für die anderen
Walkabouters.

UZ: Bei der Amtseinführung Barack Obamas sang Pete Seeger "This
land is your land" mit Bruce Springsteen und anderen Musikern und
einem gemischten, größtenteils schwarzen Schulkinderchor.

Steve: Für mich wie für viele andere Linke in den USA sollte
dies - leider! - der größte und einzige Höhepunkt seiner
Präsidentschaft bleiben. Seine acht Jahre im Weißen Haus sind
eindeutig durch vielfaches Scheitern gekennzeichnet. Das liegt in
seiner starken Bindung an die Demokratische Partei begründet und deren
enger Verflechtung mit der herrschenden Klasse, mit den
imperialistischen Großkonzernen.

Indem Obama Pete Seeger für seine Amtseinführung auswählte, tat er
genau das, was er in soundso vielen anderen Fällen auch machte: Er gab
uns ein Gefühl der Hoffnung auf Änderung. Ein Versprechen, das er nie
einlöste.

Das Interessanteste an dem Ganzen ist aber ein anderer Aspekt. Als
Pete gefragt wurde, willigte er ein, aber nur unter einer Bedingung:
Er wollte alle Strophen von "This land" singen. (Die letzten werden
normalerweise weggelassen, UZ)

Damit meinte er zum einen die Strophe, in der Woody das Versagen des
Kapitalismus anprangert:

"In the squares of the city,

by the shadow of the steeple

By the relief office, I saw my people

As they stood there hungry,

I stood there whistling (that)

This land was made for you and me."

(Auf den Plätzen der Stadt,

im Schatten des Kirchturms,

am Fürsorgeamt sah ich meine Leute;

Wie sie da hungrig standen,

stand ich dabei und pfiff vor mich hin:

Dies Land gehört dir und mir.)

(Übs. E. P.)

Und zum anderen meinte er die radikalste, die "kommunistische"
Strophe:

Was a great high wall there that

tried to stop me

Was a great big sign,

said "Private Property"

But on the other side,

it didn't say nothing

That side was made for you and me.

(War 'ne große hohe Mauer da,

um mich aufzuhalten,

mit einem Schild dran:

"Privat - kein Zutritt".

Doch auf der andern Seit' -

ja, da stand gar nix,

Das war die Seite für dich und mich.)

(Übs. E. P.)

UZ: Während des Zweiten Weltkriegs stand auf Woodys Gitarre
"This machine kills fascists". Schreckt sein politischer Radikalismus
in heutiger Zeit nicht eher ab?

Steve: Darauf gibt es wiederum nicht nur eine Antwort. Viele
haben Woody nachgeeifert und ebenfalls Slogans auf ihre
Musikinstrumente geschrieben. Am berühmtesten in der Folk-Szene dürfte
Pete Seeger sein mit seiner Banjo-Aufschrift "Diese Maschine umzingelt
den Hass und zwingt ihn zur Kapitulation." In ihrer Geschichte sind
die USA auf verschiedene Weise immer wieder recht gut mit politisch
radikalen Künstlerinnen und Künstlern fertig geworden. Sie kamen auf
McCarthys Schwarze Liste, wie zum Beispiel Seeger und die "Weavers".
Sie waren Schikanen und anderen Repressionen der Regierung ausgesetzt
wie Paul Robeson. Oder ihnen wurden die Verdienstmöglichkeiten massiv
beschnitten - wie Unzähligen anderen.

Bobbi: Wenn sie dann gestorben sind oder den Herrschenden als
nicht mehr so "gefährlich" erschienen, waren ihnen die Medien gnädiger
gesonnen. Manche werden sogar zu kulturellen Ikonen verklärt. Dafür
ist Pete wohl das beste Beispiel. Was Woody betrifft, so ist er
wahrscheinlich heute bekannter als zu seinen Lebzeiten. Wir dürfen
nicht vergessen, dass die Zeit seiner kreativen Phase und seiner
Auftritte ja nur relativ kurz war. Trotzdem ist es wohl so, dass den
meisten Amerikanern sein Name nichts mehr sagt. Selbst wenn sie doch
ein paar seiner Songs kennen.

UZ: Zum Schluss die Frage aller Fragen an euch als progressive
Künstler: Kann Musik die Welt verändern?

Steve: Um eine meiner Lieblingszeilen aus Petes Song "Letter to
Eve" (Dt. Brief an Eva) zu zitieren: "Wenn allein die Musik Frieden
bringen könnte, würde ich nur noch Musik machen."

Woody wie auch Pete war bewusst, welche Power, welch große
Motivierungs- und Mobilisierungskraft in der Musik steckt. Was
übrigens letztlich allen Weltreligionen seit Jahrhunderten klar war.
Deswegen haben so viele radikale, fortschrittliche Bewegungen die
Melodien beliebter Hymnen und Spirituals, versehen mit neuem Text,
übernommen - von den Industrial Workers of the World eines Joe Hill
und der Arbeiterbewegung der 1930er bis hin zur Bürgerrechtsbewegung
in den USA.

Bobbi: Bis zum heutigen Tag werden Lieder wie "Solidarity
forever", "Ain't gonna let me turn around", "We shall not be moved"
(Dt. "Keiner schiebt uns weg") oder "Which side are you on" häufig auf
Kundgebungen, Demos und bei anderen Straßenaktionen gesungen ...

UZ: ... Und neue Lieder entstehen immer wieder in und mit den
Kämpfen ...

Steve: Dazu ein Beispiel aus unserer Zeit: Mein Freund John
McCutcheon - der wohl beste und wichtigste musikalische Erbe von Woody
und Pete - schrieb vor einigen Jahren einen zornig-kämpferischen Song
"The Machine". Anlass für diesen, von der Inschrift auf Woodys Gitarre
inspirierten Song waren die Ausschreitungen in Charlottesville,
Virginia, im Sommer 2017 ...

UZ: ... wo die Demo gegen einen Naziaufmarsch angegriffen
wurde. Eine junge Frau wurde absichtlich mit dem Auto überfahren und
getötet, 19 Antifaschisten verletzt. Die Ereignisse lösten eine
nationale Debatte zur Gefahr des Rechtsterrors aus ...

Steve: Ja, in diese Debatte griff John mit seinem Song ein.
Darin ließ er Woody selbst sprechen: "Ich war dabei, als wir Birkenau
befreiten; jedes Gesicht sehe ich noch vor mir. Ich habe nicht gegen
die Nazis gekämpft, um sie jetzt hier gewähren zu lassen."

Alles in allem würde ich sagen, dass zwar Musik für sich genommen die
Welt nicht ändern kann. Jedoch ist sie vielleicht das beste Mittel, um
Menschen zu mobilisieren für den Kampf um Veränderungen.

 * 
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Südafrika

"Wir müssen gegen Fremdenfeindlichkeit vorgehen, bevor sie Leben
kostet"



Die Community Organising Working Group (COWG) von Gauteng ist Teil der
C-19 People's Coalition, einer von Aktivist:innen getragenen Allianz.
Das zivilgesellschaftliche Bündnis bemüht sich während der
Corona-Pandemie um Impfgerechtigkeit und ist an der Bereitstellung von
Covid-Impfungen in Johannesburg beteiligt. Ihre Arbeit sieht sie
allerdings zusehends von der fremdenfeindlichen Gewalt der Operation
Dudula behindert, deren Mitglieder eigenmächtig Personen schikanieren,
die sich auf Verlangen nicht ausweisen können. In einem am 1. Februar
auf Maverick Citizen veröffentlichen Aufruf heißt es u. a.:

"Ungeachtet dessen, dass es eine Vielfalt von Faktoren gibt, die zum
Problem der Arbeitslosigkeit beigetragen haben, gibt es eine Gruppe
von Menschen, die Ausländer als Ursache für dieses Problem fokussiert.
Sie sind fest entschlossen, sie zu verdrängen und durch Südafrikaner
zu ersetzen, und zwar nicht nur am Arbeitsplatz (vor allem im
Gaststättengewerbe und bei Lkw-Fahrern), sondern auch im
Straßenverkauf und Ladenbesitz. Dies wurde als Operation Dudula (was
so viel wie 'hinausdrängen' bedeutet) bezeichnet und hat in den
letzten Wochen in der Gauteng-Township Soweto und den umliegenden
Gebieten an Dynamik gewonnen. ... Die Regierung verleiht diesen
Argumenten, dass Ausländer:innen das Problem seien, Glaubwürdigkeit,
indem sie noch stärkere Beschränkungen fordert."

Mit Hinweis auf die xenophobe Welle im Jahr 2008, der 62 Menschen zum
Opfer fielen, darunter auch Südafrikaner:innen, nur weil sie eine
dunklere Hautfarbe hatten, heißt es in dem Aufruf von COWG weiter:

"Diesmal sind wir besonders besorgt, und zwar aus drei Gründen:

1. Die Arbeitslosigkeit ist höher denn je, und die Menschen sind von
der Regierung desillusionierter als in der Vergangenheit.

2. Der ANC könnte beschließen, sich auf die Fremdenfeindlichkeit zu
konzentrieren, um von seinen internen Problemen abzulenken.

3. Dudula rekrutiert jetzt Menschen für die Mitgliedschaft in der
Sektion.

Die südafrikanische Polizei (SAPS) sollte fremdenfeindlicher
Einschüchterung und Gewalt Einhalt gebieten, aber wir sehen nicht,
dass dies geschieht. Der beste Weg, Fremdenfeindlichkeit zu stoppen,
besteht unserer Meinung nach darin, die Kräfte mit Gewerkschaften,
NROs und anderen Organisationen zu bündeln. Gegen Fremdenfeindlichkeit
müssen unbedingt energische und dringende Maßnahmen ergriffen werden.

Die National Union of Metalworkers of South Africa (Numsa) und die
South African Federation of Trade Unions (Saftu) haben sich zu Wort
gemeldet und bestreiten die Behauptungen, die dieser
fremdenfeindlichen Bewegung zugrunde liegen. Sie sagen, dass die
Südafrikaner die Schuld für ihre Arbeitslosigkeit nicht bei Ausländern
suchen können, sondern dass sie ihre Aufmerksamkeit auf die Regierung
richten sollten, da deren Beamte sie im Stich gelassen haben. Dieser
Aussage schließen wir uns voll und ganz an.

Die angegriffenen ausländischen Einwanderer sind unsere afrikanischen
Brüder und Schwestern. Sie sind unsere Arbeitskollegen und Nachbarn,
wir kaufen unsere Lebensmittel bei ihnen und verkaufen ihnen unsere
Waren. Als Krankenschwestern und Lehrer sorgen sie für unsere
Sicherheit und unterrichten unsere Kinder, und manchmal sind sie auch
unsere Angehörigen. Jetzt ist es an der Zeit, gegen
Fremdenfeindlichkeit vorzugehen, bevor es zu spät ist und bevor das
Morden beginnt."

 * 
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Südafrika

Hetze und Gewalt


Wie Politiker das Feuer fremdenfeindlicher Ressentiments schüren

von Jan Bornman



Je mehr die politischen Parteien Südafrikas die Migrant:innen
für die Probleme des Landes verantwortlich machen, desto mehr finden
sich Bürgerwehren, die diese Vorwürfe todernst nehmen und
schutzbedürftige Menschen angreifen.

Über die fremdenfeindliche Politik der Economic Freedom Fighters (EEF)
und der Patriotischen Allianz ist schon viel geschrieben worden.
Schließlich ist ihr autoritäres Gebaren längst zu den Arbeitsplätzen
der Migrant:innen vorgedrungen, wo sie eingeschüchtert und belästigt
wurden. Dieser neue Tiefpunkt in unserer traurigen Geschichte der
Fremdenfeindlichkeit sollte uns nicht überraschen. Politiker:innen und
politische Parteien aller Couleur haben sich die Politik der
Fremdenfeindlichkeit in Südafrika und weltweit zu eigen gemacht.

Die Straflosigkeit, mit der Julius Malema und die EFF ihr Spiel
treiben, wird all jene ermutigen, die Migrant:innen schon immer für
ihr Leid in einem Land verantwortlich gemacht haben, in dem die
erweiterte Arbeitslosenquote fast 50 Prozent beträgt und die
Jugendarbeitslosigkeit nahezu 75 Prozent erreicht hat. Überall im Land
warten Bürgerwehren darauf, die Gewalt auszuüben, die von der Politik
heraufbeschworen wird.

Während EFF-Anhänger Wanderarbeiter in Einkaufszentren belästigten,
ging die Bürgerwehr "Operation Dudula" in Soweto auf die Straße,
beschlagnahmte die Waren von Straßenhändler:innen und vertrieb sie vom
Taxistand gegenüber dem Chris Hani Baragwanath-Krankenhaus.
Anschließend veröffentlichte die Gruppe ein Schreiben, in dem sie
Migrant:innen, die in gering qualifizierten Berufen als
Straßenhändler:innen oder Handwerker arbeiten, aufforderte, ihre
Tätigkeit bis zum 7. Februar einzustellen. In dem Schreiben werden sie
beschuldigt, "unsere Entwicklung zu stören", und gewarnt: "Entweder
ihr kooperiert oder ihr spürt unsere Maßnahmen."

Einer der Anführer der Operation Dudula, Nhlanhla Lux, wurde während
der Unruhen im Juli letzten Jahres bekannt, als er schwor, das
Maponya-Einkaufszentrum vor Plünderern zu schützen. Dafür sei er auch
bereit zu sterben.

Etwa einen Monat zuvor stand Lux in Tarnkleidung an der Spitze der
Operation Dudula, als diese am 45. Jahrestag des Aufstands vom 16.
Juni 1976 durch die Straßen von Soweto marschierte. An diesem Tag
beteuerte Lux, er sei ebenso wenig wie die Bürgerwehr gegen
Migrant:innen. Dennoch skandierten sie fremdenfeindliche Slogans und
vertrieben eine Gruppe von Migrant:innen, die in einem verlassenen
Gebäude lebte.

Einige Wochen vor der jüngsten faschistischen Zurschaustellung der
Operation Dudula in Soweto postete Lux ein Video auf seiner
Instagram-Seite. Dort zeigte er sich wieder in Militäruniform und
beschuldigte "illegale Ausländer", sich in Vorbereitung auf eine Art
Vergeltungsaktion zu bewaffnen. Die Migrant:innen hätten "ein Abkommen
mit der Regierung" und politische Führer und Polizisten bestochen,
seine Gruppe aber hätte keine solche Vereinbarung. "Wir sind das
südafrikanische Volk ... Wir sind nicht hier, um über irgendetwas zu
verhandeln. Wir sind hier, um unser Land zurückzuerobern, und das
war's." Er und seine Anhänger seien bereit, "für dieses Land zu
sterben", um es von "den illegalen Ausländern zu befreien, die
weiterhin an der Kriminalität beteiligt sind". "Wir werden kommen und
Südafrika säubern, denn das darf kein normaler Zustand werden", warnte
er.


Eine gefährliche Rhetorik

Lux' Besessenheit von "legalen" und "illegalen" Migrant:innen ist es
wert, untersucht zu werden, da fremdenfeindliche Menschen mit dieser
Definition oftmals ihre Hetze rechtfertigen. Statt sich mit dem
Versagen des Innenministeriums auseinanderzusetzen, allen
Asylbewerbern, Flüchtlingen und Migranten rechtzeitig ordnungsgemäße
Papiere auszustellen, macht Lux aus dem Drehen des Rouletterades, das
bestimmt, wer das Glück hat, das System zu durchlaufen, ein plumpes
Moralspiel. Skrupellose Politiker wie Herman Mashaba von ActionSA,
Gayton McKenzie von der Patriotic Alliance und Aaron Motsoaledi vom
ANC haben diese Taktik angewandt, um ihren Chauvinismus in die Sprache
der Legalität zu kleiden.

Der Zynismus von Motsoaledi ist besonders ärgerlich. Als Innenminister
machte er es den Asylbewerber:innen mit dem Corona-Lockdown fast zwei
Jahre lang unmöglich, einen Asylantrag zu stellen oder ihre
Aufenthaltserlaubnis zu verlängern. Erst in den letzten Monaten hat
das Ministerium Online-Verlängerungen ermöglicht - aber viele
Asylbewerbende haben immer noch Schwierigkeiten, ihren
Aufenthaltsstatus zu legalisieren.

Besonders gezielt und heimtückisch verwendet Lux auch das Wort
"Säuberung". Die Verwendung einer solchen menschenfeindlichen Sprache
macht es leichter, den Menschen hinter den fehlenden Papieren zu
vergessen. Eine Zielgruppe von Menschen als krankhaft, als Ungeziefer
oder als Insekten darzustellen, ist eine klassische faschistische
Taktik und ist allen Formen von "ethnischer Säuberung", vom Holocaust
bis zum Völkermord in Ruanda, stets vorausgegangen.

Es war wohl während Mashabas Amtszeit als Bürgermeister von
Johannesburg, dass die Politik der Fremdenfeindlichkeit auf nationaler
politischer Ebene in Südafrika zur Normalität wurde. Mashaba
inszenierte 2018 in Johannesburg die Verhaftung eines Straßenhändlers,
der einen Karren voller Kuhköpfe schob.

Nach der Verhaftung twitterte Mashaba in auffallend faschistischer
Sprache: "Wir werden uns nicht zurücklehnen und zulassen, dass Leute
wie Sie uns Ebola bringen, und das im Namen von kleinen Unternehmen.
Die Gesundheit unseres Volkes geht vor. Unsere
Gesundheitseinrichtungen sind bereits bis an die Grenzen ausgelastet."
Wie so viele andere Behauptungen, die er als Bürgermeister aufstellte,
entbehrte dieser Tweet jeglicher Fakten.

Aber Fakten scheinen Mashaba nicht sonderlich zu interessieren. Zu
Beginn des Wahlkampfs für seine neue Partei ActionSA twitterte
Mashaba, es gebe "15 Millionen Ausländer ohne Papiere in Südafrika,
die Arbeitsplätze besetzen, die von unseren eigenen Leuten eingenommen
werden können". Dabei handelte es sich schlichtweg um eine falsche
Interpretation der Daten, die besagen, dass 15 Millionen Menschen
keine Ausweispapiere haben, was sich sowohl auf Staatsangehörige als
auch auf Einwohner:innen bezieht. Das südafrikanische Statistikamt
schätzt die Zahl der in Südafrika lebenden "im Ausland geborenen
Menschen" auf 3,9 Millionen, während die Bevölkerungsabteilung der
Vereinten Nationen die Zahl auf 4,2 Millionen schätzt.

Die Demokratische Allianz DA war eine der wenigen Parteien, die sich
gegen die jüngste Einschüchterung von Gaststättenpersonal durch die
EFF ausgesprochen hat, wobei der Sprecher für Arbeit, Michael Cardo,
dies als "Terrorismus am Arbeitsplatz" bezeichnete. Bei den letzten
nationalen Wahlen hat die DA jedoch eine Trump'sche "Sichert unsere
Grenzen"-Kampagne geführt. Die Fokussierung auf die Sicherung der
Grenzen und das Fernhalten "illegaler Einwanderer" vom Land entspricht
dem Ruf der meisten populistischen und autoritären Regierungen auf der
ganzen Welt nach längeren und höheren Mauern. Und das, obwohl
Migrationsexperten davor warnen, dass Mauern und Zäune Migrant:innen
nicht fernhalten, sondern nur das Leben der Menschen gefährden, die
ohnehin bedroht sind.

Anstatt sich mit der Korruption und den Unzulänglichkeiten der
Innenbehörden bei der Bearbeitung und Ausstellung von Asyl- und
Flüchtlingsanträgen zu befassen, haben manche Politiker verarmte
schwarze Migranten zum Sündenbock und zur Zielscheibe für feindselige
Gruppierungen gemacht.


Stereotypisierung und Gewalt

Es gibt zweifellos einen Zusammenhang zwischen der zunehmenden
Verwendung fremdenfeindlicher Sprache und Stereotypisierungen durch
Politiker und den organisierten Bürgerwehren, die auf die Straße gehen
und Migrant:innen bedrohen und einschüchtern. Die Operation Dudula ist
nur die jüngste einer ganzen Reihe solcher Gruppierungen.

Das Sisonke People's Forum war eine der Gruppen, die hinter den
fremdenfeindlichen Angriffen 2019 in Johannesburg standen, bei denen
mindestens zehn Menschen ums Leben kamen. Das Forum erklärte, es sei
verärgert darüber, dass junge Menschen ihr Leben durch Drogen
verlören, die ihnen angeblich von Einwander:innen verkauft wurden, und
dass Migranten bei der Vergabe bestimmter Arbeitsplätze gegenüber
Südafrikanern bevorzugt würden.

Die All Truck Drivers Foundation (ADTF) hat ähnliche Behauptungen
aufgestellt. Obwohl die ADTF jegliche Beteiligung an Gewalttaten
bestreitet, wurden Verbindungen zwischen ihr und den mehr als 200
Lkw-Fahrern hergestellt, die bei Angriffen auf das Frachtgewerbe in
Südafrika getötet wurden.

Schon vor der Pandemie marschierten organisierte Gruppen in
Johannesburgs Township Alexandra und dem Vorort Orange Grove auf
Häuser zu und schikanierten, attackierten und vertrieben Migrant:innen
aus ihren Wohnungen.

Keine dieser Gruppen wurde zur Rechenschaft gezogen, und nur wenige
Täter von fremdenfeindlicher Gewalt wurden im Laufe der Jahre
verhaftet und verurteilt. Tatsächlich haben sich
Strafverfolgungsbehörden wie das Johannesburg Metro Police Department
mit ihrer Buya Mthetho-Kampagne aktiv an der weiteren Ausgrenzung von
Migrant:innen beteiligt. Vorgeblich gestartet, um "sichere Gemeinden
für unsere Bewohner" in der Innenstadt zu schaffen, fielen im Rahmen
dieser Kampagne vor allem Migrant:innen zum Opfer. Die U-Bahn-Polizei
twitterte am 25. Januar ein Bild von zwei Beamten, die eine Person
ohne Papiere verhaften. Über dem Gesicht des Migranten befand sich ein
Teufelsemoji.

Solange die Strafverfolgungsbehörden rücksichtslos handeln und
Politiker weiterhin gefährliche Aussagen zu ihren eigenen Zwecken
machen, werden Selbstjustizgruppen immer mehr Zulauf bekommen.
Schlimmer noch, es werden noch mehr von ihnen auftauchen, entweder als
fehlgeleitete Reaktion auf eine allzu dringende soziale Krise oder aus
völlig zynischem Opportunismus. "


Jan Bornman ist Schriftsteller und Fotograf und ist 
journalistisch mit dem Thema Migration und Vertreibung in Südafrika befasst. 
Sein Beitrag erschien auf Englisch in newframe.com, 2.2.2022.
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Am 4. September sollen mit der neuen Verfassung individuelle und
kollektive Rechte verankert werden, doch Umfragen sagen ein knappes
Ergebnis voraus. Ein Überblick über den Verfassungsentwurf.

(Montevideo, 9. Juli 2022, la diaria/poonal) - Am 4. September
entscheiden die Chilen*innen, ob in ihrem Land bald eine neue
Verfassung in Kraft tritt. Die Kampagnen für das Apruebo (Zustimmung
zur neuen Verfassung) und Rechazo (Ablehnung) haben bereits Anfang
Juli begonnen, die landesweite Ausstrahlung der Fernsehwerbespots wird
im August starten. Den fertig ausgearbeiteten Text für eine neue
Verfassung hatte der 154-köpfige Verfassungskonvent am 4. Juli an
Präsident Gabriel Boric [1] übergeben.

Eines der wichtigsten Merkmale des Verfassungsentwurfs ist, dass er
neue Rechte vorsieht und die Rolle des Staates stärkt, indem er ihm
die Verantwortung überträgt, die in der Verfassung verankerten Rechte
zu garantieren. Gerade die eingeschränkte Rolle des Staates ist einer
der größten Kritikpunkte an der aktuellen Verfassung [2], die während
der Diktatur unter Augusto Pinochet verabschiedet und bei den
Protesten 2019 als wichtige Ursache der sozialen Ungleichheit in Chile
identifiziert wurde. In den 388 Artikeln des neuen Verfassungsentwurfs
[3] werden insbesondere die Rechte von Kindern, älteren Menschen,
Menschen mit Behinderung, Frauen, der LGBTIQ*-Community und der
indigenen Gemeinschaften gestärkt. Die neue Verfassung zielt außerdem
auf die Anerkennung der Rechte von Hausangestellten und Gewerkschaften
und auf die Festigung der öffentlichen Bildungs-, Gesundheits- und
Sozialversicherungssysteme ab. Der Entwurf setzt sich außerdem für den
Schutz der Umwelt und insbesondere des Wassers ein. Einige der
vorgesehenen Rechte im Detail:


Plurinationalität und Rechte der indigenen Gemeinschaften in
der Verfassung

In ihren allgemeinen Grundsätzen definiert die Verfassung den
chilenischen Staat als einen sozialen und demokratischen Rechtsstaat.
Sie erklärt Chile als "plurinational, interkulturell, regional und
ökologisch" und definiert die Demokratie des Landes als "inklusiv und
paritätisch".

Damit wird auch die Vielfalt der indigenen Völker des Landes
anerkannt. So heißt es, dass "die Souveränität beim chilenischen Volk
liegt, das sich aus verschiedenen Nationen zusammensetzt". Damit
gelten die Mapuche, Aymara, Rapanui, Lickanantay, Quechua, Colla,
Diaguita, Chango, Kawésqar, Yagán, Selk'nam und "andere, die in der
gesetzlich festgelegten Weise anerkannt werden können", als Nationen
und Völker.

In dem Text heißt es, dass indigene Völker und Nationen individuelle
und kollektive Rechte haben, insbesondere jene "auf Autonomie, auf
Selbstverwaltung, auf ihre eigene Kultur, auf ihre Identität und
Weltanschauung, auf ihr Erbe, auf ihre Sprache, auf die Anerkennung
und den Schutz ihres Landes, ihrer Territorien und ihrer Ressourcen".
Außerdem wird festgelegt, dass Chile ein mehrsprachiger Staat ist: Zur
Amtssprache Spanisch kommen "in ihren Gebieten und in Gebieten mit
hoher Bevölkerungsdichte jedes Volkes und jeder Nation" die indigenen
Sprachen als Amtssprachen hinzu. Die chilenische Gebärdensprache wird
ebenfalls anerkannt.


Artikel für die Gleichstellung der Geschlechter,
reproduktive Rechte und gegen sexualisierte Gewalt

Im Verfassungsentwurf heißt es, dass der Staat "eine Gesellschaft
fördert, in der Frauen, Männer und Menschen sexueller und
geschlechtlicher Vielfalt unter Bedingungen substanzieller Gleichheit
teilhaben - in der Erkenntnis, dass ihre wirksame Vertretung ein
Grundsatz und eine Mindestvoraussetzung für die volle und
substanzielle Ausübung von Demokratie und Staatsbürgerschaft ist". Der
Text legt fest, dass staatliche Institutionen und öffentliche
Verwaltungseinrichtungen zukünftig geschlechterparitätisch besetzt
werden sollen.

Weiterhin heißt es im Entwurf: "Jeder Mensch hat das Recht auf
sexuelle und reproduktive Rechte. Dazu gehört unter anderem das Recht,
freie, selbstbestimmte und informierte Entscheidungen über den eigenen
Körper, die Ausübung der Sexualität, die Fortpflanzung, die Lust und
die Empfängnisverhütung zu treffen". Der Staat muss die Ausübung
dieser Rechte garantieren. Dazu gehört auch das Recht auf freie und
kostenlose Abtreibung.

Die neue Verfassung sieht auch das Recht auf den Zugang zu einer
"umfassenden Sexualerziehung, die den vollen und freien Genuss der
Sexualität fördert", "Geschlechterstereotypen beseitigt und
geschlechtsspezifische und sexuelle Gewalt verhindert", vor. Außerdem
heißt es: "Alle Frauen, Mädchen, Jugendlichen und Personen der
sexuellen und geschlechtlichen Vielfalt haben das Recht auf ein Leben
frei von geschlechtsspezifischer Gewalt in all ihren
Erscheinungsformen, sowohl im öffentlichen als auch im privaten
Bereich und unabhängig davon, ob sie von Privatpersonen, Institutionen
oder staatlichen Akteuren ausgeübt wird."


Besonderer Schutz für unterschiedliche gesellschaftliche
Gruppen

Der Verfassungsentwurf enthält auch mehrere Artikel, die die Rechte
von Kindern und Jugendlichen garantieren und legt fest, dass die
Verhinderung "von Gewalt gegen Kinder für den Staat höchste Priorität
hat. Zu diesem Zweck wird er Strategien und Maßnahmen entwickeln, um
gegen Situationen vorzugehen, die eine Untergrabung der persönlichen
Integrität von Kindern bedeuten, unabhängig davon, ob die Gewalt von
der Familie, vom Staat oder von Dritten ausgeht".

Auch der Schutz von Menschen mit Behinderungen ist im neuen
Verfassungsentwurf verankert: "Alle Menschen mit Behinderungen haben
das Recht auf das Erleben und die Ausübung ihrer Rechtsfähigkeit -
gegebenenfalls mit Unterstützung und Schutzmaßnahmen -, auf
allgemeine Zugänglichkeit, auf soziale Eingliederung, auf
Eingliederung in das Arbeitsleben und auf politische, wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Teilhabe", heißt es dort. Zukünftig sollten per
Gesetz Maßnahmen festgelegt werden, die Menschen mit Behinderung das
Recht auf Bildung, Arbeit und Wohnung garantieren.

Ebenso werden die Rechte von Personen im Freiheitsentzug anerkannt.
"Jede Person, die einer Form des Freiheitsentzugs unterworfen ist,
darf keine anderen Einschränkungen ihrer Rechte erleiden als die, die
für die Vollstreckung der Strafe unbedingt erforderlich sind", heißt
es in dem Text. Außerdem sei es die Pflicht des Staates, einen
Strafvollzug zu schaffen, der auf soziale Eingliederung und
Integration ausgerichtet ist.

Älteren Menschen werden die Rechte "auf ein Altern in Würde, auf
ausreichende Leistungen der sozialen Sicherheit für ein Leben in
Würde, auf Zugang zur physischen, sozialen, wirtschaftlichen,
kulturellen und digitalen Umwelt, auf politische und soziale Teilhabe,
auf ein Leben frei von altersbedingtem Missbrauch, auf Autonomie und
Unabhängigkeit sowie auf die volle Ausübung ihrer Rechtsfähigkeit mit
angemessener Unterstützung und angemessenen Garantien" zugesichert.


Bildung und Gesundheit

Der Verfassungsentwurf erkennt das Recht auf Bildung während des
gesamten Lebens an und legt fest, dass das Gesetz den Zugang der
Bevölkerung zur Bildung gewährleisten soll. Dazu wird der Staat "ein
öffentliches, säkulares und freies Bildungssystem aufbauen, verwalten
und finanzieren, das aus staatlichen Einrichtungen und Institutionen
auf allen Ebenen und in allen Bildungsmodalitäten besteht".

Außerdem wird festgelegt, dass staatlich gegründeten oder anerkannten
Hochschuleinrichtungen jegliche Form der Gewinnerzielung untersagt
ist. Damit wird ein Thema angesprochen, das in den vergangenen Jahren
häufig Gegenstand von Studierendenprotesten war. Darüber hinaus wird
festgelegt, dass alle Universitäten ihre Aufgaben der "Lehre,
Forschung und Zusammenarbeit mit der Gesellschaft" erfüllen sollen und
dass "in jeder Region mindestens eine staatliche Universität und eine
staatliche Fachhochschule vorhanden sein sollen". Auch im
Bildungsbereich heißt es: "Die Verfassung schützt die akademische
Freiheit, die Forschung und die freie Meinungsäußerung der
Akademikerinnen und Akademiker an den staatlich gegründeten oder
anerkannten Universitäten".

Im Bereich der Gesundheit sieht der Verfassungsvorschlag vor, dass
"der Staat ausschließlich für die Steuerung des Gesundheitssystems,
einschließlich der Regulierung, Überwachung und Kontrolle öffentlicher
und privater Einrichtungen" zuständig ist und, dass "das nationale
Gesundheitssystem universell, öffentlich und integriert" ist und aus
öffentlichen und privaten Anbietern bestehen kann.

Darüber hinaus sieht es vor, dass "das Gesetz ein öffentliches System
der sozialen Sicherheit einrichtet, das Schutz bei Krankheit, Alter,
Invalidität, Überleben, Mutterschaft und Vaterschaft,
Arbeitslosigkeit, Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie anderen
sozialen Fällen des Mangels oder der Minderung der Mittel zur
Bestreitung des Lebensunterhalts oder der Arbeitsfähigkeit bietet".
Die neue Verfassung stellt außerdem "insbesondere die Deckung der
Leistungen für Personen, die Haus- und Pflegearbeiten verrichten",
sicher.


Recht auf Arbeit und Anerkennung von Pflegearbeit

Im Entwurf für die neue Verfassung wird auch das Recht auf Arbeit
garantiert. Es legt fest, dass "der Staat eine öffentliche Politik
entwickelt, die es ermöglicht, Arbeit, Familien- und
Gemeinschaftsleben mit der Pflegearbeit zu vereinbaren". Darin heißt
es: "Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des öffentlichen und des
privaten Sektors haben das Recht auf Vereinigungsfreiheit. Dazu gehört
das Recht, sich gewerkschaftlich zu organisieren, Tarifverhandlungen
zu führen und zu streiken". Weiter heißt es: "Die
Gewerkschaftsorganisationen sind als alleinige Vertreter der
Arbeitnehmer gegenüber den Arbeitgebern die ausschließlichen Träger
des Rechts auf Tarifverhandlungen".

"Das Recht, sich gewerkschaftlich zu organisieren, schließt das Recht
ein, auf jeder nationalen und internationalen Ebene
Gewerkschaftsorganisationen zu gründen, ihnen beizutreten und sich von
ihnen zu lösen, ihre eigenen Regeln aufzustellen, ihre eigenen Ziele
zu formulieren und ihre Tätigkeit ohne Einmischung Dritter auszuüben",
heißt es dort.

Der Entwurf erkennt auch die Haus- und Pflegearbeit an und weist den
Staat an, dafür zu sorgen, dass es keine Benachteiligung für
diejenigen gibt, die sie ausüben. Außerdem legt er das Recht auf
Zugang zur Pflege fest, das der Staat durch ein umfassendes
Pflegesystem gewährleisten muss.


Weitere Artikel: von der Wahlpflicht bis zur internationalen
Eingliederung Chiles

Der vorgeschlagene Verfassungstext erkennt das Recht auf Wohnraum, auf
ein Mindestmaß an zugänglicher und sicherer Energie sowie auf Sport
und Erholung an. Außerdem heißt es dort: "Niemand darf zum Tode
verurteilt oder hingerichtet, der Folter oder grausamer,
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen
werden" und "niemand darf dem Verschwindenlassen ausgesetzt werden.
Jedes Opfer hat das Recht, gesucht zu werden, und der Staat stellt
dafür alle erforderlichen Mittel zur Verfügung".

In einer Definition der chilenischen Außenpolitik heißt es, dass das
Land "Lateinamerika und die Karibik zu einem vorrangigen Gebiet in
seinen internationalen Beziehungen erklärt", "sich für den Erhalt der
Region einsetzt" und "die regionale, politische, soziale, kulturelle,
wirtschaftliche und produktive Eingliederung der Staaten untereinander
fördert".

Eine weitere Änderung ist die Rückkehr zur Wahlpflicht für Personen ab
18 Jahren und die Möglichkeit der freiwilligen Stimmabgabe für
Personen im Alter von 16 oder 17 Jahren sowie für Personen, die im
Ausland leben.


Staatliche Sicherheitsorgane und Institutionen

Im Bereich der Sicherheit wird die Polizei entmilitarisiert, indem
festgelegt wird, dass sie "dem für die öffentliche Sicherheit
zuständigen Ministerium untersteht und keine militärische, sondern
eine polizeiliche Einrichtung ist". Diese ist dazu bestimmt, "im
Rahmen ihrer Zuständigkeiten die öffentliche Sicherheit zu
gewährleisten, dem Recht Geltung zu verschaffen und die Grundrechte zu
schützen". So heißt es: "Bei der Anwendung von Gewalt handelt sie nach
den Grundsätzen der Gesetzmäßigkeit, der Notwendigkeit, der Vorsorge,
der Verhältnismäßigkeit, der Nichtdiskriminierung und der
Verantwortlichkeit unter Achtung des Völkerrechts und der in dieser
Verfassung garantierten Grundrechte".

Unter der Vielzahl der in den Verfassungsentwurf aufgenommenen Themen
haben zwei Änderungen die meisten Kontroversen ausgelöst: die
Umwandlung des Senats in eine Kammer der Regionen, die zukünftig für
die Angelegenheiten der einzelnen Gebiete des Landes zuständig wäre,
und die Anerkennung indigener Justizinstitutionen als Mittel zur
Konfliktlösung, wobei der Oberste Gerichtshof als oberstes Gericht für
die Beilegung von Streitigkeiten zuständig ist.


Umweltkapitel hält Rechte der Natur und die Verantwortung
des Staates in der Klimakrise fest

Ein weiteres Kapitel des neuen Verfassungstextes ist der Umwelt
gewidmet. Darin heißt es, dass "die Natur Rechte hat" und, dass "Staat
und Gesellschaft die Pflicht haben, sie zu schützen und zu achten".
Weiterhin muss "der Staat den Dialog, die Zusammenarbeit und die
internationale Solidarität fördern, um sich an die Klima- und
Umweltkrise anzupassen, sie zu mildern, zu bewältigen und die Natur zu
schützen". Dabei stehen "Tiere unter besonderem Schutz. Der Staat
schützt sie, indem er ihre Empfindungsfähigkeit und ihr Recht auf ein
Leben frei von Misshandlung anerkennt".

Außerdem führt der Text den Begriff der "natürlichen Gemeingüter" ein,
die er als "Elemente oder Bestandteile der Natur, über die der Staat
eine besondere Sorgfaltspflicht hat, um die Rechte der Natur und die
Interessen der heutigen und künftigen Generationen zu gewährleisten"
definiert. Damit sind "das Küstenmeer und sein Meeresboden, die
Strände, die Gewässer, Gletscher und Feuchtgebiete, die geothermischen
Felder, die Luft und die Atmosphäre, die Hochgebirge, die
Schutzgebiete und die einheimischen Wälder, der Untergrund und andere
durch die Verfassung und das Gesetz erklärte Güter" als natürliche
Gemeinschaftsgüter festgehalten. Darin heißt es außerdem, dass niemand
sich das "Wasser in all seinen Ausprägungen, Luft, Hoheitsgewässer und
Strände" aneignen kann.

Wenn diese natürlichen Gemeingüter "in privater Hand sind, schließt
die Aufsichtspflicht des Staates die Befugnis ein, ihre Nutzung und
ihren Genuss zu regeln". So kann der Staat "behördliche Genehmigungen
für die Nutzung unaneigenbarer natürlicher Gemeingüter im Einklang mit
dem Gesetz zeitlich befristet erteilen - unter dem Vorbehalt des
Ablaufs, des Erlöschens und des Widerrufs mit besonderen
Erhaltungsauflagen, die im öffentlichen Interesse, zum Schutz der
Natur und zum Nutzen der Allgemeinheit gerechtfertigt sind". Der Text
weist darauf hin, dass "diese Genehmigungen, ob individuell oder
kollektiv, keine Eigentumsrechte begründen".

Insbesondere wird betont, dass "Wasser für das Leben, die Ausübung der
Menschenrechte und die Natur von wesentlicher Bedeutung ist" und dass
"der Staat das Wasser in all seinen Zuständen und Phasen sowie seinen
Wasserkreislauf schützen muss". So heißt es, dass "jeder Mensch das
Menschenrecht auf ausreichende, sichere, annehmbare, erschwingliche
und zugängliche Wasserversorgung und Abwasserentsorgung hat" und, dass
"es die Pflicht des Staates ist, dies für die heutigen und künftigen
Generationen zu gewährleisten".

Der Entwurf legt auch fest, dass der Staat die "absolute Herrschaft"
über alle "Bergwerke und mineralischen Stoffe, metallische und
nichtmetallische, sowie über die Lagerstätten fossiler Stoffe und
Kohlenwasserstoffe, die im Staatsgebiet vorhanden sind, mit Ausnahme
der oberirdischen Tone, unbeschadet des Eigentums an den Grundstücken,
auf denen sie sich befinden", ausübt. Der Text schließt auch Gletscher
und Schutzgebiete von jeglicher Bergbautätigkeit aus.


Kampagnenbeginn: Amnesty International spricht sich für
Apruebo aus

Neben sozialen, Umwelt- und feministischen Bewegungen schloss sich der
Kampagne für die Zustimmung zu diesem Verfassungsentwurf auch Amnesty
International an [4]. Die internationale Menschenrechtsorganisation
brachte kürzlich ihre Unterstützung für die neue Verfassung zum
Ausdruck. In der aktuell gültigen Verfassung herrsche "ein deutlicher
Unterschied zur heutigen Verfassung, [der] darin besteht, dass
bestimmte wichtige Rechte, wie beispielsweise das Recht auf Wohnung,
Wasser und Nahrung, nicht oder nur sehr unzureichend berücksichtigt
werden, wie das Recht auf Gesundheit und soziale Sicherheit", so hieß
es.


Umfragen sagen für den 4. September ein knappes Ergebnis
voraus

Im Oktober 2020 hatten 80 Prozent der Chilen*innen für eine neue
Verfassung gestimmt [5]. Bis jetzt bleibt jedoch ungewiss, ob diese
Stimmung auch fast zwei Jahre und einen konkreten Verfassungsentwurf
später noch anhält und letzterer bei dem verbindlichen Plebiszit am
4. September die notwendige Unterstützung erhält.

Viele Monate lang lag die Zustimmung zur neuen Verfassung in Umfragen
deutlich über der Ablehnung. Doch in letzter Zeit haben sich die
Umfragewerte umgedreht: Die jüngste Umfrage des konservativen
Meinungsforschungsinstituts Cadem, die Anfang Juli veröffentlicht
wurde, kam zu dem Ergebnis, dass 51 Prozent der Chilenen dazu neigen,
den Text abzulehnen, während 34 Prozent bereit sind, ihn anzunehmen.
Dabei bleibt ein großer Anteil unentschlossener Wähler*innen.

Eine andere Umfrage des Unternehmens Criteria ergab, dass 48 Prozent
der Befragten mit "Nein" stimmen würden, 31 Prozent mit "Ja", während
22 Prozent der Wähler*innen unentschieden blieben. Gleichzeitig ergab
eine Umfrage von Latinobarómetro, dass 35 Prozent den
Verfassungsentwurf ablehnen würden, während 31 Prozent dafür sind, ihn
anzunehmen. Weitere 14 Prozent würden voraussichtlich mit Nein stimmen
und 16 Prozent sind unentschlossen. Für das Apruebo-Lager gilt es also
insbesondere, bisher unentschlossene Wähler*innen vom Entwurf des
Verfassungskonvents zu überzeugen. So oder so zeichnet sich für das
Verfassungsplebiszit am 4. September ein knappes Ergebnis ab.

Der fertige Entwurf für die neue Verfassung kann hier auf Spanisch
gelesen und heruntergeladen werden [6].


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/verfassungskonvent-uebergibt-verfassungsentwurf-an-praesident-boric/

[2] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/demokratischer-neuanfang-oder-weiter-mit-pinochets-diktaten/

[3] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/guter-kompromiss-entwurf-fuer-die-neue-verfassung-vorgelegt/

[4] https://www.amnesty.org/en/latest/news/2022/07/chile-amnesty-international-launches-aprobar-es-humano/

[5] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/adios-general-vom-ende-der-glaubwuerdigkeit-des-neoliberalen-modells/

[6] https://guiaconstitucional.cl/wp-content/uploads/2022/07/Texto-Definitivo-CPR-2022-Tapas.pdf


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/was-beim-verfassungsplebiszit-am-4-september-auf-dem-spiel-steht/
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OSTEUROPA/392: Westen provoziert Konfrontation zwischen Moldawien und Russland (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Westen provoziert Konfrontation zwischen Moldawien und Russland

von Alexander Männer, 16. Juli 2022 - EuroBRICS



In Anbetracht des Ukraine-Krieges ist zu befürchten, dass Moldawien
möglicherweise der nächste Krisenherd in Osteuropa sein wird. Die
ehemalige sowjetische Republik befindet sich im Einflussbereich sowohl
des Westens als auch Russlands, weshalb ein Konflikt in dieser Region
im Grunde vorprogrammiert ist. Die aktuellen sicherheitspolitischen
Entwicklungen zeigen sogar, dass ein Konflikt um Moldawien bereits
begonnen hat. In Anbetracht des Ukraine-Krieges ist zu befürchten,
dass Moldawien möglicherweise der nächste Krisenherd in Osteuropa sein
wird. Die ehemalige sowjetische Republik befindet sich im
Einflussbereich sowohl des Westens als auch Russlands, weshalb ein
Konflikt in dieser Region im Grunde vorprogrammiert ist. Die aktuellen
sicherheitspolitischen Entwicklungen zeigen sogar, dass ein Konflikt
um Moldawien bereits begonnen hat.

Vor dem Hintergrund des Krieges in der Ukraine könnte Moldawien
möglicherweise der nächste gefährliche Krisenherd in Osteuropa werden.
Die Ex-Sowjetrepublik, die als Armenhaus Europas gilt, befindet sich
im Einflussbereich sowohl des Westens als auch Russlands, weshalb man
seit dem Zerfall der UdSSR davon ausgeht, dass ein geopolitischer
Konflikt in dieser Region vorprogrammiert ist. Die aktuellen
sicherheitspolitischen Entwicklungen zeigen, dass ein Konflikt um
Moldawien eigentlich schon begonnen hat und dass er in Zukunft
durchaus eskalieren könnte.

So eine Auseinandersetzung konnte die moldawische Führung in den
vergangenen 30 Jahren jedoch immer vermeiden, da man auf der
internationalen Bühne stets eine neutrale Position eingenommen hatte.
Diese Haltung war unter anderem die Folge davon, dass Moldawiens
Bevölkerung bei der Frage der strategischen Ausrichtung ihres Landes
gespalten war. Ein Teil der Menschen war prorussisch eingestellt und
sprach sich für die Partnerschaft mit Russland aus, während der andere
Teil "zu Europa gehören" wollte.

Allerdings hatte sich das Verhältnis zwischen diesen
Bevölkerungsgruppen im Laufe der Zeit immer mehr gewandelt, so, dass
die meisten Moldawier die Annäherung zum Westens heute offenbar
bevorzugen. Dieser Prozess ging mit der immer stärker werdenden
prowestlichen Ausrichtung der politischen und wirtschaftlichen Eliten
in Kischinau einher, die teilweise sogar eine antirussische Stimmung
im Land gefördert haben.




[image: Maia Sandu, Porträt - Foto: President.gov.ua, CC BY 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/4.0], via Wikimedia Commons]

Maia Sandu, amtierende Präsidentin der Republik Moldau
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Spätestens mit dem Machtantritt der EU-orientierten Präsidentin Maja
Sandu, die obendrein die Staatsbürgerschaft Rumäniens besitzt und
damit als EU-Bürgerin gilt, hat Moldawien endgültig den prowestlichen
und zugleich antirussischen Kurs eingeschlagen.

Dieser Kurs ist jedoch problematisch und könnte zu einem Konflikt mit
dem Kreml führen, da große Teile der moldawischen Gesellschaft nach
wie vor zu Russland tendieren. Vor allem die Bevölkerung der
abtrünnigen Region Transnistrien, die sich 1992 in Folge eines
Bürgerkrieges von Moldawien abgespalten hatte, ist weiterhin
prorussisch und sie will auch nicht, dass die traditionelle
Beziehungen zu Moskau zerstört werden.


Der Westen benutzt Moldawien als geopolitisches Werkzeug

Ungeachtet dieses innermoldawischen Problems unternehmen die
westlichen Staaten entsprechende Schritte, um die Führung in der
moldawischen Haupstadt Kischinau dazu zu bringen, sich noch stärker
gegen Russland zu positionieren. Allen voran die USA nutzen das
derzeitige politische Kräfteverhältnis in Moldawien aus, um die
Beziehungen zwischen Kischinau und Moskau zum Nachteil der Russen zu
beeinflussen.

Viele Experten sind deshalb davon überzeugt, dass der Westen auf eine
gefährliche Konfrontation zwischen den beiden Ländern hinarbeitet. So
auch der bekannte griechische Politologe Paul Antonopoulos, der
diesbezüglich in einem Artikel anführt [1], dass die Vereinigten
Staaten in den vergangenen zwei Jahren knapp 1 Milliarde Dollar für
Reformen in Moldawien ausgegeben hätten, um die antirussische Rhetorik
zu fördern und den prowestlichen Kurs der Republik zu sichern.

Der Experte ist der Ansicht, dass die Wirtschaftsreformen darauf
abzielen, die moldawische Wirtschaft auf westliche Märkte
auszurichten, da der Ukraine-Krieg die Handelskorridore, Lieferketten
und die Nachfrage nach Produkten beeinträchtigt habe. US-Beamte würden
sogar offen zugeben, so Antonopoulos, dass es in Washington Pläne
geben soll, die Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zwischen Moldawien
und Russland zu beenden.

Laut Angaben [2] der Agentur "TASS" haben die USA und andere westliche
Staaten ebenfalls Fördermittel dafür bereitgestellt, um die
öffentliche Meinung in Moldawien zu beeinflussen. Demnach hängt ein
großer Teil der Menschen, die zur Bildung der öffentlichen Meinung in
der Republik beitragen, wie etwa Politiker, Experten oder
Journalisten, von den Zuschüssen des Westens ab.

Auch Großbritannien engagiert sich in dieser Problematik und erwägt
beispielsweise die Möglichkeit von Waffenlieferungen nach Moldawien
sowie die Ausbildung der moldawischen Armee im Rahmen der NATO. Der
Zeitung "The Telegraph" zufolge [3] hat die britische Außenministerin
Elizabeth Truss im vergangenen Mai darauf verwiesen, dass Russlands
Präsident Wladimir Putin ein "Großrussland" schaffen wolle und dass
"Moldawien angesichts der russischen Invasion in der Ukraine dauerhaft
fähig sein müsse, sich zu verteidigen".

Die Regierung in Kischinau begrüßt solche antirussischen Initiativen
von NATO-Staaten und scheut sich auch nicht davor, die Beziehung mit
Moskau noch weiter zu belasten. So hat Präsidentin Sandu etwa
gefordert, die russischen Friedenstruppen aus Transnistrien
abzuziehen, da die Anwesenheit der Russen die Neutralität Moldawiens
verletzen würde.

Durch umfangreiche Waffenlieferungen und eine massive Aufrüstung der
Armee könnte der Westen die herrschende Elite Moldawiens dazu bringen,
den bereits eingeschlagenen antirussischen Kurs weiter zu stärken, bis
die Spannungen zwischen Kischinau und Moskau zu gegebener Zeit in
einen heißen Konflikt münden.


Kischinau riskiert, unter die Räder zu kommen

Dass der Westen durch solche Pläne offensichtlich eine Konfrontation
mit Russland anheizt, bedeutet für Moldawien nichts Gutes. Denn in
Anbetracht der Entwicklungen in seinem Nachbarland läuft die Republik
Gefahr, unter die Räder der Großmächte zu geraten. Und wie bereits in
der Ukraine geschehen, könnte in diesem Fall ebenfalls ein nicht
gelöster Konflikt zwischen der Zentralmacht und den prorussisch
eingestellten Landesteilen als Trigger für eine kriegerische
Auseinandersetzung zwischen Kischinau und Moskau dienen.

Im abtrünnigen Transnistrien, wo sich die Bevölkerung bei einem
Referendum für eine Annäherung an Russland ausgesprochen hatte,
bekundet man ernste Besorgnis über die Entwicklungen in der Region.
Die Einwohner von Tiraspol, der Hauptstadt der nicht anerkannten
Republik, betrachten das russische Militär als Garanten für den
Frieden, und sie sind strikt gegen den Abzug der Russen. Es ist daher
unwahrscheinlich, dass es in dem Transnistrien-Konflikt zu einer
schnellen Einigung kommt, was bedeutet, dass dieser Konflikt zu
gegebener Zeit neu aufflammen könnte.

Dass Moldawien in die geopolitischen Spiele des Westens gegen Russland
hineingezogen und als politisches Instrument gegen Moskau benutzt
wird, glaubt TASS zufolge [4] auch der moldawische Ex-Präsident Igor
Dodon. Seiner Meinung nach sei dies der Hauptgrund dafür, warum
Kischinau den Status eines Kandidaten für den EU-Beitritt erhalten
habe.

Dodon sagte dazu: "In Wirklichkeit sind wir Kandidaten für neue
politische und militärische Experimente geworden, am traurigen
Beispiel der Ukraine. Und die Eile, mit der wir zusammen mit der
Ukraine, ohne die dafür notwendigen Reformen und angesichts des
politischen Regimes der PAS (Partei der Aktion und Solidarität,
politische Kraft von Präsidentin Sandu - Anm. d. Red.), welches zur
Diktatur wird und die Grundlagen des Rechtsstaats sowie die
grundlegenden Freiheiten der Bürger grob verletzt, bestätigt, dass
Moldawien die Rolle eines Bauern auf dem geopolitischen Brett des
Westens zugeteilt wird".

Aufgrund ihrer aktuellen Staatspolitik werde die Republik Moldawien
nicht nur die profitablen Wirtschaftsbeziehungen zu den Partnern im
Osten einbüßen, sondern das Land riskiere darüber hinaus, einen Teil
seines Territoriums zu verlieren, so der ehemalige Staatschef.


Anmerkungen:


[1] https://infobrics.org/post/35872

[2] https://tass.ru/opinions/6756371

[3] https://www.telegraph.co.uk/women/politics/liz-truss-low-tax-conservative-have-weather-economic-storm/

[4] https://tass.ru/mezhdunarodnaya-panorama/15039581?utm_source=google.com&utm_medium=organic&utm_campaign=google.com&utm_referrer=google.com

Link zur Erstveröffentlichung:

http://eurobrics.de/?module=articles&action=view&id=2058

EuroBRICS

Eurobrics ist ein modernes und unabhängiges Nachrichtenportal, das in
deutscher Sprache über Themen und Ereignisse der internationalen
Politik berichtet - unter Einbeziehung unterschiedlicher Autoren und
Meinungen aus aller Welt. Das Augenmerkt richtet sich sowohl auf die
BRICS-Staatengruppe, bestehend aus Brasilien, Russland, Indien, China
und Südafrika, als auch auf die Länder der Europäischen Union.
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ARBEIT/657: Mexiko - Zehn Bergleute in Kohlemine verschüttet, Kritik an Arbeitsbedingungen (Philipp Gerber)

Zehn Bergleute in Kohlemine in Mexiko verschüttet, Kritik an
Arbeitsbedingungen

von Philipp Gerber, 7. August 2022



Sabinas, Coahuila. In Nordmexiko sind zehn Arbeiter in einem kleinen
Steinkohlewerk verschüttet worden, fünf weitere konnten verletzt geborgen
werden. Das Unglück ereignete sich am 3. August in der Ortschaft Sabinas im
Bundesstaat Coahuila.

Die Arbeiter waren in den Schacht geschickt worden, obwohl seit Tagen
bekannt war, dass die Arbeit in diesem Bergwerk wegen eines Wassereinbruchs
ungemein gefährlich war. Angehörige der Verschütteten gaben dies gegenüber
lokalen Medien bekannt.

Die mexikanischen Behörden nahmen am selben Tag mit Hilfe des Militärs die
Bergungsarbeiten auf, doch in den ersten 72 Stunden nach dem Unglück
drangen die Rettungskräfte noch nicht bis zu den Verschütteten vor.

Inzwischen wurden Pumpen in den Schacht eingeführt, um einem steigenden
Wasserstand entgegenzuwirken. Dies teilte der Gouverneur von Coahuila,
Miguel Ángel Riquelme Solís, mit. Der Schacht, in dem die Arbeiter
eingeschlossen sind, ist 60 Meter tief und soll eine Flutung von 34 Metern
haben.

Der Besitzer des Bergwerks, Régulo Zapata Jaime, ein Unternehmer und
bekannter Lokalpolitiker, äußerte sich bisher nicht zu dem Unfall, sein
Vorarbeiter machte sich kurz nach den Geschehnissen aus dem Staub. Erst vor
einem Monat unterzeichnete das Unternehmen Abnahmeverträge mit dem
staatlichen Energieproduzenten Comisión Federal de Electricidad (CFE) für
Steinkohle in Höhe von 55 Millionen mexikanischer Pesos.

Die Steinkohleregion von Coahuila ist berüchtigt für ihre katastrophalen
Arbeitsbedingungen. Rund 3.000 Bergleute arbeiten zu prekären Löhnen in
kleinen Stollen ohne ausreichende Sicherheitsvorschriften und
Unfallversicherung. Jedes Jahr sterben mehrere Kumpels bei Unfällen, ohne
dass die Behörden den widerrechtlichen Arbeitsverhältnissen ein Ende setzen
würden. Im Gegenteil, ohne vorherige Inspektionen der Arbeitsbehörde wird
die Steinkohleproduktion der Region an die CFE verkauft, kritisieren
Angehörige und soziale Organisationen.

Das größte Unglück in der Region geschah 2006, als 65 Bergleute im Werk
Pasta de Conchos verschüttet wurden. 63 von ihnen sind bis heute nicht
geborgen worden.

Die Angehörigenorganisation "Familien von Pasta de Conchos" drängt
weiterhin auf die Bergung der Verunglückten im Werk des Unternehmens Grupo
México und fordert bei jedem neuen Unglück die Behörden auf, "die
Arbeitsbedingungen im Bergbau in der Gegend gründlich zu überprüfen" und
endlich Maßnahmen zu treffen, die eine Wiederholung dieser tragischen
Ereignisse verhindern.


Quellen: 

https://twitter.com/PASTADECONCHOS/status/1554992798071283712

https://www.educaoaxaca.org/10-mineros-atrapados-en-pozo-de-carbon-pertenece-a-cacique-que-vende-a-cfe/

https://eltiempolatino.com/2022/08/05/latinoamerica/mina-de-mexico-10-mineros-siguen-atrapados/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2022/08/259425/mexiko-verschuettete-bergleute

Ende Spaltenformat
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FRAUEN/862: Die widersprüchliche Frauenpolitik der Taliban (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 27 vom 8. Juli 2022

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

"In Gottes Namen, öffnen Sie die Mädchenschulen!"

Die widersprüchliche Frauenpolitik der Taliban

von Martin Baraki



Während über die Hälfte der afghanischen Bevölkerung am Rande des
Existenzminimums vegetiert, beschäftigen sich die Taliban mit der
Frage, wie Frauen sich in der Öffentlichkeit zu kleiden haben. Nachdem
die Taliban am 15. August 2021 die Hauptstadt Afghanistans, Kabul,
eingenommen hatten, öffneten kurz danach teilweise wieder die
Geschäfte. Fliegende Händler erschienen auf dem Basar und auch Frauen,
teils verschleiert, aber auch unverschleiert, kauften dort wieder ein.

Die Taliban wussten, dass es in Afghanistan immer noch ausgebildete
Frauen gibt, die keine Kollaborateurinnen waren und das Land nicht
verlassen haben. Ende August 2021 riefen die neuen Machthaber alle
Frauen, die im Gesundheitswesen tätig waren, dazu auf, zu ihrer Arbeit
zurückzukehren. Sie würden Mädchen und jungen Frauen erlauben, Schulen
und Universitäten zu besuchen sowie einer Arbeit nachzugehen, jedoch
unter Achtung der islamischen Regeln. Eine Koedukation lehnten sie als
unislamisch ab.

Ende Januar 2022 hatte Hochschulminister Abdul Baqi Haqqani
angekündigt, dass die Hochschulen bis Ende Februar ihren Betrieb für
junge Männer und Frauen aufnehmen werden. Vormittags besuchten
Studentinnen und nachmittags Studenten die Universitäten. Allerdings
mangele es an Lehrkräften. 229 Dozenten seien aus dem Land geflüchtet,
wurde gemeldet.

Am 11. September 2021 sollten Grundschulen auch für Mädchen und ein
halbes Jahr später, ab dem 22. März 2022, Mittel- und Oberschulen für
Mädchen und Jungen geöffnet werden. Tausende Schülerinnen wurden aber
an ihrem ersten Schultag wieder nach Hause geschickt.

Mitte März dieses Jahrs fand eine dreitägige außerordentliche
Kabinettssitzung unter Führung des geistlichen Oberhauptes der
Taliban, Heibatullah Achundsadah, statt. Dort beschloss man, Mittel-
und Oberschulen für Mädchen vorläufig nicht wieder zu öffnen. Damit
setzten sich die Ultra-Konservativen des Haqqani-Netzwerkes durch.
"Zunächst soll für Mädchen eine Schuluniform entworfen werden, die
sich nach den Werten der islamischen Scharia sowie der afghanischen
Kultur und Tradition richtet", wurde argumentiert. Aus Protest gegen
diese Entscheidung demonstrierten am 26. März zahlreiche Mädchen in
Kabul.

Die Nichtöffnung der Mädchenschulen war Anlass für scharfe
internationale Kritik sowohl von einzelnen westlichen Staaten und der
Europäischen Union als auch von islamischen Staaten. Abdul Salam Abed,
ein islamischer Gelehrter, erklärte in einer Predigt vor Gläubigen
bereits am 24. September letzten Jahres, dass es "Pflicht eines jeden
Muslims" sei, "sich Wissenschaft anzueignen". Ein weiterer
Geistlicher, Djalilullah Mawlawisada, stufte in einem Fatwa
(Rechtsgutachten) das Recht auf Bildung auch für Mädchen mit den
Grundsätzen des Islam als vereinbar und als legitim ein. Weitere
geistliche Würdenträger trafen sich Anfang April 2022 in Kabul und
riefen die Taliban auf: "In Gottes Namen, öffnen Sie die
Mädchenschulen wieder." "In keinem anderen islamischen Land gibt es
ein Schulverbot für Mädchen wie in Afghanistan", hoben
Frauenaktivistinnen hervor. Sogar in Berlin demonstrierten am 11.
April 2022 zahlreiche Afghanen und Deutsche gemeinsam gegen die
Nichtöffnung der Mädchenschulen.

Nach wie vor sehen die Taliban Frauen als Objekte an. Sie sollen zu
Hause bleiben, Kinder bekommen und den Männern dienen. In der Tat hat
das Problem aber einen tieferliegenden Hintergrund. "Die Ignoranz der
Taliban lässt auch darauf schließen, dass sie sich vor gebildeten
Frauen fürchten. Bildung bedeutet Aufklärung. Aufklärung bedeutet die
Fähigkeit zum kritischen Denken. Und je mehr Schülerinnen in
Afghanistan das kritische Denken lernen, desto mehr werden sie (die
Politik der Taliban und ihr Regime insgesamt) hinterfragen und
infragestellen", wurde kommentiert.

So hartnäckig, wie die Taliban an einer islamistischen Auslegung der
Frauenfrage festhalten, so verzweifelt riefen afghanische Mädchen die
Weltgemeinschaft um Hilfe. "Wenn uns die Welt jetzt nicht hilft, wird
unser Leben zur Qual", klagte eine 13-jährige Schülerin in Kabul.
"Revolution heißt Bildung des Volkes" lautete eine der vielen Parolen
der afghanischen Revolutionsregierung ab 1978. Diese Losung hat eine
elementare Bedeutung nicht nur für die Mädchen, sondern für
Afghanistan als Ganzes - auch unter der Taliban-Herrschaft.

"Ein Dach - zwei Wetter", sagt ein afghanisches Sprichwort. Während
die Taliban den Schülerinnen und Studentinnen eine Ausbildung am
liebsten verbieten würden, studieren ihre eigenen Töchter an namhaften
ausländischen Universitäten. Darunter sind die Töchter von 22
hochrangigen Taliban-Funktionären, die an den Universitäten von
Peschawar, Karatschi und Doha eingeschrieben sind. Inzwischen haben
sich von Vernunft geleitete Taliban arbeitslose Lehrerinnen engagiert,
die deren Töchter zu Hause unterrichten.

Auf massiven nationalen und internationalen Druck hat das
Taliban-Regime nun angeblich eine Kommission beauftragt, Vorschläge
für die Wiederaufnahme der Arbeit der Mädchenschulen auszuarbeiten.
Aber nach neun Monaten Taliban-Herrschaft ist immer noch nichts
passiert.

Die Einlösung des Rechts von Frauen auf Bildung ist eine der
Hauptbedingungen der Weltgemeinschaft für Hilfen an Afghanistan. Die
Weltbank hat am 30. März 2022 die Finanzierung von vier Projekten in
Höhe von 600 Millionen US-Dollar für die Bereiche Landwirtschaft,
Gesundheit und Bildung vorläufig gestoppt, da Schritte zur Umsetzung
des Bildungsrechts für Frauen nicht erkennbar sind.

Das Verhalten der Taliban im Umgang mit Frauen ist sehr
widersprüchlich. Patriarchalische Vorstellungen sowie ein von
Stammessitten geprägter, historisch gewachsener und allgemein
gesellschaftlich verbreiteter Kodex spielen eine entscheidende Rolle.

Patriarchen, wozu auch die Taliban gehören, versuchen, die
Unterwerfung der Frauen religiös, stammesbedingt und biologisch zu
begründen. Doch diese Verhaltensmuster sind keine in der Biologie
verankerte Unabänderlichkeiten, sondern Ausdruck der geschichtlichen
Entwicklungsstufe der Gesellschaft. Um solche Einstellungen zu
verändern, braucht man in Afghanistan eine lange historische Periode,
in der die breite und allgemeine Bildung des Volkes einen festen,
unverrückbaren Platz hat.

Die Niederlage der April-Revolution in Afghanistan war im Grunde auch
eine Niederlage der afghanischen Frauen. Denn sie haben alles
verloren, was sie seit der Revolution von 1978 erreicht hatten.

Während der religiöse Führer der Taliban, Heibatullah Achundsadah,
Anfang Dezember 2021 einen Erlass verkündete, in dem er die
Geistlichkeit und die Stammesführer aufforderte, sich für die
Verwirklichung der Rechte der Frauen einzusetzen, verbreitete das
Ministerium zur Förderung der Tugend und der Verhütung des Lasters,
das vergleichbar mit einem Ministerium für Sittenpolizei ist, in Kabul
Plakate mit verschleierten Frauengesichtern, die angeblich als
Vorschlag an die afghanischen Frauen gerichtet waren. Man zwinge doch
keine Frau zum Tragen der Burka (Ganzkörperschleier), obwohl dies Teil
der afghanischen Kultur sei. Die afghanischen Frauen erkannten die
wahren Hintergründe dieses sanften Drucks und haben sich dagegen
gewehrt. Anfang Januar 2022 protestierten junge Afghaninnen
unverschleiert in Kabul. Sie skandierten, der Schleier sei weder
islamisch noch afghanisch.

Entgegen dem ursprünglichen Versprechen nach ihrer Machtübernahme im
August 2021 verpflichtete das Taliban-Regime Anfang Mai 2022
afghanische Frauen zur kompletten Verhüllung ihres Körpers. Damit hat
es die Rechte von Frauen weiter drastisch eingeschränkt. Künftig
sollen Afghaninnen auf Befehl des Tugendministeriums in der
Öffentlichkeit wieder eine Burka tragen, "da dies traditionell und
respektvoll" sei, verkündete das Amt in einem Erlass vom 7. Mai dieses
Jahres. Es ist eine der bislang striktesten Einschränkungen im Leben
afghanischer Frauen seit der erneuten Machtübernahme der Islamisten am
Hindukusch. "Jene Frauen, die nicht zu alt oder zu jung sind, müssen
gemäß den Scharia-Richtlinien ihr Gesicht mit Ausnahme der Augen
bedecken", heißt es in der Erklärung. Auf diese Weise sollten
"Provokationen" in der Begegnung mit Männern vermieden werden, die
keine engen Verwandten sind, wurde erklärt. Die beste Art der
Bedeckung sei die Burka. Frauen sollten zudem "besser zu Hause
bleiben", wenn sie keine wichtige Angelegenheit außer Haus zu
erledigen hätten.

Diese Maßnahme des Taliban-Regimes sorgte international für scharfe
Reaktionen. Der UN-Generalsekretär António Guterres, die
US-Botschafterin und amtierende Vorsitzende des UN-Sicherheitsrates,
Linda Thomas-Greenfield, der Hohe Vertreter der EU für Außen- und
Sicherheitspolitik, Josep Borrell, haben das Burka-Dekret verurteilt
und als inakzeptabel bezeichnet. Selbst ein Führungsmitglied der
Islamisten, Anas Haqqani, der auch Berater des Innenministers ist, hat
am 10. Mai die Entscheidung des Ministeriums für die Ordnung der
Tugend und die Verhinderung des Lasters als schädlich für das Ansehen
des Regimes bezeichnet: Solche Dekrete verursachten Ressentiments bei
der Bevölkerung gegenüber der Regierung und dem Islam. Das Volk
brauche Mitgefühl, bemerkte der Taliban-Funktionär. Dies deutet darauf
hin, dass solche eigenmächtigen Entscheidungen unter den Machthabern
nicht nur umstritten sind, sondern dass der Machtkampf immer noch
unentschieden ist.

Innerhalb der Führung des Islamischen Emirats Afghanistan (IEA), so
wird Afghanistan seit dem 15. August 2021 genannt, ist ein
politisch-ideologischer Machtkampf im Gange. Er spielt sich zwischen
der aus Kandahar stammenden "realistischeren" Gruppe um deren
religiösen Führer Achundsadah einerseits und dem ultrakonservativen
Innenminister Mullah Saradjudin Haqqani vom sogenannten
"Haqqani-Netzwerk" andererseits ab.

Das Ministerium für die Ordnung der Tugend und die Verhinderung des
Lasters, welches das vorherige Frauenministerium ersetzte, schränkte
nicht nur die Rechte der Frauen und Mädchen ein, sondern ordnete Ende
März 2022 an, dass alle Staatsbediensteten ihre Bärte wachsen lassen
müssen und Hüte zu tragen hätten. Am 28. März 2022 erlaubten
Mitarbeiter des Ministeriums Männern ohne Bärte, die weder die
traditionelle Pluderhose noch das Hemd trugen sowie keinen Hut oder
Turban auf dem Kopf hatten, nicht, die staatlichen Ämter zu betreten.
Die Diskriminierung von Mädchen und Frauen, auch die von Männern, wird
Schritt für Schritt intensiviert. Die ultrafundamentalistischen Kräfte
der Taliban testen, wie weit sie gehen können. Der Machtkampf unter
den neuen Machthabern am Hindukusch wird auf Kosten der Frauen- und
der Menschenrechte ausgetragen.



Dr. Matin Baraki ist Mitglied des Zentrums für
Konfliktforschung der Philipps-Universität Marburg. Im September 2022
erscheint sein neues Buch "Afghanistan. Revolution, Intervention, 40
Jahre Krieg".
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Protest gegen US-Abtreibungsverbot: 

Firmen zahlen Mitarbeiterinnen Reisekosten für Abtreibungen

von Elisa Lehmann, 9. Juli 2022 - NeueZeit.at
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Kundgebung gegen Abtreibungsverbote in St. Paul, Minnesota, im Mai
2019
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Nach dem Urteil des US-Höchstgerichts sind Abtreibungen in vielen
amerikanischen Bundesstaaten verboten. Als Protest gegen das Urteil
übernehmen jetzt private Unternehmen wie Apple, Netflix, Starbucks und
Co die Reisekosten, wenn ihre Miterarbeiterinnen zu einem
Schwangerschaftsabbruch in einen anderen Bundesstaat fliegen
müssen.

Ende Juni traf der "Supreme Court" - der Oberste Gerichtshof der USA -
eine folgenschwere Entscheidung: Die Richter:innen stürzten das
liberale Abtreibungsrecht mit fünf zu vier Stimmen. Das landesweite
Recht auf Schwangerschaftsabbrüche bestand in den USA seit 1973 und
ist juristisch als Fall Roe vs. Wade Gesetz bekannt.

Eine Frau, anonymisiert als Jane Roe, klagte damals formal gegen den
texanischen Bezirksstaatsanwalt Henry Wade. Sie gewann den Prozess,
wodurch Abtreibungen bis zum letzten Drittel der Schwangerschaft
legalisiert wurden. Dieses Urteil kippte [1] der Supreme Court nun und
erklärte damit die Regelung von Schwangerschaftsabbrüchen zur
Verantwortung der einzelnen Bundesstaaten in den USA.


In Texas sind Schwangerschaftsabbrüche schon verboten, bevor
 die Schwangerschaft überhaupt bemerkt wird

Elf Staaten hatten in Erwartung des Urteils bereits Gesetze
vorbereitet, welche unmittelbar nach der Entscheidung des "Supreme
Court" in Kraft traten. In Texas beispielsweise gelten die sogenannten
Heartbeat-Laws, welche Abtreibungen ab dem Zeitpunkt des ersten
Herzschlags verbieten. Dieser ist schon ab der sechsten
Schwangerschaftswoche vorhanden, also zu einem Zeitpunkt, an dem die
Schwangerschaft häufig noch nicht einmal bemerkt wurde.

In mindestens elf weiteren Staaten werden im kommenden Monat ähnliche
Gesetze verabschiedet und in weiteren ist eine ähnliche Entscheidung
zu erwarten. Vor allem im Landesinneren liegende und südliche
US-Staaten sind betroffen, sodass auch eine "kurze" Reise in eine
Abtreibungsklinik in benachbarten Staaten nicht mehr möglich ist.

Um eine legale und medizinisch überwachte Abtreibung durchzuführen,
müssen viele amerikanische Frauen also künftig weite und mit hohen
Kosten verbundene Strecken zurücklegen. Besonders schwer trifft das
Urteil somit geringverdienende [2] und von Armut betroffene Frauen.


Private Unternehmen in den USA übernehmen für Mitarbeiterinnen
Reisekosten für Abtreibungen

In den USA springen private Firmen jetzt da ein, wo die amerikanischen
Bundesstaaten ihre Bürgerinnen im Stich lassen. Einige große Firmen
wie Starbucks, Tesla, Yelp, Airbnb, Microsoft, Patagonia, DoorDash,
JPMorgan Chase, Levi Strauss & Co., PayPal, Reddit, Apple und Netflix
sicherten bereits vor dem verheerenden Urteil ihren Mitarbeiterinnen
zu, Reisekosten für Schwangerschaftsabbrüche in anderen Bundestaaten
zu übernehmen. Nach der Urteilsverkündung schlossen sich diesem
Vorgehen auch weitere Unternehmen wie Disney, Meta, Dick's Sporting
Goods und Condé Nast an.

Disney etwa war in den letzten Monaten schon mit dem republikanisch
regierten Staat Florida in Konflikt geraten, da sich das Unternehmen
offen gegen die "Don't-Say-Gay-Bills" aussprach. Die Regierung
reagierte mit einem Entzug von Sonderrechten für den in Orlando
liegenden Freizeitpark Disney World.

Selbst Unternehmen, die sonst eher wegen schlechter Arbeitnehmerrechte
in der Kritik stehen - etwa Amazon [3] oder Starbucks - wollen die
Reisekosten ihrer Mitarbeiterinnen tragen. Der Fahrtdienstleister Uber
lies zudem verkündet, dass Anwaltskosten für Fahrer:innen gedeckt
werden, sollten diese wegen Fahrten zu Abtreibungskliniken verklagt
werden.


Outdoormarke zahlt Kautionen für Beschäftigte, die gegen das
 Abtreibungsverbot demonstrieren

Der Outdoorprodukthersteller Patagonia ging noch einen Schritt weiter:
Er verkündete auch Kautionskosten für Beschäftigte zu übernehmen, die
bei friedlichen Protesten gegen das Abtreibungsverbot festgenommen
wurden. Im ganzen Land versammelten sich Menschen, um gegen die neuen
Gesetze zu demonstrieren.

Bereits Wochen vor der Verkündung wurden hohe Zäune und Mauern rings
um den Sitz des "Supreme Courts" in Washington DC angebracht, um
Demonstrierende fernzuhalten.


Europäische Firmen wollen keine Stellung beziehen

Auch europäische Firmen mit Standorten in den USA betreffen die
Gesetze. So zum Beispiel VW, Mercedes und BMW, welche große Werke im
Süden der USA betreiben. Bisher halten sich die meisten europäischen
Firmen bezüglich der Urteile eher bedeckt und fürchten juristische
Konsequenzen. Denn schon kurz nach dem Statement des Unternehmens Lyft
gaben 14 Republikaner aus dem Weißen Haus bekannt, ein Gesetz
verabschieden zu wollen, welches Firmen belangt, die Reisekosten für
ihre Mitarbeiterinnen übernehmen wollen. In anderen Staaten, wie
Missouri, ist von vornherein eine Reise ausgeschlossen. Dort können
auch Personen bei der Rückkehr in den Staat rechtlich belangt werden,
sollten sie anderswo eine Abtreibung durchgeführt haben.

Liberale Staaten wie Kalifornien, Oregon oder New York kündigten
hingegen an, Personen aus anderen Staaten zu unterstützen, die sich
für eine Abtreibung entscheiden.


Anmerkungen:

[1] https://kontrast.at/abtreibungsverbot-usa/

[2] https://neuezeit.at/lohnschere-bundeslaender-oesterreich/

[3] https://neuezeit.at/gewerkschaft-amazon-gruendung/

Link zur Erstveröffentlichung:

https://neuezeit.at/usa-abtreibung-reisekosten/

NeueZeit.at

Das sozialdemokratische Online-Magazin NeueZeit (NZ) aus Österreich setzt der konservativ-dominierten Medienlandschaft
eine progressive und humanistische Berichterstattung entgegen. Die NZ
zeigt Alternativen zur neoliberalen Denkweise auf, liefert kritische
Analysen zum Rechtspopulismus und berichtet über das große Thema
Gerechtigkeit. Kurz: Die NeueZeit schaut dorthin, wo andere Medien
wegschauen und vertritt die Überzeugung: Eine neue Zeit ist möglich!
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Lateinamerika 

Wie Feminist*innen in der Pandemie den öffentlichen Raum
zurückerobern 

Von Sara Alvarado
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Demonstration zum 8. März in Berlin

Bild: © Sara Alvarado



Die Pandemie hat gezeigt, in welchen Beziehungen wir
wirtschaftlich, politisch und kulturell zueinander stehen. Und, dass
das Gewicht der Krise auf den Schultern der Frauen lastet.

(Berlin, 5. Juli 2022, npla) - Die gesundheitlichen Risiken der
Covid-19-Pandemie haben viele Regierungen dazu veranlasst, Maßnahmen
zu ergreifen, die die Verbreitung des Virus verhindern sollen:
Abstandsregeln, Lockdowns, das Verbot von großen Menschenansammlungen.
In manchen EU-Ländern, beispielsweise in Deutschland, durfte man sich
zeitweise nur mit einer weiteren Person an der frischen Luft treffen.
In Lateinamerika wurden noch härtere Maßnahmen ergriffen. Hier durften
Personen ohne triftigen Grund für mehrere Monate ihre Häuser nicht
verlassen.

Viele dieser Maßnahmen waren zwar unbedingt notwendig, dennoch haben
sie auch Bürgerrechte verletzt - wie zum Beispiel die
Versammlungsfreiheit. Die Einschränkungen dieser öffentlichen Räume
verletzen auch das wichtige und notwendige Recht auf demokratische
Partizipation. Trotz dieser Einschränkungen hat die Pandemie die
Frauen in aller Welt auch dieses Jahr nicht davon abgehalten,
beispielsweise am 8. März auf die Straße zu gehen.


Das Recht auf Stadt

Zum Recht auf Stadt gehört das Recht aller Menschen, die Städte und
Dörfer, in denen wir leben zu nutzen, zu transformieren, zu regieren
und diese Orte auch zu genießen. An diesen Orten treffen Unterschiede
und Eigenheiten aufeinander. Es sind Orte, an denen die Gemeinschaft
sich widerspiegelt und an denen sich unsere Familien und Freund*innen
befinden. Es ist die Möglichkeit, eine Stadt zu schaffen, in der das
Recht auf Stadt gelebt werden kann. Dazu gehört auch das
Versammlungsrecht, das Recht auf freie Meinungsäußerung und das Recht,
genau diese an die jeweiligen Machtzentren wie Unternehmen,
Regierungen und Organisationen heranzutragen.

In diesem Beitrag möchten wir daher einen Blick auf die Beschränkung
des öffentlichen Raumes während der Covid-19-Pandemie werfen. Und
darauf, wie diese Beschränkungen vor allem Frauen getroffen haben.
Gerade die Einschränkungen der Versammlungsfreiheit am 8. März, einem
Datum, das fundamental bedeutend ist für die Kämpfe, Errungenschaften
und den Widerstand von Frauen weltweit. Der 8. März hat auch eine
symbolische Bedeutung für die feministischen Bewegungen weltweit. Denn
genau an diesem Tag kommen wir als Kollektiv zusammen, bündeln wir
unsere Kräfte und zeigen, dass wir als Frauen im öffentlichen Raum
präsent sind. Wir zeigen, dass wir weiter an unserem Ziel arbeiten,
eine gerechtere, demokratischere, egalitärere und feministischere
Gesellschaft zu schaffen.


"Die Pandemie hat deutlich gemacht, dass das Patriarchat
nicht funktioniert"

Die feministische Aktivistin Jocelyn López aus Mexiko hat sich mit dem
Patriarchat als vertikal organisierte Gesellschaftsordnung
beschäftigt, in der bestimmte Personen Macht über andere Personen
ausüben. Sie meint: "In diesem System haben viele von uns wie
Sklav*innen gelebt. Sklav*innen der kulturellen, historischen und
sozialen Bedingungen. Versklavt bis in unsere Psyche hinein.
Historisch gesehen sind wir Frauen am meisten betroffen von diesem
archaischen Paradigma." Die Pandemie habe deutlich gemacht, dass
dieses System nicht funktioniert: "Wir müssen über die Pflege- und
Sorgearbeit sprechen. Vor allem Frauen und Mädchen tragen die
Verantwortung, die Pflege in Zeiten der Krise aufrecht zu erhalten.
Die Gemeinden verfügen nicht über die benötigten Kapazitäten, um diese
unentbehrliche Arbeit zu leisten. Viele Frauen arbeiten deshalb
Doppelschichten. Seit der Pandemie hat sich die Arbeitsbelastung
verdreifacht, da auch die Pflegearbeit zugenommen hat."

López berichtet von einer Oxfam-Studie vom April 2022 über die
Pflegearbeit in Lateinamerika und der Karibik. Demnach ließe sich die
Schere der Geschlechterungleichheit erst in 135 Jahren schließen - vor
der Pandemie wären es nur 99 Jahre gewesen. "Und dies in einer Zeit,
in der die allgemeine sozio-ökonomische Situation sich für den
Großteil verschlechtert. Ein anderer wichtiger Punkt dabei ist, dass
nur ein Prozent des Bruttoinlandsprodukts in Lateinamerika für
Pflegearbeit eingeplant wird und in Europa nur zwei Prozent -
übersetzt ist das gar nichts und zeigt die Prioriätensetzung, wenn es
darum geht, Leben zu retten."


Das Leben in den Mittelpunkt stellen

Viele Frauen und Mädchen müssten ihre Autonomie und Träume aufgeben
und sich in eine Spirale der Abhängigkeiten begeben, um die anfallende
Pflegearbeit zu übernehmen, meint López. Daher fordert sie, das Leben
gesellschaftlich in den Mittelpunkt zu rücken: "Wir sind immer noch
stark verwurzelt im patriarchalen System. Als Gesellschaft müssen wir
das Leben in den Mittelpunkt stellen - unser Leben, das der Natur und
des Bodens. Wenn wir das Leben in den Mittelpunkt rücken, verändert
sich die ganze Gesellschaft. So können wir sicherstellen, dass die
Pflegearbeit gleich auf alle Teile einer Gemeinschaft verteilt ist.
Wichtig sind auch die Zusammenarbeit, die Autonomie und die Ethik der
Liebe. Genau darauf müssen wir unser Augenmerk legen. Wir müssen uns
selbst kritisch betrachten: Welche Verhaltensweisen müssen wir ändern,
um frei leben zu können? Uns zu unterstützen und gemeinsam einen Weg
zu finden. Zum Glück sind viele von uns aufgewacht, wir organisieren
uns, wir fordern, dass die Politik handelt. Wir bauen Netzwerke auf.
So kämpfen wir weiter, für das was noch wichtiger ist als unser Leben,
unsere Zeit und unsere Macht über uns."

Die Pandemie hat wie ein Brennglas gewirkt und die sozio-ökonomischen
Probleme und Ungleichheiten noch verstärkt. Sie hat die Schwäche
einiger Gesundheitssysteme ebenso aufgezeigt wie die Macht einiger
Länder des globalen Nordens über die Länder des globalen Südens, den
Konkurs des Bildungssystems und die soziale Ungleichheit. Das Gewicht
der Pflege- und Haushaltsarbeit liegt vorwiegend auf den Schultern der
Frauen. Und die Gewalt in der Familie und Misshandlungen haben seit
Pandemiebeginn in vielen Ländern zugenommen.


Frauen tragen die Kosten der Krise allein - doch nicht ohne
Protest!

Wenn es einen Zeitpunkt gab, an dem wir Frauen auf die Straße gehen
sollten, dann war es gerade während dieser Zeit der Einschränkungen.
Die Beschränkung des öffentlichen Raumes für Frauen hat zu einer
Schwächung des sozialen Gefüges geführt. Es hat den 8. März als Akt
der Kollektivbildung und -stärkung eingeschränkt. Die feministische
Aktivistin Claudia Rodriguez aus Kolumbien gehört zum feministischen
Netzwerk Red Rojo y Violeta, das mit kollektiven Aktionen für eine
antikapitalistische, antipatriarchale, antirassistische und
antiimperialistische Welt kämpft. Sie erzählt uns mehr über die
feministischen Kämpfe in Kolumbien während der Pandemie: "Vor allem
für die Mobilisierung der Frauen in Kolumbien hat Covid-19 eine große
Rolle gespielt, da durch die Pandemie die Ungleichheit noch verstärkt
wurde. Die Gewalt an Frauen hat zugenommen, und die Frauen waren mit
den Tätern eingeschlossen. Massenkündigungen betrafen vor allem Frauen
und sie übernahmen die Sorgearbeit unter prekären Bedingungen."
Außerdem sei es wichtig, anzuerkennen, dass im Jahr 2020 durch die
Krise eine neue Bewegung auf die Straße gegangen sei, um gegen die
Gewalt und Morde an Frauen zu demonstrieren - und dagegen, dass sie
allein die Kosten der Krise tragen.

Rodriguez berichtet von den Mobilisierungen: "Wir gingen auf die
Straße, alles Frauen unterschiedlichen Alters, aus unterschiedlichen
Kontexten und verschiedenen Organisationen und Regionen. Wir sind im
September 2020 auf die Straße gegangen, trotz der Einschränkungen.
Denn es ist unser Recht, uns zu versammeln und zu protestieren. Das
war eine Vorbereitung für die große Demonstration am 25. November
2020. Unser Ziel war es, in verschiedenen Regionen präsent zu sein."
Ihr Ziel sei es gewesen, die Regierung darauf aufmerksam zu machen,
wie sehr die Politik in der Krise die Rechte der Frauen eingeschränkt,
die in prekären Verhältnissen leben und die Sorgearbeit übernehmen.
Und wie sehr auch die politische Organisation darunter leidet.


Hoffnung auf eine inklusive, gendersensible und plurale
Gestaltung des öffentlichen Raums

Die Einschränkungen des öffentlichen Raumes haben also weitreichendere
Effekte als die gesundheitliche Gefährdung durch Covid-19. Die
materiellen Voraussetzungen des Alltags haben die
Geschlechterungleichheit noch verstärkt. Die Arbeit, die
Hauswirtschaft, die Sorge und Pflegearbeit haben aufgezeigt, wie wir
zusammenleben. In welcher Beziehung wir Menschen wirtschaftlich,
politisch und kulturell zu einander stehen. Sie zeigen uns, dass wir
in einer patriarchalen Gesellschaft leben, in der das Gewicht der
Krise auf den Schultern der Frauen lastet - einer Gesellschaft, die
großen sozialen Druck ausübt, vor allem auf berufstätige Frauen, die
nebenbei noch den Haushalt schmeißen und sich um die Kinder kümmern
sollen.

Diese Erkenntnis bietet uns aber auch die Möglichkeit, die
Machtstrukturen zwischen Frauen und Männern aufzubrechen und die
Überlastung von Frauen im Pflege- und Haushaltsbereich zu erkennen.
Sie bietet uns die Möglichkeit, Räume mit Geschlechterperspektive zu
schaffen. Das bedeutet, die Last zu verteilen und sichere Räume zu
schaffen, in denen das Recht auf Wohnen gewährleistet wird.

Das Recht auf Stadt bedeutet für Frauen, sich einen Ort vorzustellen,
an dem sie als Mütter, Töchter, Freundinnen, als Frauen miteinbezogen
werden. Es ist das Recht auf eine sichere, freundliche, respektvolle
Stadt. Es geht hier bei um soziale Gerechtigkeit. Es ist die Hoffnung
auf einen sozialen und kulturellen Paradigmenwechsel. Und auf das
Recht auf eine inklusive, gendersensible und plurale Stadtgestaltung.


Dieser Beitrag kann auch angehört werden:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/weniger-frauen-im-oeffentlichen-raum-waehrend-der-pandemie/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/weniger-frauen-im-oeffentlichen-raum-waehrend-der-pandemie/
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Bolivien 

Orgullo Indio meets Stonewall

Von Roxana Baspineiro



"Die urbane LGBTIQ+-Bewegung ist neoliberalistisch geprägt,
kapitalistisch durchsetzt und ignorant gegenüber indigenen und
prähispanischen Einflüssen."




[image: Staßenschild auf dem unterschiedliche sexuelle Orientierungen untereinander aufgeführt sind: Gay, Lesbian, Bisexual, Trans, Queer, Intersex, Asexual, Nonbinary, Pansexual, Two Spirit, + (als Platzhalter für weitere Geschlechtsidentitäten) Foto: Phi, CC0, via Wikimedia Commons [https://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/deed.en]]

LGBTQ-Straßenschild in der Christopher Street, Greenwich Village,
New York City

Foto: Phi, CC0, via Wikimedia Commons

[https://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/deed.en]



(La Paz, 1. Juli 2022, El Salto) - Jedes Jahr im Juni und Juli feiern
Queers in vielen Teilen der Welt den Christopher Street Day. In
Bolivien kritisiert der Movimiento Maricas die Nähe der
LGBTI-Bewegung zur kapitalistischen Logik und entwickelt
gegenhegemoniale Positionen zu indigener Identität und Queer-Sein.
"Wir benutzen den Begriff Marica ("Schwuchtel") bewusst als
politisches Statement. Marica, Maricón, Maraco (Schwuchtel,
Homo, Schwuli) - mit diesen Bezeichnungen wollen sie uns beleidigen
und verletzen, uns ausgrenzen, unser Inneres töten. Wir müssen ihre
Bedeutung umkehren, die Begriffe nehmen und mit einer neuen
politischen Bedeutung aufladen", erklärt Edgar Soliz Guzmán, Aktivist
und Mitglied der bolivianischen Queer-Bewegung Movimiento Maricas
Bolivia. In Bolivien existiert die Selbstbezeichnung Gay
seit den 1990er Jahren, sie kam mit dem Neoliberalismus und wurde von
den NGOs ins Land gebracht. "Und was gab es vor der Identidad
Gay? Es gab marica, mariposon, marulo, chisu, mujercito,
trava, einen ganzen Haufen Beschimpfungen voller Abwertung und
Aggression. Gleichzeitig wird marica aber auch für alles andere
verwendet, was verunglimpft werden soll: für Indio, für
cholo und ähnliche Begriffe, mit denen im abwertenden Sinne die
Aymara und Quechua und die angestammten Kulturen in der Andenregion
bezeichnet werden. Früher hasste ich diesen Indio in mir, in
meinem Gesicht, in meinem ganzen Leben. Irgendwann habe ich
angefangen, die ethnischen Zuschreibungen politisch zu betrachten und
auf meiner Identität als Indio meinen Widerstand aufzubauen."


Die Kritik am eurozentristischen Blick wächst

Jedes Jahr am 28. Juni wird mit Gay Pride-Paraden an den so genannten
Stonewall-Aufstand von 1969 in den Vereinigten Staaten erinnert, bei
dem sich Homosexuelle mit allen möglichen Wurfgeschossen gegen
Polizeigewalt zur Wehr setzten. Der Aufstand ist vermutlich das
bekannteste Beispiel für den Kampf der Bewegung für sexuelle Vielfalt
in den USA und zugleich weltweit ein Meilenstein in der Geschichte des
LGBTIQ+-Widerstands. Überall im globalen Norden finden rund um den
Jahrestag des Aufstands Veranstaltungen zu Gay Pride und
sexueller Vielfalt statt, um Lebensformen zu würdigen und sichtbar zu
machen, die durch das heteronormative patriarchale System stets an den
Rand gedrängt und missachtet wurden. In anderen Ländern wie z. B. in
Bolivien wächst hingegen die Kritik am eurozentrischen Blick auf die
Erfahrungen aller Queers, auch der im globalen Süden. Es ist ein
Blick, der vorgibt, über alles Bescheid zu wissen und der ein anderes
Verständnis von Sexualität und Subjektivität wie zum Beispiel das der
Aymara und Quechua nicht gelten lässt. Akademiker*innen und
Aktivist*innen, die sich mit indigener Identität und Dekolonisierung
befassen, bezeichnen diese Sicht als eine Form von Neokolonialismus.
Es gehe nicht darum, die wichtigen Kämpfe des globalen Nordens
abzuwerten, betont Soliz, diese seien auf ihre Art unentbehrlich. Doch
es dürfe nicht vergessen werden, dass den Völkern mit der
Kolonisierung eine Reihe von Vorstellungen aufgezwungen wurde, während
man in den kolonisierten Gesellschaften eine Art "universelle und
absolute Wahrheit" konstruierte. Normen für Begehren und andere
Gefühle wurden gemäß einem dominanten heterosexuellen Modell
entwickelt und den kolonisierten Völkern vordiktiert.


Das ländliche Umfeld und das Abweichen von der Norm

Was bedeutet also die Prägung gemäß dem westlichen Denken
beispielsweise für Menschen im ländlichen Raum, die die heterosexuelle
Norm verinnerlicht haben? Und wie können Identitäten sichtbar werden,
die sich über sexuelle Vielfalt definieren UND für die Würde ihrer
indigenen Identität kämpfen? Kann die urbane LGBTIQ+-Bewegung, die
viel zu oft die globalisierte, rassistische und klassistische Logik
reproduziert, überhaupt der passende Ort für sie sein? In der andinen
Weltsicht dominiert die Idee eines dualistischen kosmogonischen
Modells, einer Komplementarität von chacha und warmi,
von Weiblich und Männlich, die andere Konzepte jenseits der Binarität
ausblendet - nach Ansicht von Expert*innen ein Erbe des kolonialen
Evangelisierungsdiskurses, der im Widerspruch zu der umfangreichen
Literatur und den Aufzeichnungen steht, die von einer geschlechtlichen
Vielfalt in der Andenwelt der Vorfahren sprechen. "Die spanische
Invasion benutzte die Zivilisierung als Vorwand, um die
Indio-Kultur, die Kultur der indigenen Völker auszulöschen und
verschwinden zu lassen. Damit einhergehend vollzog man eine religiöse
Indoktrination, und mit der Einführung des katholischen Glaubens wurde
die Heterogenität der vorspanischen Kulturen natürlich ausgelöscht",
erzählt Soliz. Seine Radiosendung Nación Marica, die er selbst
produziert und moderiert, betrachtet er als eine Art Utopie: "Es ist
ein Forum, wo Kolonialismus, Rassismus und Klassismus von Menschen
diskutiert werden, deren Widerstand mit ihrem eigenen
Indio-Gesicht anfängt, ihrer indigenen Kultur, mit ihrer
Identität als Schwuchteln, Dykes und Non-Binäre, Menschen, die von
rassistischen Zuschreibungen betroffen sind und die ihre indigene
Identität als etwas Politisches begreifen."


"Du musst für alles eine Erklärung haben"

"Die heutige andine Aymara-Quechua-Welt ist extrem heterosexuell
geprägt. Bis heute wird Heterosexualität als etwas Naturgegebenes und
geradezu Obligatorisches betrachtet." Damit verbunden sind vielfältige
Sanktionen, Kontroll- und Disziplinierungsmechanismen auf Seiten des
Systems und Auswanderungstendenzen auf Seiten der Betroffenen.
Zwischen 2019 und 2020 führte Nación Marica in einigen
ländlichen Regionen um La Paz ein Projekt durch, um herauszufinden, ob
in diesen von der christlichen Kirche dominierten Gebieten überhaupt
LGBTIQ+-Menschen leben. Das Projekt brachte zutage, wie sehr die
Existenz queerer Identität auch heute noch geleugnet und unsichtbar
gemacht wird. Dazu herrscht ein hohes Maß an Gewalt, Homophobie und
Transphobie, das wiederum erklärt, wieso für viele Menschen Migration
als der einzige gangbare Weg erscheint. In ländlichen Räumen herrsche
die absolute Weigerung irgendetwas, das nicht ins Hetero-Schema passt,
zu akzeptieren oder auch nur wahrzunehmen, ergänzt Aktivist Solis. Die
Negierung der Existenz von LGBTIQ+-Menschen werde durch die Medien
noch verstärkt. Feierlichkeiten wie der CSD finden fast ausschließlich
im urbanen Kontext statt. "Wir kennen einige Aussagen von Menschen,
die ihr Dorf verlassen mussten, weil sie ständig schikaniert wurden.
Warum machst du so auf Mädchen, warum spielst du kein Fußball, warum
warst du nicht beim Militär, warum dies, warum das. In indigenen
Gemeinschaften bist du nicht nur der Familie Rechenschaft schuldig,
sondern gleich der gesamten Community, und du musst für alles eine
Erklärung haben, sogar für deine Sexualität, gegenüber den indigenen
Instanzen, die das Sagen haben, gegenüber den politischen Instanzen
und gegenüber der Familie."


Sexuelle Identität als Migrationsgrund

In dieser Hinsicht unterscheidet sich die Realität auf dem Land
definitiv vom Leben in der Stadt, wo Menschen ihr Coming-Out in einem
intimeren, individuellen Umfeld erleben, mehr als persönlichen Prozess
und nicht unbedingt als "Problem" für das gesamte soziale Umfeld.
"Sexuelle Identität ist für Menschen auch heute noch ein Grund, ihre
Gemeinschaft zu verlassen, weil sie wissen, dass sie zu Hause als
Schwuler, als Lesbe oder als Transperson nicht anerkannt werden und
auf jeden Fall mit Diskriminierung rechnen müssen. Natürlich wandern
Menschen auch aus wirtschaftlichen Gründen aus, oder um zu studieren,
usw. Aber eben auch wegen ihrer Sexualität." Soliz hat die Erfahrung
selbst gemacht: Psychische Gewalt und der ständige Druck seiner
Familie, die seine Homosexualität nicht akzeptieren wollte, zwangen
ihn, in die Stadt zu ziehen. "Wegziehen, Exil, das war das einzige,
was mir blieb". In den Städten arrangiere sich das herrschende System
mit der Präsenz der LGBTIQ+s, zumindest am CSD, nicht-etablierte
Identitäten wie queere Aymara und Quechua würden jedoch weiter
ausgegrenzt, beschwert sich Soliz. "Für uns ist es ein Ausdruck von
Widerstand, uns als queere Indios, Aymara und Quechua zu
bezeichnen, auch im urbanen Kontext, denn ob es ihnen gefällt oder
nicht, das landet im ländlichen Raum und regt dort die Reflexion an."
Angesichts der immer noch bestehenden Diskriminierung sei es wichtig,
sich als Indios dagegen zu positionieren, denn: "Als
Indios haben sie uns unterworfen, als Indios werden wir
uns befreien", zitiert Soliz den berühmten Satz Fausto Reinagas, eines
der wichtigsten Intellektuellen der indigenen Kultur Boliviens. "Wir
glauben, dass wir unsere Indio-Identität ein Stückweit
verleugnen, wenn wir uns zuallererst als Mestizen bezeichnen oder als
Indigene oder als Cholos, die Indio-Identität würde
dadurch irgendwie ausgelöscht, verleugnet oder verdrängt. Deshalb: Für
uns steht als Selbstbezeichnung Indio an erster Stelle."


Urbaner Kontext, sexuelle Vielfalt und die Negierung der
Indio-Identität

Migration bedeutet Entwurzelung, Abtrennung von der indigenen
Aymara- oder Quechua-Identität des Indio-Kontexts und zugleich
Konfrontation mit dem Rassismus der Städte und der urbanen
LGBTIQ+-Community, die sich bruchlos in den weißen urbanen Kontext
einpasst. "Das Indio-Subjekt passt hier natürlich nicht rein,
es sticht heraus, wird diskriminiert und ist zwangsläufig Objekt
rassistischer Projektionen", erklärt der Aktivist. "Während die Starre
der urbanen Nischen dazu geführt hat, dass Diskussionen über
geschlechtliche Vielfalt nicht bis in die ländlichen Gebiete
hineinreichen, haben Konzepte wie der Neoliberalismus eine urbane
LGBTIQ+-Kampfkultur hervorgebracht, die mehr mit globalen als mit
lokalen Interessen verbunden ist und mit den Bestrebungen eines
kapitalistischen Markts harmoniert. Ich glaube, die kapitalistische
Vereinnahmung durch den Markt und die Verharmlosung dieses Kampfes ist
ein Produkt von Neoliberalismus und Kapitalismus. Diese nehmen uns
nicht als politische Subjekte wahr, die für ihre Rechte oder gegen
Patriarchat und Homophobie kämpfen, sondern als potenzielle
Konsument*innen."


 "Auslaufgebiete" für weiße Homos mit Geld

"In Spanien oder auch in Mexiko haben die Schwulen ihre
'Auslaufgebiete', in Anführungszeichen, aber in Wirklichkeit sind
diese Gebiete exklusiv für junge, weiße und kaufkräftige Schwule aus
der oberen Mittelschicht. Wer da nicht mithalten kann, wird
automatisch ausgeschlossen." Soliz verweist auf die Dynamik des
modernen Kapitalismus, der nicht nur Produkte, sondern auch Wünsche,
Gefühle, Kämpfe und Identitäten zur Ware mache. Die Taktik der
Unternehmen, ihr Marketing inklusiver und LGBTIQ+-freundlicher zu
gestalten, wird als Pinkwashing bezeichnet und fällt besonders
an Tagen wie dem 28. Juni ins Auge. Überall in Lateinamerika, also
auch in Bolivien steht das weiße schwule Subjekt im Zentrum des
Marktinteresses, die Vielfalt der sexuellen und geschlechtlichen
Orientierungen und Identitäten wird daneben unsichtbar. Die
gegenhegemoniale Perspektive hat ihrerseits die Idee der Pluralität zu
ihrer grundlegenden Leitlinie erklärt, um die vielfältigen
Bestandteile der Bewegung hierarchiefrei zu würdigen - ohne den
klassistischen und rassistischen Blick, der im urbanen LGBTIQ+-Kontext
fortbesteht. "Ich denke, Erfahrungen mit Diskriminierung und Rassismus
haben sich Schicht auf Schicht abgelagert in den Körpern der
Indios, der Aymara, der Quechua, in diesen braunen,
rassifizierten Körpern mit ethnischen Indio-Merkmalen, die
sogar Schwierigkeiten mit der Sprache haben, weil die Sprache der
Menschen vom Land speziell ist, sehr geprägt durch ihre
Herkunftssprache Aymara oder Quechua, und wenn sie in die Stadt
ziehen, ist ihr Spanisch natürlich ein halbherziges, unvollständiges
Spanisch, weil es nicht ihre Muttersprache ist. Das migrierende
Subjekt wird rassifiziert und somit zum Objekt von Diskriminierung
gemacht." Obwohl in den bolivianischen Städten heute die Bereitschaft,
die Indio-Identität einzubeziehen, größer ist, obwohl hin und
wieder gesagt wird, dass es ungefähr in jeder Familie eine Mutter oder
Großmutter mit Quechua- oder Aymara-Herkunft gibt oder gab, und obwohl
Bolivien zu den Ländern mit dem höchsten Anteil an indigener
Bevölkerung in der Region zählt, ist Rassismus nach wie vor eines der
Hauptprobleme. "Wir können nicht einfach in das weiße urbane
Schwulenghetto aufsteigen, während in den unteren
Gesellschaftsschichten Elend herrscht. Wir müssen uns unser
Klassenbewusstsein, unsere indigene Identität und unser
Selbstverständnis als Indios und Cholo erhalten, um
unseren lokalen Widerstand aufzubauen (...). Die sexuelle Orientierung
ist für uns zweitrangig, an erster Stelle steht unsere Identität als
Indios und die Bekämpfung von Rassismus als Indigene",
resümiert Soliz.


Die urbane LGBTIQ+-Bewegung und der CSD

Der gegenhegemoniale Widerstand kritisiert die Tendenz des
LGBTIQ+-Aktivismus, die Bewegung zu homogenisieren und ihre
Forderungen auf die Belange der Menschen in den Städten zu reduzieren.
Dies sei der Versuch, die gesamte Bewegung dem weißen Diktat
unterzuordnen und mit der rassistischen und klassistischen Logik zu
vereinheitlichen, wobei andere Identitäten wie Indios, Tunten,
Cholos oder Travestis ausgegrenzt werden. Mit dem Abfeiern der
geschlechtlichen Vielfalt während des urbanen Mes del Orgullo
kann sich Soliz nicht wirklich anfreunden. "Hier in Bolivien gibt es
rund um den CSD den langen Monat der sexuellen und geschlechtlichen
Vielfalt. Unsere Kritik an der Sichtweise des globalen Nordens beruht
auf dem dekolonialen Ansatz, den wir als Indios entwickelt
haben." Unter anderem fragt der gegenhegemoniale Widerstand, welche
Bedeutung die Geschichte der Stonewall-Revolte im globalen Norden für
eine so fremde Realität wie die bolivianische überhaupt haben kann.
"Haben wir nicht unsere eigene Geschichte, unsere eigenen Ursprünge?
Und ist die Orientierung an der LGBTIQ+-Bewegung des globalen Nordens
nicht auch eine Form von Neokolonialismus?" Durch die Konzentration
der LGBTIQ+-Aktivitäten und die Aufmerksamkeit der Medien und der
sozialen Netzwerke werden Städte, die ohnehin schon privilegierte Orte
sind, zu Risikogebieten für alle, die nicht ins Schema passen, vor
allem für solche, die nicht vom Pinkwashing profitieren. "Warum
feiern wir den 28. Juni, wenn in diesem Teil der Welt, der heute
Lateinamerika ist, der Ursprung der nicht-hegemonialen Sexualität auf
die Zeit vor der spanischen Invasion zurückgeht? Dasselbe passiert in
den USA, wo die Berdache-Indios, die zweigeschlechtlichen
Two-Spirits der Indio-Gemeinden, lange vor den Invasoren
existiert haben", erklärt Soliz und bezieht sich bewusst auf
prähispanische Geschlechter-Konzepte, die weit hinter der universellen
Bekanntheit der Stonewall-Ereignisse zurückbleiben.


Übersetzung: Lui Lüdicke
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Mexiko

Wie das Frauenkollektiv Mano Vuelta die Rechte von Kindern
stärkt

Von Miriam Flores und Knut Hildebrandt






[image: Eine Frau hält eine Bildkarte hoch, vor ihr an einem Tisch sitzen mehrere Kinder, die bunte Arbeitsblätter im Comic-Stil vor sich liegen haben - Foto: © Knut Hildebrandt]

Lotterie zu Kinderrechten
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Unicef zufolge sind 63 Prozent der mexikanischen Kinder unter 14
Jahren physischer Gewalt ausgesetzt. In Workshops klärt Mano Vuelta
Jungen und Mädchen über ihre Rechte auf.

(Oaxaca, 18. Juli 2022, npla) - Santa Rosa liegt in der Peripherie
Oaxacas, der Hauptstadt des gleichnamigen südmexikanischen
Bundesstaates. Hier leben Migrant*innen, Indigene und
Afro-Mexikaner*innen. Doch obwohl Oaxaca als Unesco-Weltkulturerbe mit
einem reichen Kulturleben aufwartet, ist davon in Santa Rosa, keine
sechs Kilometer vom Stadtzentrum entfernt, kaum etwas zu spüren.

Um auch Kinder in vernachlässigten Gegenden am Kulturleben teilhaben
zu lassen, hat sich 2017 das Frauenkollektiv Mano Vuelta gegründet.
Der Verein wird von Indigenen und Afro-Mexikanerinnen aus allen Teilen
des Bundesstaates getragen. Die mittlerweile elf Frauen unterstützen
mit Veranstaltungen und Aktionen Kinder und Heranwachsende, erklärt
Indira Rodríguez Ríos. Ríos ist Koordinatorin des Bildungsbereiches
von Mano Vuelta. Nach Santa Rosa ist sie mit ihren Compañeras
gekommen, um eine "Feria Infantil" abzuhalten: Für einen Nachmittag
haben sie das kleine Basketballfeld des Stadtteils in einen Ort
verwandelt, der ganz den Rechten von Kindern und Jugendlichen gewidmet
ist.


Veranstaltungen und Workshops stellen Kinderrechte in den
Mittelpunkt

"Wir führen hier vier Workshops durch und es gibt ein Radio-Studio.
Mit Hilfe des Radios sollen die Mädchen und Jungen ihre Forderungen zu
Gehör bringen. Und das mit Fokus auf die Rechte der Kinder",
beschreibt Rodríguez Ríos das Geschehen auf dem Basketballfeld. Ríos'
Kollegin Guille Juárez Leyva ist die Moderatorin von Mano Vuelta
Radio. Juárez Leyva interviewt die jungen Gäste der Station. Sie
befragt die Kinder zu ihren Erlebnissen auf dem Markt, aber auch zum
Leben im Viertel, wie sie die letzten zwei Jahre Pandemie verbracht
haben und welche Wünsche und Forderungen sie an die Politik haben.

Denn die Pandemie ist auch an Santa Rosa nicht spurlos vorbei
gegangen. Das zum Schutz vor Corona-Infektionen gebetsmühlenartig
wiederholte "Quédate en casa - Bleib zu Hause" führte zu einem starken
Anstieg häuslicher Gewalt und hatte vor allem für Mädchen und junge
Frauen schlimme Folgen. Zu Hause eingesperrt waren sie zunehmend
sexuellen Übergriffen durch männliche Verwandte ausgesetzt.


Workshops zu Sexualität und Privatsphäre

Aber Mano Vuelta ist nicht nur gekommen, um mit den Kindern und
Jugendlichen über ihre Probleme und Forderungen zu sprechen. In den
Workshops gibt es auch praktische Tipps, wie sie sich für ihre Rechte
stark machen können. Mit Hilfe von Bildkarten und einem einfachen
Bingo-System erklärt Rodríguez Ríos auf spielerische Art den Kindern
ihre Rechte in Bezug auf Sexualität und Fortpflanzung. Ein weiterer
Workshop ist der Wahrung der Privatsphäre in den sozialen Netzwerken
gewidmet.

Soziale Netzwerke und ihre Gefahren spielen auch bei dem Theaterstück,
mit dem die "Feria Infantil" schließt, eine Rolle. Das Stück handelt
von sexueller Ausbeutung. Im Mittelpunkt steht Meche, ein junges
Mädchen das über Facebook einen älteren Mann kennen lernt. Um den
ärmlichen Verhältnissen in ihrem Elternhaus zu entfliehen, beschließt
Meche zu dem Mann zu ziehen, ohne zu wissen, was sie bei ihm erwartet.

Am Ende des Tages sind nicht nur die Kinder glücklich. Auch die
Mitarbeiterinnen von Mano Vuelta sind zufrieden mit dem Erfolg ihrer
"Feria Infantil". Schon jetzt ist klar - es wird mehr davon geben. Und
im Sommer besucht das Frauenkollektiv wieder eine indigene Gemeinde
fernab der Hauptstadt, um Mädchen und Jungen auf einem mehrtägigen
Markt über ihre Rechte aufzuklären. Denn auf dem Land gibt es noch
weniger Angebote für Kinder und Jugendliche.


Zu diesem Text gibt es auch eine Audioslideshow

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/feria-infantil-staerkung-der-kinderrechte-in-der-pandemie/

und einen Radiobeitrag bei onda:
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Warum Kleider nicht nur Leute machen

von Chris Hoellriegl, 21. Juli 2022



Dass Kleider Leute machen, war bereits Gottfried Keller im 16.
Jahrhundert bewusst. Was vielen jedoch darüber hinaus nicht
augenblicklich in den Sinn kommen mag, ist die Tatsache, dass Kleider,
beziehungsweise im Allgemeinen die Art und Weise wie diese produziert,
konsumiert oder entsorgt werden, so viel mehr 'macht' - von
Menschenrechtsverletzungen bis hin zu Umweltschäden beispielsweise.
Diana Sanabria, die sich als Referentin für Weltwirtschaft beim
Zentrum für Mission und Ökumene - Nordkirche weltweit mit genau diesem
Thema auseinandersetzt, gibt wertvolle Einblicke dazu.




[image: Diana Sanabria, Porträt - Foto: Privat]

Diana Sanabria, Referentin für Weltwirtschaft beim Zentrum für Ökonomie und
Ökumene - Nordkirche weltweit

Foto: Privat




Pressenza: Liebe Frau Sanabria, vielen Dank, dass Sie sich für
Pressenza Zeit nehmen und mit uns über die globale Textilindustrie
sprechen. Diese steht oft in der Kritik. Zahlreiche Berichte diverser
Menschenrechtsorganisationen schildern beispielsweise die Missstände,
welche in vor allem in Entwicklungsländern etablierten 'Sweatshop
Regimes' [1], [2], [3] vorherrschen. Was genau versteht man
darunter?

Diana Sanabria: Im Grunde ist ein Sweatshop Regime ein Regime,
unter welchem Arbeiter*innen unter schlechten Arbeitsbedingungen arbeiten.
Oft befinden sich derartige Regimes in Ländern, in denen die staatliche
Kontrolle über die Einhaltung von gesetzlichen Standards nahezu nicht
existiert, wenn es überhaupt gesetzliche Standards im Bezug auf Arbeit
oder Umwelt gibt.

Pressenza: Warum existieren diese Regimes?

Diana Sanabria:
Sweatshop Regimes existieren, weil das aktuelle Wirtschaftssystem dies
erlaubt. Ein Wirtschaftssystem, welches profitorientiert und am besten
frei von Regulierungen arbeitet, degradiert Menschenrechte und
schädliche Folgen für die Umwelt zu Externalitäten, was in anderen
Worten bedeutet, dass Mensch und Umwelt die von Unternehmen
generierten Kosten tragen.

Pressenza: Können Sie ein konkretes Beispiel geben? Inwiefern bieten
diese Raum für Menschenrechtsverletzungen?

Diana Sanabria: Ein konkretes Beispiel hierfür sind Löhne. Gehen wir
von einer Fabrik aus, die für eine europäische Modemarke produziert. Diese
Modemarke will möglichst preisgünstig kaufen, was dazu führt, dass
Produzenten, die einen Auftrag erhalten wollen, das billigste Angebot
machen müssen. Dazu werden Kosten externalisiert, indem man unter anderem
Hungerlöhne an die hierzu beschäftigten Arbeiter*innen zahlt. Diese
systematische Ausbeutung wird durch verschiedene Rechtsordnungen
weltweit ermöglicht.

Pressenza: Bedeutet ein Hungerlohn, dass man davon leben kann?

Diana Sanabria: Nein, nicht unbedingt und oftmals ist ein gesetzlich
festgelegter Mindestlohn auch ein Hungerlohn. In Ländern wie beispielsweise
Kolumbien, Indien oder Pakistan, in welchen die Regierung den
Mindestlohn festgesetzt hat, reicht dieser nicht aus, um eine Wohnung
zu zahlen, sich zu ernähren oder sich Bildung und Krankenversicherung
zu leisten. Das führt dazu, dass Familien sich schlechter ernähren, um
beispielsweise die Bildungskosten der Kinder zu tragen.

Pressenza: Welche anderen Fälle von konkreten
Menschenrechtsverletzungen werden durch dieses System verursacht?

Diana Sanabria: Menschenrechtsverletzungen in diesem Kontext sind
vielseitig. Zum einen sprechen wir beispielsweise von Kinderarbeit auf
Baumwollplantagen, Gewalt oder sexuelle Belästigung entlang der
Lieferkette. Man muss bedenken, dass ungefähr 80% der Arbeiter*innen
in der Textilindustrie Frauen sind. Dann sprechen wir auch von
Arbeitszeiten, die überhaupt nicht dem entsprechen, was gesetzlich
oder international als Konsens betrachtet wird. Teilweise sprechen wir
von Zwangsarbeit, von Risiken für die Gesundheit ebenso wie
Einschränkung der Koalitionsfreiheit.
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Pressenza: Warum hat sich die globale Textilindustrie in diese
Richtung entwickelt?

Diana Sanabria: Das liegt vor allem daran, dass Unternehmen als
juristische Person mit vielen Privilegen verbunden sind, die sich nicht
unbedingt in der Gesellschaft widerspiegeln. Kümmern sich Unternehmen
beispielsweise um ihren Beitrag zum Gemeinwohl der Gesellschaft? Damit
meine ich nicht nur die Gesellschaft, in der ein Unternehmen seinen
Hauptsitz hat, sondern alle Menschen, die in irgendeiner Weise mit dem
unternehmerischen Handeln verbunden sind: Arbeiter*innen in
Bangladesch, Kund*innen in Deutschland oder Landwirt*innen auf einer
Baumwollplantage in Brasilien. Einige kommen dieser Verantwortung
freiwillig nach während andere nur dann reagieren, wenn es gesetzliche
Pflichten gibt. In vielen Fällen werden Profite nach wie vor über
alles andere gestellt. Ist das jedoch wirklich immer zum Wohle aller?

Pressenza: Menschenrechte sind die eine Sache. Gibt es andere
Bereiche, die zudem negativ beeinflusst werden?

Diana Sanabria: Auch wenn man das vielleicht nicht unmittelbar
verknüpft ist, so sind die Folgen für die Umwelt aufgrund der
Textilindustrie verheerend. In der Bekleidungsindustrie werden
beispielsweise viele gefährliche Chemikalien eingesetzt, um eine bestimmte
Qualität des Stoffes zu gewährleisten. Die Ableitung dieser in naheliegende
Flüsse zerstört Ökosysteme. Außerdem ist der Verbrauch von Wasser zur
Kleidungsherstellung ein Thema. Für ein T-Shirt alleine werden
ungefähr 2.700 Liter Wasser gebraucht. Wenn wir uns klar machen, dass
jährlich 80 Milliarden Kleidungsstücke verkauft und viele mehr
produziert werden, dann kann man sich ungefähr vorstellen, wie viel
Wasser man hierzu benötigt. Ein weiterer Punkt ist der durch die
Textilindustrie verursachte Treibhausausstoß, der Schätzungen zufolge
10% der weltweiten CO2-Emissionen ausmacht. Das ist mehr als der Luft-
und Schifffahrtsverkehr zusammen produzieren. Der jedoch vermutlich
schockierendste Aspekt betrifft Kleidungsabfall. Wir sprechen von 92
Millionen Tonnen pro Jahr, ergo drei Tonnen pro Sekunde. Das ist ein
Skandal.

Pressenza: Paradoxerweise tangieren diese Auswirkungen den
weltweiten Kleiderbedarf nicht. Woran liegt das?

Diana Sanabria: Ich spreche hier ungern von Bedarf. Viele Leute
kaufen Kleidung nicht nach Bedarf, sondern weil sie diese haben wollen. Das
geht Hand in Hand mit der sog. Scheindemokratisierung des Privilegs auf
schicke Kleidung, die durch gezielte Marketingmaßnahmen gefördert wird,
welche potentielle Käufer*innen davon überzeugen, dass auch sie
privilegiert aussehen können und wollen. Das und mangelnde Information über
Missstände in der Textilindustrie führen letztendlich zu hohem
Kleidungskonsum.

Pressenza: Liegt die Hauptverantwortung damit bei den Kunden, die
sich nicht ausreichend informieren?

Diana Sanabria: Ein Teil der Verantwortung liegt bei den Kunden. Man
muss sich zum Beispiel über den Fashion Checker [4] informieren. Man darf
jedoch nicht den Fehler machen und die Hauptverantwortung für nachhaltigen
Konsum vorschnell an Kunden abgeben. Wer informiert sich denn schon
wirklich vor jedem Kauf? Insbesondere wenn man bedenkt, dass
Informationen oftmals nicht frei verfügbar sind und letztendlich
Unternehmen für die Kleidungsproduktion verantwortlich sind, so muss
man diese mehr in die Verantwortung nehmen.

Pressenza: Welche Rolle spielen politische Akteure hierbei?

Diana Sanabria: Die Mehrheit der Unternehmen sieht sich nicht in der
Verantwortung zu handeln, wenn es keine Regulierungen gibt. Menschen- und
Umweltrechte brauchen jedoch effektiven Schutz, den nur Regulierungen
gewährleisten können. Ein gutes Beispiel hierfür ist die Pharmaindustrie.
Man kann nicht irgendwelche Medikamente verkaufen, ohne bestimmte
Anforderungen zu erfüllen. Das ist genau der Punkt, an dem politische
Akteure ins Spiel kommen, da Unternehmen externalisierte Kosten ungern
internalisieren. Ein gutes Beispiel für eine Regulierung, die genau
das beabsichtigt, ist das Lieferkettengesetz [5], welches mehrere
Regulierungen zum Schutz von Menschen- und Umweltrechten entlang der
Lieferkette umfasst.

Pressenza: Das sehe ich genauso. Vielen Dank für die interessanten
Einblicke in die Textilindustrie und alles Gute für Ihre weitere
Arbeit!


Anmerkungen:
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DR Kongo

Goldene Gelegenheit?


Die DR Kongo will Weltmarktführer bei Autobatterien werden

von François Misser



Angesichts der steigenden Nachfrage nach Elektroautos wittert
die Demokratische Republik Kongo ihre Chance, von ihrem beträchtlichen
Reichtum an Bodenschätzen zu profitieren. Kobalt, Lithium, Mangan oder
Seltene Erden sind reichlich vorhanden, doch die Herausforderungen für
den Aufbau einer eigenen Produktion sind gewaltig. Das Land gewinnt
zwar mehr denn je an strategischer Bedeutung, bleibt aber in puncto
Sicherheit extrem anfällig.

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts bezeichnete der belgische Geologe Jules
Cornet den Kongo als "geologischen Skandal" und meinte damit, dass das
Land mit Bodenschätzen gesegnet sei. Ein Jahrhundert später gilt diese
Aussage mehr denn je.

Neben seinen Kupferminen und den legendären Goldminen König Salomos
ist der Kongo auch mit den Mineralien der Energiewende ausgestattet.
Auf der Ministerratstagung der DR Kongo vom 21. Januar beauftragte
Präsident Félix Tshisekedi die Bergbauministerin Antoinette N'Samba
mit der Ausarbeitung eines Aktionsplans für die Aufwertung dieser
Mineralien. Diese Initiative erfolgte im Anschluss an das DR
Kongo-Afrika-Wirtschaftsforum, das am 24. November 2021 in Kinshasa
stattfand und auf dem Präsident Tshisekedi sein Land als das
wettbewerbsfähigste Ziel für Investitionen in Batterien für
Elektroautos vorstellte. Darüber hinaus lud Tshisekedi andere
afrikanische Staatsoberhäupter ein, sich an künftigen Projekten zur
Herstellung von Batterien in der DR Kongo zu beteiligen.

Anlass für diesen Aufruf war eine von BloombergNEF (BNEF) erstellte
und von der UN-Wirtschaftskommission für Afrika (ECA) in Auftrag
gegebene Studie, die die DR Kongo als bestes Ziel für die Herstellung
nachhaltiger Batteriematerialien für Batterien mit hohem Nickelgehalt
identifizierte, da der Kongo sowohl reichlich vorhandene
Kobaltressourcen als auch Wasserkraft nutzen kann, um ein
kostengünstiger und emissionsarmer Produzent von Ausgangsmaterialien
für Lithium-Ionen-Batterien zu werden. Die Afreximbank, die
Afrikanische Entwicklungsbank, die Africa Finance Corporation, die
Arabische Bank für wirtschaftliche Entwicklung in Afrika, die African
Legal Support Facility und der UN Global Compact haben zugesagt, den
Plan finanziell zu unterstützen.

Der Studie zufolge würde eine solche Anlage mit einer Kapazität von
10.000 Tonnen an Kathodenvorprodukten nur 39 Mio. US-Dollar kosten.
Das wäre dreimal billiger als in den USA. Günstiger Zugang zu Land
sowie niedrige technische Beschaffungs- und Baukosten seien die
Hauptelemente der Wettbewerbsfähigkeit der DR Kongo. Der erwartete
Boom von Elektroautos, der laut der Studie zwischen heute und 2030
einen Markt von sieben Billionen US-Dollar darstellt, bietet eine
goldene Gelegenheit für die DR Kongo, heißt es in dem Bericht.


Das Saudi-Arabien des Kobalts

Einer der Hauptgründe für den Enthusiasmus von BNEF ist die
beherrschende Stellung Kongos auf den Weltkobaltmärkten. Nach Angaben
des United States Geological Survey (USGS) produzierte das Land im
Jahr 2020 95.000 Tonnen Kobalt, was 67,8 Prozent der weltweiten
Gesamtproduktion entspricht. Außerdem verfügt das Land über 50,7
Prozent der weltweiten Reserven, die auf 3,6 Millionen Tonnen
geschätzt werden, was einer Produktion von 36 Jahren entspricht. Das
Paradoxe ist jedoch, dass die DR Kongo nur drei Prozent der
Wertschöpfungskette für Batterien und Elektrofahrzeuge abdeckt.

Die Position des Kongo als sogenannter Swing-Produzent mit
marktbeherrschender Stellung dürfte sogar noch zunehmen, da der Absatz
von Elektrofahrzeugen voraussichtlich jährlich um 30 Prozent steigen
und der Kobaltbedarf des Batteriesektors voraussichtlich in ähnlichem
Maße zunehmen wird. Der Batteriesektor ist für 57 Prozent der
Nachfrage nach dem blauen Metall verantwortlich und liegt damit noch
vor der Luft- und Raumfahrt und dem verarbeitenden Gewerbe.

Der größte Produzent ist das Schweizer Handelsunternehmen Glencore,
das die Mutanda-Mine in der Nähe von Kolwezi in der Provinz Lualaba in
Partnerschaft mit dem kongolesischen Staatsunternehmen Gécamines und
einem kleineren lokalen Unternehmen betreibt, das im Jahr 2020 23.900
Tonnen des blauen Metalls produzierte. Zweitgrößte Produzentin ist die
Tochtergesellschaft der kasachischen Eurasian Resources Group,
Metalkol SA, die in ihrer Mine in der Nähe von Kolwezi im Jahr 2020
16.500 Tonnen Kobalt produzierte. Mit seinem neuen Partner, der China
Nonferrous Metal Industry's Foreign Engineering and Construction
Company (NFC), plant Metalkol, bei voller Kapazität 24.000 Tonnen
Kobalt zu produzieren.

Die drei anderen Hauptakteure werden von chinesischem Kapital
kontrolliert. Dies ist der Fall bei Tenke Fungurume Mining SA (TFM),
das 106 km von Kolwezi entfernt liegt und 2016 von der in Hongkong
notierten China Molybdenum Company übernommen wurde. TFM, dessen
20-prozentiger Minderheitsaktionär Gécamines ist, produzierte 2020
15.436 Tonnen Kobalt. Im August 2021 kündigte China Molybdenum Pläne
an, die Größe seines TFM-Betriebs bis 2023 zu verdoppeln.

Ein weiterer wichtiger Akteur ist die Sino-Congolaise des Mines SA
(Sicomines), ein Joint Venture, das zu 68 Prozent einer Gruppe von
Unternehmen gehört, darunter die China Railway Group, Sinohydro und
Zhehang Huayou Cobalt Co. Ltd. Die restlichen 32 Prozent werden von
Gécamines und einem kleineren kongolesischen Unternehmen gehalten. In
der zweiten Phase des Projekts, die im Juli 2021 anlief, soll die
Produktion in der Mine in Kapata in der Nähe von Kolwezi auf 5.180
Tonnen Kobalt pro Jahr gesteigert werden. Die künftige Entwicklung der
Mine hängt jedoch von einer Überprüfung des ursprünglichen Vertrags
durch die Regierung in Kinshasa ab.

Die Société Minière de Deziwa (Somidez) ist das dritte chinesische
Kobaltunternehmen. Das Unternehmen, dessen Minen Deziwa und Ecaille
sich ebenfalls in der Nähe von Kolwezi befinden, gehört zu 49 Prozent
Gécamines und zu 51 Prozent der China Nonferrous Metal Mining Company.
Es nahm die Produktion im Januar 2020 auf und strebt eine
Jahresproduktion von 8.000 Tonnen Kobalt an. Die verbleibenden 20
Prozent des kongolesischen Kobalts werden von 200.000 größtenteils
informell Beschäftigten im Kleinbergbau gewonnen.

Der Vorsitzende der Bergbaukammer der DR Kongo, Louis Watum, ist
jedoch skeptisch, was die Zukunft der kongolesischen Kobaltindustrie
angeht. "Die Nachfrage nach Kobalt ist eine Blase, die platzen wird,
wenn neue Batterietechnologien den Bedarf an dem Metall verringern",
so Watum.


Das weltweit größte Lithiumvorkommen

Die DR Kongo hält ebenfalls große Lithiumreserven, die vom USGS im
Januar 2021 auf drei Millionen Tonnen und vom Betreiber der Hauptmine,
dem australischen Unternehmen AVZ Minerals, auf 6,61 Millionen Tonnen
geschätzt wurden. Sein Manono-Projekt in der Provinz Tanganyika, das
AVZ zusammen mit der Congolaise de l'exploitation minière (Cominière)
als kleinerem Partner besitzt, ist nach den von AVZ erhobenen
Vergleichsdaten die größte Lagerstätte der Welt. Aber auch hier ist
China in der Pole-Position, um vom Goldregen zu profitieren. Die
Produktion soll im Jahr 2023 beginnen.

Im September 2021 sicherte sich AVZ Minerals eine Investition in Höhe
von 400 Mio. US-Dollar von CATH Energy Technologies aus Suzhou, China,
zur Erschließung seiner Manono-Mine. CATH Energy, das sich im Besitz
des chinesischen Batterieriesen CATL befindet, hält damit einen Anteil
von 24 Prozent an dem Projekt. Vor dieser Investition hatte AVZ
bereits vier andere chinesische Aktionäre (Yibin Tinayi Lithium
Industry Co, Huayou International Mining aus Hongkong, Liyun Huang und
Kai Guo). Außerdem hat AVZ eine Vereinbarung mit der in Shenzhen
ansässigen Chengxin Lithium Group über den Verkauf von Spodumen, ein
Lithiumerzmineral, aus Manono getroffen. Chengxin wird voraussichtlich
etwa 170.000 Tonnen pro Jahr kaufen, was etwa einem Fünftel der
prognostizierten Produktion von Manono entspricht (eine Million Tonnen
Spodumen-Konzentrat und 45.000 Tonnen primäres Lithiumsulfat). Das
Unternehmen besitzt außerdem Abnahmevereinbarungen mit GFL
International und Yibin Tianyi Lithium Industry Co. Alles in allem
sind die Marktaussichten vielversprechend. Einem Bericht der
Internationalen Energieagentur zufolge könnte der Lithiumbedarf in den
nächsten 20 Jahren um das 40-fache steigen.

AVZ unternimmt Schritte, um die steigende Nachfrage zu decken. Im
Februar 2020 unterzeichnete das Unternehmen eine Absichtserklärung mit
dem kongolesischen Ministerium für Wasser und Energie, um das
Wasserkraftwerk Mpiana-Mwanga am Luvua-Fluss, 87 km von der Mine
entfernt, zu sanieren und seine Kapazität von 18 MW auf 54 MW zu
erhöhen.

Auch andere Unternehmen sind auf der Suche nach Lithium. Das
kanadische Unternehmen Tantalex Resources entwickelt ein Projekt auf
der Halde in Manono-Kitotolo für Lithium, Zinn und Tantal und plant,
bis 2023 mit der Produktion zu beginnen. Das australische Unternehmen
Critical Resources entwickelt zusammen mit Cominière das Projekt
Kitotolo-Katamba in demselben Gebiet und die Mine Kanuka in der
Provinz Haut-Katanga in Zusammenarbeit mit Mining Mineral Resources
(MMR), einer Tochtergesellschaft der indischen Vinmart-Gruppe. In der
Nachbarprovinz Haut-Lomami planen MMR und Cominière die gemeinsame
Erschließung der Lagerstätten Malemba-Nkulu.


Mangan: 400.000 Tonnen bereit für Export

Die DR Kongo verfügt auch über beträchtliche Manganvorkommen, die für
die Batterieindustrie von Nutzen sein könnten. Martin Kepman, der CEO
der Manganese X Energy Corporation, ist überzeugt, dass Mangan bald
Kobalt in der Lithium-Ionen-Batterieindustrie ersetzen kann. Der CEO
von Tesla, Elon Musk, hat versprochen, Kobalt aus den von seinem
Unternehmen verwendeten Batterien zu verbannen, und plant die
Herstellung eigener kobaltfreier Batterien. Die Technologie schreitet
voran. Im Jahr 2020 fanden Forscher der University of Texas eine
kobaltfreie Kathodenzusammensetzung, die mit Mangan, Nickel und
Aluminium gleichwertig funktioniert. Einer der Vorteile von Mangan
besteht darin, dass es weitaus erschwinglicher ist als Kobalt, mit
einem Handelswert von 1.300 US-Dollar pro Tonne im Vergleich zu 65.480
US-Dollar pro Tonne Kobalt.

Die DR Kongo bietet einen einzigartigen Vorteil, da ihr staatliches
Unternehmen Société commerciale minière de Kisenge-Manganese (SCMK-M)
in seinem Tagebau Kisenge in der Provinz Lualaba bereits 400.000
Tonnen Mangan auf Halde hat. Seit 1982 ist die Förderung jedoch fast
zum Erliegen gekommen und das Unternehmen liegt de facto brach. Die
Rentabilität des Projekts hängt jedoch von der Instandsetzung der
432 km langen Eisenbahnstrecke zwischen Kolwezi und Dilolo an der
angolanischen Grenze ab, damit das Erz oder die verarbeiteten Produkte
über den Hafen von Lobito am Atlantik abtransportiert werden können.
Im August letzten Jahres empfing der kongolesische Bergbauminister
eine Delegation des in Dubai ansässigen Unternehmens Navodaya DMCC,
das seine Absicht bekundete, den Betrieb in Kisenge wieder
aufzunehmen.


Seltene Erden: vielversprechende Potenziale

Die DR Kongo hat noch keine Schürfgenehmigungen für Seltene Erden
(REE) erteilt, die insbesondere für Nickel-Metallhydrid-Batterien
verwendet werden. Forscher des Instituts für Lebens-, Erd- und
Biowissenschaften der Panafrikanischen Universität erwähnen jedoch in
einem im April 2021 veröffentlichten Papier potenzielle REE-Vorkommen
in Karbonatitkomplexen wie Lueshe und Kirumba in Nord-Kivu.

Weitere potenzielle Vorkommen finden sich in Pegmatitvorkommen in der
Provinz Maniema. Im Jahr 1968 erwähnte die Wirtschaftskommission für
Afrika das Vorhandensein von Beryllium in Süd-Kivu und in der
nordöstlichen Orientale-Provinz, in Verbindung mit Pegmatiten. In
vielen Flüssen in Haut-Uele, Ituri, Maniema und Katanga können auch
Seltene Erden in Schwemmland und Flusssedimenten gefunden werden.

Nach Angaben der in Dakar ansässigen "Alliance pour refonder la
gouvernance en Afrique" sind Seltene Erden in Kamoto (in der Provinz
Lualaba) zu finden, wo der östliche Teil der Mine uranhaltige
Mineralisierungen birgt. In derselben Provinz beherbergen die
Kasompi-Hügel, etwa 100 km westlich von Kambove, REE in
Nickel-Kupfer-Kobalt-Lagerstätten.

Die belgischen Geologen Frank Vanhaecke und Philippe Muchez von der
Universität Gent und der KU Leuven berichten außerdem über das
Vorkommen von potenziell REE-reichem Monazit in Luputa (Provinz
Kasai). Das Gebiet Boma an der Atlantikküste beherbergt eine
Seifenlagerstätte (sekundäre Ablagerungen von Mineralien, d. Red.),
die als REE-Ziel in Frage kommt, so der Bericht der Pan African
University. Angesichts dieses Potenzials ist der Rechnungshof der
Ansicht, dass die DR Kongo mit einer funktionierenden kontinentalen
Freihandelszone (ACFTA) zusätzlich zu ihren eigenen Ressourcen auch
andere für Lithium-Ionen-Batterien benötigte Mineralien erhalten
könnte - etwa Mangan aus Südafrika, Kupfer aus Sambia, Graphit aus
Mosambik, Phosphat aus Marokko und Lithium aus Simbabwe.


Herausforderungen und Hindernisse

Die kongolesische Führung ist fest entschlossen, diese Ressourcen zu
erschließen, um das Land zum Weltmarktführer in der Batterieindustrie
zu machen. Auf der Konferenz in Kinshasa kündigte der kongolesische
Premierminister Jean-Michel Sama Lukonde die Gründung eines neuen
Gremiums an, das die Politik der Regierung lenken und die
Wertschöpfungskette der Elektrobatterieindustrie entwickeln soll: den
Nationalen Batterierat. Er kündigte auch die Absicht der Regierung an,
einen Rahmen zu schaffen, der es dem kongolesischen privaten und
öffentlichen Sektor ermöglicht, sich an der Finanzierung dieser
Industrie zu beteiligen.


Die schwierige Mission der Aufbereitung

Um diese vollmundigen Ambitionen in die Tat umzusetzen, müssen jedoch
mehrere Herausforderungen bewältigt werden. Die Exekutivsekretärin der
ECA, Vera Songwe, betonte auf der Konferenz in Kinshasa, dass die
Verwirklichung solcher Projekte "eine ausreichende Menge an
zuverlässiger und erschwinglicher Energie erfordert, die durch die
Verbindung der afrikanischen Energiesysteme mit dem Grand
Inga-Staudamm als Kernstück erreicht werden kann". Aber bis dahin ist
es noch ein langer Weg. Seit dem Rückzug des chinesischen Konsortiums
unter der Leitung der Three Gorges Corporation aus dem Inga-Projekt im
Jahr 2021 haben die Verhandlungen mit dem australischen Unternehmen
Fortescue über die Entwicklung des Projekts noch nicht zu einem
umfassenden Bau- und Finanzplan geführt. Zudem ist die Umsetzung der
ersten Phase von Grand Inga nicht vor dem nächsten Jahrzehnt absehbar.

Vielmehr muss die DR Kongo ihre Strategie zur Förderung von Rohstoffen
derzeit auf Eis legen. Nach Angaben der Bergbaukammer ist die
Bergbauindustrie mit einer Stromversorgungslücke von über 1.000 MW
konfrontiert. Aus diesem Grund kündigte die Regierung im April 2021
an, dass sie Kupfer- und Kobaltbergbauunternehmen, die von der
gesetzlichen Verpflichtung zur Umwandlung ihrer Erze und Konzentrate
vor Ort befreit werden wollen, weiterhin von Fall zu Fall
Ausfuhrgenehmigungen erteilen wird, gemäß dem überarbeiteten
Bergbaugesetz von 2018, das die Ausfuhr von Rohprodukten und
unfertigen Konzentraten verbietet.

Die Aufbereitung von kongolesischen Mineralien ist keine leichte
Aufgabe. Selbst Südafrika, das über eine weitaus bessere
Energieinfrastruktur und technische Fähigkeiten verfügt (darunter auch
ehemalige Gécamines-Ingenieure), tut sich schwer mit der Umwandlung
all seiner Bergbauprodukte. Laut der US-Coaching-Firma M.J. Morgan ist
nicht so sehr der komparative Vorteil (der Besitz von Mineralien)
entscheidend, sondern der Wettbewerbsvorteil (die Fähigkeit,
wettbewerbsfähig zu produzieren). Gegenwärtig werden über 80 Prozent
der südafrikanischen Platingruppenmetalle (PGM) unverarbeitet
exportiert.


Probleme von Transport und Sicherheit

Was die Manono-Lithiumvorkommen betrifft, so hat die DR Kongo ein
großes logistisches Handicap. Die Lagerstätte befindet sich in einer
der entlegensten Provinzen Kongos, Tanganyika, 640 km von Lubumbashi
entfernt, und die Straße ist auf den 200 km zwischen Manono und
Mitwaba in einem sehr schlechten Zustand. Aufgrund von vier
Steilhängen ist sie sehr gefährlich und es kommt häufig zu Unfällen.
Eine vollständige Sanierung der Straße wäre notwendig, um den
Transport mit Lastwagen zu ermöglichen. Der Verkehr mit Tansania
bedeutet eine weitere Einschränkung, nämlich den Transfer der
Mineralien oder verarbeiteten Produkte per Schiff auf dem
Tanganjikasee, die entladen werden müssen, bevor sie per LKW oder Zug
nach Daressalam transportiert werden.

Die Pläne der Regierung zur Batterieproduktion bergen auch politische
Probleme. Die Abgeordneten der Provinz Tanganyika beschwerten sich
darüber, dass die lokale Bevölkerung in die Diskussionen über die
Aufbereitung des Lithiumerzes auf dem Wirtschaftsforum DR Kongo-Afrika
überhaupt nicht einbezogen wurde, auch nicht in Bezug auf den Standort
künftiger Verarbeitungsfabriken.

Ein weiterer Aspekt, der nicht diskutiert wurde, aber sehr real ist,
ist die Sicherheitsfrage. Während die Kobalt- und Manganvorkommen in
Katanga in einem relativ sicheren Umfeld abgebaut werden können,
stellt sich die Situation bei REE und Lithium ganz anders dar. Die
Provinzen von Nord-Kivu befinden sich seit Mai 2021 im
Belagerungszustand. Laut einem Bericht des Kivu Security Tracker,
einem gemeinsamen Projekt der Congo Research Group und Human Rights
Watch, sind nach fünf Monaten Belagerungszustand "keine positiven
Auswirkungen erkennbar". Die endemische Gewalt, die durch die
Zusammenstöße zwischen den Twa- und Lubakat-Milizen ausgelöst wird,
stellt auch eine potenzielle Bedrohung für die Lithiumprojekte in der
Region Manono in der Provinz Tanganyika dar. Die DR Kongo scheint
strategischer denn je, ist aber nach wie vor äußerst fragil.

François Misser ist in Brüssel ansässiger Experte für 
Zentralafrika und Korrespondent für den BBC und verschiedene Zeitungen.
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Saudi-Arabien, Türkei und Ägypten für Beitritt zu BRICS -
Gruppe als zukünftige Alternative zur G20?

von Alexander Männer, 21. Juli 2022 - EuroBRICS



Nachdem bereits Ende Juni bekannt wurde, dass der Iran und
Argentinien Teil der Staatengruppe BRICS werden wollen, könnte die
Vereinigung weitere Mitglieder bekommen. Mit Saudi-Arabien, der Türkei
und Ägypten haben drei Top-Kandidaten laut offiziellen Angaben vor
Kurzem den Wunsch bezüglich eines BRICS-Beitritts geäußert. Könnte
eine mögliche Erweiterung der Gruppe eventuell zur Schaffung eines
"neuen Blocks" führen, der sich auch als eine Alternative zu Formaten
wie der G20 etabliert?




[image: Die BRICS-Staaten sind auf einer ansonsten grauen Weltkarte grün hervorgehoben - Karte: Cflm001, Public domain, via Wikimedia Commons]

Die BRICS-Staaten: Brasilien, Russland, Indien, die Volksrepublik China und Südafrika

Karte: Cflm001, Public domain, via Wikimedia Commons



Die Erweiterung der BRICS-Gruppe, zu der die Schwellenländer
Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika gehören, ist derzeit
so relevant wie noch nie. Bereits im Vorfeld und während des 14.
BRICS-Gipfeltreffens, das am 23. Juni online stattfand, wurde diese
Frage intensiv erörtert und bekam wenige Tage nach dem Gipfel sogar
einen immensen medialen Auftrieb, als bekannt wurde, dass die
Islamische Republik Iran und Argentinien [1] BRICS offiziell beitreten
wollen.

Der Iran könnte Dank seiner geopolitischen und geoökonomischen Lage
ein "stabiler und zuverlässiger Partner der BRICS" werden, erklärte
der Präsident des Landes, Ebrahim Raisi. Und auch der argentinische
Staatschef Alberto Fernandez legt Wert darauf, es allen
unmissverständlich zu machen, dass Argentinien "ein vollwertiges
Mitglied dieser Gruppe" sein wolle.

Nach der möglichen Aufnahme von Teheran und Buenos Aires könnte es mit
der BRICS-Erweiterung aber sogar noch weitergehen, da es aus
offiziellen Quellen heisst, dass es bereits weitere potentielle
Beitrittskandidaten geben soll.


Top-Kandidaten Saudi-Arabien, Türkei und Ägypten

So hat die Präsidentin des Internationalen BRICS-Forums, Purnima
Anand, diesbezüglich in der vergangenen Woche mitgeteilt, dass
Saudi-Arabien, die Türkei und Ägypten sich darauf vorbereiten würden,
Anträge für den Beitritt zur BRICS-Gruppe zu stellen. "Alle diese
Länder haben ihr Interesse an einem Beitritt bekundet und bereiten
sich darauf vor, die Mitgliedschaft zu beantragen. Ich denke, dass
dies ein guter Schritt ist, denn eine Erweiterung wird immer positiv
wahrgenommen, dies wird den Einfluss der BRICS in der Welt deutlich
erhöhen", zitiert [2] die Agentur Sputnik Anand.

Wie die Politikerin zudem erklärte, hätten Riad, Ankara und Kairo den
entsprechenden Prozess bereits eingeleitet, weshalb ihr Beitritt zu
BRICS zügig vonstatten gehen werde. Zumal seien alle Mitglieder der
"Schwellenländer-Vereinigung" an einer Erweiterung interessiert.

Diese Entwicklung kann man als einen weiteren Beleg dafür werten, dass
die BRICS - als Gegenmacht der westlichen dominierten Weltordnung -
vor allem durch ihre Erweiterung eine breite Basis für eine neue,
gerechtere und multipolare Welt schaffen wollen. In diesem Sinne
könnte die Vereinigung auch das US-dominierte Konstrukt der
internationalen Beziehungen verändern wollen, indem sie neue und von
der US-Diplomatie unabhängige Rahmenbedingungen etabliert.

Dient die BRICS-Erweiterung damit also zur Schaffung eines neuen
Blocks, der zum Beispiel eine Alternative zur Gruppe der G20-Länder
sein könnte?


Erweiterte BRICS als Alternative zur G20?

Dafür spricht die Tatsache, dass China im Rahmen seines diesjährigen
BRICS-Vorsitzes sich primär für die Ausweitung der Zusammenarbeit mit
solchen Entwicklungsländern einsetzt, die zur G20 gehören und eine
Mitgliedschaft in der BRICS-Vereinigung in Betracht ziehen. Angaben
der Global Times zufolge [3] sieht Peking unter anderem in Indonesien
einen potenziellen Beitrittskandidaten, da Jakarta sowohl als ein
einflussreicher Vertreter der Schwellenländer als auch als Brücke zur
islamischen Welt gilt.

Hinsichtlich der Annäherung des BRICS-Formats an die islamischen
Länder ist definitiv zu konstatieren, dass die Kooperation im globalen
Süden deutlich an Stärke und damit an Einfluss auf der internationalen
Ebene gewinnt. Ungeachtet dessen haben die fünf BRICS-Länder jedoch
betont, dass sie ihren Hauptprioritäten treu bleiben und den
ursprünglichen Charakter der Gruppe - eine informelle Organisation,
die auf Grundlage gemeinsamer Interessen für Frieden und
Zusammenarbeit in der Welt eintritt - beibehalten wollen.

Die russische Seite hat diesbezüglich klargestellt, dass die BRICS im
Falle einer Erweiterung keine Alternative zu den G20 sein könnten, da
es sich um zwei sich ergänzende Mechanismen handle. "Nein, unmöglich.
Es ist ein wichtiger Mechanismus der Koordinierung, Zusammenarbeit und
Partnerschaft, zu dem Länder gehören, die einen sehr großen Anteil am
weltweiten BIP aufweisen. Aber natürlich ist die G20 ein ganz anderer
Mechanismus, ein breiter. Daher sind sie nicht austauschbar, sie sind
eher komplementär", sagte [4] Kreml-Sprecher Dmitri Peskow gegenüber
der Russischen Zeitung.

Auch die chinesische Diplomatie betont in diesem Zusammenhang, dass es
bei der Erweiterung der Staatengruppe nicht um die Schaffung eines
"neuen Blocks" gehe.


Wie geht es weiter?

Trotz aller Perspektiven bleiben diverse politische Herausforderung
bei der Erweiterung um die besagten Länder bestehen. Eine davon wäre
etwa die politische Annäherung und Bereitschaft zur Zusammenarbeit
zwischen dem sunnitischen Saudi-Arabien und dem schiitischen Iran.
Diese islamischen Systeme sind Konkurrenten um die regionale Hegemonie
am Golf und gelten zudem seit langer Zeit als verfeindet. Dennoch ist
eine Annäherung zwischen ihnen angesichts ihrer gegenwärtigen Probleme
mit der US-dominierten Weltordnung nicht unmöglich.

Darüber hinaus muss der Prozess der Aufnahme von neuen Mitgliedern mit
allen BRICS-Staaten abgestimmt sein. Was jedoch die Anforderungen bzw.
Kriterien angeht, die die Beitrittskandidaten erfüllen müssen, so gibt
es noch kaum offizielle Angaben diesbezüglich.

Wie viele und welche Staaten es am Ende also sein werden, die zu BRICS
kommen, ist jetzt noch völlig unklar. Vermutlich wird man den Vorsitz
Südafrikas im kommenden Jahr abwarten müssen. Allerdings kann man
schon jetzt davon ausgehen, dass sich noch weitere Staaten um eine
BRICS-Mitgliedschaft bewerben werden, da dieses Kooperations-Format in
dieser turbulenten Zeit für immer mehr Staaten attraktiver wird.


Anmerkungen:

[1] http://eurobrics.de/?module=articles&action=view&id=2052&NJ=1de2f51708795852b835eae858a132aa&NJ=1de2f51708795852b835eae858a132aa

[2] https://sputniknews.com/20220714/saudi-arabia-egypt--turkey-may-join-brics-very-soon-forum-chair-anand-says-1097295418.html

[3] https://www.globaltimes.cn/page/202205/1266202.shtml

[4] https://rg.ru/2022/07/14/peskov-briks-ne-alternativa-g20.html

Link zur Erstveröffentlichung:

https://tinyurl.com/mr46jjcm

EuroBRICS

Eurobrics ist ein modernes und unabhängiges Nachrichtenportal, das in
deutscher Sprache über Themen und Ereignisse der internationalen
Politik berichtet - unter Einbeziehung unterschiedlicher Autoren und
Meinungen aus aller Welt. Das Augenmerk richtet sich sowohl auf die
BRICS-Staatengruppe, bestehend aus Brasilien, Russland, Indien, China
und Südafrika, als auch auf die Länder der Europäischen Union.
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Brasilien 

Volkswagen, die Rinderzucht und Menschenrechtsverletzungen

Von Volker Brauch



Nach jahrelangem Stillstand nimmt die brasilianische Justiz
wieder Ermittlungen gegen VW auf. Es geht um die Mitschuld an einem
System von Sklavenarbeit, Ausbeutung und Mord.

(Berlin, 11. Juli 2022, npla) - Volkswagen wird derzeit von seiner
dunklen Vergangenheit eingeholt. Nach jahrelangem Stillstand nimmt die
brasilianische Justiz wieder Ermittlungen gegen den Konzern auf. Es
geht um seine Mitschuld an einem System von Sklavenarbeit, Ausbeutung
und Mord an Tausenden von südamerikanischen Leiharbeiter*innen.

Als größter Privatkonzern in Brasilien entwickelte Volkswagen neben
der Autoproduktion mit dem Aufbau einer riesigen Rinderfarm mit
industrieller Verwertung im brasilianischen Amazonasgebiet über 15
Jahre ein zweites Standbein.

Als Vertreter des Großinvestors waren die führenden Manager von
Volkswagen der Meinung: Was mit Autos funktioniert, müsse mit Steaks
ebenfalls funktionieren. 1973 kaufte VW do Brasil das dafür notwendige
Areal von 140.000 Hektar Regenwald vom brasilianischen Staat.


Großflächige Rodungen für das Vorzeigeprojekt

Für den Einstieg ins Fleischgeschäft wurde dann der Urwald am
äußersten Südrand des Amazonasbeckens großflächig gerodet. Die
Rodungsarbeiten wurden über einen Zeitraum von zwölf Jahren
durchgeführt, bei dem bis zu 10.00 Leiharbeiter*innen pro Saison als
Arbeitskräfte eingesetzt wurden. Über 200 Wasserteiche und 175
Kilometer Straßen wurden angelegt. Die Musterfarm bekam den Namen
"Companhia Vale do Rio Cristalino", und wurde Besucher*innen des
Multis gern als Vorzeigeobjekt vorgeführt. Das Projekt im Nordosten
des südamerikanischen Landes war lange Zeit der ganze Stolz des
Managements. In ganzseitigen Zeitungsannoncen wurde für das Projekt
geworben. Das Motto, mit dem Foto eines Rindes geschmückt, lautete:
"Dieser VW läuft auf Gras". VW wollte sich als mutiger und innovativer
Investor darstellen.

Rinder wurden aus Kleinflugzeugen überwacht, ein Computer wertete die
Daten von Weiden und Herden aus. Professionelles Weidemanagement und
modernste Agrartechnik sorgten so für die Werterhaltung des Bodens.
Forscher*innen der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich
überwachten und entwickelten die Qualität des aus Indien stammenden
Nelore-Rinds. Der Bestand der VW-Farm belief sich auf 70.000 Rinder.
Der wirtschaftliche Plan war, das Fleisch der fetten Nelore-Rinder ab
Oktober auf den Markt zu bringen, da in dieser Zeit in Brasilien nur
mageres Vieh vorhanden war. Der Fleischpreis war dann am höchsten.


Direkte Zusammenarbeit zwischen Militärdiktatur und VW

Die brasilianischen Gesetze schrieben dem Multi-Konzern vor, Teile
ihres Gewinns wieder in Brasilien zu investieren. Die Pionier-Farm war
insofern eine gute Kapitalanlage, die zudem satte Gewinne versprach.
Unterstützt wurden die Aktivitäten von VW durch die Machtübernahme des
Militärs in der Zeit von 1964 bis 1985. Spätestens 1969 begann
nachweislich eine direkte Zusammenarbeit zwischen Militärdiktatur und
Konzern. In seinem 116-seitigen Bericht stellt der Historiker
Christopher Kopper klar, dass Volkswagen zwar die Machtübernahme durch
das Militär nicht aktiv unterstützte. "Es beurteilte den Militärputsch
jedoch eindeutig positiv, da es eine stabilere und vor allem
unternehmensfreundliche Politik erwartete".

Da Brasilien Mitte der 1980er Jahre von einer gigantischen Inflation
betroffen war, rechneten sich die immensen Investitionskosten nicht
mehr und das Großprojekt kam zum Erliegen. Das Fleisch konnte nicht
mehr zu erschwinglichen Preisen verkauft werden, trotz hoher
Subventionen und Steuervergünstigungen der brasilianischen Regierung
schaffte es die Musterfarm nicht mehr in die schwarzen Zahlen. Aber es
blieb bei weitem nicht nur bei bis heute sichtbaren Landverwüstungen
durch großflächige Brandrodungen und Zerstörung wertvollen
Regenwaldes.


Das Elend der Leiharbeiter*innen

Zur Bewältigung dieser gigantischen Rodungsarbeiten engagierte VW
Subunternehmer, die Tausende Arbeitskräfte aus der Region anheuerten,
ihnen gute Verdienstmöglichkeiten versprachen und sie vor Ort in den
Regenwald brachten. Schnell erkannten diese, wo sie gelandet waren. Im
Bundesstaat Matto Grosso leben bis heute ehemalige Leiharbeiter*innen,
die Auskunft geben: "Kein Mensch sollte so etwas erleben müssen. Nicht
einmal ein Tier darf man so behandeln. So vollkommen unmenschlich",
erklärt José Liborio, ehemaliger Arbeiter auf der Farm. Die
Arbeitsvermittler berechneten die LKW-Anfahrt sowie das Essen zu
vollkommen überteuerten Preisen. Nachdem 100 Hektar gerodet waren,
waren für die Arbeiter*innen horrende Schulden aufgelaufen, die durch
Arbeit abgearbeitet werden mussten. Selbst die Übernachtung in
Hängematten musste bezahlt werden. Schwerkranke wurden mit
vorgehaltener Waffe zur Arbeit gezwungen. Die Arbeitskräfte saßen in
der Falle. Es wurde geschlagen und mit Spanngurten wurden die Männer
zur Arbeit gezwungen. "Ein Junge hat zu fliehen versucht, die
Aufpasser sind hinter ihm her und haben ihm ins Bein geschossen"
erklärte José Ribamar. "Wenn man von alleine gesund wurde, war es gut,
wenn nicht, dann starb man halt. So was haben wir oft gesehen." "Tote
wurden in den nahegelegenen Fluss entsorgt", erzählen Arbeiter.

Dutzende Protokolle und Aussagen von Betroffenen, Polizeiberichte und
Interviews mit Leiharbeiter*innen belegen dieses brutale System
bewaffneter Überwachung. Gewalt und Misshandlungen waren üblich auf
der Cristalino-Farm, in Einzelfällen sollen Flüchtende erschossen
worden sein. Es herrschten sklavenähnliche Bedingungen. Es gab nur
unzureichende medizinische Versorgung. Die Leiharbeiter*innen mussten
sieben Tage in der Woche arbeiten, und dass bei zehn Stunden und mehr
pro Tag. In einem Video-Bericht des ARD von 1983 berichten
Arbeiter*innen von grausamen Arbeitsbedingungen, bei denen sie mit
Peitschenhieben zur Arbeit gezwungen wurden. Bei Flucht drohte Folter
oder Ermordung. Die Arbeiter*innen wurden zwischen den Subunternehmen
ge- und verkauft. Der Historiker Christopher Kopper hält es für
erwiesen, dass es sich "im Prinzip um Schuldknechtschaft" handelte,
und dass VW do Brasil über die Machenschaften dieser kriminellen
Arbeitsvermittler sehr wohl in Kenntnis war, aber weiterhin Aufträge
vergab.


Konzern nahm Menschenrechtsverletzungen billigend in
Kauf

Im Gegensatz zu den Tagelöhnern lebten VW-Mitarbeiter*innen auf dem
Hauptsitz der Farm unter gänzlich anderen Bedingungen. Hier gab es
Strom und Wasser, Wohnhäuser und angenehme Zustände. "Für den Manager
war die Farm ein Paradies, für die Arbeiter die Hölle." SWR, NDR und
Süddeutsche Zeitung deckten diese Form von Menschenhandel,
Sklavenarbeit und Verbrechen in den 70er und 80er Jahren bereits auf.
Der Spiegel berichtete bereits 1986 über "sklavenähnliche
Arbeitsbedingungen" auf der VW-Musterfarm.

Die Zustände vor Ort konnten der Konzernleitung nicht entgangen sein,
die Vorwürfe sind alles andere als neu. Zwar wurde der Einsatz
billiger Arbeitskräfte von Mitarbeiter*innen von Volkswagen selbst
nicht organisiert, aber der Konzern nahm die
Menschenrechtsverletzungen billigend in Kauf. Im Jahr 1987 schloss die
Rinderfarm, die erhofften Profite wurden nicht erwirtschaftet. Das
menschenverachtende System erinnert stark an koloniale Zustände oder
an Romane von B. Traven, die von Ausbeutung der ärmsten
Landbevölkerung in Südamerika aus dem vorherigen Jahrhundert handeln.

Es muss davon ausgegangen werden, dass die Konzernspitze spätestens
seit 1983 über die unhaltbaren Zustände informiert war. Eine
Aufklärung, geschweige denn eine Wiedergutmachung ist schlichtweg
nirgendwo festzustellen. Der ehemalige Manager der Rinderfarm, der
Schweizer Friedrich-Georg Brügger, streitet bis heute jegliche
Mitschuld und Verantwortung ab und hält die Verhältnisse auf der Farm
für unvermeidbar.


Neue Ermittlungen

In den 90er Jahren verurteilte ein brasilianisches Arbeitsgericht
Volkswagen dazu, die Leiharbeiter*innen, die die Rodungsarbeiten
ausführten, nachträglich zu entlohnen. VW zahlte dann 1997, also 13
Jahre später, eine Entschädigung für drei Monate Schwerstarbeit unter
menschenrechtsverletzenden Arbeitsbedingungen von 250 Real pro
Arbeiter. Der Betrag stellt lediglich einen zweifachen gesetzlichen
Monatslohn von 1997 dar - ein Betrag, der erzwungen und nicht
freiwillig gezahlt wurde und weit unter gängigem Niveau liegt. Eher
ein Sich-Freikaufen als eine ernstzunehmende Aufarbeitung der
Zustände, an denen VW Mitverantwortung trägt. "Was ich jetzt von der
Firma erwarte, ist eine Entschädigung. Für die Erniedrigung, die wir
erleben mussten, die Respektlosigkeit. Für das, was wir durchmachen
mussten. Das ist das Mindeste, was wir von VW erwarten ...", sagt José
Liborio. Eine Gruppe ehemaliger Arbeiter*innen fordert jetzt
Entschädigung für ihr unmenschliches Leiden.

Mit amtlicher Zustellung vom 19. Mai 2022 setzten die brasilianischen
Ermittlungsbehörden Volkswagen nun davon in Kenntnis, dass gegen VW do
Brasil ein Verfahren eröffnet wird. Die Vorwürfe lauten auf
Sklavenarbeit, Menschenhandel und Menschenrechtsverletzungen in
Hunderten Fällen im Zeitraum von 1974 bis 1986, erklärte der
zuständige Staatsanwalt Rafael Garcia Rodrigues. Grundlage dafür ist
eine 2.000-seitige Ermittlungsakte, die eine Vielzahl von Vergehen und
Verbrechen dokumentiert. Damit stehen für VW weitere Anhörungen,
Verhandlungen und voraussichtlich Entschädigungszahlungen aus.
Volkswagen ist zu einer Anhörung am 14. Juni 2022 vor dem
Arbeitsgericht in der Hauptstadt Brasília geladen und muss sich
äußern. Volkswagen ist es nicht gelungen, seine Mittäterschaft unter
den Teppich zu kehren. Auf eine umfangreiche Wiedergutmachung ihrer
erduldeten Leiden haben die Betroffenen Anspruch. Man kann ihnen nur
den Erfolg ihrer Bemühungen wünschen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/volkswagen-die-rinderzucht-und-menschenrechtsverletzungen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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REZENSION/017: Blübaum/Müller/Krallmann - Schachtraining mit Matthias Blübaum (SB)

Matthias Blübaum/Karsten Müller/Matthias Krallmann



Schachtraining mit Matthias Blübaum

Sein Weg zum Europameistertitel



 
Der Titel des Buches "Schachtraining mit Matthias Blübaum" ist ein
wenig unglücklich und stolpernd gewählt. Es scheint in Mode gekommen
zu sein, Neuveröffentlichungen an die Adresse des umworbenen Lesers
mit einem ideellen Lehrzweck auszustatten. In dem vorliegenden Fall
wäre dies gar nicht nötig gewesen. Tatsächlich geht es in dem jüngst
erschienenen Buchwerk aus dem Joachim Beyer Verlag um weitaus mehr
als ein simples Trainingsprogramm. Der Untertitel "Sein Weg zum
Europameistertitel" genügt den verlegerischen Ambitionen, und doch
wird dem Leser, sobald er das Buch aufschlägt und sich von seinem
Zauber umfangen lässt, auf über 300 Seiten etwas geboten, das selbst
in der reichen Fachliteratur Seltenheitswert hat. Man könnte gut und
gerne von den "Lehrjahren eines Großmeisters" sprechen, um Inhalt und
Intention des Buches wiederzugeben.

Die Frage, wie ein junger Mensch sein vorhandenes Talent über viele
Jahre zu entfalten lernt, um auf seinem Karriereweg die höchsten
Weihen und Hindernisse zu nehmen, wie zum Beispiel die nationale
Rangliste bis nach oben zu erklimmen und schließlich als erster
deutscher Schachspieler den Titel des Europameisters zu erringen,
wird oftmals leider heldenhaft überzeichnet. Vermisst wird ein
ehrliches Bekenntnis über die vielen Mühen und Kämpfe, die Zahl
turnierlicher Rückschläge und Qualen der Geduld, von den moralischen
Herausforderungen und Selbstzweifeln gar nicht zu sprechen.

Ob Robert James Fischer oder Garry Kasparow, man nehme, wen man will
aus den Reihen der Elitespieler, in der Regel wird dem Leser die Mär
vom Autodidakten aufgetischt, der für sich allein in der
Studierstube, ein einsames Genie, die Geheimnisse der Schachkunst
ergründet und gegen einen Wald von Widerständen zuguterletzt den
Schachthron für sich erobert. Solche Biographien wirken leicht
überzuckert wie ein antikes Heldenepos. Die Rolle des Trainers wird
dabei gerne unterschätzt oder einfach unterschlagen.

Blübaums Weg zum Gewinn des Europameistertitels ist und bleibt die
Hauptachse im Buch, es bildet gewissermaßen das erzählerische
Rückgrat, und auch die einzelnen Etappen bei diesem Aufstieg werden
ausgiebig behandelt und durch wundervoll kommentierte Partien,
anekdotische Einschübe und lebensvolle Impressionen umrahmt. Schon
diese Erfolgsgeschichte für sich genommen verleiht dem Buch einen
spannenden und lesenswerten Elan. Und doch wäre der mühsame Marathon,
den Blübaum zu bestreiten hatte, ohne die funktionelle Zusammenarbeit
mit Matthias Krallmann nicht in aller Breite nachvollziehbar.
Krallmann, der über viele Jahre die besten Kinder und Jugendlichen
aus Ostwestfalen/Lippe trainierte und später als Coach zum
Schachbundesligisten Werder Bremen wechselte, hatte Blübaum bereits
in jungen Jahren unter seine Fittiche genommen und ihm später einen
periodischen Heimunterricht gegeben. Er war auch maßgeblich an
Blübaums Eröffnungsvarianten beteiligt. So wählte er Systeme aus, die
zu dessen persönlichem Stil passten, nicht mit dem Lehrstock, sondern
mit dem einfühlsamen Wissen darum, dass unter seinen Augen ein echtes
Talent heranreifte.

In einem eigenen Kapitel erzählt Krallmann von der ersten Begegnung
mit dem achtjährigen Knirps auf dem Landesleistungsstützpunkt in
Herford und dass er bald schon erkannte, dass ein immenses
Ausnahmetalent in Blübaum ruhte. Wenn sich zwei Wege kreuzen und ein
gemeinsames Interesse am Wegrand erscheint, kann daraus, wie sich
beispielsweise sehr gut am Boxsport nachweisen lässt, ein sehr
intensiver und nachhaltiger Ansporn entstehen. Ziele, die vorher
träumerisch fern erschienen, geraten allmählich in Griffnähe.
Krallmann war über die zehn Jahre seiner Trainertätigkeit bei allen
wichtigen Etappen seines Schützlings dabei. Auch das trockene Studium
der Endspiele anhand ausgesuchter Lehrbücher, über die ein
Schacheleve wohl kaum von sich aus den Rücken krümmen würde, half,
aus Blübaum einen vollwertigen Turnierspieler zu machen. 2015 musste
Krallmann allerdings erkennen, dass Blübaum eine Schwelle genommen
hatte, wo er ihm nichts mehr beibringen konnte, "die besten Züge
müssen ihm nun andere empfehlen". (S. 85)

Viele von Blübaums Partien im Buch sind von Krallmann kommentiert,
ein Beleg für die enge Zusammenarbeit und Abstimmung; sie atmen den
Geist dieser Trainingskooperation und vermitteln einen Blick auf die
taktischen und strategischen Fortschritte Blübaums aus der Sicht
seines Lehrmeisters. Sie zeigen auch auf, wie sich manche von
Blübaums Eröffnungsvorlieben mit der Zeit wandelten und sich andere,
die lange wenig Beachtung fanden, zur ersten Wahl verfestigten.

Es finden sich auch eine Reihe von Partien, die von Blübaum und
Krallmann gemeinsam kommentiert sind und so verschiedene Blickwinkel
auf das Brettgeschehen zulassen. Ausgewählte Partien mit den
Top-Stars der Szene wie Wladimir Kramnik und Alexei Schirow hat
Blübaum in einem gesonderten Kapitel in Eigenregie erläutert und
analysiert. Auch hier besticht das ehrliche Bekenntnis zu den eigenen
Schwächen und Zweifeln während einer Turnierbegegnung. Die leidige
Vorstellung von einer Partie aus einem Guss, die gespensterhaft seit
den Tagen von Siegbert Tarrasch und Emmanuel Lasker die Turnierhallen
durchweht hat, ist damit im Lichte der Ernüchterung klar widerlegt.
Dass nun allzu Menschliches aus den Entscheidungsprozessen
durchschimmert, dass gar Hoffnungen und simple Fehleinschätzungen das
Denken trüben können, zeigt eben, dass am Brett menschliche
Charaktere, nicht Computer spielen.

Ein sehr umfangsreiches und in verschiedene Themenkomplexe
gegliedertes Kapitel hat der renommierte Endspielexperte und
Hamburger Großmeister Karsten Müller gestiftet, der neben Blübaum und
Krallmann als dritter Autor im Buch auftritt. Im Vorwort zu dem
Kapitel hebt Müller nochmals die unverzichtbare Rolle in der
Trainerfunktion von Krallmann hervor, der mit seinem Lehrling die
"Endspiel Universität" von Mark Dworezki sowie "Winning Endgame
Strategy" von Alexander Beljawski und Adrian Mikhaltschischin
regelrecht durchgeackert hatte. Erlesene Proben aus der Praxis
Blübaums hat Müller zu einem fundierten und lehrintensiven
Trainingskurs zusammengeschmiedet.

In den Buch findet sich alles, was einer Biographie ein vollständiges
Gesicht gibt wie zum Beispiel die Bedeutung seines Vaters Karl-Ernst
Blübaum, der selbst ein erfolgreicher Regionalspieler war und der
bereits die schachliche Leidenschaft von Blübaums älteren Schwestern
Bettina und Johanna gefördert hatte. Die Atmosphäre im Hause Blübaum
war so stets vom Schachzauber durchdrungen. Auch die Aufnahme
Blübaums in die Prinzengruppe des Deutschen Schachbundes, die vom
Bundesnachwuchstrainer Bernd Vökler ins Leben gerufen wurde,
bedeutete einen wichtigen Schritt nach vorne in der schachlichen
Entwicklung des amtierenden Europameisters. Diverse Lehrgänge zu
speziellen Schachfragen, von international renommierten Meistern
geleitet, sowie die erleichterte Teilnahme an großen Turnieren hatten
Blübaums Fortschritten Flügel verliehen. Das Interview mit Karl-Ernst
Blübaum ist schon deswegen interessant, weil er aus dem familiären
Nähkästchen plaudert und viele denkwürdige Momente, als er seinen
Sohn noch privat unterrichtete, zur Sprache kommen. Im Buch finden
sich zudem zwei Interviews mit Matthias Blübaum, in denen er sich
dazu äußert, wie er sich im einzelnen auf hochrangige Turniere und
die wachsende Zahl an Weltklassespielern vorbereitet. Auch seine
Erfahrungen im Umgang mit dem Schach zu Zeiten der Pandemie kommen zu
Wort.

Einen Leckerbissen der besonderen Art stellen die von Krallmann
zusammengestellten Eröffnungsvarianten von Blübaum dar, die er von
der frühen Jugend an gespielt hat, die jedoch aufgrund seiner
Turniererfahrungen, Siege und Niederlagen, einen Wandel durchmachten,
manchmal waren es Nuancen, manchmal nahm er ganz neue
Eröffnungssysteme in sein Repertoire auf. Krallmann zeigt die Pfade
dieser Entwicklung anhand ausgewählter Partien und eines breiten
Unterverzeichnisses auf. Im Grunde ist Blübaum ein konservativer
Spieler, der sich auf die Hauptvarianten verlässt.

Einblicke in seinen geheimen Variantenkoffer bleiben jedoch verwehrt,
aus gutem Grund: Welcher Großmeister würde schon verraten, welche
Stellungstypen er bei diesem oder jenem Kontrahenten bevorzugt oder
wie er sich auf seine Großmeisterkollegen explizit vorbereitet?
Manche Entscheidung fällt tatsächlich am Brett unmittelbar vor dem
Partiebeginn. Doch auch so kann der Leser daraus einen Nutzen für
sich ziehen, indem er erfährt, auf welchen verschlungenen Wegen sich
mitunter ein Eröffnungsrepertoire herausbildet. Eine tiefere Logik
liegt einem solchen Aufbau immer zugrunde. Mit dem Buch teilt
Blübaum, und auch das ist nicht selbstverständlich, die
Besonderheiten seines Spieltyps, seiner Taktik und seines
Kombinationsvermögens mit dem Leser.

Und weil es heutzutage fast schon zum guten Ton gehört, darf
natürlich der Taktiktest nicht fehlen. Und dieser hat es in sich. Die
Aufgaben sind nach Schwierigkeitsgraden geordnet und verlangen vom
Leser viel Hirnarbeit und nicht minder eine blühende Phantasie. Das
Buch endet mit Turniertabellen und - für alle Freunde der Statistik -
Blübaums Elo-Entwicklung.

Ein Buch, das zu lesen und zu studieren, keiner Aufforderung bedarf.
Niemand wird es aus der Hand legen wollen, und ja, es erzählt viele
Geschichten, so wie jede Biographie viele Verästelungen kennt, und
doch gehört alles zusammen, weil ein Mensch dahinter steht.

8. August 2022
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SCHACH-SPHINX/07347: In der Schleife festhängen (SB)

Manchmal gewinnt man den Eindruck, als würde die Entwicklung der
modernen Schachkunst in einer Schleife festhängen. Die alle Bereiche
des Denkens dominierende Digitalisierung im Vormarsch ihrer
Begleittruppen, der Engines, hat die Frage nach dem Wert einer
Schachpartie ungeheuerlich gewandelt. Fragte man sich früher noch,
welche Pläne die Großmeister auf dem Brett verfolgten, um hinter den
tieferen Sinn ihrer Zugabfolgen zu kommen, so scheint den Geist von
heute nur noch zu interessieren, ob sie denn auch den jeweils besten
Zug gefunden haben. Ein Blick auf das Display ersetzt, woran in der
Vergangenheit ganze Geschlechter von Theoretikern nachforschten. Der
moderne Mensch imitiert den Computer, paßt sein Denken und seine
Kreativität den Rechenfolgen digitaler Selbstherrlichkeit an. Auf
allen Ebenen der Schachanalyse wird behauptet, die Partien der
Gegenwart seien dank der Engines besser geworden als die früherer
Zeiten. Es mag dies vielleicht sogar stimmen, aber der inspirierende
Streit um die Konzepte ging darüber verloren. Heute mündet alle
Strategie in den großen Schlund der Taktik, die Theorie spielt nur
noch die Rolle der stumpfen Begleitmusik. Im heutigen Rätsel der
Sphinx mußte noch mit Auge und Verstand gefunden werden, was
inzwischen jeder Taschencomputer im Bruchteil einer Sekunde löst,
aber Tschajenkows Genuß, als er die schwarze Stellung sprengte, kann
dies nicht ersetzen, Wanderer.
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Tschajenkow - Arawin

Fernpartie 1966


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Koponen hatte auf die Fesselung vertraut, als er 1...Tc8-e8? zog,
doch sein Kontrahent Böök erkannte sogleich, daß der Fesselwert des
schwarzen Zuges nur sehr gering war: 2.e5xf6! De6xe2 3.f6-f7+ Kg8-h8
4.Lb2xg7+! Und nach dieser Pointe begriff Koponen, natürlich zu spät,
daß er am Ende nach 4...Kh8xg7 5.f7xe8D+ seine eigene Dame und
zugleich die Partie verliert.

8. August 2022
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SCHACH-SPHINX/07346: In den Zwischenräumen (SB)

Was ist realer, ein Brett aus Holz, das vor einem liegt, oder ein
virtuelles Bild von einem Schachbrett, gebannt auf ein
zweidimensionales Auge? Denn auf diese Zweidimensionalität reduziert
sich das Schach der modernen Zeit. Für die jüngere Generation, die
quasi mit Schachprogrammen großgeworden ist, mag es keinen
Unterschied machen. Schachbretter kennen viele nur noch aus dem
Museum. Ältere Semester hingegen vermissen die Griffigkeit der
Wirklichkeit, als sich die Figuren in den Händen tatsächlich echt
anfühlten und noch mehr waren als ein Mausklick. Einige Kritiker
behaupten gar, der Blick auf dem Computerbildschirm während einer
Online-Partie würde Rechenkraft und Beurteilungsstrenge starken
Einschränkungen unterwerfen. So würden oftmals feine Widerlegungen
und treffsichere Pointen gar nicht gesehen auf der Glätte der
Oberfläche, während das Auge diese Wendungen in den Zwischenräumen am
realen Brett noch wahrzunehmen wüßte. Seiner Sache sicher schien sich
auch Koponen zu sein, als er den Bauern auf e5 gefesselt glaubte, und
so zog er im heutigen Rätsel der Sphinx ohne Bedenken 1...Tc8-e8.
Welche Dame stand nun auf dem Brett gefährdeter, Wanderer?
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Böök - Koponen

Helsinki 1961


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Was immer Starck dazu bewogen haben mag, sein Zutrauen in
1...Lh7-g8?? zu setzen, nach 2.De6xh6+!! war er von allen Zweifeln
kuriert. Das Matt war unverhinderbar. Läßt er die weiße Dame
ungeschlagen mit 2...Lg8-h7, folgt 3.e5-e6! Andernfalls verliert er
durch 2...g7xh6 3.e5-e6+ Kh8-h7 4.Lg2-e4+ nebst Matt ganz sicher.

8. August 2022
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SCHACH-SPHINX/07345: Ein Stäubchen reicht aus (SB)

Der Sieg steht auf dem Brett, er will nur noch ergriffen werden, aber
das Stäubchen, das des Geistes Auge trübt, versperrte Schwarz im
heutigen Rätsel der Sphinx den Blick auf den segensreichen Gewinnweg,
der mit 1...Tf8xf2! so leicht zu gehen gewesen wäre. Was immer den
Kopf verwirrt in solchen Augenblicken, wenn sich ein Zögern zwischen
die Gedanken schiebt und man sich unnötigerweise überdenkt und ins
Straucheln kommt, jedenfalls wählte Starck an dieser Stelle den
fatalen Zug 1...Lh7-g8?? Offenbar wollte er sich vorab in
materialistischer Verblendung den Turm auf d5 schnappen. Sein
Kontrahent Burzlaff staunte nicht schlecht, als ihm seines Gegners
Mißgeschick plötzlich den weißen Sieg gewissermaßen vor die Haustür
stellte, Wanderer.
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Burzlaff - Starck

Oschatz 1958


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Als Olsson den Zug 1.Te1-e6!! ausführte, erkannte Puig zu spät, daß
der Turm wegen 1...f7xe6 2.Te7xg7+ Kg8-h8 3.Tg7xg6 nebst Matt nicht
zu nehmen war. Also besann sich Schwarz auf 1...Tb8-c8, doch nach
2.h2-h3 Tc8-c5 3.Ld5-b3 blieb ihm nichts anderes übrig als
3...Kg8-h8, worauf Olsson mit 4.Te6xg6! den Mattangriff forcierte. Zu
retten war die schwarze Stellung nicht mehr, und so gab Puig nach
4...Tc5-c1+ 5.Kg1-h2 d6-d5 6.Da7-d4!! auf.

8. August 2022
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/292: Friedensfarce ... (SB)



 Meiner Meinung nach ist es höchste Zeit, dass die olympische
Bewegung und der Sport im Allgemeinen aufhören, bei allen Turnieren
Nationalflaggen und Hymnen zu verwenden." [1]
Maria Lasitskene, russische Olympiasiegerin im Hochsprung,
in einem Offenen Brief an IOC-Präsident Thomas Bach




Schon immer war der für nationale Selbstwertgefühle und staatliche
Repräsentation eingespannte Spitzensport umstritten. In der
bürgerlichen Gesellschaft sollen sich die Lohnabhängigen nicht mit
ihrer Klasse identifizieren, sondern mit den Leistungen "ihrer"
Nationalfarben tragenden ElitesportlerInnen. Hymnen, Fahnen,
nationaler Medaillenspiegel und der Einmarsch der Nationen am
Eröffnungstag der Olympischen Spiele dienen nicht nur als Verstärker
nationalpatriotischer Gefühlsduseleien, sondern bilden auch den
symbolpolitischen Boden, auf dem in Friedenszeiten der Nationalstolz
und in Kriegszeiten die Feindbildpropaganda erblühen. Wer diesen
Morast mit breiter Brust betritt, wird allerdings unweigerlich
einsinken.

Nachdem das Internationale Olympische Komitee (IOC) am 28. Februar,
vier Tage nach dem Einmarsch der russischen Truppen in die Ukraine,
die Empfehlung an die internationalen Sportverbände ausgab, keine
Teams oder Aktiven aus Russland und Belarus an internationalen
Wettbewerben zuzulassen (notfalls mit Start unter neutraler Flagge),
verstrickt sich der internationale Sport immer tiefer in den
selbstgemachten Widersprüchen. Zwar gibt das IOC stets vor, dass ihm
die Athletinnen und Athleten das allerwichtigste seien, dennoch wurden
ausgerechnet die "Arbeiter" sanktioniert und nicht etwa die hohen
Funktionäre aus Russland und Belarus im IOC. Ähnlich wie im Krieg die
Offiziere genießen auf dem Nebenkriegsschauplatz Sport offenbar auch
die Offiziellen Sonderrechte vor dem gemeinen Fußvolk. Forderungen
des sportjournalistischen Mainstreams, alle gleichermaßen zu
sanktionieren, zäumt das Pferd allerdings vom propagandistischen Ende
des Westens auf. Wenn schon Sanktionen, dann doch bitteschön auch für
jene (westlichen) Kader und Nationen, die die "Integrität globaler
Sportwettkämpfe und die Sicherheit aller Teilnehmer" (IOC-Diktion)
gefährden, etwa wenn sie zu Boykotten gegen russische oder
belarussische SportlerInnen aufrufen, verbal ausfällig werden, zu
Hass anstacheln oder gar handgreiflich werden wollen, obwohl letztere
in der Regel keine Verantwortung für den Stellvertreterkrieg von
USA/NATO und Russland in der Ukraine tragen.

Tatsächlich soll das vom IOC und den internationalen Verbänden
vorgehaltene Sicherheitsargument davon ablenken, dass ein großer Teil
der westlich orientierten Funktionäre im Dienste ihrer sie
alimentierenden Regierungen auch auf dem Felde des Sports einen
Zermürbungskrieg gegen Russland entfacht haben. Die lange
Vorgeschichte des Ukraine-Konfliktes wie auch die russische
Perspektive kommt in den meisten Medien hierzulande gar nicht vor: Das
damalige Versprechen der NATO, sich nicht weiter nach Osten
auszudehnen, der NATO-Überfall auf Jugoslawien und die Zerschlagung
des Landes, Russlands Bemühungen um Sicherheitsgarantien und eine
Neutralität der Ukraine, der massive Beschuss des Donbass ab 2014 mit
Tausenden von Toten, die Abwürgung alles Russischen durch
ukrainische Sprachgesetze, die Interessen der USA an einer Schwächung
Europas, der durch deutsche Waffenlieferungen verlängerte Krieg als
grüner Innovationsmotor für die Energiewende u.v.m.. Russland wird
zum alleinigen Aggressor gestempelt - damit ist das Feindbild
zementiert und alle weiteren Fragen sind erledigt.

Unterdessen scheint es in vielen westlichen Ländern Standard zu
werden, das Nationaltrikot von Sportlern mit der Uniform von Soldaten
gleichzusetzen. Dann wären SportlerInnen Kriegssoldaten - nicht
"Diplomaten im Trainingsanzug", um eine althergebrachte Wendung
aus der Zeit des eisernen Vorhangs zu bemühen, sondern sportliche
Frontschweine mit politischem Kampfauftrag. Eine solche Sicht der
Dinge hat sich offenbar die ukrainische Hochspringerin Jaroslawa
Mahutschich auf die Fahnen geschrieben. Anlässlich der
Leichtathletik-Weltmeisterschaften in Eugene/USA erklärte die
20jährige: "Ich möchte im Stadion keine Mörder sehen. Eine Menge
russischer Sportler unterstützen den Krieg." Der amerikanischen
Nachrichtenagentur AP gegenüber sprach sie von "Killern", für die es
keinen Platz in der Leichtathletik geben dürfe. Die westlichen Medien
nahmen die ebenso plakative wie pauschale Schuldzuweisung begierig
auf, ohne z.B. zu erwähnen, dass die Ukrainerin selbst Offizierin in
der Armee ihres Landes ist und mit härtesten Konsequenzen zu rechnen
hätte, würde sie etwas anderes als die nationale Propaganda
repetieren.

Offenbar hat Mahutschich inzwischen ihre Lektion gelernt. Bei den
Olympischen Spielen in Tokio hatte sie die russische
Goldmedaillengewinnerin Maria Lasitskene nach dem Hochsprungfinale
freundschaftlich umarmt und sich mit ihr fotografieren lassen. Das
war ihr damals nicht nur von vielen ukrainischen Nationalisten
übelgenommen worden, sondern auch von der stellvertretenden
ukrainischen Verteidigungsministerin Anna Malyar, die Mahutschich
sofort zum Rapport lud. Tenor des Rüffels von oben: Der Russe ist vor
allem Feind, sportliche Gesten sind zu unterlassen.

Nachdem sich die ukrainische Hochsprungmeisterin aufgrund
des Krieges aus ihrem Land abgesetzt hatte, avancierte sie
schnell zur Heldin des Widerstandes in den westlichen Medien. Trotz
widrigster Umstände bei ihrer Flucht mit dem Auto gewann sie im März
dieses Jahres bei der Hallen-WM in Belgrad Gold und im Juli bei der WM
in Eugene Silber. Laut FAZ gehöre ihre Story zu den beliebtesten
Durchhalte-Geschichten unter ihren Landsleuten. "Die kämpferische
Ukrainerin versteht Hochsprung als Mittel der Politik und des
Widerstands gegen Russland", sekundierte die konservative FAZ [2].
Mit der Silbermedaille in Eugene habe man dem "Sportfanatiker" Putin,
der die Werte des Sports immer nur vergewaltigt habe, um sein
Renommee aufzupolieren, "einen richtigen Stich ins Herz versetzt",
glaubt indessen der Präsident des ukrainischen Leichtathletikverbandes
Jewgeni Pronin. [3]

Damit ist die Propagandaschlacht im olympischen Sport, der sich
eigentlich von Propaganda freihalten wollte, voll entfacht. Jaroslawa
Mahutschich glaubt wie ihr Schauspieler-Präsident Selenskij, dass die
Ukraine den Krieg gewinnen wird und will jetzt auch nichts mehr von
ihrer russischen Konkurrentin Maria Lasitskene wissen. Die
Olympiasiegerin hatte zuletzt in einem Offenen Brief Thomas Bach
(IOC-Präsident und FDP-Mitglied) wegen seiner Empfehlung kritisiert,
russische Athleten und Funktionäre nach dem Einmarsch in der Ukraine
zu sperren.

"Ich bin mir nicht sicher, ob Sie mich kennen, denn wenn ich Ihre
jüngsten Äußerungen und Entscheidungen lese, habe ich den starken
Verdacht, dass Sie der Politik schon viel näher stehen und sich von
den Athleten und dem Spitzensport im Allgemeinen weiter entfernt
haben", sagte Lasitskene, die innerhalb der letzten sieben Jahre
insgesamt vier Jahre lang nicht die Möglichkeit hatte, an
internationalen Wettkämpfen teilzunehmen, weil Bach, aber auch der
World-Athletics-Präsident Sebastian Coe jedesmal ihren russischen Pass
aus dem Ärmel zögen, um sie zu sperren.

Lasitskene äußerte in ihrem Brief ihr Mitgefühl für die ukrainischen
Sportler: "Und ich weiß immer noch nicht, was ich ihnen sagen soll
oder wie ich ihnen in die Augen schauen soll. Sie und ihre Freunde
und Verwandten erleben gerade, was kein Mensch jemals fühlen sollte.
Ich bin mir sicher, dass nichts davon jemals hätte passieren dürfen.
Und keine Argumente können mich davon abbringen, diese Meinung zu
ändern." Die mehrfache Weltmeisterin warf Bach vor, nichts darüber
wissen zu wollen, wie die russischen Sportler angesichts der jüngsten
Ereignisse in der Ukraine leben. "Wenn Ihnen das Schicksal der
Athleten wirklich am Herzen läge, würden Sie von ihnen verlangen,
offen über diese Ereignisse zu sprechen, und stattdessen versuchen,
die Welt über den Sport zu vereinen. Aber Sie haben sich für die für
Sie einfachste Lösung entschieden - alle aufgrund ihrer
Staatsbürgerschaft zu suspendieren." Lasitskene wirft Bach vor, den
Krieg mit seiner Entscheidung nicht beendet, sondern im Gegenteil,
einen neuen Krieg um den Sport und innerhalb des Sports ausgelöst zu
haben, den man unmöglich eindämmen könne.

Unter Bach ist der hehre Anspruch des olympischen Sports, Brücken der
Völkerverständigung und des Friedens zu bauen, endgültig zu Bruch
gegangen. Das hat unter anderem auch damit zu tun, dass der
olympische Internationalismus immer schon ein Fest nationaler
Staatenkonkurrenz war, bei dem zwar Gemeinschaftsgefühle beschworen
und auch erlebt werden, am Ende aber die Medaillenzahl zeigt, wer im
Ringen um nationale Anerkennung und internationale Repräsentanz
Weltgeltung besitzt und wer nicht. Im sozialistischen Sinne meinte
Internationalismus ursprünglich einmal die Überwindung der die
Menschen trennenden Kategorien Volk und Nation - ganz einfach, weil
sie ausgrenzend und kriegstreibend sind.

Die russische Spitzensportlerin Maria Lasitskene, die aus einem Land
kommt, in dem auch jede Menge Patrioten und Nationalisten zu Hause
sind, wagt sich mit ihrer Kritik an Bach, Coe & Konsorten weiter vor
als viele Athleten aus dem Westen, die ernstlich glauben, sie würden
im durchkommerzialisierten Sport demokratische Werte verteidigen,
indem sie die Boykott- und Sanktionspolitik ihrer Regierungen
fortbetreiben. So schreibt die 29jährige Offizierin der Russischen
Streitkräfte, was auch viele Bürger, Journalisten und Wissenschaftler
hierzulande fordern: "Trotzdem ist es meiner Meinung nach höchste
Zeit, dass die olympische Bewegung und der Sport im Allgemeinen
aufhören, bei allen Turnieren Nationalflaggen und Hymnen zu
verwenden."

Damit hat sie überall auf der Welt mächtige Gegner auf den Plan
gerufen, denen auch ein Sanktionsmittel gegen missliebige
Sportnationen verloren ginge, würde Lasitskenes Vorschlag in die Tat
umgesetzt werden. Erst vor einem Monat hatten Sportminister aus 35
Ländern, darunter 25 Länder der Europäischen Union sowie Japan und die
Vereinigten Staaten, die Internationalen Sportverbände (IFs)
aufgefordert, ihre Mitglieder aus Russland und Belarus wegen des
Krieges in der Ukraine zu suspendieren. SportlerInnen, die dennoch an
internationalen Wettkämpfen teilnehmen dürften, müssten auf
Nationalflaggen, Symbole oder Hymnen verzichten, hieß es weiter. Ihre
öffentlichen Äußerungen müssten zudem überwacht werden, um
sicherzustellen, dass sie Neutralität demonstrieren und nicht
behaupten, den russischen oder weißrussischen Staat zu vertreten. [4]

Was aber, wenn der politischen Gesinnungspolizei der kriegsfördernde
Nationalismus und seine Symbole abhanden kämen? In vielen Ländern sind
Nationalflagge und Hymne geradezu heilig. Man denke nur an die USA.
Wie selbst Deutschlandfunkkultur schon vor Jahren berichtete, werde in
allen großen Sportarten der USA vor jedem Spiel die Hymne gespielt und
erwartet, dass sowohl Zuschauer als auch Athleten dafür aufstehen und
ihre Hand aufs Herz legen. Bei Top-Begegnungen flögen
Militär-Kampfjets in der Halbzeit übers Stadion. "Das Pentagon zahlte
Profiteams fast sieben Millionen Dollar Steuergelder, damit sie am
Rand von Spielen aktive Militärs und Kriegsveteranen ehren. Navy und
Army haben ihre eigenen College-Footballmannschaften. Die Liste der
Verbindung zwischen Sport und Patriotismus in den USA ist endlos." [5]

Genauso endlos wie die Friedensfarce des IOC?

Fußnoten:

[1] https://www.insidethegames.biz/articles/1124257/lasitskene-bach-athletics-russia. 09.06.2022.

[2] https://www.faz.net/aktuell/sport/leichtathletik-wm/fuer-hochspringerin-jaroslawa-mahutschich-glaenzt-silber-wie-gold-18186284. html. 20.07.2022.

[3] https://www.welt.de/sport/leichtathletik-wm/article240013215/Leichtathletik-WM-Versetzen-Putin-auch-mit-Silbermedaille-Stich-ins-Herz.html. 20.07.2022.

[4] https://www.insidethegames.biz/articles/1125177/sports-ministers-35. 02.07.2022.

[5] http://www.deutschlandfunkkultur.de/sport-und-patriotismus-in-den-usa-red-white-and-blue-am.966.de.html?dram:article_id=378223. 05.02.2017.



8. August 2022

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 176 vom 13. August 2022






Copyright 2022 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1621: Trockenheit hemmt Kohlenstoffspeicherung durch Regenwürmer (WSL)

Eidg. Forschungsanstalt WSL

31.05.2022 | Majken Grimm | News WSL

Trockenheit hemmt Kohlenstoffspeicherung durch Regenwürmer



Werden mit dem Klimawandel Trockenperioden häufiger, leiden Laub
abbauende Tiere wie etwa Regenwürmer im Waldboden. Dies hat
Auswirkungen auf die Speicherung von Kohlenstoff, zeigt nun eine
Studie der Eidg. Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft
WSL.

Bodenlebewesen, allen voran Regenwürmer, bauen Laub und anderes totes
Material ab, setzen so Nährstoffe frei und machen die Erde fruchtbar.
Gleichzeitig wird dabei Kohlenstoff im Boden gespeichert, was dem
Klimawandel entgegenwirkt. Bei Trockenheit ziehen sich Regenwürmer
und andere Bodentiere aber in tiefe Bodenschichten zurück oder
verfallen in einen Dürreschlaf.

Wie sich Wassermangel in Wäldern auf diese Prozesse auswirkt, hat nun
ein Forschungsteam unter Leitung der WSL untersucht - jedenfalls
indirekt. Im Pfynwald (VS) erhoben sie die Menge an Bodentieren, den
Abbau von organischem Material und die Kohlenstoffspeicherung. Ein
Langzeitexperiment der WSL bot hierzu eine einzigartige Plattform:
Dort wird seit 2003 im Sommer ein Teil der Waldparzellen künstlich
bewässert, während ein anderer der natürlichen Trockenheit des Tals
ausgesetzt ist.

Wassermangel hemmt Bodenfauna

Auf bewässerten Flächen kamen sehr viel mehr Regenwürmer vor als auf
nicht bewässerten. Auch kleinere Tiere wie Springschwänze und Asseln,
die ebenfalls für den Laubabbau von grosser Bedeutung sind, waren mit
Bewässerung markant zahlreicher. Entsprechend wurde auch viel mehr
organisches Material im Boden abgebaut. Dies wiesen die Forschenden
nach, indem sie Laub in kleinen Netzen mit unterschiedlicher
Maschenweite vergruben, die Tiere entsprechend ihrer Grösse
hindurchliessen.




[image: Ein Regenwurm auf grober Erde - Bild: © Marco Walser, WSL]

Regenwürmer spielen eine zentrale Rolle für das Ökosystem. Doch wenn
Trockenheit länger anhält, gibt es immer weniger davon im Boden. 

Bild: © Marco Walser, WSL



Mit Blick auf den Klimawandel ist dies bedeutsam, denn mit ihrem
fleissigen Fressen binden die Bodentiere letztlich den Kohlenstoff des
Klimagases CO2 aus der Atmosphäre im Bodenhumus, wo er über lange
Zeiträume gespeichert wird. «Wenn Waldböden zu trocken werden, hemmt
dies die Aktivität und Menge der Bodenlebewesen und die Wälder können
langfristig weniger Kohlenstoff aufnehmen», sagt Studienleiter Frank
Hagedorn, Leiter der Gruppe Biogeochemie der WSL. Sowohl in der
Schweiz als auch europaweit enthalten trockene Böden deutlich weniger
Kohlenstoff als feuchte. «Unsere Studie hat gezeigt, dass die
Bodenfauna ein wichtiger Grund dafür ist.» Das Fazit: Regenwürmer,
Asseln und Co. sind verantwortlich dafür, dass trockene Böden weniger
Humus enthalten und weniger fruchtbar sind. Sie reagieren am
empfindlichsten auf Trockenheit, noch mehr als Pilze oder
Mikroorganismen.

Er sei überrascht, wie schnell sich die Unterschiede bemerkbar gemacht
hatten, sagt Hagedorn. «Bodenhumus bildet sich über Hunderte bis
Tausende von Jahren. Wir haben nicht damit gerechnet, dass wir schon
nach zehn Jahren Unterschiede beim gespeicherten Kohlenstoff
nachweisen können.» Die Studie belege die grosse Bedeutung der
Bodentiere beim Kohlenstoffkreislauf in Wäldern. Man müsse ihnen
künftig bei langfristigen Waldbeobachtungsprogrammen und Studien zum
Klimawandel mehr Beachtung schenken, als es derzeit der Fall ist.

 * 
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Kompost vom Balkon

Fleißige Tierchen machen aus organischen Abfällen hochwertige Erde

von Christin Klieme



In unseren Küchen fallen täglich organische Abfälle an, die mit etwas
Wissen und Geschick recht einfach, quasi vor Ort entsorgt werden
können. Mit einem Kompost auf dem Balkon lassen sich auch ohne Garten
die meisten Küchenabfälle und Pflanzenreste verwerten. Die Angst vor
unangenehmen Gerüchen oder starkem Insektenbefall kann mit einigen
Tipps und Tricks genommen werden.

Ein Kompost macht aus organischen Abfällen hochwertige Erde, die reich
an Nährstoffen und ein wunderbarer Dünger ist. Der Prozess der
Zersetzung durch Würmer, Käfer und Mikroorganismen aller Art ist beim
Balkonkompost der gleiche wie in einem Komposthaufen im Garten. Nur
findet er auf kleinerem Raum statt und dauert dadurch auch nicht so
lange.

Von Etage zu Etage

Um die biologischen Haushaltsabfälle auf dem Balkon zu Kompost zu
verarbeiten, gibt es verschiedene Möglichkeiten. Der Klassiker ist ein
Wurmkomposter. Er besteht aus mehreren Etagen und kann aus Holz oder
auch aus Kunststoff sein. Ganz unten wird der sogenannte Wurmtee,
flüssiger Dünger, aufgefangen. In der Etage darüber befindet sich
fertiger Wurmkompost. In der obersten Etage machen die Würmer ihre
Arbeit, und hier werden auch die frischen Bioabfälle aufgelegt. Die
Anzahl der Etagen variiert ja nach Modell. Wer sich kein fertiges
Modell kaufen möchte, findet im Internet verschiedene Bauanleitungen.
Spezielle Kompostwürmer vollbringen Höchstleistungen und sorgen für
eine effektive Zersetzung der organischen Materialien. Die Würmer
unterscheiden sich von klassischen Regenwürmern, sind deutlich kürzer
und beweglicher. Sie können im Handel erworben werden. Man kann sich
aber auch einfach ein paar Würmer aus dem Garten besorgen.

Die Würmer sollen sich wohlfühlen

Die Anfangsphase beim Wurmkomposter will gut begleitet werden. Nicht
nur ausreichend Nahrung muss vorhanden sein, die Würmer müssen sich
auch wohlfühlen, um sich ihrer Aufgabe zu widmen. Beim Neustart einer
Wurmkiste gilt es ein paar Aufbauregeln zu beachten. Zunächst wird aus
feuchtem, zusammengeknülltem Papier eine untere Lage gebildet. Das ist
wichtig, damit die Würmer Versteckmöglichkeiten haben. Als Futter
sollte zu Beginn eine Mischung aus frischen und trockenen Materialien
angeboten werden. Hierfür eignen sich trockene Kräuter, Laub oder auch
kleingeschnittene Zweige. Das bietet den Würmern eine gute Grundlage,
um sich einzugewöhnen und rasch zu vermehren. Denn je mehr Würmer,
desto schneller die Zersetzung.

Im Schnitt benötigen Würmer für zehn Liter Material drei bis vier
Monate zum Zersetzen. Sie müssen fortlaufend mit frischem Futter
versorgt werden, sonst stirbt die Population. Geeignet sind Obstreste,
Gemüsereste, zerkleinerte Eierschalen, Kaffeesatz, Tee, Brot und
Pflanzenreste (keine konventionellen Schnittblumen aus dem Handel, die
sind meist stark mit chemischen Pflanzenschutzmitteln belastet). Sehr
grobes Material sollte stets zerkleinert werden, so können die Würmer
es besser verwerten. Außerdem sollte etwa 20 Prozent des Futters aus
unbedrucktem, feuchtem Papier oder Karton bestehen. Ungeeignete
Materialien führen zu Fäulnisbildung und damit zum Absterben der
Würmer. Nicht in den Komposter gefüllt werden sollten Fleischreste,
Knochen, Milchprodukte, Zitrusfrüchte, beschichtetes Papier, gekochte
Essensreste, Katzenstreu sowie Fäkalien von Mensch oder Tier.

Frostfrei unterbringen

Neben festem Kompost wird in dem Komposter auch flüssiger Dünger
produziert, sogenannter Wurmtee. Dieser ist hoch konzentriert und muss
vor der Verwendung im Verhältnis eins zu zehn mit Wasser verdünnt
werden. Der Kompost selbst sollte auch immer nur mit Erde gemischt auf
Beete und Pflanzen aufgebracht werden.

Bei einigen kommt jetzt vielleicht die Frage auf: Was passiert denn
mit den Würmern im Winter? In der Tat stellen die Würmer bei einer
Temperatur unter 10 Grad ihre Arbeit weitestgehend ein. Am
produktivsten sind sie zwischen 15 und 25 Grad. In der Natur würden
sich die Würmer in das Innere des Komposthaufens zurückziehen. Diese
Möglichkeit bleibt ihnen auf dem Balkon verwehrt, sodass die Würmer im
Winter an einen frostfreien Ort untergebracht werden müssen. Hierfür
eigenen sich Keller, Kammer, Garage oder auch Küche. Wider Erwarten
geht von der Wurmkiste kein unangenehmer Geruch aus. Sollte es doch
mal zu Geruchsentwicklungen kommen, empfiehlt sich, die oberste
Schicht mit Gesteinsmehl zu bestreuen.

Von Japan lernen: Bokashi

Eine andere Möglichkeit, die eigenen Küchenabfälle zu verwerten, ist
ein Bokashi-Eimer. Bokashi steht für allerlei fermentiertes
organisches Material und hat seinen Ursprung in Japan. Man benötigt
nur einen luftdicht verschließbaren Eimer mit Siebeinsatz und eine
kleine Sprühflasche für die Mikrobenmischung, die in der Fachsprache
als aktive effektive Mikroorganismen bezeichnet wird und im Fachhandel
erhältlich ist. Diese Methode ist besonders leicht anzuwenden benötigt
noch weniger Platz als ein Wurmkomposter.

Die Kompostierung erfolgt hier anaerob, das heißt ohne Sauerstoff. Am
Ende entsteht eine sauerkrautähnliche Gär-Restmasse, die rein optisch
immer noch an die kompostierten Abfälle erinnert. Diese Masse ist
keine Komposterde und zu reichhaltig, um sie sofort als Pflanzendünger
zu verwenden. Sie sollte, mit etwas Erde vermischt, ein paar Wochen
lang nachrotten und kann anschließend problemlos eingesetzt werden.

Fermentation ist keine Kompostierung und auch das Endprodukt
unterscheidet sich. Dennoch ist dies eine sinnvolle Möglichkeit,
Küchenabfälle zu verwerten. Auch hier gilt: Je kleiner die Abfälle,
desto schneller die Zersetzung. Nach jedem Einfüllen wird die Masse
leicht zusammengedrückt und bei Bedarf mit Steinmehl aufgestreut. Das
wiederholt man, bis der Eimer voll ist. Mitunter ist es nötig,
zwischendurch Flüssigkeit aus dem Eimer abzulassen. Diese kann auch
hier, sehr stark verdünnt in einem Verhältnis 1:100, als Flüssigdünger
verwendet werden. Fertig ist ein Bokashi, wenn er säuerlich riecht und
sich ein weißer Belag an der Oberfläche gebildet hat. Dieser sollte
nicht versehentlich für Schimmel gehalten werden. Vielmehr bildet er
sich aus fermentaktiven Pilzen und Hefen und zeigt, dass die
Fermentierungsphase abgeschlossen ist. Das ist gewöhnlich nach drei
bis sechs Wochen der Fall.

Bauanleitungen und weitere Informationen:

utopia.de/ratgeber/kompost-auf

www.beetfrisch.de/kompost-balkon

Beitrag aus: "UmweltBewusst",

www.umweltbuero-lichtenberg.de

 * 
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LATEINAMERIKA/226: Rohstoffausbeutung in Brasilien - Russisches Roulette mit dem Regenwald (megafon)

megafon - Die Zeitschrift aus der Reitschule | Bern | N° 480 | Juni
2022

Rohstoffausbeutung

Russisches Roulette mit dem Regenwald

Text: rex (megafon)



Die Folgen des russischen Angriffskriegs reichen bis zur anderen
Seite der Welt: Die brasilianische Landwirtschaft, welche stark
abhängig ist von russischen Düngemitteln, fürchtet sich vor
ansteigenden Preisen und Lieferungsengpässen. Doch Jair Bolsonaro, der
seit 2019 amtierende rechtsradikale Präsident Brasiliens, stellt eine
Lösung vor: Künftig soll Dünger im Inland produziert werden. Die
Quelle des dafür erforderlichen Kaliums: Geschützter
Amazonasregenwald. Dies bedroht die Reservoire von indigenen Völkern.


Während die Ukraine Anfang März die erste Welle russischer
Aggressionen zu spüren bekommt, macht sich der brasilianische
Präsident Jair Bolsonaro vor allem Sorgen um seine Landwirtschaft:
Russland ist Brasiliens grösster Versorger mit Düngemittel. Kalisalze
im Gegenwert von 3.5 Milliarden US-Dollar wurden letztes Jahr aus
Russland importiert. Das ist ein Fünftel aller Düngemittelimporte
Brasiliens und zwei Drittel aller Importe aus Russland. Kalisalz, kurz
Kali oder Potash auf Englisch, ist ein Mineraldünger, der Pflanzen mit
Kalium versorgt und für deren Wachstum essenziell ist. Das importierte
Kali gelangt grösstenteils zu den brasilianischen Sojabäuer*innen. Sie
sind auf den importierten Dünger angewiesen, um den nährstoffarmen
Boden des abgeholzten Regenwaldes fruchtbar zu halten. 70% dieser
Sojabohnen ernähren chinesische Schlachttiere. 10% wandert an
Europäische Käufer*innen in den Niederlanden, Spanien und der Türkei,
wo es auch grösstenteils zur Viehzucht dient.

Bolsonaro fürchtet Lieferengpässe und eine Steigerung des Kalipreises,
welcher sich im Vorjahr schon verdoppelt hatte. Die strengen
Sanktionen, unter welchen Russland nun leidet, werden den Preis wohl
noch stärker zuspitzen. So schaut sich Bolsonaro nach einer Lösung um,
und nimmt sich ausgerechnet indigenes Land im Amazonasregenwald ins
Visier.

Kali um jeden Preis

Schon länger werden in der Mitte des Regenwaldes, praktisch am Ufer
des Amazonas, riesige Kali-Vorräte vermutet. Für dessen Abbau standen
bisher aber zu viele Hürden im Weg: Geschützter Regenwald, indigene
Völker und die schlichte Unwegsamkeit des Dschungels verunmöglichen
den Abtrag des Minerals. Doch wie Bolsonaro am 2. März dieses Jahres -
nur wenige Tage nach dem russischen Überfall auf die Ukraine -
verkündete, soll sich das ändern. Naturschutz und indigene Völker
müssten Platz machen, um die Unabhängigkeit und Souveränität
Brasiliens zu gewährleisten. Bolsonaro hat das politische Mittel zur
Erreichung seiner Ziele 2020 schon aufgegleist: Eine Motion, die den
Zugang zu Bergbau auf indigenem Land vereinfach soll, existiert schon
länger, wurde aber noch nicht umgesetzt. Bolsonaro erntete 2020 dafür
viel Kritik von Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen sowie auch
von grossen Bergbauunternehmen, welche sich nicht mit zwielichtigen
Projekten in Verbindung gebracht werden wollten. Doch der
brasilianische Präsident lässt sich nicht kleinkriegen: Er verwendet
nun zwei Jahre später den Ukraine-Krieg und den hohen Kali-Preis als
schlagkräftige Argumente, um seine Motion durchzuboxen.

Das Projekt verlockt mit vermeintlich reduzierten
Treibhausgasemissionen. Düngerproduktion und Sojaanbau wären via
Transportbargen auf dem Amazonas eng miteinander verbunden, anstatt
dass Dünger von der anderen Seite der Welt angeschleppt werden müsste.
Doch vermag diese Verlockung nicht die grausame Realität eines solchen
Projektes zu verbergen: Wie 2019 auf mongabay.com berichtet wurde,
fanden im Rahmen von diesem und ähnlichen Projekten diverse Übergriffe
auf indigene Rechte statt [1]. So wurden beispielsweise prospektive
Probelöcher auf indigen-demarkiertem Boden, also vom Staat anerkanntes
Territorium der indigenen Bevölkerung, gegraben. Für die Indigenen ist
das ein gefährlicher Vorstoss auf ihr Land, der droht ihre
Lebensgrundlage und Gesundheit zu gefährden. Wie auch aus der
obligatorischen Umweltverträglichkeitsprüfung des Projektes
hervorgeht, sind von zahlreichen erheblichen Gefährdungen für Mensch
und Umwelt auszugehen: Erhebliche Luftverschmutzung und Lärmbelastung,
sowie Auswaschung gefährlicher Nebenprodukte der Kali-Raffinierung in
den Amazonas - die Existenzgrundlage zahlreicher indigener Völker und
Lebensader des Regenwaldes.

Multinationale Konzerne nutzen juristische Grauzonen in der
Demarkierung von indigenem Land schonungslos aus, um ihre Projekte
umzusetzen. Zusammen mit zunehmend geschwächten Vorschriften kommen
immer mehr gefährliche Bergbauprojekte im Amazonas zustande. In diesem
Fall gelang es dem angesiedelten Mura-Volk das Projekt vorerst
aufzuhalten, bis eine ordentliche Konsultation stattfindet. Sie
berufen sich auf das brasilianische Verfassungsrecht, welches den
Bergbau auf indigen-demarkiertem Land untersagt. Doch ebendieses Recht
lockert Bolsonaro seit seiner Amtseinnahme 2019 fortlaufend auf. Seine
Motion vom Frühjahr 2020 bildet einen weiteren Versuch, die Barrieren
zur Ausbeutung des Amazonasregenwaldes aufzulösen.

Auf der Suche nach El Dorado

Hinter der moralisch verwerflichen Motion Bolsonaros schlummert aber
wohl auch eine andere Motivation. Im Vergleich zeigt sich nämlich,
dass von allen Bergbauprojekten im Amazonas rund zwei Drittel auf
Goldsuche sind [2]. Neben dem einfacheren Zugang zu Kali würde
Bolsonaros Motion auch das Goldschürfen auf indigenem Land
erleichtern.

Gold wird schon länger im Amazonas abgetragen. Zwischen 1985 und 2020
wuchs die Abbaufläche um das Sechsfache. Immer mehr wird dabei auf
indigenen, verfassungsrechtlich geschützten Grund vorgedrungen,
welcher rund 23% der gesamten Fläche des brasilianischen Regenwaldes
ausmacht. Unter Bolsonaros Obhut lösten sich viele Hindernisse und
Konsequenzen zum illegalen Bergbau auf. Dies hat seit 2019 eine
drastische Zuspitzung von illegalem Goldabtrag aus dem Amazonas zur
Folge.

Die Spuren von illegaler Gold-Extraktion aus geschützten Gebieten
zeigen sich in der Landschaft: Nackte Korridore aus Schlamm und
quecksilberverseuchte Tümpel zieren den tropischen Regenwald.
Quecksilber ist vom Goldbergbau unzertrennlich und geht oft mit
erheblicher Umweltverschmutzung einher. Das Schwermetall besteht über
Jahrhunderte in der Umwelt fort, wo es unausweichlich Tiere und
schliesslich auch Menschen vergiftet.

Der Preis für Gold hat sich seit Anfang der Corona-Pandemie 2020 mehr
als vervierfacht und ist nach dem Einmarsch russischer Truppen in die
Ukraine weiter in die Höhe gesprungen. Neben der ansteigenden Preise
für andere Mineralien, wie Kalium oder Phosphor, verschärft der hohe
Goldpreis die Rohstoffausbeutung im Amazonas weiter: Bolsonaro will
sich auf Kosten des Amazonas und dessen Einwohner eine goldene Nase
verdienen.

Zerren und Rütteln bis zur Katastrophe

Die Folgen der Umweltzerstörung im Amazonas haben aber eine viel
grössere Reichweite als die Landesgrenzen Brasiliens. Schon jetzt
stellen Wissenschaftler*innen vor dem Hintergrund des schon
stattgefundenen Temperaturanstiegs um 1°C bis 1.5°C in den Tropen
einen Umschwung in der tropischen Vegetation fest: Feuchtliebende
Arten werden vermehrt durch trockenresistente ersetzt. Die
Zusammensetzung des Waldes ändert sich. Indes sind 19% der Fläche des
Regenwaldes verschwunden, um Platz zu machen für Viehhaltung,
Sojaproduktion und Rohstoffausbeutung. Kritisch daran ist der
Wasserkreislauf im Amazonas: Der tropische Regenwald generiert nämlich
mit seiner einzigartig hohen Vegetationsdichte seinen eigenen
Wasserkreislauf, von dem der ganze Kontinent profitiert. Unter
normalen Umständen würde der Niederschlag und das Schmelzwasser der
Anden nämlich einfach gerade durch Brasilien fliessen und schliesslich
in den Atlantik münden. Die Bäume saugen das Wasser aber aus dem Boden
und transportieren es in die Höhe, wo es wegen der tropischen Hitze
verdampft - dieser Vorgang nennt sich Transpiration. Das transpirierte
Wasser kondensiert gleich wieder in der gesättigten Luft und fällt als
Niederschlag erneut auf den Wald nieder. So recycelt der Amazonas sein
eigenes Wasser bis zu sechs Mal bis zum Atlantik, was zur hohen
Luftfeuchtigkeit und durch die Wolken schliesslich auch zum Schutz
gegen die gefährlich-heisse tropische Sonne beiträgt.

Infolge der Waldrodung und den ansteigenden Temperaturen wird nun
befürchtet, dass dieser Kreislauf zusammenstürzt. Der Amazonas würde
in kürzester Zeit von einem der reichsten Biodiversitäts-Hotspots der
Erde in eine trockene Savanne übergehen. Die Landwirtschaft auf dem
ganzen Kontinent würde leiden, Indigene Menschen würden ihre
Lebensgrundlage verlieren und der Verlust des Amazonas würde sich im
ganzen Erdklima niederschlagen. Auch die Freisetzung des gesamten in
der Biomasse des Regenwaldes gespeicherten Kohlenstoffdioxids hätte
schwerwiegende Folgen: Der Amazonas würde zu einer der grössten
CO2-Quellen des Planeten werden. Diese Katastrophe wird angedroht,
wenn vom «Tipping Point» gesprochen wird: Der schlagartige Einbruch
kritischer Ökosysteme, wie eben im Amazonas [3].

Im Oktober 2022 stehen in Brasilien Präsidentschaftswahlen an. Jair
Bolsonaro versucht dort seine Präsidentschaft gegenüber den
charismatischen Sozialisten und ehemaligen Präsidenten Luiz Inácio
Lula da Silva - bekannter einfach als Lula - zu verteidigen. Sollte
Bolsonaro wiedergewählt werden, beziehungsweise das Resultat der Wahl
à la Trump verleugnen, wie er neulich angedeutet hat, wird er sein
Zerren und Rütteln am fragilen Ökosystem des brasilianischen
Regenwaldes weiterverfolgen. Im Vergleich zu Putin hat Bolsonaro keine
Atombombe. Jedoch hält auch er eine verheerende Zerstörungskraft in
seinen Händen. Mit genügend Widerstand der brasilianischen und
indigenen Bevölkerung, sowie internationalem Druck, gelingt es aber
hoffentlich noch, ihm den Auslöser aus der Hand zu schlagen.


Anmerkungen

[1] Mongabay ist eine online Journalismus-Plattform, die über
wissenschaftliche Entwicklungen in den Tropen berichtet. 2019
untersuchten Wissenschaftler*innen die Umstände des vorgesehenen
Minenprojekts im Austausch mit Indigenen Völkern und Angesiedelten:

 https://news.mongabay.com/2019/12/mega-mining-project-slated-for-brazilian-amazon-sparks-controversy/ 

und 

https://news.mongabay.com/2019/12/amazons-mura-indigenous-group-demands-input-over-giant-mining-project/

[2] Infoamazonia informiert auf seiner Website über die Zerstörung im
Amazonas mit Karten und Statistiken. Die Plattform formierte sich aus
unabhängigen Journalist*innen und Wissenschaftler*innen im
Zusammenhang mit der Reduktion der staatlich-unterstützten Überwachung
des Amazonas nach Bolsonaros Amtseinnahme. «Gold, not potassium: The
real interest of mining on indigenous lands» von Fábio Bispo (2022):

 https://infoamazonia.org/en/2022/03/24/gold-not-potassium-the-real-interest-of-mining-on-indigenous-lands-2/

[3] Eine kritische Auseinandersetzung mit dem «Tipping Point» des
Amazonas-Regenwaldes auf einem wissenschaftlichen sowie politischen
Hintergrund wurde vom renommierten wissenschaftlichen Journal Nature
publiziert: «When will the Amazon hit a tipping point?» von Ignacio
Amigo (2020): 

https://www.nature.com/articles/d41586-020-00508-4
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Brasilien 

Die Rolle des Militärs bei der Zerstörung der Amazonas-Region

Von Pedro Marín



Wasserverschmutzung, Entwaldung, umweltschädlicher Goldabbau:
Die Ausbeutung der Amazonas-Region geht weiter. Welche Rolle spielt
das Militär?

(Manaus, 7. Juli 2022, Alai) - Während im brasilianischen Regenwald
die Abholzung neue Rekorde erreicht und die Flüsse immer weiter
verschmutzt werden, trägt der illegale Goldabbau unvermindert zu den
Problemen bei. Um die Umweltdelikte im Land zu minimieren, setzt die
Regierung in der Region auf die Intensivierung militärischer
Operationen. Diese waren jedoch bei weitem nicht so erfolgreich wie
erhofft und führten direkt oder indirekt nur zu weiteren Tragödien.


Goldabbau außer Kontrolle

Vor zwei Jahren meldete sich eine anonyme Quelle bei Revista
Ópera mit einer merkwürdigen Information: Illegal
abgebautes Gold werde zum gleichen Preis verkauft wie das legal
Gewonnene. "Wenn das Goldnugget groß ist", so die Quelle, "erhält der
Minenarbeiter eine Extrazahlung". Aufgrund der Risiken und mangelnder
Ressourcen konnte die Information nicht geprüft werden und ist somit
nicht mehr als eine weitere sagenhafte Geschichte aus der Weite des
Amazonas-Regenwalds, die gern mit Begriffen wie "Grüne Hölle" oder
"Eldorado" beschrieben wird. Und möglicherweise waren die
Informationen aus der Quelle tatsächlich nicht echt, denn: Laut einer
im August 2021 veröffentlichten Studie der Bundesuniversität von Minas
Gerais (UFMG) in Kooperation mit der Generalstaatsanwaltschaft (MPF)
wurden in den Jahren 2019 und 2020 ganze 28 Prozent des in Brasilien
produzierten und verkauften Goldes illegal gefördert, und solch ein
großer Goldzufluss hätte sich auf den Preis auswirken müssen. Bezogen
auf die Amazonasregion trifft dies laut der Studie sogar auf 44
Prozent des gewonnenen Edelmetalls zu, was zeigt, dass diese Tätigkeit
in der Region weiterhin ohne Kontrolle ausgeübt wird. Das
brasilianische Militär ist schon seit geraumer Zeit vom Amazonasgebiet
in verschiedenen Hinsichten besessen. Während der militärischen
Diktatur ab 1964 lautete der Slogan der Amazonas-Politik: "Integrieren
statt überlassen". Später wurde die politische Invention im Hinblick
auf ein mögliches Aufstandsszenario umgestaltet: In den 1980er und
1990er Jahren konzentrierten sich die brasilianischen Generäle auf das
Eindringen der linken kolumbianischen Guerilla sowie auf den Drogen-
und Waffenhandel. In Militärkreisen avancierte die Integration des
Amazonas damit zum "nationalen Projekt".


Offene und verdeckte Militarisierung

Seit dem Regierungsantritt Jair Bolsonaros fokussieren sich die Medien
auf die Abholzung. Selbst als die Waldbrände im August 2019 in aller
Munde waren, als sich der Himmel über den großen Städten des Landes am
helllichten Tag verdunkelte und das Ausmaß der Entwaldung zurück in
den Fokus der öffentlichen Wahrnehmung gelangte, blieb eine Tatsache
unentdeckt: die Militarisierung des Amazonas. Um dem Waldverlust
entgegenzuwirken, hat die Regierung Bolsonaros drei militärische
Operationen auf den Weg gebracht: die Operation Grünes Brasilien
(August bis Oktober 2019), Operation Grünes Brasilien 2 (Mai 2020 bis
April 2021) und Operation Samaúma (Juni bis August 2021). Das
brasilianische Militär bekam damit die Erlaubnis zur "Überwachung und
Brandbekämpfung" sowie zu "präventiven und repressiven Aktionen gegen
Umweltverbrechen". In 41 Monaten Amtszeit hat Bolsonaro 17 Monate lang
die Überwachung des Amazonas an das Militär delegiert. Dazu wurde im
Februar 2020 das Nationale Rechtsgremium Amazonas umgestaltet.
Den Vorsitz hat nun nicht mehr das Umweltministerium, sondern
Armeegeneral und Vizepräsident Hamilton Mourão. Von 16 Ministerien,
die im Rat vertreten sind, wurden zum Zeitpunkt der Umgestaltung
sieben von Armeeoffizieren geführt. Ziel des Rats ist die
Koordinierung und Integration der ministeriellen Maßnahmen im
Zusammenhang mit dem Amazonasgebiet, die "Stärkung der Präsenz des
Staates im Amazonasgebiet" und die "Koordinierung von Maßnahmen zur
Prävention, Kontrolle und Unterbindung illegaler Handlungen. Auch die
Bildung spezieller Unterausschüsse und das Hinzuziehen von "Fachleuten
und Vertreter*innen öffentlicher und privater, nationaler und
internationaler Einrichtungen oder Organisationen" gehören zu den
Aufgaben des Rats. Leitende Vertreter*innen oder Mitarbeiter*innen des
brasilianischen Instituts für Umwelt und natürliche Ressourcen (Ibama)
oder der Nationalen Stiftung für indigene Völker (Funai) - zwei
staatliche Organisationen, die sich für den Schutz der Umwelt und der
indigenen Völker des Amazonasgebiets einsetzen - wurden nicht zur
Teilnahme eingeladen, auch nicht die indigenen Völker oder die
indigenen Gemeinschaften selbst. Stattdessen wurden 19 Armeeoffiziere
in die thematischen Ausschüsse des Rates berufen - über deren
Zusammensetzung Vizepräsident Mourão entscheidet -, ebenso wie vier
Delegierte der Bundespolizei.




[image: Foto: Pedro Biondi/ABr, CC BY 3.0 BR [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en], via Wikimedia Commons]

Abholzung in Mato Grosso, August 2007: Übriggebliebenes Waldstück in einem Baumwollfeld im Nordwesten des brasilianischen Bundesstaates, nahe dem Nationalpark Xingu

Foto: Pedro Biondi/ABr, CC BY 3.0 BR [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en], via Wikimedia Commons




Veruntreuung von Geldern und illegale Machenschaften

Laut einem Artikel der Journalistin Marta Salomon, der im Oktober 2020
in der Zeitschrift Piauí erschien, wurden während der Operation
Grünes Brasilien 2 Wartungsarbeiten und Neuanschaffungen "mit Geld aus
dem Amazonas" finanziert: Kasernenrenovierungen, Fassadenanstriche,
neue Böden, Türen, Dächer wurden als Kosten der Operation abgerechnet
und die Arbeiten vom Militärischen Nachrichtendienst durch geheime
Verträge bei Privatunternehmen beauftragt. Während die Investitionen
des Umweltministeriums in den Schutz der Wälder zurückgingen, stiegen
die Ausgaben für Militäreinsätze in der Region um 178 Prozent: 2021
entfielen 37 Prozent der Gesamtausgaben für die Eindämmung der
Entwaldung auf Militäraktionen. Eine weitere Maßnahme, bei der die
Regierung sich des Militärs bediente, war die "Unterwanderung" der
Funai, der offiziellen brasilianischen Agentur für den Schutz
der Rechte der indigenen Völker. Wie der Journalist Daniel Giovanaz im
Februar 2021 aufdeckte, sind "14 der 24 regionalen Koordinatoren der
Funai im Amazonas Militärangehörige", unter ihnen Jussielson
Goncalves Silva aus Ribeirao Cascalheira im Mato Grosso. Der inaktive
Soldat wurde dieses Jahr verhaftet, weil er indigenes Land an
Viehzüchter verpachtet hatte. Marta Salamon berichtete im Oktober 2021
von einem Fall im Bundesstaat Pará, den der regionale
Funai-Koordinator und Militärchef Raimundo Pereira dos Santos
Neto selbst angezeigt hatte: Offenbar hatte sein Mitarbeiter Antônio
Júlio Martins de Oliveira einen Unterstand am Ufer des Iriri-Flusses
gebaut, der angeblich dem indigenen Volk der Kayapó in der Region zur
Verfügung stehen sollte. Tatsächlich hatte Martins de Oliveira jedoch
heimlich Gold geschürft und den Unterstand für seine illegalen
Aktivitäten genutzt.


Regierung bleibt trotz allem von ihrer Taktik überzeugt

Im Laufe der eineinhalb Jahre haben die drei militärischen Operationen
im Amazonas 550 Millionen Reales (ca. 100 Millionen Euro) gekostet.
Dies ist fast das Sechsfache des Ibama-Budgets für Umweltinspektion,
Lizenzvergabe und Biodervisitätsmanagement im Jahr 2020 und konnte
laut Folha de S. Paulo die Abholzung in dem Gebiet nicht eindämmen.
Die Regierung betrachtete die Militarisierung dennoch als Erfolg und
erklärte, die Operationen stellten die "Unnachgiebigkeit [der
Regierung] bei der Verteidigung unseres Territoriums" unter Beweis.
Vizepräsident Mourão beurteilte die Ergebnisse der Operation
Samauma im August 2021 als "äußerst positiv", obwohl die Daten zeigen,
dass die Abholzung während der Operation zunahm. Im April dieses
Jahres, als die aktiven Militäroperationen ausgelaufen waren, erklärte
er, die Abholzungsraten seien "schrecklich, schrecklich". Das wirft
natürlich Fragen auf. Wie kann es sein, dass sich die Situation von
"äußerst positiv" während und nach der Militärintervention innerhalb
weniger Monate zu "schrecklich, schrecklich" entwickelt?


Der Mord an Bruno Pereira und Dom Phillips wirft unangenehme
 Fragen auf

Die Morde an Regenwald-Experte Bruno Pereira und dem englischen
Journalisten Dom Phillips, die am 5. Juni im Vale do Javari im
Bundesstaat Amazonas verschwanden, stehen offensichtlich nicht mit der
militärischen Intervention im Amazonasgebiet in Verbindung, auch wenn
es zu einem verzögerten Beginn der Suchaktion durch die Streitkräfte
kam und eine Notiz auftauchte, in der es hieß, man warte auf "den
Befehl höherer Stellen". Und doch verweist der Titel eines
Guardian-Reports [1] von Dom Phillips aus dem Jahr 2018
indirekt auf den Zusammenhang der militärischen Interventionen mit den
Ermordungen: "Stämme im tiefen Wasser: Gold, Waffen und die letzte
Grenze des Amazonas".


Übersetzung: Sezer Yasar


Anmerkung:

[1] https://www.theguardian.com/global-development/2018/aug/23/tribes-in-deep-water-gold-guns-and-the-amazons-last-frontier


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/die-rolle-des-militaers-bei-der-zerstoerung-der-amazonas-region/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 13. August 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





MEER/389: Konferenz zur Marinen Biodiversität - Wir brauchen einen 'Umwelt-TÜV' für die Hochsee! (OceanCare)

OceanCare - Medienmitteilung, 11. August 2022

Wir brauchen einen 'Umwelt-TÜV' für die Hochsee!

Pressemitteilung zum Auftakt der BBNJ-Konferenz in New York

Pressemitteilung OceanCare Zürich/Wien/Berlin, 11. August 2022




	Hochsee macht 2/3 des Ozeans aus und ist entscheidend in der Klimakrise

	Nur etwa 1% der hohen See ist geschützt

	Biodiversität ist die Basis für gesunde und gut funktionierende Ozeane

	'Umwelt-TÜV': OceanCare fordert global verbindliche Standards der Umweltverträglichkeit für Aktivitäten auf Hochsee

	Hochseeabkommen: Verteidigung des Multilateralismus gegen nationalistische Agenden



Vom 15. bis 26. August wird an der UNO in New York über die Zukunft
der Hochsee entschieden - und damit auch über die unseres Planeten.
Nach Jahren der Verhandlungen, soll nun auf der Fünften und vorerst
letzten Intergovernmental Conference on Marine Biodiversity of Areas
Beyond National Jurisdiction (IGC5 - BBNJ. https://www.un.org/bbnj/)
zum ersten Mal die Artenvielfalt auf hoher See unter internationalen
verbindlichen Schutz gestellt werden. Bringt die Weltgemeinschaft den
Hochsee-Vertrag über die Zielgerade, ist das ein Meilenstein. Das Ziel
von OceanCare ist es, einen ökologischen Umgang mit internationalen
Gewässern im Hochseeabkommen durch griffige
Umweltverträglichkeitsprüfungen zu verankern. Im Zentrum der
UNO-Verhandlungen: Die Erhaltung der Biodiversität. Und die
Verteidigung des Multilateralismus gegen egoistische nationale
Interessen.

Hochsee
im Interesse der gesamten Menschheit dringend schutzbedürftig 

Die Hochsee bedeckt rund die Hälfte unseres Planeten und macht zwei
Drittel des Ozeans aus. Doch nur etwa 1 Prozent davon sind geschützt.
Das Seerechtsabkommen von 1980 regelt die Nutzung der Meere und ihrer
Ressourcen, jedoch nicht die Erhaltung der Artenvielfalt in den
Hochseegebieten. Das neue UNO-Abkommen, der sogenannte BBNJ-Vertrag,
schafft die Grundlage dafür.

"Die Hochsee ist derzeit ein überwiegend rechtsfreier Raum. Weder
Verschmutzung, noch industrielle Befischung oder die Ausbeutung der
Ressourcen sind angemessen geregelt. Die Klimakrise verstärkt diese
existentiellen Belastungen der Ozeane. All das schadet der
biologischen Vielfalt. Jetzt geht es darum, das Hochseeabkommen über
die Zielgerade zu bringen und die Nutzung internationaler Gewässer
klimabewusst zu regeln. Das ist unser Ziel", sagt Fabienne McLellan,
Geschäftsführerin der Meeresschutzorganisation OceanCare. Johannes
Müller, OceanCare Policy Experte ergänzt: "Auf der Hochsee geht es in
vielen Bereichen zu wie im wilden Westen. Aufgrund der unklaren und
fehlenden Rechtslage wird sie seit Jahrzehnten massiv ausgebeutet.
OceanCare tritt für international verbindliche Regeln ein, die die
Biodiversität direkt und sofort wirksam erhalten können".

Biodiversität erhalten: Meere sind unsere Verbündeten im
Klimaschutz 

Die Erhaltung der biologischen Vielfalt in internationalen Gewässern
ist nicht geregelt. Sie ist jedoch die Basis, damit die Meere ihre
Aufgabe der Klimaregulierung überhaupt wahrnehmen können.

"Die Meere sind unsere besten Verbündeten im Kampf gegen den
Klimawandel. Ihre Funktion als Klimaregulierer können sie jedoch nur
wahrnehmen, wenn sie gesund und resilient sind. Jede Meerestierart
spielt in diesem fragilen ökologischen Gleichgewicht eine wichtige
Rolle. Die Erhaltung der Biodiversität gehört deshalb ins Zentrum des
Hochseeabkommens. Dafür müssen die Regierungen sorgen", so McLellan.

'Umwelt-TÜV': globales Management gegen den Trend, die Meere
auszubeuten 

OceanCare macht sich seit Beginn der BBNJ-Verhandlungen stark für ein
effektives Management grenzüberschreitender Formen der Verschmutzung.
Unser Ziel sind weltweit verpflichtende und einheitliche Standards für
die Hochsee: Vor Aufnahme von Aktivitäten, die der Umwelt schaden
könnten, muss ihre Umweltverträglichkeit geprüft, gesichert und danach
genehmigt werden. Dabei reicht es nicht aus, Aktivitäten nur dort zu
bewerten und zu steuern, wo sie entstehen. Denn Verschmutzungen der
Meere, die die Biodiversität bedrohen - wie Lärm, Plastik oder Chemie -
 belasten Gewässer nicht nur lokal, sondern weit über ihren
Ursprungsort hinaus. "Für viele Staaten scheint ein mögliches
Hochsee-Abkommen im Zeichen maximaler Ausbeutung mariner Ressourcen zu
stehen. In deren Fokus stehen nationalistische, profitgetriebene
Maximen mit Begehrlichkeiten auf Fischgründe oder Bodenschätze. Es
braucht aber eine klare Abkehr von diesem Modell. Eine artenreiche,
resiliente Hochsee ist im Interesse der gesamten Menschheit", so
McLellan.

Unterwasserlärm - zerstörerische Gefahr für Biodiversität und das
Ökosystem Meer

Unterwasserlärm ist - neben Plastikmüll oder chemischer Verschmutzung -
 eins der besten und besorgniserregenden Beispiele für
grenzüberscheitende Meeresverschmutzung. Vor allem der Schiffsverkehr
und die Suche nach Öl- und Gasvorkommen führen zu flächendeckenden
Lärmemissionen, die Meeresfauna und -flora irreversibel schaden
können. Sie reichen von Taubheit und Verlagerung des Lebensraums über
eingeschränkten Fortpflanzungsmöglichkeiten bis hin zum Tod. Bei der
Öl- und Gassuche erzeugen sogenannte Airguns alle 10 bis 15 Sekunden
wochen- oder monatelang explosionsartigen Lärm von bis zu 260 Dezibel
unter Wasser. Der Schall seismischer Untersuchungen ist unter Wasser
noch 4000 Kilometer entfernt hörbar. Dieser Lärm belastet fast alle
Meeresbewohner, vom kleinsten Plankton bis zu den größten
Meeressäugern.

Unterwasserlärm: direkte Auswirkungen auf Biodiversität und unsere
 Nahrungssicherheit

Lärm und Plankton. 
Ein Großteil der Biomasse in unseren Weltmeeren besteht aus Plankton,
winzig kleinen im Wasser dahintreibenden Pflanzen und Tieren. Plankton
ist die Grundlage allen Lebens im Meer und Nahrungsquelle für Fische,
Robben, Wale über wirbellose Tiere wie Muscheln, Krebse und Garnelen
bis hin zu Seevögeln. Ohne Plankton wären unsere Ozeane vermutlich
leer. Es ist für die Gesundheit und Produktivität mariner Ökosysteme
verantwortlich. Jedoch kann schon mikroskopisch kleines Zooplankton,
insbesondere die Larven, durch Schüsse aus einer einzigen seismischen
Airgun getötet werden. Wenn das Zooplankton stirbt, stirbt auch die
Grundlage unseres marinen Ökosystems, was wiederum andere Arten
bedroht, die vom Zooplankton abhängen. Das gefährdet das gesamte
Ökosystem: Ohne Plankton kein Krill. Und ohne Krill letztlich keine
Fische. Und das hat Auswirkungen auf die Nahrungssicherheit.

Lärm und Fischvorkommen. 
Fische sind ein wichtiger Bestandteil des marinen Ökosystems, da sie
sowohl als Beute wie auch als Nährstofflieferant für andere Organismen
dienen. Unterwasserlärm stellt eine wachsende Bedrohung für
Fischbestände und die Nachhaltigkeit der Fischerei dar. Er führt zu
Missbildungen, langsamerem Wachstum und vertreibt Fische aus ihren
Brut-und Futtergebieten. Fische reproduzieren sich langsamer. Die
Auswirkungen von Lärm auf Fische können sogar zu einem Rückgang der
Fangraten führen und die weltweite Ernährungssicherheit gefährden.

Lärm und Meeressäuger. 
Unterwasserlärm schadet selbst den größten Meeresstieren. Vor allem
hindert er Wale und Delphine an der Echo-Ortung, die unerlässlich ist
für ihre Orientierung und Nahrungssuche. Außerdem hat der Schall
negative Auswirkungen auf ihre Fortpflanzungsfähigkeit und vertreibt
die Tiere aus ihren Lebensräumen. Wale tragen zu gesunden Ozeanen bei,
indem sie die Produktion von Phytoplankton steigern, das etwa die
Hälfte des weltweiten Sauerstoffs erzeugt und etwa 40% des gesamten
CO2-Ausstoßes bindet. Gesunde Walbestände sind daher grundlegend für
das Düngen der Meere und somit das Phytoplankton. Dies wirkt sich auf
die Gesundheit unserer Ozeane aus - und damit auch auf ihre Fähigkeit,
das Klima zu regulieren.

Ozeane sind globale Klimaregulierer

Hochsee. 
Als hohe See bezeichnet man die Gebiete außerhalb nationaler Gewässer,
also ab 200 Seemeilen vor den Küsten. An dieser Grenze beginnen die
Internationalen Gewässer. Sie liegen außerhalb nationaler Gesetze und
gehören keinem einzelnen Land, sondern allen gemeinsam.
Meere sind die blaue Lunge unseres Planeten. 
Ozeane regulieren nicht nur unser Klima, sie spielen im globalen
Kohlenstoff-Kreislauf eine Hauptrolle. Ohne die Weltmeere könnten
andere Ökosysteme nicht existieren. Über die Hälfte des Sauerstoffs,
den wir atmen, wird vom Leben im Meer produziert. Die Ozeane nehmen
auch etwa ein Viertel des gesamten anthropogenen CO2 auf, entziehen es
der Atmosphäre und verhindern so eine zusätzliche Erwärmung.
Gleichzeitig sind sie eine der größten Kohlenstoffsenken und
absorbieren fast so viel Kohlenstoff wie alle Pflanzen an Land
zusammen. Allein die Tiefsee absorbiert 1,5 Milliarden Tonnen
Kohlendioxid aus der Atmosphäre und vergräbt jedes Jahr eine halbe
Milliarde Tonnen Kohlenstoff am Meeresboden.

Meeresschutz ist Klimaschutz. 
All diese vom Meer erbrachten Leistungen werden in der
fortschreitenden Klimakrise immer wichtiger - und sind gleichzeitig
immer stärker gefährdet. Um die (marine) biologische Vielfalt und
widerstandsfähige Ökosysteme zu schützen, brauchen wir, wie der 
IPCC-Bericht von 2021 feststellt, "eine wirksame und gerechte Erhaltung 
von etwa 30% bis 50% der Land-, Süßwasser- und Meeresflächen der Erde,
einschließlich der derzeit naturnahen Ökosysteme".

"Die Klima- und die Biodiversitätskrise ist in vollem Gange: Wir haben
keine Zeit zu verlieren. Wenn wir eine Chance haben wollen, das
Schlimmste der Klimakrise abzuwenden, müssen wir den Ozean schützen.
Wir brauchen ein Instrument, das sofort einsetzbar ist und direkt
Wirkung zeigt. Der 'Umwelt-TÜV' mit einheitlichen und hohen Standards
ist dieses Instrument - so Fabienne McLellan. "Mit dem BBNJ-Vertrag
verpflichten wir Regierungen, sich ihrer Verantwortung zu stellen. Das
schulden wir jenen, die bereits mit den Folgen des Klimawandels zu
kämpfen haben und den Generationen, die nach uns kommen".

"Die Verabschiedung eines Hochseevertrags wäre ein klarer Schritt in
Richtung Multilateralismus und gegen nationale Einzelinteressen. Wir
hoffen, die Regierungen wecken den Geist der Zusammenarbeit und
ergreifen diese historische Chance, um der Welt zu zeigen, dass wir
Großes erreichen können, wenn wir zusammenarbeiten" sagt Johannes
Müller abschließend.

Über OceanCare

OceanCare sorgt weltweit dafür, dass die Ozeane und deren Bewohner
geschützt werden. Seit 2011 als UN-Sonderberaterin für den
Meeresschutz.

 * 
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MASSNAHMEN/086: Extreme Hitze und Dürre - Kaskadenartige Folgen systematischer bewerten (idw)

Universität Zürich - 11.08.2022

Extreme Hitze und Dürre: Kaskadenartige Folgen systematischer
bewerten 



Gleichzeitige extreme Hitze- und Dürreereignisse wirken sich auf
unterschiedliche Bereiche aus - etwa Wirtschaft, Gesundheit und
Ernährung. Zudem können solche Extremereignisse durch die
vielschichtigen sozioökonomischen Verflechtungen zusätzliche Schäden
verursachen, wie Forschende der Universität Zürich zeigen. Um
betroffene Regionen anpassungsfähiger zu machen, sind systematischere
Risikobewertungen nötig.

Der Sommer 2022 präsentiert sich in weiten Teilen Europas von seiner
erbarmungslosen Seite: lange Dürreperioden kombiniert mit
Rekordtemperaturen. Betroffen von Hitzewellen, Wasserknappheit und
Waldbränden sind insbesondere Süd-, West- und Mitteleuropa. Solche
Wetterextreme, die sich gegenseitig verstärken, können sich auf ganz
viele unterschiedliche Sektoren und Systeme auswirken: etwa das
Gesundheitswesen, die Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion, aber
auch die Energieversorgung und Wirtschaft sowie Ökosysteme und
Gesellschaft.

Grosse
finanzielle Verluste durch extreme Hitze- und Dürreereignisse 

Um besser zu verstehen, welche Folgen solche klimatischen
Extremereignisse in verschiedenen Bereichen auslösen, haben Forschende
des Geografischen Instituts der Universität Zürich (UZH) acht extreme
Hitze- und Dürreereignisse in Europa, Australien und Afrika in den
letzten 20 Jahren analysiert. Dabei untersuchten sie nicht nur die
direkten und indirekten Auswirkungen auf verschiedene Sektoren und
Systeme, sondern zusätzlich auch die Auswirkungen der Reaktionen auf
solche Ereignisse. «Sehr erheblich können etwa die finanziellen
Verluste sein», sagt Laura Niggli, Erstautorin der Studie, «sie
reichen in den untersuchten Fällen von mehreren hundert Millionen bis
zu mehreren Milliarden US-Dollar». In Extremfällen wie den
Buschbränden in Australien 2019/2020 betrugen die Verluste sogar rund
100 Milliarden US-Dollar, was mehr als 5 Prozent des australischen BIP
entspricht.

Zusätzliche Schäden durch kaskadenartige Auswirkungen

Wie die Forschenden zeigen, sind die Auswirkungen von gleichzeitiger
Hitze und Dürre keineswegs nur die Summe ihrer einzelnen Effekte auf
die verschiedenen Bereiche. «Wir haben ein zusammenhängendes Netz von
Sektoren identifiziert, die auf direkte und indirekte Weise
interagieren und zusätzliche Verluste und Schäden in mehreren anderen
Sektoren verursachen, insbesondere in den Bereichen Gesundheit,
Energie, Landwirtschaft und Nahrungsmittel», sagt Doktorandin Niggli.
Diese vielschichtige Verflechtung macht die Risiken von
Extremereignissen so komplex - und kritisch. Denn kaskadenartige
Auswirkungen, die sich in zahlreichen Sektoren ausbreiten, können für
kritische Systeme weitreichende Folgen haben. «Gleichzeitige
Wetterextreme sind potenziell in der Lage, ganze gesellschaftlich
relevante Systeme, etwa den Welthandel, zu destabilisieren», betont
Niggli.

Die Analyse zeigt zudem, dass die gegen extreme Hitze- und
Dürreereignisse ergriffenen Anpassungsmassnahmen zumeist reaktiv und
von begrenzter Reichweite waren. In mehreren Fällen fanden die
Wissenschaftler Anzeichen für eine Fehlanpassung: Das heisst
Massnahmen für einen Sektor hatten zum Teil negative Auswirkungen auf
andere Sektoren, insbesondere auf den Energie- und Wassersektor, die
Wirtschaft, die Gesellschaft und die Kultur sowie auf die Ökosysteme.

Systematischere Risikobewertung für bessere Anpassungsfähigkeit


Die Forschenden plädieren dafür, die Risikobewertung künftig nicht
mehr in einzelne Extremereignisse, Auswirkungen und Sektoren zu
unterteilen, sondern die Verflechtung von Sektoren und Systemen
systematisch zu berücksichtigen. So liessen sich die
Anpassungsfähigkeit und Widerstandsfähigkeit der betroffenen Regionen
verbessern. «Dies ist besonders wichtig, da in Zukunft noch nie
dagewesene, kombinierte Extremereignisse und kaskadenartige
Auswirkungen zu erwarten sind, die über historische Präzedenzfälle und
Erfahrungen hinausgehen. Diese müssen sorgfältig analysiert werden, um
die Planung der Anpassungs- und Reaktionsmassnahmen zu unterstützen»,
sagt UZH-Geografieprofessor Christoph Huggel, der die Studie geleitet
hat.

Gemäss dem Forschungsteam sind dazu nicht nur stärkere Anstrengungen
und Investitionen in die Anpassung an Wetterextreme erforderlich. Es
braucht zwingend auch eine sektorübergreifende und vermehrt
internationale Zusammenarbeit. Denn wenn das Klima wärmer wird, werden
extreme Hitze- und Dürreereignisse häufiger, intensiver und länger.
Damit werden sie zum wachsenden Risiko für die Gesellschaft.


Originalpublikation:

Laura Niggli, Christian Huggel, Veruska Muccione, Raphael Neukom,
Nadine Salzmann. Towards improved understanding of cascading and
interconnected risks from concurrent weather extremes: Analysis of
historical heat and drought extreme events. PLOS Climate. August 10,
2022. DOI: 10.1371/journal.pclm.0000057

Weitere Informationen:

https://www.news.uzh.ch/de/articles/media/2022/Extremereignisse.html
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AUEN/107: Rückgewinnung von Auen als natürliche Überschwemmungsgebiete (WWF)

WWF Pressemitteilung - 9. August 2022

Auen speichern Wasser wie ein Schwamm

20 Jahre nach der Elbeflut besteht bei Auenrenaturierung riesiger
Bedarf



Berlin, 9.08.22 - Vor 20 Jahren führte eine Flutkatastrophe in
Mitteleuropa zu verheerenden Schäden. An der Elbe kamen 21 Menschen
ums Leben, tausende verloren Hab und Gut. Der finanzielle Schaden ging
in die Milliarden. Der WWF Deutschland nimmt dies auch vor dem
Hintergrund zunehmender Extremwetterereignisse zum Anlass, mehr
Engagement von Bund und Ländern für die ökologische Hochwasservorsorge
einzufordern. Notwendig sei ein vorsorgender Hochwasserschutz
insbesondere auch durch die Rückgewinnung von Auen als natürliche
Überschwemmungsgebiete. Ausgelöst wurde das Extremhochwasser im August
2002 durch tagelange, großflächige Regenfälle.

"Zwar flossen seit dem 'Jahrhunderthochwasser' 2002 immense
Investitionen in den Hochwasserschutz - es muss hier aber noch viel
mehr passieren", sagte Dr. Astrid Eichhorn, Leiterin des WWF-Büros
Mittlere Elbe. "Auch wenn uns die Klimakrise derzeit durch Dürre und
Wassermangel in Schach hält, sind vermehrte Extremniederschläge und
Hochwasser die Kehrseite der Medaille, auf die wir uns besser
vorbereiten müssen. Gerade beim ökologischen Hochwasserschutz durch
Auenrenaturierung muss es verstärkte Anstrengungen geben."

Unter Hochwasserschutz verstehen viele Menschen vor allem den Bau und
Unterhalt von Deichen. Dieser 'technische Hochwasserschutz' hat in der
Vergangenheit jedoch oft nicht ausgereicht, um Siedlungen vor
Überflutungen zu schützen. Notwendig ist auch, den Wasserrückhalt in
der Fläche zu verbessern und den Flüssen mehr Raum zu geben. Der
Rückgewinnung von Auenlandschaften muss hierbei Priorität eingeräumt
werden. Das in der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt
formulierte Ziel der Bundesregierung, die Rückhalteflächen an Flüssen
bis 2020 um 10 % zu vergrößern, wurde bislang jedoch deutlich
verfehlt.

Laut Auenzustandsberichts des Bundes von 2021 sind nur noch 9% der
Flussauen in Deutschland weitgehend ökologisch funktionsfähig. Seit
2009 wurden durch Rückbau, Rückverlegung und Schlitzung von Deichen
4.183 ha überflutbare Auenflächen zurückgewonnen. Damit betrage der
Zugewinn an den 79 Flüssen von 1983 bis 2020 7.100 Hektar, davon seien
rund 3.000 Hektar mit einer Förderung des Bundesumweltministeriums
realisiert worden. Das entspreche einer Vergrößerung der überflutbaren
Flussauen um rund 1,5 %.

"Auenlandschaften können Wasser wie ein Schwamm speichern, halten und
dadurch einer schnellen Austrocknung entgegenwirken", sagte Astrid
Eichhorn. "Über den natürlichen Hochwasserschutz hinaus erfüllen sie
auch wichtige Funktionen für die Klimaanpassung und die Artenvielfalt.
So sind sie z.B. auch Rückzugsräume für eine riesige Bandbreite von
Tier- und Pflanzenarten."

Auen ließen sich durch die Rückverlegung von Deichen ins Landesinnere,
die Entfernung von Altdeichen und sog. Deichschlitzungen rückgewinnen.
"Die Wiedergewinnung ist zeit- und ressourcenaufwändig, da meist
Interessen von Landnutzern und Eigentümern berührt sind. Für den
Erfolg solcher Projekte bedarf es eines langen Atems, politischen
Willen und eine gute Kommunikation mit den betroffenen Akteuren und
lokalem Behörden."

Der WWF Deutschland war im Zeitraum 2001 bis 2019 verantwortlich für
das Naturschutzgroßprojekt Mittlere Elbe, einem Projekt im Rahmen der
Bundesförderung chance.natur. Hauptmaßnahme dieses Auenwald-Projekts -
dem bislang größten WWF-Projekt Deutschlands - war die Rückverlegung
eines Deichs im Bereich des Lödderitzer Forstes und der Neubau eines
Deichs auf 7,3 Kilometer Länge - bis zu 2,5 Kilometer weiter weg vom
Fluss als der alte. Nach dessen Fertigstellung wurde der alte Deich
2017 an insgesamt zehn geeigneten Stellen 'geschlitzt' und damit
durchlässig gemacht. Auf 600 Hektar Fläche darf sich die Elbe bei
Hochwasser wieder natürlich ausbreiten, wertvoller Auenwald wurde
wieder an die natürliche Überflutungsdynamik angeschlossen.

Hintergrund:

Laut Büro der Vereinten Nationen für Katastrophenvorsorge (UNDRR) gab
es 1995 bis 2004 pro Jahr weltweit durchschnittlich 127
Überschwemmungen im Jahr. 2005 bis 2014 wuchs diese Zahl auf
durchschnittlich 171 pro Jahr an. 2021 lag sie bereits bei 223. Die
erfassten weltweiten wirtschaftlichen Schäden durch Überschwemmungen
lagen laut UNDRR 2021 bei 74,4 Milliarden US-Dollar. Hochwasserschäden
liegen damit auf Platz 2 nach Unwettern/Stürmen.

 * 
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FORSCHUNG/532: Tor zur Arktis - Expedition mit dem Forschungsschiff SONNE (idw)

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 12.08.2022

Tor zur Arktis: Expedition mit dem Forschungsschiff SONNE



Unter der Fahrtleitung von Senckenbergerin Prof. Dr. Angelika Brandt
befinden sich aktuell 38 internationale Forschende an Bord des
Forschungsschiffs SONNE im Nordpazifik. Ziel der 'AleutBio Expedition
SO293* ist es das Ökosystem der Tiefsee zu verstehen und Veränderungen
der Fauna - vor dem Hintergrund des raschen Klimawandels - zu
dokumentieren. Die Wissenschaftler*innen untersuchen hierfür im
östlichen Beringmeer und im Aleutengraben das Leben am Meeresboden in
allen Größenklassen. Ein täglicher Blog nimmt die Öffentlichkeit mit
in den Alltag der Meeresforscher*innen.

Seit 23. Juli befindet sich Senckenberg-Meeresforscherin Prof. Dr.
Angelika Brandt an Bord des Forschungsschiffs SONNE - aktuell über dem
Aleutengraben, eine bis zu 7.822 Meter tiefe und 3.200 Kilometer lange
Tiefseerinne im nördlichen Teil des Pazifischen Ozeans. Gemeinsam mit
38 Wissenschaftler*innen aus 12 Nationen - Japan, Dänemark,
Deutschland, Frankreich, Italien, Norwegen, Mexiko, Polen, Schweiz,
Spanien, USA, Vereinigtes Königreich - nimmt Fahrtleiterin Brandt an
der 'AleutBio'-Expedition teil. "Wir möchten gemeinsam und
fachübergreifend Licht ins Dunkel bezüglich der Verbreitung von
Meeresorganismen im Nordpazifik, dem 'Tor zur Arktis', bringen. Zudem
möchten wir die Veränderungen der Artenvielfalt dokumentieren -
insbesondere vor dem Hintergrund des globalen Klimawandels", so
Brandt.

Etwa zwei Wochen befinden sich die Forscher*innen nun an Bord des gut
116 Meter langen Forschungsschiffs - sie haben an zwei Stationen im
Beringmeer Proben genommen und den Meeresboden vermessen, drei Stürme
überstanden und sind nun am nördlichen Hang ihres westlichsten
Transektes über dem Aleutengraben. "Hier haben wir eine enorme Fülle
von winzigen Foraminiferen, kalkschaligen Einzellern, im Sediment der
tiefsten Hadalstation gefunden. Innerhalb weniger Minuten konnten wir
Hunderte von Exemplaren einsammeln. Ihre kugelförmige Gestalt und ihre
organische Wand lassen darauf schließen, dass sie zur Gattung
Bathyallogromia gehören. Die Erstbeschreibung dieser Gattung stammt
aus dem Weddellmeer. Die Gattung wurde später auch aus anderen
Gebieten gemeldet - aber nie in so großer Zahl", berichtet Brandt und
fährt fort: "Bei den Isopoden, den Meeresasseln, konnten wir die
bisher größte Art der Gattung Paropsurus nachweisen. Es handelt sich
um zwei Weibchen - das größte Tier ist 65 Millimeter lang.
Untersuchungen im Labor werden vermutlich zeigen, dass es sich bei
ihnen um eine neue Art handelt."

Im östlichen Aleutengraben fanden die Wissenschaftler*innen die - nach
Senckenbergerin Dr. Saskia Brix benannte - Art Rhachotropis saskia.
Diese kürzlich beschriebene nordwestpazifische Art lebt in
Wassertiefen von 3.000 bis 8.000 Metern und wurde bereits auf beiden
Seiten und im Kurilen-Kamtschatka-Graben selbst nachgewiesen. "Arten
der Gattung Rhachotropis sind als Räuber bekannt und verfügen über
gute Schwimmfähigkeiten. Unser Fund wirft ein neues Licht auf die
Verbreitung von Tiefseearten und bestätigt unsere Hypothese, dass
zumindest einige dieser Arten auch eine weite geografische Verbreitung
aufweisen können. Ausgewählte Individuen der Arten wurden von uns so
fixiert, dass sie für weitere Analysen und molekulare Untersuchungen
nach unserer Rückkehr zur Verfügung stehen. Wir freuen uns sehr über
diese ersten Ergebnisse", ergänzt Brandt.

Denn es gab auch Schwierigkeiten mit denen Fahrtleiterin Brandt zu
kämpfen hatte: Ursprüngliches Ziel der Expedition war es, ein Gebiet
des Nordwest-Pazifiks sowie des westlichen Beringmeeres am Tor der
Arktis zu untersuchen, aus dem nur wenige Daten von früheren
russischen Expeditionen veröffentlicht wurden. Nach Einreichen des
Forschungsantrages und der logistischen Planung der Expedition, für
die bereits eine russische Arbeitsgenehmigung vorlag, begann der Krieg
gegen die Ukraine. Basierend auf der Empfehlung der Allianz der
deutschen Wissenschaftsorganisationen musste daher auch die jahrelang
geplante 'AleutBio'-Expedition ihre Route anpassen. "Das war ein
Kraftakt", so die Frankfurter Meeresforscherin.

Enden wird die Expedition am 6. September im kanadischen Vancouver;
zurück an Land beginnt dann die eigentliche Arbeit der Forscher*innen.
Brandt gibt einen Ausblick: "Wir wollen unsere neuen biologischen
Proben mit den Proben aus vorhergehenden Expeditionen - KuramBio I und
II - sowie aus früheren russischen Expeditionen vergleichen. Wir
planen integrative taxonomische Arbeiten an Schlüsselarten, die für
das Verständnis und die Klärung der verwandtschaftlichen Beziehungen
von entscheidender Bedeutung sind. Darüber hinaus werden wir
molekulare Standardtechniken als Grundlage für Verbreitungsmodelle und
Konnektivitätsstudien einsetzen, um zu verstehen welche Arten nach
Norden wandern und den Arktischen Ozean vermutlich in den nächsten
Dekaden erreichen werden und welche arktischen Arten bereits heute im
Beringmeer oder Aleutengraben zu finden sind."

Weitere Informationen:

https://aleutbio.sgn.one/de/blog/

Expeditionsblog

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 12.08.2022
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HHU-Forschende auf 'Polarstern'-Forschungsexpedition im
Nordpolarmeer 



Am 28. Juni brachen Ellen Oldenburg und Dr. Ovidiu Popa mit dem
deutschen Forschungseisbrecher 'Polarstern' zu einer Arktisexpedition
auf. Die Forschenden vom Institut für Quantitative und Theoretische
Biologie der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) wollen
während der sieben Wochen an Bord mikrobielle Ökosysteme der Arktis
untersuchen.

Mit der 'Polarstern' ging es Richtung Norden. Anfang Juli traf das
Schiff im aktuellen Expeditionsgebiet zwischen Spitzbergen und
Nordgrönland ein, jenseits des 80sten nördlichen Breitengrads. Dort
begeben sich die Düsseldorfer Biologen auch von Bord, um auf den sie
umgebenden Eisschollen Eis- und Wasserproben zu gewinnen.

Diese Probe bereiten Ellen Oldenburg und Dr. Ovidiu Popa in ihrem
Labor im Schiff auf und konservieren sie für die spätere genaue
Analyse an der HHU. Erst nach der Rückkehr wird mit genetischen
Sequenzierungsverfahren an der HHU und am 'West German Genome Centre'
in Bonn nach den konkreten Mikroben gesucht: Welche Arten leben im
Eis, woher beziehen sie ihre Energie und welche Faktoren bestimmen,
wie die mikrobielle Lebensgemeinschaft zusammengesetzt ist? Frühere
Expeditionen fanden in dem Meeresbereich diverse Algen und andere
Organismen. Besonders bemerkenswert: Die Zusammensetzung der Lebewesen
im Eis und derjenigen im freien Wasser darunter unterschied sich
deutlich.

Prof. Dr. Oliver Ebenhöh, Leiter des Instituts für Quantitative und
Theoretische Biologie: "Die Untersuchungen sind insbesondere wichtig,
um die Auswirkungen des Klimawandels auf die sehr empfindlichen
Ökosysteme in der Arktis abschätzen zu können. Unsere Kollegen wollen
sehen, wie das Abschmelzen der Polkappen die Vielfalt und
Zusammensetzung der Lebewesen im arktischen Ozean verändert."

Die Vergleichsdaten dazu wurden bereits in früheren Arktisexpeditionen
gesammelt, so während des MOSAiC-Projektes, während dessen zwischen
Herbst 2019 und 2020 die 'Polarstern' für gut ein Jahr im arktischen
Meereis eingefroren war und mit dem Eis um den Nordpol driftete.
Damals wurden bereits umfangreiche Eisproben genommen.

Zurück in Düsseldorf, sollen die Daten in ein Computermodell
einfließen, mit dessen Hilfe auch größere Zeitfenster und verschiedene
mögliche Verläufe des Klimawandels simuliert werden können. Damit soll
dann abgeschätzt werden, wie sich eine unterschiedliche Erderwärmung
auf die arktischen Lebensgemeinschaften auswirken kann.

Das Forschungsprojekt "Vom Dunkeln ins Licht: Aufklärung von Stoff-
und Energieflüssen in arktischen mikrobiellen Ökosystemen mittels
Integration genomischer Information und Umweltparametern", das die HHU
gemeinsam mit dem Alfred-Wegener-Institut betreibt, wird von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert.

Die 'Polarstern'

Das deutsche Forschungsschiff gehört dem Alfred-Wegener-Institut -
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung in Bremerhaven. Das
118 Meter lange und über 17.000 BRT verdrängende, eisgängige Schiff
ist seit 1982 in Dienst. Der Eisbrecher dient der Meeresforschung in
allen Weltmeeren und versorgt die deutschen Arktis- und
Antarktisstationen.

Am 28. Juni brach das Schiff zu seiner derzeitigen, siebenwöchigen
Arktisexpedition auf, an der die HHU beteiligt ist. Die aktuelle
Position des Schiffs kann online verfolgt werden: 

https://follow-polarstern.awi.de.

 * 

Quelle:
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Neue Perspektiven

Moorschutz in Brandenburg

von Lukas Landgraf

Landesamt für Umwelt



Ein Morgen im Moor. Vor einem Schöpfwerk stehen im Kreis zwölf
Frauen und Männer mit Corona-Abstand natürlich. Landwirt*innen, Leute
aus Behörden und vom Wasser- und Bodenverband. Sie lauschen den Worten
der Redenden, die sich reihum abwechseln. Manche schauen gespannt,
andere sorgenvoll. Mal wieder ein 'Projekt', was sich die 'da oben'
ausgedacht haben und auf unsere Kosten geht - mögen einige von ihnen
denken. Über Trockenheit wird gesprochen, über
Bewirtschaftungsalternativen und gemeinsame Interessen. Und auch über
Klimaschutz. Das Moor soll nass werden - soweit wie immer, ein
Moorschutzprojekt also. Doch dieses Mal scheint etwas anders zu sein,
es folgen kein fertiger Plan, keine Appelle, keine Zurechtweisungen
und keine versteckten Botschaften - nein: die tatsächliche Hilfe für
jede*n Beteiligte*n steht im Vordergrund. Um Existenzsicherung geht
es. Nasse Moore und wirtschaftender Mensch?

Drei extrem trockene Sommer von 2018 bis 2020 haben sich eingeprägt im
Bewusstsein, haben uns sensibilisiert für den Erhalt von
Wasserressourcen. Wir brauchen die Moore, Seen und Auen und die
Grundwasserspeicher zur Bevorratung für Dürrephasen, die sicher
wiederkommen werden.


Entwässerung macht Moore nasser

Auch wenn es absurd klingt, auf lange Sicht steht auf entwässerten
Mooren das Wasser, weil es nicht mehr in den Boden eindringen kann.
Vor allem Moore mit Mächtigkeiten ab 50 Zentimeter dürften ihr Ende
für die konventionelle Nutzung erreichen, da sich die schwindende
Mooroberfläche dem Grundwasser annähert. Das sind immerhin über
120.000 Hektar. Die flacheren Moorflächen wandeln sich zu Mineralboden
um, bleiben aber nass. Doch noch ist bei den Brandenburger*innen die
Angst vor Wasser in Verbindung mit Schäden und Existenzverlusten sehr
präsent. Ein geflügeltes Wort ist die 'nasse Enteignung', das im
Umfeld von Projekten in Feuchtgebieten schnell gezogen wird. Daraus
entwickeln sich Fronten und ein Gegeneinander, wo Miteinander für alle
Beteiligten angesagt sein sollte.

Nun könnte man im Geist manch altvorderer Wasserwirtschaftler all
diese Standorte mit Pumpwerken versehen. Abgesehen von den Kosten für
Bau, Betrieb und Unterhaltung wäre ein Vorhaben dieser Art vor allem
deshalb kaum durchführbar, weil der Schaden für den großräumigen
Wasserhaushalt, die angrenzenden Nutzungen, Gebäude und Infrastruktur
unkalkulierbar wäre. Aus welcher Sicht man es auch betrachtet, ob
Klimaschutz, Wasserrückhalt, Gewässerschutz, Erhalt von Moorboden oder
Existenzsicherung: an nassen Mooren führt in Zukunft kein Weg
vorbei.
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Moorhöhenverluste infolge fortwährender Entwässerung über 200
Jahre.
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Wasserspeicherung als oberstes Ziel

Früher waren in der Wasserwirtschaft hohe Abflüsse besonders wichtig.
Das ist auch heute noch nicht ganz überwunden. Abflüsse allerdings,
die erst im Ergebnis von Wasserüberschüssen in den Speichern der
Landschaft entstehen. Diese Speicher sind allen voran unsere
Grundwasserleiter, aber auch Moore, Seen und Auen. Wenn sich die
Speicher leeren, verringern sich auch die Abflüsse in Fließgewässer.
Man kann also mit geringen Füllständen der Wasserspeicher nicht die
gleichen Abflüsse erreichen.

Der wasserwirtschaftliche Blick sollte statt auf die Abflüsse immer
erst auf die Füllstände der Speicher gerichtet sein. Wird das
Gewässernetz auch bei Niedrigwasser auf hohe Abflüsse ausgerichtet
oder die Auffüllung der Speicher gestört, gerät das Gleichgewicht im
Landschaftswasserhaushalt aus den Fugen. Zu wenig gefüllte Speicher
und künstlich hochgehaltene Abflüsse führen zu selbstverschuldeten
Dürresituationen.

Zur Abflussverstärkung haben insbesondere der Ausbau der Fließgewässer
und die Errichtung tausender Entwässerungsgräben beigetragen. So
wurden Quellgebiete künstlich vergrößert und Entwässerungen bis dicht
an die Hochflächenränder herangeführt. Das führte zur Ausblutung der
großen Grundwasserspeicher in den Hochflächen. Alle Speicher zusammen,
also Grundwasserspeicher, Moore, Auen und Seen ergeben ein
Speichersystem, dass uns zukünftig besser vor den Folgen des
Klimawandels schützen kann.


Neue Ziele für die Landnutzung und Staubewirtschaftung

Die Bedienung von Stauanlagen richtete sich viele Jahre an festen
Winter- und Sommerstauhöhen aus. Mit Ausnahme von extremen
Hochwassersituationen wurden die Stauziele auch selten angepasst.
Sommerstauziele sind in der Regel tiefer, weil sonst grundwassernahe
Flächen mit schwerer Technik nicht bewirtschaftet werden können und
weil nur so frühe Bewirtschaftungszeiträume möglich sind. Dadurch
verlieren unsere Wasserspeicher jährlich gigantische Füllmengen an
Wasser. Wasser, das im Sommer die Flächen feucht halten könnte, ist
weg.

Die Speicherauffüllung im Winter sollte möglichst nicht oder nur kurz
unterbrochen werden. Dadurch entsteht für Brandenburgs
Staubewirtschaftung ein sehr enges Fenster, in dem ohne größeren und
weitreichenderen Schaden Wasserspiegel noch reguliert werden können.
Starre Stauvorgaben haben allerdings einen Nachteil: die Situation im
Wasserhaushalt ist in jedem Jahr anders. In Frühjahren mit niedrigen
Füllständen der Wasserspeicher sinkt der Wasserspiegel klimatisch
bedingt rasch. Jede Stauabsenkung könnte dann eine Dürrephase im
Sommer nach sich ziehen. Das Fenster für die Staubewirtschaftung
verschiebt sich also in der Abhängigkeit vom Dargebot und kann in
manchen Jahren auch ganz geschlossen sein.

Ein behutsamer und vorausschauender Umgang mit Stauanlagen ist daher
dringend notwendig, wofür es flächendeckend erfahrene Stauwärter*innen
oder intelligente Stausysteme braucht. Es sollte immer im Blick
behalten werden, dass die Wasserstände ab Mai natürlicherweise fallen.
Wenn es jetzt noch gelingt, die Landnutzung in den Niederungsgebieten
an den bestehenden Wasserhaushalt anzupassen, sind wir für den
Klimawandel besser gerüstet.
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Grundlagen einer zukünftigen Staubewirtschaftung für Brandenburg.
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Das Klimamoor-Projekt macht Hoffnung

Zurück zum Ausgangspunkt. Die Leute vom Klimamoorteam sind vor Ort.
Die Männer und Frauen aus den Bereichen Wasserwirtschaft, Moorkunde,
Planungsbüros und Landwirtschaft haben seit Anfang 2021 die Aufgabe,
in Moorgebieten gemeinsam mit den Beteiligten Lösungen zu finden,
sodass Moore und Auen nass sein dürfen, ohne die Existenz von Menschen
zu gefährden.

Was hat sich nun seit der Zeit der Grabenkämpfe geändert? Statt
übereinander wird miteinander geredet, weil ein Ziel alle Seiten eint:
Das Wasser in der Landschaft zu speichern und den Torf zu erhalten.
Dadurch ist der Blick frei für konstruktive Lösungsfindungen, die für
jede*n Beteiligte*n anders aussehen können. Dafür nimmt sich das Team
Zeit. Schaut sich die jeweilige Situation aller Nutzer*innen an,
spricht Lösungen durch, berät und packt bei der Abstimmung von
Bewirtschaftungsmethoden und Verwertungskonzepten mit an und ist immer
erreichbar.


Anfang Texteinschub

INFO


Die Kohlendioxidfreisetzung reduzieren


Aus brandenburgischen Mooren werden laut Greifswald Moor Centrum in
jedem Jahr ungefähr 6,2 Millionen (Mio.) Tonnen (t) CO2-Äquivalent pro
Jahr (Äq/a) an Klimagasen frei. Der Großteil dieser jährlichen
Treibhausgas-Freisetzung geht an erster Stelle auf entwässertes
Moorgrünland mit 4,3 Mio. t CO2-Äq/a und an zweiter Stelle auf
Ackerflächen mit immerhin noch 1,3 Mio. t CO2-Äq/a zurück. Erstmalig
wird es in 2021 durch eine Bund-Länder-Zielvereinbarung
Moorbodenschutz eine klare Zielstellung für den Klimaschutz auf Mooren
in Deutschland geben. Hiernach soll es bis 2030 von insgesamt 44
Millionen Tonnen CO2-Äq pro Hektar und Jahr Treibhausgasemissionen aus
Mooren und sonstigen organischen Böden in Deutschland infolge
Entwässerung eine Einsparung um fünf Mio. t CO2-Äq pro Hektar und Jahr
geben. Danach sind auf brandenburgischen Mooren in dieser Zeit 712.000
t CO2-Äq pro Hektar und Jahr einzusparen. Dafür müssen in dieser Zeit
in Brandenburg auf ca. 50.000 Hektar Moorfläche die Wasserstände bis
nahe an die Geländeoberfläche gebracht werden."


Ende Texteinschub

Anteile der Treibhausgase (THG) auf organischen Böden in
Brandenburg

(nach GMC 2021, Moorkarte 2013)

THG in t CO2-Äq/ha*a 


	Fließgewässer: 6.957

	Seen: 9.928

	anthropogene Rohbodenstandorte und Ruderalfluren: 39.647

	Moore: 94.575

	Gras- und Staudenfluren: 4.324.229

	Gebüsche, Baumreihen, Alleen: 28.214

	Wälder und Forsten: 378.437

	Äcker: 1.343.037

	Sonstiges: 38.823





Alle wichtigen Schritte werden gemeinsam besprochen. Eigentlich - so
denkt man - sollte das eine Selbstverständlichkeit sein. Wir haben als
Moorschützer*innen aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt, in der
wir in den Behörden manchmal etwas selbstgefällig und für
Außenstehende undurchschaubar agiert haben. Zu viel Vertrauen ist
dadurch verspielt worden. Das soll sich jetzt ändern.

Das Klimamoorteam (ARGE Klimamoor) wird mindestens bis ins Jahr 2026
Nutzer*innen bei der Umstellung auf eine nasse Moorbewirtschaftung
unterstützen. Das Land will vor allem auf Landesflächen zeigen, dass
es nicht nur redet, sondern mit gutem Beispiel vorangeht. Hierzu
gehören Moore an der Mittleren Havel, bei Potsdam, in Märkisch
Oderland und in der Uckermark.


Eine neue Moorschutzrichtlinie und weitere Vorhaben

Das Land Brandenburg arbeitet an einem Moorschutzprogramm und legt zum
Ende 2021 eine große Klima-Moorschutzrichtlinie auf. Diese Richtlinie
wird in ihrem Umfang alles Notwendige beinhalten, wenn Wasserspiegel
in Mooren angehoben werden müssen. Dazu gehört die Anschaffung von
gebrauchter und neuer Bewirtschaftungstechnik und Verwertungsanlagen
einschließlich deren Entwicklung, der Aufbau von Verwertungsketten,
die Beratung, Entschädigung, die Moorrenaturierung und vieles mehr.
Diese Richtlinie setzt den Start in die Umstellung auf nasse
Moornutzung, nasse Moore überhaupt. Weiterhin will das Land mit einem
gesonderten vom Bund geförderten Vorhaben für nasse
Moorbewirtschaftung Demonstrationsflächen einrichten und eine
landwirtschaftliche Beratung aufbauen.


Was macht nun die im Titel postulierte neue Perspektive im
Moorschutz aus?

Es ist der Blick über die bedrohten Tier- und Pflanzenarten, die
Torfverluste und die Nährstoffausträge entwässerter Moore hinaus auf
die Gemeinsamkeiten aller Beteiligten. Das Ziel, Torfsubstanz als
wichtigen Wasserspeicher zu erhalten und zu zeigen, dass Moor- und
Klimaschutz kein Gegensatz zur Moornutzung sein müssen. Und es sind
die ernsthaften Unterstützungsleistungen. Taten statt Worte eben.
Bleibt zu hoffen, das entschlossenes Handeln, endlich auch auf den
Klima- und Moorschutz übergreift. Die Konsequenzen für
Unentschlossenheit möchte man sich nicht ausmalen.


Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Abendstimmung über den nassen Ungeheuerwiesen bei Blankensee. Eine geplante Stauanlage soll hier zukünftig die Wasserspeicherung verbessern. Foto: Lars Kluge

	Der WBV Welse hat im Jahr 2019 einen Stauwärter eingestellt und orientiert seine Stauziele bereits am Wasserdargebot. Foto: Lukas Landgraf

	Gut aufgestellt: Das Klimamoorteam. Foto: Sylvia Rex
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"Moore - oder Die Wandlung der Sicht auf die Dinge"

von Jutta Zeitz und Vera Luthard - Moorexpertinnen



Sommer 1747, über den Sumpflandschaften zu beiden Seiten der Oder
brodelt es, denn es stehen gewaltige Veränderungen bevor. Friedrich
II. benötigt dringend Land, um durch die Ansiedlung von Kolonisten die
menschenarmen Landstriche östlich von Berlin zu beleben. Dort, wo
bisher nur Morast und Sumpf war, sollen auf satten grünen Wiesen
künftig Kühe grasen. Aber dieser Plan - eine völlige Wandlung der
Wasserverhältnisse - gefällt den Brüchern, wie sich die Einwohner der
Gegend nennen, nicht. Bedeutet es doch Verschwinden ihres Reichtums,
der sie bisher ge- und ernährt hat: Sumpfschildkröten, Hechte, Aale,
Quappen etc. Reichtum hieß zu dieser Zeit: fangen, verkaufen,
essen.(*) Wie dieser Kampf ausgegangen ist, wissen wir, so soll
Friedrich nach den Meliorationen ausgerufen haben: "Ich habe eine
Provinz im Frieden erobert ..." In der Zeitspanne seit der
Moorentstehung war dieses Ereignis 'gestern'. Moorlandschaften haben
in ca. 250 Jahren gravierende Veränderungen erfahren: feucht - nass -
trocken - ... wieder nass? Heute ist der Blick auf Moore auf deren
Klimawirkung fokussiert - doch Moore sind weit mehr als ein Haufen
Kohlenstoff ...



Das Bundesumweltministerium legt in Kürze eine Morrschutzstrategie für
Deutschland mit diversen Selbstverpflichtungen vor, eine daran
knüpfende Bund-Länder-Vereinbarung ist in Vorbereitung,
Förderprogramme werden aufgelegt, das Land Brandenburg untersetzt laut
Koalititionsvertrag - wie zahlreiche andere Bundesländer auch -
derzeit sein ProMoor-Programm von 2013 mit einem handlungsorientierten
Moorschutzprogramm. Die Grundforderung aller Aktivitäten ist die
Wiedervernässung - nasses Wirtschaften oder Prozessschutz. Wie erklärt
sich dieser plötzliche Wandel der Ansprüche an die Wertschöpfung von
diesen Standorten? Neben der veränderten gesellschaftlichen Sicht auf
den Umgang mit unseren natürlichen Ressourcen ist es vor allem die
Degradierung entwässerter Moorstandorte, die die weitere Nutzung nach
derzeitiger Wirtschaftsweise nicht mehr rentabel macht.


Wasser und Torf

"Moore leben vom Wasser", dieser von Michael Succow, dem Nestor der
Moorkunde, geprägte Satz hat inzwischen schon Lehrbuchcharakter. Durch
Wasser entstehen Moore, Wasser erhält sie und Wasser wird benötigt,
sie wieder zu renaturieren. In Brandenburg wachsen Moore, wo
mineralstoffhaltiges Wasser an die Bodenoberfläche tritt oder
zufließt. Sie werden im Gegensatz zu den Regen- oder Hochmooren als
Niedermoore bezeichnet. Neben den nach der letzten Eiszeit vor ca.
11.500 Jahren entstandenen, gibt es jüngere Moore, die sich erst nach
den großflächigen Waldrodungen in den Senken und Niederungen in großer
ökologischer Vielfalt herausgebildet haben. Die speziell an die nassen
Bedingungen angepasste Lebewelt wird nach ihrem Absterben aufgrund des
Sauerstoffmangels nur unvollständig zersetzt. Es bildet sich als
Verrottungsprodukt Torf. Dieser besteht je nach Bildungsbedingungen
aus abgestorbenen Wurzeln, Ästen, Blättern und Sprossen von Seggen,
Schilf, Erlen, Weiden oder Moosen. Die abgelagerten Torfschichten
wachsen (sehr) langsam in die Höhe. Ein Meter Torfschicht bildet sich
in ungefähr 1.000 Jahren. Die Torfe sind locker gelagert und haben
vergleichsweise die höchsten Mengen an Wasser gespeichert. Von den
Pflanzen während ihres Wachstums aufgenommenes Kohlendioxid (CO2) und
Nährstoffe sind nach ihrem Absterben im Torf gebunden. Somit sind
Moore zu extrem großen Kohlenstoff- und Nährstoffspeichern geworden.
Aus bodenkundlicher Sicht bezeichnet man Landschaften als Moore, wenn
sie Böden mit Torfen von mehr als 30 Zentimeter Mächtigkeit aufweisen.
Von Torfen spricht man, wenn sie mehr als 30 Masseprozent organische
Substanz (das entspricht ca. 15 Prozent an organischem Kohlenstoff)
enthalten; oft sind es aber über 90 Masseprozent.

Ökologisch betrachtet sind naturnahe Moore Feuchtlebensräume, die eine
torfbildende Vegetation aufweisen. Diese ist oft mosaikartig
angeordnet und besteht aus Moosdecken, Rieden, Röhrichten, Gehölzen
und/oder Wäldern, die von jeweils sehr moorspezifischen Arten gebildet
werden. Derzeit gibt es naturnahe, wachsende Moore nur noch
kleinflächig verstreut und stehen aufgrund ihrer Seltenheit in
Deutschland unter Naturschutz. Für Mecklenburg-Vorpommern werden laut
neueren Untersuchungen ca. 8.640 Hektar oder drei Prozent der
Moorfläche als naturnah bzw. unentwässert genannt, für Brandenburg
geht man von ca. 3.000 Hektar aus.


Folgen der Entwässerung

Die Entwässerungen in den großen Moorniederungen in mehreren Kampagnen
- die letzte in den 1970er-Jahren - lösten folgende Prozesse aus: Die
sehr porösen und somit wasserspeichernden Torfe verlieren an Auftrieb,
sacken zusammen und infolge des Endringens von sauerstofferfüllter
atmosphärischer Luft kommt es zur chemisch und mikrobiell bedingten
Oxidation. Die Moorfläche verliert an Geländehöhe und wird immer
unebener. Aus den oxidierten Torfen entweicht das Treibhausgas
Kohlendioxid. Gleichzeitig verändert sich die Struktur des Oberbodens -
 je nach Intensität dieser Prozesse degradiert das Moor und weist
vererdete oder vermulmte Torfe auf. Dadurch verändern sich alle
Bodeneigenschaften: höhere Bodendichte, geringere Porosität und
Wasserleitfähigkeiten führen zu dem phasenhaften Auftreten von Pfützen
mit Stauwasser nach starken Regenereignissen. Grundwasser kann nicht
mehr ausreichend aufsteigen und die Wasserspeicherfähigkeit geht
verloren, sodass die Pflanzen in Trockenphasen absterben.
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Einfluss/Bedeutung/Auswirkung der Entwässerungen auf die
Bodenentwicklung.Quelle: Steckbriefe Moorsubstrate, Teil 1:
Einführung (Grafik Watzke-Design) 

https://e-docs.geo-leo.de/handle/11858/8054





Degradierte Moore haben für die Produktion von Biomasse bei
traditioneller Agrarwirtschaft erheblich an Bodenfruchtbarkeit
verloren. Insbesondere in den trockeneren ostdeutschen Regionen ist
weiterhin mit einem jährlichen Höhenverlust der Moorfläche unter
Grünland von ein bis zwei Zentimetern und unter Ackernutzung von bis
zu drei Zentimetern zu rechnen. Es ist zu befürchten, dass in den
nord-ostdeutschen Mooren in den nächsten Jahrzehnten infolge
Klimaänderung mit verstärkter Sommertrockenheit und Temperaturanstieg
die Bodendegradierung sowohl in der Fläche als auch im Ausmaß zunimmt,
die Erträge und die Ertragsqualität weiter fallen und in Abhängigkeit
der aktuellen Witterung vor allem unplanbar sind.


Anfang Texteinschub

INFO


Verbreitung und Nutzung der Moore in Deutschland 


Deutschland hat ca. 1,4 Millionen Hektar Moore, davon mit über 1
Million Hektar den größeren Anteil Niedermoore, ca. 340.000 Hektar
sind Hochmoore. Der Schwerpunkt der Verteilung ist eng verknüpft mit
den geomorphologischen Gegebenheiten für eine Moorentstehung, das sind
die großen Niederungen Norddeutschlands und des Alpenvorraums, welche
durch die Eiszeiten geprägt wurden, die vermoorten Flussauen und deren
Altarme sowie die ausgedehnten Hochmoore Nordwestdeutschlands und des
Voralpenraums. Mit kleineren Flächen sind auch noch die
Mittelgebirgslandschaften zu nennen.

Moore und die mit ihnen vergesellschafteten Böden (z. B. Anmoore), die
zwar auch sehr hohe Kohlenstoffgehalte aufweisen, aber im engeren
Sinne nach Definition nicht zu den Mooren zählen, werden aufgrund der
Bedeutung für den Klimaschutz und der Gefährdung einer THG-Freisetzung
durch Entwässerung als 'organische Böden' zusammengefasst.

Die Bundesländer mit einem sehr hohen Anteil an organischen Böden
sind: Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Bayern und
Schleswig-Holstein. Aber auch die 'Stadtstaaten' weisen Moore und
Anmoore auf; so befinden sich in Bremen mit ca. 5.700 Hektar ca. 13
Prozent des Bundeslandes auf 'sumpfigem' Grund. Für Berlin konnten 740
Hektar Moorflächen nachgewiesen werden. Fast dreiviertel der Moore
(ohne Unterteilung in Niedermoor, Hochmoor und vergesellschaftete
Böden) werden als Grünland oder Acker landwirtschaftlich genutzt,
davon ist mit 21 Prozent der Anteil an Ackernutzung erschreckend hoch.

Ende Texteinschub




[image: Text zur Grafik 'Höhe des Wasserstandes im Moor': Ein NATÜRLICHES MOOR ist ein Klimaschützer, weil es Kohlenstoff (CO2) einbindet und im Torf festlegt. Auch wenn das Moor gleichzeitig Methan (CH2) ausstößt, ist es weitgehend klimaneutral. / Der Wasserstand ist bei Mooren entscheidend. Ist er zu hoch, kann sich viel Methan bilden, das in die Luft gelangt. Trotz großer Aufnahme von Kohlenstoff kann ein ÜBERSTAUTES MOOR ein Emittent sein. / Bei einem TROCKENGELEGTEN MOOR wird der im Torf gebundene Kohlenstoff zu Kohlendioxid und Lachgas angebaut und gelangt in die Luft. Dieses Moor ist eine große Quelle von Treibhausgasen, trotz der geringen Aufnahme von Methan. / Wird ein ZERSTÖRTES MOOR RENATURIERT, kann es erst einmal Methan abgeben. Doch nach einigen Jahren nimmt das Moor mehr Kohlenstoff auf als es Kohlendioxid abgibt.Quelle: Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt]

Je nach Wasserstand können Moore Treibhausgase speichern oder abgeben.
Quelle: Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt




Kohlenstoffspeicher Moor

Eine Besonderheit der Moore im Vergleich zu anderen Landschaften und
ihren Böden ist ihr extrem hoher Gehalt an gespeichertem Kohlenstoff;
Ergebnisse der deutschlandweit durchgeführten Bodenzustandserhebung
landwirtschaftlicher Böden zeigte, dass Moore im Vergleich zu
Mineralböden bis in eine Tiefe von einem Meter fünfmal mehr
Kohlenstoff gespeichert haben. Die vom Wasserstand abhängige Dynamik
der Emission von Treibhausgasen (THG) ist in Mooren am stärksten
ausgeprägt. In naturnahen Mooren liegt Kohlenstoff gebunden vor und
geringe Mengen an Methan (CH4) werden in die Luft abgelassen. Durch
Entwässerung wird der gebundene Kohlenstoff als Kohlendioxid (CO2) in
die Atmosphäre emittiert; auf stickstoffreichen Standorten wird
außerdem Lachgas (N2O) freigesetzt, das 265mal klimaschädlicher ist
als CO2. Entwässerte Moore werden so zur Quelle von THG und tragen
erheblich zur Klimabelastung bei.


Arten verschwinden

Es sind aber nicht nur die abiotischen Verschlechterungen und die
Freisetzung der THG, die gegen eine auf Entwässerung fußende
Landnutzung der Moore sprechen. Während die extensive
Feuchtwiesennutzung bis Mitte des vorigen Jahrhunderts vor den
komplexen Meliorationen noch Rückzugsräume für viele feuchte- und
moorbedürftige Arten boten, sind auch diese Lebensräume heute bis auf
kleine Inseln weitgehend verloren gegangen. Der Extensivierungsschub
nach der Wende führte zwar zu einer gewissen Verbesserung und einige
Feuchtwiesenarten konnten davon profitieren, aber da diese
landwirtschaftlichen Förderprogramme nicht mit einer höheren
Wasserhaltung gekoppelt waren, gingen auch dort die oben geschilderten
Prozesse verlangsamt, aber kontinuierlich weiter. Im Ergebnis erleben
wir heute auch auf diesem Grünland zunehmenden Artenschwund. Um diese
einheimische Vielfalt an spezifischer Lebewelt zu erhalten und neue
Lebensräume anzubieten, sind Moorrenaturierung sowie die nasse
Moornutzung die einzigen Wege.


Was könnte die Zukunft der Moornutzung in Deutschland und
Brandenburg sein?

Es gibt kaum eine Ökosystemgruppe, in der sich Klima-, Boden-,
Gewässer- und Biodiversitätsschutz so synergetisch verbinden lassen
wie bei den Mooren, und das auch unter den Bedingungen einer an
Nachhaltigkeitskriterien orientierten Landnutzung. Neben der
Unterschutzstellung wiedervernässter Moore wird seit einigen Jahren
die Idee diskutiert, für die wiedervernässten Moore neuartige
Wertschöpfungsketten zu etablieren und zwar mit den Produkten, die das
Moor selbst liefern kann: die sogenannte Paludikultur, was so viel
bedeutet wie 'Landbau auf Sumpf'. Greifswalder Wissenschaftler* innen
sind bei der Erforschung zu Technologien, Produktnutzungen und
ökonomischen Aspekten führend; sie beschreiben Paludikultur als Teil
einer ganzheitlichen Lösung, definieren und propagieren ein 'wet
livelihoods', ein Einkommen durch Honorierung von Ökosystemleistungen.
Diese Nutzung weicht in jeder Beziehung von der traditionellen ab und
wurde in den letzten zwei Jahrzehnten erforscht, oft mit
Praxisbetrieben, die aus der geernteten nassen Biomasse (Schilf,
Rohrkolben u. a.) marktfähige Produkte erzeugt haben. Noch bedarf es
weiterer Entwicklungsarbeit und auch die rechtlichen sowie
förderpolitischen Rahmenbedingungen benötigen Änderungen.





[image: Tortendiagramm 'Nutzung Moorböden in Deutschland' - Grünland: 51%. Ackerland: 21%. Wald: 8%. Gehölze: 8%. Feuchtgebiete: 6%. Siedlungen: 4%. Gewässer: 1%. Torfabbau: 1%.Quelle: Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt]

Entwässerte Moorböden werden vor allem für Grünland aber auch für
Ackerland genutzt.Quelle: Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im
Umweltbundesamt





Klar ist, dass die bisherige, auf Entwässerung beruhende Moornutzung
in eine Sackgasse führt und gemeinsam Alternativen auf nassen Mooren
entwickelt werden müssen. Nur so können diese Landschaften in eine
Zukunft geführt werden. Es gilt: Die veränderten Nutzungsformen müssen
an die (zukünftigen) Standortverhältnisse angepasst werden und nicht
umgekehrt! Und es braucht Mut und Visionen für Neues. "Die Probleme,
die es in der Welt gibt, sind nicht mit den gleichen Denkweisen zu
lösen, die sie erzeugt haben" (A. Einstein).


Triebkräfte für den Umgang mit Moorlandschaften

Früher

Ökonomisch


	Brennmaterial (Torf)

	Rohstoffe (Wiesenkalk, Raseneisenstein)

	Futter/Einstreu



Ökologisch

• -

Befindlichkeiten

Anpassung des Lebensraums für den Menschen


	Raum betretbar für Mensch und Vieh

	Raum für Verkehrsverbindungen

	Raum für "friedliche" Natur

	Geschützter Raum vor Naturkatastrophen

	Raum zum Wohnen

	Gesunder Raum



Heute

Ökonomisch


	Rohstoffe (Torf, Biomasse)

	Acker/Holznutzung

	Futter/Einstreu

	Fläche für diverse Verwendungen



Ökologisch

• Arten- und Biotopschutz

Befindlichkeiten


	Heimatgefühl einer vertrauten Landschaft

	Uneingeschränkte Nutzbarkeit für Freizeitaktivitäten

	Achtung der Leistung vieler Vorvätergenerationen

	Angst vor neuem Ungewohnten/Unbekannten

	Angst/Unwillen vor eigenen Einschränkungen und Betroffenheiten



Zukünftig

Ökonomisch


	Rohstoffe (Biomasse)

	Futter/Einstreu

	Fläche für diverse Verwendungen bei Vollvernässung



Ökologisch


	Prozessschutz

	Arten- und Biotopschutz

	Klimaschutz/Klimawandelanpassung

	Bodenschutz/Gewässerschutz



Befindlichkeiten


	Naturerleben

	Verantwortung für Naturlandschaft

	Angepasste Freizeitaktivitäten






Anmerkungen:

(*) Norman Ohler

"Die Gleichung des Lebens"

416 Seiten

Kiepenheuer&Witsch 2017

ISBN 978-3-462-05285-5


Bildunterschriften
der im Schattenblick nicht veröffentlichten Abbildungen der
Originalpublikation:


	Grünlandnutzung eines flachgründigen Niedermoores im Brandenburger Havelluch. Foto: Jutta Zeitz

	Fruchtendes Wollgras in der Hagelberger Posse bei Joachimsthal - ein fast verloren geglaubtes, wiedervernässtes Moor. Foto: Ron Meier-Uhlherr

	Torfmoos-Wollgrastorf geringer Zersetzung, der in Mooren wie die Hagelberger Posse gebildet wird. Foto: Ron Meier-Uhlherr

	Profil eines degradierten Niedermoores im Havelländischen Luch (Brandenburg), das über Jahrzehnte tief entwässert wurde. Foto: Laurentiu Constantin

	Wiederverlandungsmoor mit Schilfröhricht. Foto: Ron Meier-Uhlherr






LINKS

Moorschutzstrategie

www.bmu.de/DL2596

Paludikultur

www.moorwissen.de/de/paludikultur/paludikultur.php

www.greifswaldmoor.de/aktuelles.html#373

Torffrei gärtnern

www.bund.net/bundtipps/detail-tipps/tip/torffrei-gaertnern-moore-und-klimaschuetzen/

Moorpate werden

www.nabu.de/spenden-und-mitmachen/patenschaften/moor/index.html

www.bundbrandenburg.de/mitmachen/moorpaten/

 * 

Quelle:

naturmagazin, 35. Jahrgang - Nr. 2, Juni bis August 2021, S. 4-8

Herausgeber:

Naturschutzzentrum Ökowerk Berlin

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V., Landesverband Brandenburg

NaturSchutzFonds Brandenburg, Stiftung öffentlichen Rechts

Natur+Text GmbH

Anschrift der Redaktion:

Natur+Text GmbH

Friedensallee 21, 15834 Rangsdorf

Tel.: 033708/20431, Fax: 033708/20433

E-Mail: verlag@naturundtext.de

Internet: www.naturmagazin.info

 

Das naturmagazin erscheint vierteljährlich und kostet 4,30 Euro

oder 16,50 Euro im Abonnement (4 Ausgaben).

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 13. August 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





MOOR/061: Leben ins Moor (BUND MAGAZIN)

BUND MAGAZIN - 2/2022

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

AKTIV

Leben ins Moor 



Der BUND setzt sich vielseitig dafür ein, die letzten gesunden
Moore zu bewahren und geschädigte Moore, wo immer möglich,
wiederherzustellen. Ein Dutzend Projekte zeigt beispielhaft die
Bandbreite unserer Aktivitäten in den Landesverbänden.


NIEDERSACHSEN

(Foto: Morrschnucken bei der Arbeit [*])

Wollige Moorschützer

Hochmoore brauchen Pflege, solange sie unzureichend vernässt sind. Im
Rahmen des größten BUND-Moorprojekts hat der BUND Niedersachsen in der
Diepholzer Moorniederung 2017 eine Schäferei mit Moorschnucken
übernommen. Über tausend wollige Naturschützer helfen seitdem rund 600
Hektar wertvoller Moor- und Sandheiden offenzuhalten. Als kleine und
leichte Schafrasse sind die Schnucken perfekt an die nährstoffarme
Hochmoorlandschaft und die Feuchtwiesen angepasst.

www.bund-niedersachsen.de/bund-schaeferei

Moorland

Moorschutz ist Klimaschutz. Warum beides eng zusammenhängt und wie
sich Bürger*innen und Unternehmen direkt an der Rettung von Mooren
beteiligen können, zeigt der BUND Niedersachsen mit »Moorland«. In dem
vierjährigen Förderprojekt werden Moorflächen mit Hilfe von
Klimaspenden wiedervernässt, um dauerhaft CO2 zu speichern. 

www.moor-land.de


NORDRHEIN-WESTFALEN

(Foto: Zwei BUND-Aktive prüfen, wo die Heideterrasse wiedervernässt
werden kann.)

Heideland wiedervernässen

Im Naturraum Bergische Heideterrasse zwischen Duisburg und Siegburg
hat der BUND rund tausend Hektar einstiges Moorland identifiziert, das
sich für eine Wiedervernässung eignet (in einem vom Bundesamt für
Naturschutz geförderten Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben). Ein
Nachfolgeprojekt soll nun für die Umsetzung sorgen. Neben positiven
Effekten für Klima- und Hochwasserschutz sollen auch gefährdete
Lebensräume geschützt und ein Biotopverbund von nationaler Bedeutung
gestärkt werden.

www.bund-nrw.de/moore-renaturieren


SCHLESWIG-HOLSTEIN

(Foto: Weiträumig wiedervernässt: das Himmelmoor nördlich von
Hamburg.)

Nach dem Torfabbau

Im Himmelmoor in Quickborn wurde bis 2018 intensiv Torf abgebaut. Ein
Überstau großer Flächen leitete die Renaturierung ein. Im Randbereich
ist das Moor bereits FFH-Gebiet. Jetzt soll es als Ganzes unter
Naturschutz gestellt werden. Die BUND-Kreisgruppe setzt sich - auch in
einem Förderverein - für eine naturverträgliche Naherholung und eine
wirkungsvolle NSG-Verordnung ein, zugunsten gefährdeter Arten wie
Bekassine, Krickente, Kranich und Co.

www.foerderverein-himmelmoor.de


THÜRINGEN

(Foto: Das Eiserne Pferd beim Einsatz in der Moorpflege.)

Eisernes Pferd im Einsatz

Mit einer Natura 2000-Station trägt der BUND Thüringen über seine
Wildtierland Hainich gGmbH dazu bei, dass der Hanfsee im
Unstrut-Hainich-Kreis ein Moor bleiben kann. Das durch einen Erdfall
im Karst entstandene Übergangs- und Schwingrasenmoor beherbergt u. a.
den seltenen Kammfarn, der landesweit nur hier vorkommt.
Entwässerungsgräben senkten den Wasserspiegel, Birken wuchsen auf. Die
Entwässerung wurde gestoppt, auch die meisten Birken lässt die Station
entfernen. Das »Eiserne Pferd« erlaubt es besonders bodenschonend zu
arbeiten.


BADEN-WÜRTTEMBERG

(Foto: Heckrinder des BUND beweiden ein Niedermoor am Bodensee.)

Heckrinder, Büffel und Biber

Seit Langem engagiert sich der BUND Markdorf am Bodensee in der
Moorpflege. Im FFH-Gebiet Hepacher-Leimbacher Ried vernässte er mit
dem Landratsamt auf mehr als hundert Hektar Niedermoore. Der Biber
half dabei großzügig. Statt regelmäßiger Mahd werden die Feuchtwiesen
mit eigenen Heckrindern beweidet. Die Herde wurde jüngst um drei
trächtige Wasserbüffel ergänzt, finanziert aus einem Vermächtnis. Es
gelangen bereits Erstnachweise und Wiederfunde bedrohter Insekten. Vom
BUND geführte Wanderungen, Erlebnispfade und Infotafeln vermitteln die
Projektziele und geben Beobachtungstipps.

www.markdorf.bund.net


MECKLENBURG-VORPOMMERN

Moorschutz gleich Artenschutz

Seit Jahren setzt sich die BUND-Ortsgruppe »Ostufer Kummerower See«
für den Schutz von Mooren und Feuchtwiesen ein. So engagiert sie sich
gegen das Ausbringen von Gülle in einem Landschaftsschutzgebiet.
Außerdem untersucht sie laufend, wie sich die Art der Bewirtschaftung
und der Wasserstand auf eine extensiv genutzte Feuchtwiese im
Naturpark »Flusslandschaft Peenetal« auswirken. Dafür dokumentiert sie
die Entwicklung gefährdeter Arten wie Fleischfarbenes Knabenkraut oder
Sumpf-Läusekraut.


BRANDENBURG

(Foto: Exkursion im Rahmen des Bildungsprojekts »Sumpf & Sand«.)

Sumpf & Sand

2020 startete das ELER-geförderte Bildungsprojekt »Sumpf & Sand -
Brandenburgs zwei Gesichter«. In Seminaren und Workshops lernen
Gartenprofis und Laien Feuchtbiotope anzulegen und zu pflegen. Neben
den beliebten Gartenrundfahrten per Rad oder Bus gibt es Angebote für
Kinder und Familien, auch im BUND-eigenen Umweltbildungszentrum
Schlaubetal.

www.bund-brandenburg.de/sumpf-sand

EUROPÄISCHE UNION/Europäischer Landwirtschaftsfonds für die
Entwicklung des ländlichen Raums 

Messen für mehr Wasser

Das 55 Hektar große Luchseemoor im Spreewald leidet unter
Wassermangel. Mit 680 Tonnen CO2 pro Jahr emittiert es 5,5-mal mehr
als in naturnahem Zustand. Es wurden bereits Kiefern entnommen und
Gräben verschlossen, ohne nachhaltige Wirkung. Um den Ursachen des
Wassermangels auf den Grund zu gehen, richtete der BUND Brandenburg
2021 hydrologische Messstellen ein (gefördert durch Landes- und
ELER-Mittel) und wird die nächsten fünf Jahre Daten erheben.

www.bund-brandenburg.de/moorrenaturierung


SACHSEN-ANHALT

(Foto: Torfwiesenscheckenfalter und Grünwidderchen im Cheiner
Torfmoor.)

Moorschutz an Grünen Band

Durch die Lage an der innerdeutschen Grenze wurde das Cheiner Torfmoor
erst sehr spät entwässert. Heute zählt es zu den landesweit
wertvollsten Niedermooren. Für viele Pflanzen und Tagfalter besitzt es
eine überregionale Bedeutung. Der BUND Sachsen-Anhalt engagiert sich
hier dafür, mehr Moorflächen anzukaufen und wiederzubewässern. Eine
Teilfläche von 40 Hektar ist bereits auf dem Weg dorthin. Allein hier
entweichen künftig jedes Jahr etwa 175 Tonnen CO2 weniger.

www.bund-sachsen-anhalt.com/cheiner-torfmoor


BAYERN

(Foto: Murnauer Moos mit blühenden Sibirischen Schwertlilien.)

Die Retterin des Murnauer Mooses

Das Murnauer Moos am Alpenrand zählt mit rund 4200 Hektar zu den
bedeutendsten Moorkomplexen Deutschlands. Dass es eine naturnahe
Kulturlandschaft blieb, ist vor allem der Botanikerin Ingeborg Haeckel
vom BUND in Bayern zu verdanken. Jahrzehntelang kämpfte sie für die
Moorlandschaft. Von Politikern als »Mooshex« beschimpft, gelang es
ihr, eine weitere Trockenlegung des Murnauer Mooses abzuwenden und den
Abbau von Torf und Sandstein zu stoppen. Auf Haeckels Initiative gehen
auch Flächenkäufe und die Ausweisung als Naturschutzgebiet zurück.


www.bund-naturschutz.de/murnauer-moos

Natur statt Flugplatz und AKW

Auf 25 Quadratkilometern erstreckt sich das Niedermoor Mertinger Ried
zwischen Donauwörth und Dillingen. Das Kerngebiet, die 142 Hektar
große »Mertinger Höll«, ist heute ein Naturschutzgebiet. Dabei gab es
viele Pläne, die unbebaute Ebene zu nutzen: als Flugplatz,
Atomkraftwerk oder Teststrecke für eine Magnetschwebebahn. Zum Glück
scheiterten sie an dem Widerstand engagierter Naturschützer*innen. In
den 1970er Jahren kaufte der BUND Naturschutz die ersten Flächen als
Sperrgrundstücke gegen den geplanten Atommeiler. Dies war der
Grundstein für den größten Flächenkauf in der Geschichte des BUND in
Bayern.

www.bund-naturschutz.de/mertinger-hoell


Anmerkung:

[*] Abildungen siehe Originalpublikation
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INTERVIEW

Das A und O ist der Wasserhaushalt



Trockengelegte Moore wiedervernässen: Das würde auf einem
Zwanzigstel der deutschen Landesfläche bis zu sieben Prozent unserer
Treibhausgase sparen. Dieses Potenzial will genutzt sein, meint
Franziska Tanneberger, Leiterin des »Greifswald Moor Centrum«.



Frau Tanneberger, warum sollten wir die Moore wiedervernässen?

Früher haben wir Moorkundler*innen zuerst darauf hingewiesen, dass
intakte Moore Schatztruhen der Biodiversität sind und eine ganz
wichtige Funktion in der Landschaft erfüllen: Wie eine Niere filtern
und binden sie Stoffe und prägen den Wasser- und Nährstoffkreislauf.
Seit über zehn Jahren drängt der Klimaaspekt stark in den Vordergrund.
Moore sind auch als Kohlenstoffspeicher enorm bedeutsam. Leider
entweicht aus den entwässerten Mooren ständig CO2. Darum ist die
Wiedervernässung so wichtig.

Bringt eine Vernässung das Leben zurück ins Moor?

Ja, auf den gut 70 000 Hektar, die schon wiedervernässt sind,
beobachten wir das. Wir bekommen aber nicht zurück, was wir verloren
haben. Die Entwässerung hat den Torfkörper gravierend beschädigt.
Dennoch leisten wiedervernässte Moore vieles, was wir an diesem
Ökosystem schätzen. Unsere zentrale Aufgabe ist es, die bis heute -
auch in Schutzgebieten - gängige Entwässerung zu stoppen. Einen Teil
der dann wieder nassen Moorfläche sollten wir dem Naturschutz widmen,
da kann neue Wildnis entstehen. Ein anderer Teil bleibt land- und
forstwirtschaftlich genutzt. Davon profitiert in den wiedervernässten
Mooren auch die biologische Vielfalt.

Welche Arten siedeln sich wieder an, welche nicht?

In den Niedermooren haben wir viele kleinwüchsige Seggen und
Blütenpflanzen verloren. Und die artenreiche Gruppe der Braunmoose,
die - wie die Torfmoose im Hochmoor - tolle Torfbildner sind. All
diese Pflanzen kommen nicht einfach wieder. Vernässen wir ein
degradiertes Niedermoor, erhalten wir sehr wüchsige Röhrichte mit
Großseggen und Schilf und vielleicht Weiden. Das sind erst mal eher
artenarme Lebensräume. Das A und O für ein Moor ist der
Wasserhaushalt. Es kann dauern, bis der wiederhergestellt ist. Für
viele Arten ist auch entscheidend, dass wir Nährstoffe entziehen,
unsere Landschaft ist ja heute viel nährstoffreicher als früher. Durch
Mahd oder Beweidung werden diese Flächen offener, lichter und
vielfältiger.

Wie lassen sich Moore im Sinne des Natur- und Klimaschutzes nutzen?


Die Richtung ist klar: Damit wir unsere Klimaziele erreichen, müssen
nahezu alle Moorflächen wiedervernässt werden. Wo die Land- und
Forstwirtschaft weiter eine Rolle spielen, sind noch etliche Fragen zu
beantworten: Welche Kulturen eignen sich für welche nassen Böden? Wer
sind die Abnehmer der Biomasse? Ein vielversprechendes Beispiel: Am
Kummerower See verwertet ein Nahwärme-Heizwerk Biomasse aus
wiedervernässten Mooren. Damit werden etliche Hundert Haushalte
versorgt - ohne russisches Öl und Gas. Kohlenstoff lässt sich in
nassen Mooren auch in langlebigen Produkten binden, wie Baumaterial
aus Rohrkolben und Erle.

Wie kann die Politik die nötige Wiedervernässung fördern?

Sie sollte es als staatliche Aufgabe annehmen, Flächeneigentümerinnen
und Bewirtschafter hierbei zu unterstützen. Denn entwässert wurde
meist im Rahmen großer staatlicher Programme, nicht durch Privatleute.
In Anlehnung an die Kohlekommission hoffe ich auf eine Moorkommission,
die sich dieser Herausforderung stellt. In den moorreichen
Bundesländern fehlt es bisher an Strukturen und Zuständigkeiten. Unser
Zentrum vermittelt gerne Know-how und bereitet den derzeitigen
Wissensstand praxisnah auf - ob es um Methan geht, um Mücken oder
Moor-Fotovoltaik.
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MOORSCHUTZ

Der BUND fordert


Um Moore und Moorböden besser zu schützen und wiederherzustellen,
hat der BUND zentrale Forderungen für einen Politikwandel
formuliert.

von Nicola Uhde und Daniela Wannemacher



Wer über den Schutz von Mooren spricht, tut gut daran
klarzustellen, was gemeint ist: der Schutz der Moornatur oder des
Moorbodens? Beides geht nicht immer Hand in Hand. Der Moornaturschutz
dient in erster Linie dazu, Moore als wertvollen Lebensraum seltener
Tiere und Pflanzen zu erhalten oder wiederherzustellen. Das hilft auch
dem Klima, da lebendige Moore kleinflächig enorme Mengen Treibhausgase
binden. Will man primär den Moorboden schützen, wird man ihn vor allem
möglichst rasch dauerhaft unter Wasser setzen. Denn nur so ist die
weitere Zersetzung des Bodens und damit der Ausstoß von Treibhausgasen
zu stoppen.

Im Idealfall lassen sich der Schutz der natürlichen Vielfalt und des
Klimas verbinden. Doch je nachdem, wem eine Fläche gehört, ob sie
streng geschützt oder landwirtschaftlich genutzt werden soll, steht
eher die Natur oder der Boden im Mittelpunkt. Das ist wichtig zu
bedenken. Ansonsten reden die Beteiligten in der Politik und vor Ort
aneinander vorbei.


ZUM SCHUTZ DER MOORE FORDERT DER BUND:


	Ein Programm zur Wiedervernässung, das die Bundesregierung mit den Ländern auflegt, auf Basis einer ehrgeizigen nationalen Moorschutzstrategie und eines guten Aktionsprogramms zum natürlichen Klimaschutz. So sollen geschädigte Moore wiederbelebt werden und Kohlenstoff binden. Die laufende Erneuerung der Entwässerungssysteme in der Landwirtschaft ist bis 2025 zu stoppen.

	Moore als Lebensräume schützen: Die Bundesregierung soll die Länder bei ihren Moorschutzprogrammen unterstützen, die Erhaltung der moortypischen Vielfalt ist ins Zentrum zu rücken. Ihre Schutzstrategie muss sie mit einem ehrgeizigen Aktionsplan umsetzen und dafür die planungs- und förderrechtlichen Rahmenbedingungen im Sinne des Naturschutzes anpassen. Alle Hochmoore und Moorwälder sind bis 2030 wiederzuvernässen und ihrer natürlichen Entwicklung zu überlassen, ebenso wie mindestens ein Viertel der heute noch extensiv genutzten Niedermoore.

	Landschaftswandel als Chance fördern: In revitalisierten Moorgebieten soll die Regionalentwicklung besonders unterstützt werden, um den Wechsel zu einer nassen (Kultur-)Landschaft positiv für alle Beteiligten zu gestalten. Dafür ist die Wertschöpfung durch regionale Verwertungsketten und Produkte ebenso zu stärken wie der Tourismus. Wer privat ein Niedermoor besitzt, muss über die Agrarpolitik attraktive ökonomische Anreize bekommen, um es nass und extensiv zu nutzen: durch den Anbau von Schilf, Rohrkolben oder Torfmoosen oder die Beweidung mit Heidschnucken oder Wasserbüffeln.

	Aus der Torfverwendung aussteigen: Die Bundesregierung soll dafür sorgen, dass im Hobbygartenbau bis 2025 gänzlich auf Torf verzichtet wird. Im Erwerbsgartenbau darf Torf nur noch bis 2030 erlaubt sein. Ein Aktionsplan soll helfen, den Torfeinsatz schrittweise zu senken. Bis 2025 muss der Abbau von Torf in Deutschland vollständig enden.

	Moorwissen stärken:  Die Bundesregierung soll die Forschung zum Schutz der Moore fördern und sich um die Weiterbildung all jener in Politik, Verwaltung und Landwirtschaft kümmern, die den großflächigen Moorschutz erst ermöglichen. Sie soll zudem das Wissen über die Bedeutung der Moore für Natur und Klima fördern, bei Kindern wie Erwachsenen.



NICOLA UHDE

ist die BUND-Referentin für Moorschutzpolitik.

DANIELA WANNEMACHER

leitet das Team Landnutzung des BUND.

Link:

www.bund.net/moorschutzpolitik



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

• Ernte von Schilf für Dachreet
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Buntes Leben


Intakte Moore zählen nicht zu den artenreichsten Lebensräumen. Doch
viele ihrer Bewohner sind nur hier zu finden. Und darum heute selten
geworden

von Severin Zillich



Einst dehnten sich die deutschen Moore über eineinhalb Millionen
Hektar aus. Auf etwa fünf Prozent der Landesfläche - in
Norddeutschland teilweise über 15 Prozent - regierten Torfmoose und
andere Moorbildner. Doch ab dem 18. Jahrhundert entzog der Mensch 99
Prozent dieser Moore planvoll das Wasser. Schon eine leichte Absenkung
des Wasserspiegels genügt, um die Mannigfaltigkeit unberührter
Hochmoore zu vernichten. Entsprechend gefährdet und rar sind viele
ihrer Bewohner heute.

HOCH- UND NIEDERMOOR

Wo Niederschläge und das Grundwasser zu einem ständigen Überschuss an
Wasser führen, entstehen Moore. Abgestorbene Pflanzenreste können im
Wasser nicht zersetzt werden und lagern sich als Torf ab. Dabei lassen
sich grundsätzlich zwei Moortypen unterscheiden.

Hochmoore werden ausschließlich von Regenwasser gespeist. Sie
entstehen, indem Torfmoose in großen Polstern über das Grundwasser
emporwachsen. Als größte baumfreie Inseln im weithin bewaldeten
Mitteleuropa bildeten die Hochmoore einst eine Welt für sich.
Vergleichsweise wenige Arten konnten diesen Lebensraum erobern.
Charakteristisch ist ihr kleinräumiges Mosaik von Bulten und
Schlenken, von nassen und trockeneren Bereichen. Hochmoore sind sehr
sauer, extrem nährstoffarm und wachsen etwa einen Millimeter pro Jahr
in die Höhe.

Niedermoore finden wir, wo Seen verlandet oder Senken versumpft sind,
wo Auen periodisch überflutet werden oder Quellen auftreten. Sie sind
häufig nähr-stoffreich, so dass sich Röhrichte und teilweise auch
Bruchwald bilden. Von Niederzu Hochmooren gibt es vielfältige
Übergänge; diese »Zwischenmoore« werden oft von Kleinseggen besiedelt.

VIELE SPEZIALISTEN

Über hundert wirbellose Tiere sind in ihrem Vorkommen rein auf die
Hochmoore beschränkt. Dazu zählen Käfer wie der Hochmoor-Laufkäfer,
Schmetterlinge wie Hochmoorgelbling und -bläuling, Libellen wie die
Hochmoor-Mosaikjungfer oder spezialisierte Wolfsspinnen.

Zu den typischen Brutvögeln gehör(t)en das heute stark gefährdete
Birkhuhn sowie die Sumpfohreule, der Brachvogel und der
Goldregenpfeifer. Alle drei sind bei uns vom Aussterben bedroht.

Niedermoore stellen weniger extreme Lebensräume dar. Anders als
Hochmoore wölben sie sich nicht über ihre Umgebung empor und werden
deshalb auch Flachmoore genannt. Meist nährstoffreich und immer von
Grundwasser genährt, prägen Schilfröhrichte, Seggenriede oder
Bruchwälder ihr dichtes Pflanzenkleid. Niedermoore beheimaten mehr
Arten als Hochmoore, und ihre Tiere und Pflanzen sind weniger
spezialisiert.

Doch ob Hoch- oder Niedermoor: Wo sich Untergrund und Klima
kleinräumig verändern, können große Moorkomplexe voller Leben sein.
Dieses Leben aber ist heute fast überall verschwunden. Es wird sich
nur dann neu entfalten können, wenn wir unsere ehemaligen Moore auf
weiter Fläche wiedervernässen. 


Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Die Rosmarinheide wächst auf nassen und sauren Moorböden und mag es kalt.

	Ein typischer Moorbewohner ist auch der Trommelwolf, die Spinne des Jahres 2022.

	Vielerorts verschwunden ist der Hochmoor-Perlmuttfalter. Seine Raupen fressen an der Moosbeere.

	Der Sumpfenzian oder Blaue Tarant kommt außerhalb der Alpen nur noch ganz ausnahmsweise vor.

	Die Männchen des Moorfroschs sind zur Paarungszeit oft hellblau.

	Der Goldregenpfeifer lebte einst verbreitet in Mooren und Heiden des norddeutschen Tieflands. Als Brutvogel ist er heute akut vom Aussterben bedroht.
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Moore schützen



Knabenkräuter im Cheiner Torfmoor bei Salzwedel. So wie hier am
Grünen Band blüht es gerade auf vielen Moorwiesen, vom Alpenvorland
bis nach Schleswig-Holstein. Auf vielen?

Nun ja, im kleinen Rest unserer einst ausgedehnten Moore eben, der
erhalten blieb und der Zerstörung entging. Ein Trost: Selbst längst
entwässerte Moorböden sind oft noch nicht ganz verloren, zumindest
nicht für den Klimaschutz. Die Entwässerungsgräben zu schließen und
einstige Moore wieder zu vernässen, zählt zu den wichtigsten
Forderungen von Moor- und Klimafachleuten. Auch die natürliche
Vielfalt würde profitieren. Mehr dazu auf den nächsten Seiten.


 MOORSCHUTZ

Moore brauchen Wasser

Damit Deutschland seine Klimaziele erreicht, müssen wir die
Entwässerung unserer Moorlandschaften stoppen. Eine große Aufgabe, die
auch der Natur zugutekommen wird.

von Matthias Meißner und Christine Margraf


Moore sind Lebensräume voller Vielfalt. Enorm wichtig sind sie
außerdem für den Wasserhaushalt. Und sie bergen riesige Mengen an
organischem Material und damit Kohlenstoff. Obwohl sie nur drei
Prozent der weltweiten Landfläche bedecken, liegt in ihnen ungefähr
doppelt so viel Kohlenstoff wie in allen Wäldern unseres Planeten.

Eines haben alle Moore gemeinsam: Was in diesen Ökosystemen wächst,
stirbt einmal ab und sinkt dann unter die Wasseroberfläche. Dort sind
die Reste der Pflanzen (oft Moose) luftdicht abgeschlossen. Der
Kohlenstoff, den sie im Laufe ihres Wachstums gespeichert haben,
bleibt somit gebunden.

Wenn in einem Moor ein Bohrstock mit mächtigen Schlägen in den
Untergrund gerammt wird, schwankt der Boden unter den Füßen. So
vermittelt sich ganz direkt, was es heißt, auf einem riesigen
wassergesättigten Körper aus Pflanzenteilen zu stehen. Pflanzen, die
sich dort über viele Jahrtausende abgelagert haben.

FOLGEN DER ENTWÄSSERUNG

Moore werden passenderweise oft mit einem Schwamm verglichen.
Entziehen wir ihnen das Wasser, bleibt einzig das orga-nische Material
übrig und Luftsauerstoff füllt die Zwischenräume. Das Material
zersetzt sich und wird zu Kohlendioxid.

Schon seit Jahrhunderten werden die Moore entwässert. Zum einen, um
Torf als Brennstoff und für den Gartenbau zu gewinnen. Vor allem aber
wurden und werden Moore in Deutschland bis heute für die
Landwirtschaft trockengelegt. Gut sieben Prozent unserer Agrarfläche
sind ehemalige Moore. Drainagerohre und Entwässerungsgräben sorgen
dafür, dass die Moorböden trockengelegt werden. Dann erst können auch
sie als Äcker und Intensivwiesen genutzt werden.

HOHER PREIS

So entstand gerade im Norden Deutschlands viel neues nutzbares Land.
Der Preis dafür war hoch: Einzigartige Lebensräume verschwanden bis
auf kleine Reste. Zugleich schuf man eine gewaltige Quelle für das
klimaschädliche Kohlendioxid. Entwässerte Moorböden sind für gut ein
Drittel aller von der Landwirtschaft verschuldeten Treibhausgase
verantwortlich. Anders gerechnet: Fünf Prozent der deutschen
Treibhausgase entweichen auf nur drei Promille der Landesfläche.

Dieses Problem ist schon seit Jahren, wenn nicht Jahrzehnten bekannt.
Passiert ist jedoch wenig. Mit dem »Aktionsprogramm natürlicher
Klimaschutz« hat die neue Bundesregierung Ende März erstmals eine
ehrgeizige Agenda vorgelegt. Bis Ende der Legislaturperiode plant sie
rund vier Milliarden Euro in den Naturschutz zu investieren. Sie
sollen helfen die biologische Vielfalt zu bewahren und gleichzeitig
zum Klimaschutz beitragen. Wohin genau das Geld fließen soll, wird bis
Jahresende entschieden. Sicher ist, dass die Wiedervernässung der
Moore eine zentrale Rolle spielen wird.

ANGEPASST WIRTSCHAFTEN

Dabei soll es nicht nur darum gehen, Entwässerungskanäle und die
Drainage einfach stillzulegen und alles zu renaturieren. Schließlich
werden v.a. die Niedermoore ja derzeit genutzt, von Menschen, die
damit ihre Lebensgrundlage erwirtschaften. Entscheidend wird darum
sein, auch die bald wieder nasseren Flächen natur- und
klimaverträglich zu nutzen. Zum Beispiel mit nasser Beweidung,
Gründlandnutzung oder dem Pflanzenanbau auf wassergesättigtem Boden in
»Paludikulturen«.

Verglichen mit dem Ertrag eines Maisackers oder intensiv genutzten
Grünlands ist die nasse Nutzung noch nicht konkurrenzfähig. Bei reiner
Marktorientierung wird sie es wahrscheinlich auch nie. Daher müssen
politische Instrumente helfen, eine Wertschöpfungskette für derartige
Kulturen zu schaffen. Wer auf Moorböden wirtschaftet, benötigt einen
Markt für die Verarbeitung und den Absatz von Weideprodukten und
Grasschnitt, Rohrkolben, Seggen und anderem mehr.

Geforscht wird dazu schon länger. So untersucht das »Greifswald Moor
Cent rum« seit Jahren, wie solche Pflanzen weiterverarbeitet werden
können. Klar scheint: Betriebe, die auf nassen Böden wirtschaften,
müssen dauerhaft mischfinanziert werden: mit dem Erlös ihrer Kulturen
und staatlich gefördert mit EUAgrar-und Naturschutzgeldern.

Wichtig wird es dabei immer sein, dass die nasse Nutzung so erfolgt,
dass auch die einst artenreichen Moorlebensräume wiederhergestellt
werden.

GROSSER WANDEL

Noch nie war die politische Bereitschaft so hoch, zum Schutz der Moore
nach Lösungen zu suchen und Geld bereitzustellen. Wir als BUND wollen
das nutzen und einen bestmöglichen Schutz der biologischen Vielfalt
erreichen, mit einem Optimum an Klimaschutz. Die gebotene großflächige
Wiedervernässung darf nicht auf eine Maximierung der Nutzung zielen,
sie muss Raum für die Renaturierung lassen.

Wie groß der Handlungsdruck ist, hat die Uni Greifswald berechnet. Für
das 1,5-Grad-Ziel muss Deutschland bis 2050 ab sofort in jedem Jahr 50
000 Hektar trockengelegte Moore wiedervernässen, zusätzlich zum
notwendigen Klimaschutz in Industrie, Verkehr, Bau etc.

Auch unserer Landwirtschaft steht damit ein großer Wandel bevor. Als
BUND wollen wir ihn sozialverträglich und fair gestalten und zugleich
mit Gewinn für die biologische Vielfalt.

MATTHIAS MEISSNER

leitet die Abteilung Biodiversität des BUND.

CHRISTINE MARGRAF

ist im BUND haupt- und ehrenamtlich für den Schutz bayerischer
Moore aktiv.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Seit mehr als 30 Jahren zeigt der BUND Niedersachsen in der Diepholzer Moorniederung, was man großräumig für den Schutz und für die Entwicklung von Mooren schaffen kann.

	Die Mertinger Höll bei Donauwörth bildet das Zentrum eines ausgedehnten Niedermoors. Mehrfach musste das heutige Naturschutzgebiet gegen große Bauvorhaben verteidigt werden.

	Der Rundblättrige Sonnentau fängt kleine Insekten und überlebt so auf nährstoffarmen Moorböden.

	Seit Jahren renaturiert die bayerische BUNDjugend im Oberallgäu ein alpines Hochmoor. Auch in diesem Herbst steht wieder ein mehrtägiger Arbeitseinsatz für »Much & Moor« an.
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STELLUNGNAHME/621: Das Energie-Manipulationsspiel des weißen Westens geht weiter (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Energie-Manipulationsspiel des weißen Westens geht weiter

von David Andersson, 18. Juli 2022
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Kernkraftwerk Chooz

Foto: © Raimond Spekking / CC BY-SA 4.0 (via Wikimedia Commons)
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Am 5. Juli 2022 stimmte das EU-Parlament dafür, dass Erdgas und Kernenergie
als grüne Investitionen bezeichnet werden dürfen, und ignorierte dabei alle
Forschungsergebnisse, welche die zerstörerischen Auswirkungen dieser
Energien auf unsere Umwelt belegen. Das Risiko der Kernenergie ist sogar
noch größer als das von Atomwaffen. Explosionen von Kernkraftwerken
verbreiten Radioaktivität in Bodennähe und in viel größeren Mengen als
Kernwaffen und beeinträchtigen alle Lebensformen in einem noch nie
dagewesenen Ausmaß.

Diese "grüne" Entscheidung wurde getroffen, während Europa in einen
geopolitischen Krieg mit Russland verwickelt ist (durch einen
Stellvertreterkonflikt in der Ukraine), der zu einer enormen Belastung der
Energiequellen geführt hat. Europa und die USA haben die meisten
wirtschaftlichen Transaktionen mit Russland, dem Lieferanten von 40 % der
europäischen Energie, verboten. Eine zweite Krise, die sich auf die
Entscheidung auswirkt, ist die unkontrollierte weltweite Inflation, die auf
die COVID-Pandemie gefolgt ist. Diese beiden Phänomene haben die
Energiepreise mancherorts verdreifacht und den Benzinpreis in den USA auf 6
oder 7 Dollar pro Gallone steigen lassen, während er noch vor wenigen
Monaten 2 bis 3 Dollar betrug.

Dieselben politischen Mächte, die jahrzehntelang den Einfluss
menschlicher Handlungen auf unsere Umwelt geleugnet haben, manipulieren
jetzt den Begriff der erneuerbaren Energie, indem sie versuchen, Gas und
Kernenergie als grün zu bezeichnen. Hätten dieselben Mächte vor 30
Jahren den Ölpreis auf das heutige Niveau angehoben und dieses Geld in
erneuerbare Energien investiert, wären die Energiekosten heute für alle
minimal und hätten die Macht der Öl produzierenden Länder verringert.
Natürlich wäre diese Lösung für die so genannten "Industrieländer" zu
einfach und für unsere Gesellschaften zu kostspielig gewesen, die jetzt
dieses Geld direkt an private Ölgesellschaften weitergeben (die es nicht in
erneuerbare Energien reinvestieren).

Es ist interessant, zwei Länder zu betrachten, deren derzeitige Situation
nicht unterschiedlicher sein könnte: Costa Rica, das vor 30 Jahren begonnen
hat, in echte erneuerbare Energien zu investieren, und Frankreich, das sich
für Investitionen in die Kernenergie entschieden hat. Heute ist die Energie
in Costa Rica kostenlos und das Land produziert mehr, als es verbrauchen
kann, während Frankreich derzeit mit einer schrecklichen Energiekrise zu
kämpfen hat.

Laut Dr. Paul Dorfman, Associate Fellow an der SPRU University of Sussex,
ist "der französische Atomkonzern EDF hoch verschuldet und steht vor einer
gewaltigen Kostenbelastung von bis zu 100 Milliarden Euro, um seine
alternde
Atomflotte am Laufen zu halten. Das Flaggschiff der EDF, der EPR-Reaktor,
ist überall dort, wo er gebaut wird, überteuert und überfällig."

Es ist an der Zeit, unsere Modelle und Ziele zu überdenken, und uns mehr
auf die langfristige Entwicklung als auf kurzfristige politische Vorteile
zu konzentrieren. Diese von Menschen verursachte Krise muss von allen
angegangen werden; keine Regierung wird diese Aufgabe für uns erledigen.
Die "formale Demokratie" des weißen Westens ist tot und hat keine Zukunft.
Wir müssen eine neue Kultur aufbauen, welche die Zukunft in den Vordergrund
stellt und uns zur Produktion von sicherer, erneuerbarer Energie führt, die
für alle verfügbar ist.


David Andersson ist Bürgerjournalist, Fotograf und
Herausgeber. In den 80er Jahren begann sein Engagement in der
Humanistischen Bewegung mit der Herausgabe einer Nachbarschaftszeitung
in Paris. Heute ist David der Koordinator des New Yorker Büros von
Pressenza und moderiert die virtuelle Talk Show Face 2 Face. Sie ist auf
Youtube und Facebook zu sehen.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.
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KLIMA/772: Feindliche Übernahme ...   - Carbon Farming (SB)



Geht es nach der EU-Kommission, können sich demnächst Weltkonzerne
wie IBM von konkreten Klimaschutzmaßnahmen freihalten, indem sie
Landwirtschaftsbetriebe dafür bezahlen, dass diese organische Anteile
in den Boden einarbeiten. Carbon Farming nennt sich das neue
Schlagwort für die eigentlich uralte, aber im Zuge der
Industrialisierung des kunstdüngeraufgeblähten Agrarsektors
vernachlässigte Praxis der regenerativen Landwirtschaft. Aus
Klimaschutzgründen will die EU in Zukunft dafür sogar handelbare
Kohlenstoffzertifikate ausgeben.

Einnahmen in Höhe von 38 bis 58 Milliarden Euro verspricht die
EU-Kommission den Landwirtinnen und Landwirten aus den Öko-Regelungen
(eco-schemes), zu denen auch Carbon Farming gerechnet wird. Der
Preis, den die landwirtschaftlichen Betriebe für ihre auf den ersten
Blick attraktive Beteiligung an einem System der Humusvermehrung im
Boden bezahlen werden, ist hoch: Sie leisten damit einer Entwicklung
Vorschub, die mit der Digitalisierung der Nahrungs- und
Futtermittelerzeugung in die Wege geleitet wurde - Stichwort
Landwirtschaft 4.0 - und sie langfristig durch billigere
Lohnarbeitskräfte oder sogar automatische Systeme ersetzbar macht.
Außerdem bestehen berechtigte Befürchtungen seitens der Bäuerinnen
und Bauern, dass sich Carbon Farming zu einem weiteren Türöffner für
Banken, Agrokonzerne und außerlandwirtschaftliche Akteure, die sich
in die landwirtschaftliche Produktion einkaufen und letztlich
Verfügungsgewalt über Landwirtschaft und Ernährung an sich ziehen,
entwickelt.

Indem die Landwirtinnen und Landwirte ihre Schlagdaten und somit
immer detailliertere Informationen unter anderem über den Zustand der
Äcker, die verwendeten Produktionsmittel und Anbaumethoden sowie
erzielten Ernteerträge preisgeben, geben sie ein Wissen aus der Hand,
das sie bislang für die landwirtschaftliche Produktion unverzichtbar
gemacht hat. Wenn diesem Trend nicht Einhalt geboten wird, könnte
etwas Vergleichbares zu dem geschehen, was nach der Wiedervereinigung
Deutschlands bei der Verteilung der ostdeutschen Ländereien durch die
Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) passiert war:
Lebensmittel- und Futterkonzerne sowie kapitalstarke Spekulanten auch
aus dem Nicht-Agrarsektor konnten sich manches Schnäppchen aneignen,
mitunter ohne dass sie die Absicht gehabt hätten, die Flächen zu
bewirtschaften. Wohingegen hochmotivierte Junglandwirtinnen und
-landwirte leer ausgingen.

Das jahrzehntelange Höfesterben und die Zentralisierung der
Agrarproduktion werden sich voraussichtlich unvermindert fortsetzen,
sollte die Landwirtschaft nicht nur Nahrungs- und Futtermittel,
sondern neben der Produktion von Treibstoffen für die motorisierte
Gesellschaft (Biosprit) und industrieller Rohfasern auch noch die
Funktion von Klimaschutz für außerlandwirtschaftliche Akteure
übernehmen.

Böden enthalten mehr als dreimal so viel Kohlenstoff wie weltweit
alle Wälder zusammengenommen und etwa doppelt so viel wie in der
Atmosphäre. Nach Angaben der EU-Kommission (2020) befinden sich 60
bis 70 Prozent der Böden in der Europäischen Union in keinem guten
Zustand. Außerdem stammen laut der Europäischen Umweltagentur im Jahr
2020 über 382 Mio. Tonnen Kohlenstoffdioxid-Äquivalenten (CO2eq) aus
der Landwirtschaft der 27 EU-Mitgliedsländer. Das macht knapp 11,8
Prozent ihrer Treibhausgasemissionen aus. Zu den
Kohlenstoffdioxid-Äquivalenten werden andere Treibhausgase wie zum
Beispiel Methan und Lachgas gerechnet, die in der Landwirtschaft beim
Einsatz von Stickstoffdünger und bei einer bestimmten Viehhaltung
freigesetzt werden. Da mutet die Idee des Carbon Farmings wie ein
doppelter Gewinn an, einerseits für den Klimaschutz, andererseits für
eine nachhaltige Landwirtschaft. Außerdem würde dem Verlust der
Artenvielfalt entgegengetreten.

Carbon Farming ist ein Sammelbegriff für verschiedene Maßnahmen, die
jedoch alle zum Ziel haben, entweder die eigenen
Treibhausgasemissionen zu senken oder der Atmosphäre Treibhausgase zu
entziehen. Beispiele hierfür sind:

- Steigerung des Humusaufbaus in den Böden durch den Anbau von Zwischen- und Deckfrüchten - insbesondere mit Hilfe von stickstoffbindenden Leguminosen (Hülsenfrüchten).

- Verringerung der mechanischen Bodenbearbeitung, beispielsweise kein Pflügen.

- Belassen von Ernterückständen auf dem Feld.

- Geringerer Einsatz von synthetischen Dünge- und  Pflanzenschutzmitteln, so dass die Bodenlebewesen weniger geschädigt werden.

- Freilandhaltung und Beweidung von Ackerflächen (anstelle von Stallhaltung).

- Anbau von Mischkulturen.

- Agroforstwirtschaft, also die Kombination von Ackerbau und Forstwirtschaft.
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Die Wegwarte - potentielle Zwischenfrucht des Carbon Farmings
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Zunächst klingt es wie eine großartige Idee: Wer organische und damit
kohlenstoffhaltige Anteile in den Boden einarbeitet und dafür sorgt,
dass diese dort bleiben, erhält als Belohnung eine Gutschrift. Deren
Höhe richtet sich nach der Menge an Kohlenstoff, der gebunden, das
heißt der Atmosphäre entzogen wurde. Solche Gutschriften bzw.
Kohlenstoffzertifikate können an Interessenten verkauft werden. Da
lockt die Aussicht auf einen schönen Zusatzverdienst. Interesse an
Kohlenstoffzertifikaten haben in der EU wiederum jene Unternehmen,
die ihre Klimaschutzziele nicht erfüllen können oder wollen. Anstatt
also ihre eigenen Emissionen zu senken, müssen sie diese kompensieren
und beispielsweise Kohlenstoffzertifikate erwerben.

Als mögliches Vorbild für Carbon Farming wird das Europäische
Emissionshandelssystem (ETS) diskutiert. Das war mit der Absicht
eingerichtet worden, bestimmte Wirtschaftszweige der Europäischen
Union zu dekarbonisieren, also zu "entkohlenstofflichen" und auf die
notwendigen Klimaschutzziele auszurichten, indem die Unternehmen
genötigt werden, immer weniger Treibhausgase zu emittieren. Die
Praxis des ETS indessen zeigt, dass inzwischen Spekulationen den
Preis der Kohlenstoffzertifikate bestimmen und weniger die
Notwendigkeit, Klimaschutz zu betreiben.

Konzernen wie dem Energieriesen RWE bereitet ein hoher Preis für
Kohlenstoffzertifikate keine nennenswerten Sorgen, hat er sich doch
mit ihnen so umfangreich eingedeckt, dass er seine zu erwartenden
Aktivitäten bis mindestens zum Jahr 2035 ausgleichen kann. Hedging
wird der vorsorgliche, teils weit auf die Zukunft ausgerichtete
Erwerb von CO2-Zertifikaten genannt. Diese wurden erworben, als der
Preis extrem niedrig lag. Jetzt, da der (starken Schwankungen
unterworfene) Preis deutlich gestiegen ist, sollte durch das ETS
theoretisch ein Lenkungseffekt eintreten und die Wirtschaft zu
stärkerem Klimaschutz motivieren. Denn wer nicht genügend Energie
spart und viel CO2 emittiert, wird genötigt, dies mit dem Erwerb von
CO2-Zertifikaten auszugleichen.

Wer aber wie RWE Hedging betreibt, erfährt durch den Preisanstieg der
CO2-Zertifikate sogar einen enormen Wertzuwachs. Die einst
beispielsweise für fünf Euro/Tonne CO2-Äquivalent erworbenen
Kohlenstoffzertifikate werfen eine phantastische Rendite ab. Am 7.
August 2022 lag der Preis bei 85 Euro/Tonne CO2-Äquivalent. Nun
könnte RWE die Zertifikate sogar dazu einsetzen, um zu expandieren
und im außereuropäischen Ausland in "Dreckschleudern" wie
Kohlekraftwerke zu investieren, die keinem Emissionshandelssystem
unterworfen sind. Damit würde sich das wichtigste
Klimaschutzinstrument der Europäischen Union als Geldmaschine für
klimaschädliches Wirtschaften außerhalb der EU erweisen.

Auf etwas Ähnliches könnte Carbon Farming, bei dem Zertifikate für
eine klimafreundliche Landwirtschaft ausgegeben werden, hinauslaufen.
Das ist einer der zahlreichen Kritikpunkte an dem Vorhaben der
Europäischen Union. Wieder einmal scheint diese mit einem ihrer
Klimaschutzvorhaben Forderungen seitens Nichtregierungsorganisationen
vermeintlich aufzugreifen, doch wieder einmal könnte sich dies als
Förderung von Konzernen und eines Strukturwandels herausstellen.

Am 14. Januar 2021 hat die Europäische Kommission eine Liste
landwirtschaftlicher Praktiken veröffentlicht, die im Rahmen der
geplanten Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der
EU-Mitgliedsländer unter die Öko-Regelungen fallen könnten, um einen
wichtigen Beitrag zu den Zielen des "Grünen Deals" zu leisten. Dazu
zählen ökologische Anbaumethoden, Etablierung von Fruchtfolgen,
beispielsweise mit stickstoffbindenden Leguminosen, grasbasierte
Viehhaltung, Präzisionslandwirtschaft, Haltungspraktiken, die das
Tierwohl fördern, Verringerung der Verwendung von Antibiotika in der
Tiermast und nicht zuletzt Carbon Farming. Weitere förderfähige
Praktiken sind Veränderung der Fütterungsstrategien, der Einsatz von
Nitrifikationshemmern, um die mit der Düngung verbundenen Emissionen
zu reduzieren, sowie die Lagerung und Verbesserung des Managements
von Dung.


Carbon Farming - Entwicklung und Ziel

Dezember 2015 - Auf der Weltklimakonferenz von Paris (COP 21) wurde
die 4-Promille-Initiative vorgestellt. Dahinter steht die Rechnung,
dass die Zunahme der Treibhausgasemissionen durch menschliche
Aktivitäten kompensiert werden kann, wenn der Kohlenstoffanteil in
den obersten 30 bis 40 Zentimetern der Böden weltweit um vier
Promille erhöht würde. Das ist allerdings ein theoretischer Wert,
denn bei weitem nicht alle Böden lassen sich entsprechend behandeln.
Zudem hat jeder Boden eine Obergrenze der
Kohlenstoffaufnahmefähigkeit, bzw. es gibt sehr humusreiche Böden wie
Moore, die landwirtschaftlich nur eingeschränkt nutzbar sind.
Außerdem müsste das hohe Niveau dauerhaft gehalten werden, damit ein
Boden nicht zur Kohlenstoffquelle wird.

April 2021 - Die EU-Kommission stellt den Abschlussbericht einer
zweijährigen Studie zum Carbon Farming vor. Der Bericht trägt den
Titel "Technical Guidance Handbook setting up and implementing
result-based carbon farming mechanisms in the EU".

Juli 2021 - Beginn der "Carbon Initiative" des Bayer-Konzerns. Daran
nehmen 28 Landwirtinnen und Landwirte aus acht europäischen Ländern
(Frankreich, Spanien, Belgien, Dänemark, Deutschland, Österreich,
Großbritannien und Ukraine) teil und bewirtschaften zusammen rund 500
Hektar nach Methoden des Carbon Farmings.

Dezember 2021 - Die EU-Kommission stellt in einer Mitteilung zu
"nachhaltigen Kohlenstoffkreisläufen" ihre Initiative zum Carbon
Farming vor.

April 2022 - Der EU-Agrarrat begrüßt den Vorschlag der EU-Kommission
für Carbon Farming. Allerdings hat Bundeslandwirtschaftsminister Cem
Özdemir (Die Grünen) grundsätzliche Bedenken geäußert und bei einer
Sitzung des Agrarrats zu Protokoll gegeben, dass ihm Carbon Farming
als neues grünes Geschäftsmodell "verfrüht" erscheint. Für die
Finanzierung von Carbon Farming dürften keine zusätzlichen
EU-Finanzmittel in Anspruch genommen werden. Bei einer Vergütung der
Kohlenstoffbindung im Boden dürfe man nicht nur die Speicherleistung
berücksichtigen, sondern es müsse auch die Freisetzung von
Kohlendioxid bedacht werden. Die Landwirtschaft solle nicht die
CO2-Emissionen anderer Sektoren kompensieren. Bleibt Özdemir bei
seinem Standpunkt, könnte das einen zukünftigen Zertifikatehandel im
Rahmen von Carbon Farming in der EU unterbinden.

Ende 2022 - Die EU-Kommission will einen Legislativvorschlag für
einen Rechtsrahmen präsentieren, in dem Carbon Farming stattfinden
soll.

2030 - Durch die Veränderung der Landbewirtschaftung will die EU
jährlich 310 Megatonnen (Mt) CO2eq netto aus der Atmosphäre
herausholen.

2050 - Als Resultat ihres Green Deals will die EU bis Mitte des
Jahrhunderts klimaneutral sein, was bedeutet, dass sie "netto" nicht
mehr Treibhausgase emittiert, als sie zu binden vermag. Da manche
Produktionsprozesse weiterhin nicht ohne Emissionen laufen können,
sollen die entsprechenden Mengen an Kohlenstoffemissionen der
Atmosphäre entzogen werden. Dazu werden technische und natürliche
Lösungen diskutiert, beispielsweise die industrielle Abscheidung,
Verflüssigung und geologische Lagerung von Kohlenstoff aus Abgasen
(CCS) und das Binden von Kohlenstoff in natürlichen Systemen wie
Wäldern, Mooren und landwirtschaftlichen Flächen.


Überwachen, überprüfen, Bericht erstatten

Zu der Frage, wie sie die Kohlenstoffbewirtschaftung in der EU
fördern will, teilte die EU-Kommission mit:

"Es muss ein System eingeführt und auf der Ebene der
Landbewirtschafter gefördert werden, um Landwirte und Forstwirte für
die von ihnen erzielte zusätzliche Kohlenstoffbindung zu belohnen.
Gegenwärtig schränken Umsetzungsprobleme wie der finanzielle Aufwand
für die Einführung neuer Bewirtschaftungsmethoden und das Fehlen
zuverlässiger Überwachungs-, Berichterstattungs- und
Überprüfungssysteme die Akzeptanz der Kohlenstoffbewirtschaftung in
der EU ein. Die Komplexität der Messung der Kohlenstoffbindung in
Verbindung mit unzureichend zugeschnittenen Beratungsdiensten führt
auch zu Unsicherheiten bei den Einnahmemöglichkeiten der
Landbewirtschafter." (QANDA/21/6688)

Überwachen, überprüfen, Bericht erstatten machen heute schon einen
erheblichen Teil der Arbeit eines landwirtschaftlichen Betriebs aus,
und keinesfalls soll hier als Alternative der Deregulierung das Wort
gesprochen werden. Doch sollten sich die Beteiligten klar darüber
sein, welcher Preis für diese Art von Klimaschutz und Landwirtschaft
bezahlt werden muss und vor allem, wer ihn zu entrichten hat.
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Analyse der Zerfallsreihe einer Proton-Proton-Kollision im Teilchenbeschleuniger?
Nein, ein Landwirt bei der Arbeit ...
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In den USA ansässige Konzerne kompensieren bereits ihre Emissionen
mit Carbon Farming. So hat der Softwarekonzern Microsoft für mehr als
vier Millionen Dollar (3,6 Millionen Euro) Emissionsgutschriften von
US-Landwirten erworben, die seit dem vergangenen Jahr Pilotprojekte
zur Kohlenstoffbindung durchführen. Das Institute for Agriculture and
Trade Policy (IATP) verfolgt diese Entwicklung seit Jahren und hat
das Konzept des Carbon Farmings wiederholt kritisiert bzw. seine
Grenzen und Gefahren aufgezeigt. Zuletzt fasste Shefali Sharma,
Leiterin des Berliner Europa-Büros des IATP, in einem Meinungsbeitrag
im EU-Observer (19.07.2022) ihre Bedenken zusammen.

Bevor die EU-Kommission am 30. November ihren Vorschlag für eine
Rechtsvorschrift zum Kohlenstoffabbau vorlegt, sollte sie noch einige
Punkte klären, die einer Anpassung der europäischen Landwirtschaft an
die Klimaziele der EU im Wege stehen, schreibt sie. Der Weltklimarat
IPCC habe in seinem jüngsten Sachstandsbericht unmissverständlich
festgestellt, dass das Herausnehmen von Kohlenstoff aus der
Atmosphäre kein Ersatz für die Reduzierung von Kohlenstoffemissionen
sein kann. Noch innerhalb dieses Jahrzehnts müssen die
Treibhausgasemissionen deutlich gesenkt werden, um die globale
Erwärmung zu begrenzen. Deshalb dürfe der gesetzliche Rahmen für
Carbon Farming den großen Emittenten nicht als Schlupfloch dienen, um
unverdrossen Treibhausgase zu produzieren.

Die Autorin begründet ihre Behauptung, dass der Erwerb von
Kohlenstoffzertifikaten ein Schlupfloch sein kann, mit den
Erfahrungen zum Carbon Farming in den USA. Das System sei vor mehr
als zehn Jahren eingeführt worden und habe keine nennenswerten
Auswirkungen auf den Klimaschutz gehabt. Problematisch sei
beispielsweise die Leichtigkeit, mit der Kohlenstoff wieder aus den
Böden entweicht, der Mangel an exakten Messverfahren zum Volumen der
Kohlenstoffanteile der Böden und auch das wirtschaftliche Risiko für
die landwirtschaftlichen Betriebe, die Carbon Farming betreiben.

So sei bei einem typischen Testverfahren die Menge an eingebrachtem
Kohlenstoff deutlich zu hoch eingeschätzt worden, da die Proben zu
nahe an der Oberfläche entnommen worden waren. Des weiteren sei
festgestellt worden, dass der Kohlenstoff bei steigenden Temperaturen
viel schneller wieder freigesetzt wird als vermutet. Der Kohlenstoff
sei demnach nicht dauerhaft im Boden gebunden geblieben, wie es aber
für den Klimaschutz erforderlich gewesen wäre.

Sharma kann sich auf eine wachsende Zahl von Untersuchungen berufen,
in denen beispielsweise festgestellt wurde, dass eine andere
Bewirtschaftung oder auch eine nachteilige Witterung einem Boden
innerhalb nur eines Jahres wieder erhebliche Mengen an Kohlenstoff
entziehen können. Und dass eine Erhöhung des Kohlenstoffgehalts eines
Bodens dafür sorgt, dass sich die Bodenlebewesen zwar stärker
vermehren, aber, kein Wunder, dabei verstärkt Kohlenstoff abbauen. Es
müssen also Jahr für Jahr größere Mengen Kohlenstoff eingebracht
werden, um ein hohes Niveau halten zu können.
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Der Landwirt Alexander Frick Jr. baut mit Hilfe von Systemen der
Präzisionslandwirtschaft Soja an. Carbon Farming würde ähnliche
Anforderungen ans Monitoring stellen.
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Kohlenstoffzertifikate bringen den Landwirtschaftsbetrieben nicht nur
Verdienste ein, sondern es entstehen auch Kosten, insbesondere
aufgrund der strengeren Überwachung, der Prüfungen und der
verpflichtenden Berichterstattung. Deswegen ist in den USA Carbon
Farming in erster Linie Großbetrieben zugutegekommen, wohingegen
kleine bis mittelgroße Betriebe benachteiligt wurden, schreibt die
IATP-Direktorin. Zudem seien rechtliche Fragen nach wie vor
ungeklärt. Beispielsweise welche Verpflichtungen und Risiken für
Pächter bestehen, wer Eigentümer der erzeugten Kohlenstoffzertifikate
ist und wie langfristige Kreditverpflichtungen den Verkauf von
Ackerland beeinflussen können.

Ähnliche Bedenken zur unsicheren Rechtslage äußerten im November 2021
der WWF und rund 30 weitere Nichtregierungsorganisationen in einem
Positionspapier zum Carbon Farming. Darin heißt es: "Sollten nämlich
die humusmehrenden Maßnahmen nicht zu der mit dem Zertifizierer
vereinbarten Menge Kohlenstoff im Boden führen, besteht die Gefahr,
dass Unternehmen, die den Humusaufbau 'abkaufen', nicht erfüllte
Ansprüche geltend machen."

Aufgrund eines unverschuldeten Humusverlustes beispielsweise in Folge
von Witterungseinflüssen drohen den Landwirtinnen und Landwirten
Rückzahlungsforderungen. Weniger Bedenken hat dagegen die
Internationale Vereinigung der ökologischen Landbaubewegungen
(IFOAM). Sie begrüßte in einer Stellungnahme vom April 2022 den
Vorstoß der EU-Kommission zur Erhöhung des organischen Anteils in den
Böden.


Daten - die Währung des digitalen Zeitalters

Sharma macht auf einen weiteren Aspekt des Zertifikatehandels
aufmerksam, der in der Berichterstattung über dieses Thema häufig
unter den Tisch fällt. Die Regelungen verlangen von den
Landwirtschaftsbetrieben auch die Weitergabe enormer Datenmengen über
die Vorgänge in ihrem Betrieb, einschließlich jährlicher
Informationen über Anpflanzung, Saatgut, Düngereinsatz, Ausrüstung
und Ernte. Viele US-Landwirte seien besorgt und fragten sich, wer
diese Daten kontrolliert und wer davon profitiert. "Große, weltweit
tätige Agrarunternehmen wie Cargill, Bayer und Corteva haben ihre
eigenen Datensysteme für landwirtschaftliche Betriebe entwickelt. Die
bieten den Unternehmen einen beispiellosen Zugang zu den Abläufen auf
den einzelnen Betrieben sowie auf die aggregierten Daten vieler
landwirtschaftlicher Betriebe - die sich alle in Privatbesitz
befinden und kontrolliert werden. Dies sind oft die gleichen
Unternehmen, von denen die Landwirte beim Kauf von Betriebsmitteln
abhängig sind, was zu einem Interessenkonflikt führt."

Um ihre Klimaschutzziele zu erreichen sollte die Europäische Union
die Milliarden von Euro aus der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) auf
Maßnahmen lenken, die den europäischen Landwirtinnen und Landwirten
wirklich helfen, anstatt Abzocke mit Kohlenstoffzertifikaten zu
betreiben, fordert die IATP-Direktorin.

Manche der hier genannten Bedenken Sharmas trägt auch die
EU-Kommission vor. Als besondere Herausforderungen des Carbon
Farmings bezeichnet sie das unkontrollierte Entweichen von
Kohlenstoff aus den Böden, spezifische Messschwierigkeiten, mangelnde
Überwachungsstandards und zu wenig Transparenz. Aber wird die
EU-Kommission den Einwänden der NGOs Rechnung tragen und auf die
Förderung von Bodenspekulationsgeschäften und damit der weiteren
Akkumulation von Land verzichten?

Für Carbon Farming werden Monitoring-Methoden weiter verfeinert.
Beispielsweise können mittels Laser-Spektroskopie selbst kleine
Moleküle - zum Beispiel Kohlenstoff - im Boden nachgewiesen werden.
In Kombination mit Satellitenbildern lässt sich die
landwirtschaftliche Produktion umfänglich überwachen. Das birgt den
Vorteil, dass auch tatsächlich nachgewiesen werden kann, wieviel
Kohlenstoff ein Boden enthält oder, wie bei der
Präzisionslandwirtschaft, an welcher Stelle wieviel Dünger die
höchsten Erträge in Aussicht stellt. Aber dieses Wissen macht die
ursprünglich Produzierenden austauschbar. Steht eine neue Welle des
Landgrabbings bevor? Das befürchten Nichtregierungsorganisationen wie
GRAIN, und sie können sich auf negative Erfahrungen mit sogenannten
Ausgleichsprojekten für CO2-Emissionen berufen. Diese haben teils
schwerwiegende Folgen für Menschen und ihre Umwelt. Sowohl die
Förderung der Produktion von Biokraftstoff als auch die Aufforstung
zwecks CO2-Bindung hatten Vertreibungen und Verdrängungen zur Folge.

Viele Fragen zum Carbon Farming sind noch offen und werden womöglich
auch in absehbarer Zeit nicht zu beantworten sein: Wie will man
unterscheiden, ob der Kohlenstoffaufbau im Boden eine zusätzliche
Maßnahme ist oder ob die Landwirtschaftsbetriebe nicht sowieso dafür
gesorgt hätten, dass der Humusgehalt ihrer Böden erhöht wird? Würde
nicht ein Nullsummenspiel betrieben, falls das organische Material
von einem benachbarten, nicht dem Carbon Farming unterworfenen Feld
in einen Boden eingearbeitet wird, durch den dann
Kohlenstoffzertifikate als vermeintlich zusätzlicher Klimaschutz
generiert werden? Außerdem verringert sich zunächst der Humusgehalt
des Bodens, wenn auf einer Fläche etwas angebaut wird. Humus wird
abgebaut und wieder eingebracht - das ist ein Merkmal der
regenerativen Landwirtschaft. Auch von daher ist es fraglich, ob
Carbon Farming nennenswert zum Klimaschutz beitragen kann.

CO2-Emissionen bleiben Hunderte von Jahren in der Atmosphäre.
Wohingegen Kohlenstoff im Boden binnen eines oder weniger Jahre
verschwinden kann. Realistischerweise muss man sagen, dass angesichts
dieser zeitlichen Diskrepanz eine Kompensation nicht stattfindet.
Zumal die Finanzierung über ein Zertifikatsystem auf einige Jahre,
nicht jedoch Jahrzehnte oder gar Jahrhunderte, wie es für den
Klimaschutz erforderlich wäre, angelegt würde. Sobald aber ein
Betrieb keine CO2-Zertifikate für seine Böden erhält, könnte er zu
der dann vielleicht vielversprechenderen mineraldüngerbetriebenen
Landwirtschaft zurückkehren.

Betriebe, in denen bereits regenerative Landwirtschaft betrieben
wird, können ihre Böden kaum mit weiterem Humus anreichern. Gehen
diese vorbildlichen Höfe beim Carbon Farming leer aus? Werden
ausgerechnet jene belohnt, die bisher Raubbau betrieben haben und
ihre ausgelaugten Böden nun mit finanzieller Unterstützung aufpäppeln
können?

Vor dem Hintergrund der bisherigen Klimaschutzpolitik der EU ist zu
erwarten, dass Carbon Farming ein weiteres Beispiel dafür wird, wie
Klimaschutz dem Primat der Ökonomie unterworfen wird und die soziale
Frage zur Fußnote gerät. Enteignung der Bäuerinnen und Bauern ist
keine Erfindung der Jetztzeit, aber sie hat auch noch nicht geendet.
Es droht eine Fortsetzung der ursprünglichen Akkumulation mit den
qualifizierten Mitteln moderner Überwachungs- und Messtechnologien.
Die Ironie der Geschichte: Agrokonzerne wie Bayer haben davon
profitiert, dass eine Landwirtschaft betrieben wird, durch die die
Böden ausgelaugt werden. Nun sollen sie von der Schadensbehebung
profitieren, indem sie den Humusaufbau im Boden fördern und sich
darüber von eigenen Klimaschutzmaßnahmen freikaufen.




[image: Özdemir gestikuliert bei einer Ansprache mit einer Lauchstange in der Hand, umringt von Demo-Teilnehmerinnen und -teilnehmern - Foto: Leonhard Lenz, CC0, via Wikimedia Commons]

Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir hält Carbon Farming für
eine "Riesenchance" (Brüssel, Januar 2022), aber bezeichnet das neue
grüne Geschäftsmodell als "verfrüht" (Brüssel, April 2022). Wie wird
er sich bei zukünftigen Abstimmungen im EU-Agrarrat verhalten?

(Der Minister auf der "Wir-haben-es-satt-Demo" am 22. Januar 2022 in Berlin)

Foto: Leonhard Lenz, CC0, via Wikimedia Commons
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MELDUNG/186: Städte und Gemeinden müssen Trinkwasser im öffentlichen Raum kostenlos bereitstellen (BMUV)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz 

Pressemitteilung - 10.08.2022

Städte und Gemeinden müssen Trinkwasser im öffentlichen Raum
kostenlos bereitstellen



Die Bundesregierung hat beschlossen, dass künftig Trinkwasser aus dem
Leitungsnetz an möglichst vielen öffentlichen Orten frei verfügbar
sein muss. Kommunen sollen künftig Trinkwasserbrunnen aufstellen.
Die Bundesregierung hat heute beschlossen, dass künftig Trinkwasser
aus dem Leitungsnetz an möglichst vielen öffentlichen Orten frei
verfügbar sein muss. Kommunen sollen künftig Trinkwasserbrunnen
beispielsweise in Parks, Fußgängerzonen und in Einkaufspassagen
aufstellen, sofern dies technisch machbar ist und dem lokalen Bedarf
entspricht. Die neue Regelung zielt darauf ab, möglichst allen
Bürgerinnen und Bürgern öffentlichen Zugang zu qualitativ hochwertigem
Trinkwasser zu gewähren. Leicht verfügbares Trinkwasser ist darüber
hinaus auch ein wichtiger Baustein kommunaler Hitzeaktionspläne. So
können sich die Menschen besser vor den gesundheitlichen Auswirkungen
von Hitze schützen.

Bundesumweltministerin Steffi Lemke: "Zugang zu Trinkwasser muss für
alle Menschen in Deutschland so einfach wie möglich sein. Die letzten
trockenen und heißen Sommer haben uns gezeigt: Andauernde Hitzewellen
sind kein seltenes Ereignis mehr in Deutschland. In Zukunft werden
Extremwetterereignisse wie Hitzewellen und Trockenperioden häufiger
und intensiver sein. Trinkbrunnen mit Leitungswasser gehören zudem zu
den Basisbausteinen einer guten Hitzevorsorge. Wenn Kommunen jetzt
aktiv werden, dann leisten sie einen wichtigen Beitrag zum Gesundheits-
 und vor allem Hitzeschutz von Bürgerinnen und Bürger. Leitungswasser
ist ein kontrolliertes Lebensmittel, es spart Energie und wird am
Trinkbrunnen verpackungsfrei bereitgestellt - so profitiert auch die
Umwelt."

Der heute beschlossene Gesetzesentwurf legt fest, dass künftig zur
öffentlichen Wasserversorgung, als einer Aufgabe der Daseinsvorsorge,
auch die Bereitstellung von Leitungswasser durch Trinkwasserbrunnen an
öffentlichen Orten gehört. Städte und Gemeinden müssen die neue
Regelung mit Inkrafttreten des Gesetzes umsetzen. Dabei haben sie
weitgehende Flexibilität, was Lage, Zahl und Art der
Trinkwasserbrunnen angeht. Trinkwasserbrunnen sollten möglichst an
zentralen, frequentierten und für die Allgemeinheit gut erreichbaren
öffentlichen Orten, wie Plätzen, Fußgängerzonen oder Parks,
aufgestellt werden. Derzeit gibt es deutschlandweit bereits
schätzungsweise mehr als 1.300 öffentliche Trinkwasserbrunnen. In
einem ersten Schritt sollen Städte und Gemeinden nun etwa 1.000
zusätzliche Trinkwasserbrunnen aufstellen.

Öffentliche Trinkbrunnen sind überdies eine wirkungsvolle Maßnahme, um
Menschen vor gesundheitlichen Auswirkungen von Hitze zu schützen.
Daher sind sie auch Teil der für Kommunen empfohlenen Maßnahmen für
regionale und lokale Hitzeaktionspläne. Ziel ist es, hitzebedingte
Erkrankungen und Todesfälle durch Prävention zu vermeiden. Fachleute
des Zentrums KlimaAnpassung unterstützen zahlreiche Städte und
Gemeinden bei der Ausarbeitung von Konzepten zum Hitze- und UV-Schutz.
Die mögliche Ausgestaltung eines nationalen Hitzeaktionsplans lässt
das Bundesumweltministerium in einem eigenen Forschungsvorhaben
erkunden.

In den meisten Bundesländern bestehen bereits landesrechtliche
Vorschriften, die die öffentliche Wasserversorgung als Aufgabe der
Daseinsvorsorge den Kommunen zuweisen. Mit der neuen Regelung leistet
die Bundesregierung einen wichtigen Beitrag, um Ziel 6 der UN-Ziele
für die nachhaltige Entwicklung (SDGs) und die damit verbundene
Zielvorgabe, den Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser für alle, zu
erreichen.

Die Gesetzesnovelle passiert zunächst den Bundesrat, bevor der
Bundestag sie verabschieden kann. Das Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

10.08.2022 | Pressemitteilung Nr. 106/22 | Binnengewässer




Weitere Informationen

Extremwettereignis Hitzewelle

zur Themenseite

https://www.bmuv.de/themen/gesundheit-chemikalien/gesundheit/gesundheit-im-klimawandel/extremwetterereignisse/hitze

Handlungsempfehlungen zur Erstellung von Hitzeaktionsplänen zum Schutz
der menschlichen Gesundheit

zur Themenseite

https://www.bmuv.de/themen/gesundheit-chemikalien/gesundheit/gesundheit-im-klimawandel/handlungsempfehlungen-fuer-die-erstellung-von-hitzeaktionsplaenen

Gesundheit im Klimawandel

zur Themenseite

https://www.bmuv.de/themen/gesundheit-chemikalien/gesundheit/gesundheit-im-klimawandel

Zentrum KlimaAnpassung

externer Link zum Zentrum

https://www.zentrum-klimaanpassung.de/

Sofortprogramm Klimaanpassung

zum Download

https://www.bmuv.de/download/sofortprogramm-klimaanpassung

10.08.2022 - Binnengewässer

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des
Wasserhaushaltsgesetzes

https://www.bmuv.de/gesetz/entwurf-eines-zweiten-gesetzes-zur-aenderung-des-wasserhaushaltsgesetzes

 * 

Quelle:

BMUV-Pressemitteilung, 10.08.2022
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COMIC STRIP/0190: Magus Rolf - Fegezauber ... (SB)
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COMIC STRIP/0189: Hartze sieht rot ... (SB)
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